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EDITORIAL/146: Ach, sind wir bunt ... (SB)
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Ach, sind wir bunt ...

Wir sind bunt, will sagen, wir repräsentieren das denkbar umfassendste
demokratische Spektrum und uns eint die Stellungnahme gegen rechts
oder verwandte anti-demokratische Machenschaften.

Mit der spektral-invasiven Gesamtdisposition und jenen integrativen,
Mehrheitsabsprachen verpflichteten Selbstbestimmungsfähigkeiten
stellen wir den gelegentlich vorherrschenden Meinungs- und
Überzeugungsdurchschnitt im allgemeinen und die normative Abgrenzung
im besonderen in den Fokus unserer Absichten.

Bunter geht es wirklich nicht; gemahnt uns doch diese Dominanz nicht
zu überbietender Konvention an einen Buntstiftkasten, dessen Freiheit
und Funktion sich ausschließlich auf die ordentliche Bereitstellung
einer entsprechenden Auswahl von Farben beschränken läßt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. August 2019
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WALD/398: Hambacher Forst - Begründungsverschleierung ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilungen vom 30. August 2019

Gutachten belegen: Offizielle Begründung für Räumung des Hambacher
Forstes fabriziert ++ Ende Gelände fordert Untersuchungsausschuss im
Landtag ++ IM Reul soll eidestattliche Erklärung zu Hintergrundabsprachen
mit RWE abgeben



Köln, 30.08.219: Zu der Veröffentlichung der Gutachten zur Räumung des
Hambacher Forstes erklärt die Pressesprecherin von Ende Gelände, Kathrin
Henneberger: "Es ging der Landesregierung immer nur darum, RWE den Weg
freizuräumen. Um die Interessen des Kohlekonzerns durchzusetzen, täuschte
sie bewusst die Bevölkerung und traumatisierte und verletzte
Klimaaktivisten. Wir brauchen jetzt einen Untersuchungsausschuss im
Landtag, da Herr Reul und Herr Laschet offensichtlich der lückenlosen
Aufklärung massiv den Weg versperren. Innenminister Reuls beständige
Verteidigung des Räumungsgrund ist ein Meisterstück politischen
Wegduckens".

Daniel Hofinger, der die Herausgabe der Gutachten erklagt hatte, erklärt:
"Die lange geheim gehaltenen Gutachten belegen schwarz auf weiß, dass die
Landesregierung bei der Begründung der Hambi-Räumung lügt. Der
'Brandschutz' war herbei konstruiert und vorgeschoben. Innenminister Reul
muss jetzt den Verdacht aus der Welt schaffen, dass es
Hintergrundabsprachen zwischen der Landesregierung und RWE gab und gibt.
Dafür sollte er eine eidesstattliche Erklärung abgeben, in der er
rechtssicher bejaht, dass diese Absprachen nicht existierten. Wenn er
nichts zu verbergen hat, sollte das für ihn ein Leichtes sein."

Am 13. September 2018 begann die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen
mit der Räumung des Hambacher Forstes. Auf der Suche nach juristischen
Begründungen für den größten Polizeieinsatz in der Geschichte NRWs erteilte
sie den Auftrag für zwei Rechtsgutachten. Diese wurden durch eine Klage nun
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Gutachten belegen, dass der
"Brandschutz" - der offizielle Räumungsgrund - lediglich vorgeschoben war,
da mehrere andere Optionen, zum Beispiel nach dem Polizeirecht, ein
Eingreifen nicht erlaubten. Innenminister Reul und Ministerpräsident
Laschet, die stets betonten, dass die Räumung in keinem Zusammenhang mit
der anstehenden Rodung des Waldes durch RWE stünde, sehen sich jetzt dem
Vorwurf der Täuschung ausgesetzt, die SPD-Fraktion im Landtag spricht von
einem "Riesenskandal".


Weiterführende Informationen:

Die Gutachten finden Sie unter:

https://fragdenstaat.de/dokumente/1663/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. September 2019 
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KOHLEALARM/634: Klimakampf und Kohlefront - halbherzig parteiisch ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 30. August 2019

Gericht stoppt Tagebau Jänschwalde aufgrund schwerer Versäumnisse des
Betreibers



Tagebau Jänschwalde muss ab 1. September 2019 in Sicherheitsbetrieb
gehen - Verwaltungsgericht Cottbus lehnt Antrag auf Fristverlängerung der
Betreiberin LEAG ab - Jahrelange Versäumnisse der LEAG sind verantwortlich
für kurzfristigen Stopp des Tagebaus

Berlin/Cottbus, 30.8.2019: Das Verwaltungsgericht Cottbus hat am Freitag
den Antrag der Tagebaubetreiberin LEAG abgelehnt, einen Beschluss vom 27.
Juni 2019 abzuändern. Die LEAG hatte beantragt, die Wirkung des
erfolgreichen Eilantrages der Umweltverbände gegen den Tagebaubetrieb erst
zum 30. November 2019 eintreten zu lassen, sofern auch bis dahin der Mangel
der fehlenden FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht geheilt werden könne. Bis
dahin wollte die LEAG den Tagebaubetrieb trotz der vom Gericht angenommenen
Rechtswidrigkeit aufrechterhalten. Deutsche Umwelthilfe (DUH) und Grüne
Liga bewerten den Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus als
überfälligen Beitrag für den Naturschutz vor Ort.

Nun muss die LEAG ab Sonntag, den 1. September 2019, den Tagebau auf einen
sogenannten Sicherheitsbetrieb herunterfahren. Damit bleibt lediglich die
Aufrechterhaltung einer etwaigen Wiederaufnahme der Kohleförderung
gewährleistet.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Der Stopp der
Braunkohleförderung schützt unmittelbar Pflanzen und Tiere in der Nähe des
Tagebaus Jänschwalde. Dass es zu einem kurzfristigen Anhalten des Tagebaus
kommt, ist allein dem abenteuerlichen Umgang von LEAG und Bergbehörde mit
europäischem Naturschutzrecht geschuldet."

Laut Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus ist der Hauptbetriebsplan
des Tagebaus rechtswidrig vom Landesbergamt Brandenburg (LBGR) genehmigt
worden, weil wichtige FFH-Verträglichkeitsprüfungen fehlen. Durch
Grundwasserabsenkungen bedroht der Tagebau geschützte Feucht- und
Moorgebiete in seinem Umfeld. Die Klagegemeinschaft von DUH und Grüner Liga
hatte deshalb gegen die Genehmigung des Hauptbetriebsplan geklagt.

Rene Schuster von der Grünen Liga: "Die LEAG-Beschäftigten haben darauf
vertraut, dass der Tagebau nach Recht und Gesetz geführt wird - sie sind
von den Entscheidungsträgern schwer enttäuscht worden. Bereits im Frühjahr
2010 haben wir intensiv darauf hingewiesen, dass der Bau einer
Grundwasserabdichtungswand nördlich des Tagebaues möglich und notwendig
ist. Unternehmen und Bergbehörde haben diesen Hinweis ignoriert. Der
Konflikt zwischen Tagebau und geschützten Feuchtgebieten wurde sehenden
Auges immer weiter verschärft. Der nunmehr eintretende Stillstand des
Tagebaues ist die direkte Folge der damaligen Fehlentscheidung."

Der die Umweltverbände in den Verfahren vertretende Rechtsanwalt Dirk
Teßmer: "Nachdem die Gerichte nun in beiden Instanzen bestätigt haben, dass
der Tagebau Jänschwalde rechtswidrig betrieben wird, ist die heutige
Entscheidung des Verwaltungsgerichts und die damit verbundene Aussetzung
der Betriebsplanzulassung die logische Konsequenz. Die LEAG hat die
Problematik der Einflüsse des Tagebaus auf die geschützten Feucht- und
Moorgebiete unterschätzt oder schlicht keine Lösung für die Problematik. Es
bleibt abzuwarten, wann die fehlende Verträglichkeitsstudie vorgelegt wird.
Dass festgestellt werden kann, dass der Tagebau mit der Erhaltung der Moore
und Feuchtgebiete vereinbar ist, kann ich mir kaum vorstellen.

Im Februar 2019 hatte die DUH in Zusammenarbeit mit der Grünen Liga beim
Verwaltungsgericht Cottbus Klage gegen die Genehmigung des
Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des Braunkohlentagebaus Jänschwalde
eingereicht. Die Klage zielt darauf ab, eine weitere Schädigung der
umliegenden europäischen Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiete (FFH-Gebiete) zu
verhindern. Aus Sicht der Umweltverbände besteht die Gefahr, dass der
Weiterbetrieb des Tagebaus mehrere geschützte Moorgebiete durch
Entwässerung zerstört. Zudem kann der Tagebau die Wiedernutzbarmachung der
abgebaggerten Landschaft selbst nach Einschätzung der Bergbehörde nicht
mehr finanzieren.

Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und fast vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als Natura-2000 bzw. FFH
(Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte Moore, in denen seit Jahren
Austrocknungserscheinungen beobachtet werden. Bei der Prüfung des
Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für Wasser und
Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit des
vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu einer
Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Links:

Zum Beschluss des Verwaltungsgerichts:

http://l.duh.de/p190830

Veröffentlichung der GRÜNEN LIGA zur Machbarkeit einer Dichtwand, März
2010:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/_archiv/dichtwand_fak.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 30.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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AKTION/7270: Braunschweig - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 8.9.2019


Stadt Braunschweig

Tag des offenen Denkmals: Führungen durchs Siegfriedviertel

Am Sonntag, 8. September



Braunschweig. Unter der Überschrift "Modern(e): Umbrüche in Kunst und
Architektur" findet am Sonntag, 8. September der diesjährige
bundesweite "Tag des offenen Denkmals" statt. Er knüpft mit seinem
Motto an das 100-jährige Bauhaus-Jubiläum 2019 an. Braunschweig
beteiligt sich an dem Programm.

Das Referat Stadtbild und Denkmalpflege der Stadtverwaltung lädt für
11 und 14 Uhr zu einem Stadtspaziergang durch das Siegfriedviertel
ein, die einzige denkmalgeschützte Wohnsiedlung in Braunschweig.
Anhand der Planungs- und Baugeschichte des Siegfriedviertels lassen
sich verschiedene Brüche erläutern, und auch der im Motto
angesprochene Umbruch der Moderne - das vom Bauhaus inspirierte "Neue
Bauen" - hat hier seinen Nachhall gefunden. Ein etwa halbstündiger
Vortrag von Referatsleiter Klaus Hornung am Beginn jedes
Stadtspaziergangs führt in das Thema ein. Treffpunkt ist auf der
Südseite des Burgundenplatzes im Gebäude Siegmundstraße 7. Als
zusätzliches Angebot ist in Kooperation von Heimatpfleger Peter
Pospiech und BS|Netz in der Zeit von 12 bis 17 Uhr das Wasserwerk am
Bienroder Weg 47a zu besichtigen.

Das 1919 in Weimar gegründete Bauhaus steht für einen Umbruch in Kunst
und Architektur in Richtung einer eher rationalen seriellen, sachlich
nüchternen Ästhetik bzw. Bauweise. Sie wollte sich abgrenzen vom
Ornament und vom "nutzlosen Zierrat" des Historismus im 19.
Jahrhundert.

Weitere Braunschweiger Institutionen tragen zum Programm am Tag des
offenen Denkmals bei. Eine Gesamtübersicht über das Braunschweiger
sowie das bundesweite Programm findet sich unter 
www.tag-des-offenen-denkmals.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7269: Münster - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 8.9.2019


Stadt Münster

Spannende Umbrüche: Denkmäler öffnen ihre Türen

Viele Angebote am Tag des offenen Denkmals am Sonntag, 8. September



Münster (SMS) Ein Denkmal besichtigen, das sonst nur von außen
wahrgenommen werden kann. Mit Menschen reden, die darin leben und
Details der wechselvollen Geschichte kennen. Möglich macht dies der
Tag des offenen Denkmals am kommenden Sonntag (8.9.). Unter dem Motto
"Modern(e): Umbrüche in Kunst und Architektur" werden dann
ungewöhnliche Blickwinkel auf Orts-, Bau- und Zeitgeschichte eröffnet -
 fachkundige Erläuterungen inklusive.

Bei einer Nutzungsänderung sind Umbrüche offensichtlich: Eine Kirche
wird zum Verlagshaus, ein Bauernhof lädt zum gemeinschaftlichen
Wohnen ein. Spannend kann aber auch das Detail sein: Wie neue Fenster
in einer alten Kirche aussehen können, zeigt das Beispiel der
Hiltruper Kirche Sankt Clemens aus dem Jahr 1913. Der Speisesaal im
ehemaligen Priesterseminar am Überwasserkirchplatz erhielt schon im
19. Jahrhundert durch die Ausstattung mit Totentanzdarstellungen eine
ganz besondere Qualität.

Immer wieder interessant ist auch der Blick mit neuer Fragestellung
auf altbekannte Denkmäler. Die Besucherinnen und Besucher von
Erbdrostenhof, Clemenskirche und Buddenturm werden feststellen, dass
es auch beim vermeintlich Bekannten viel Neues zu entdecken gibt. Dies
gilt ebenso für die Angebote, die zum Jüdischen Friedhof an der
Einsteinstraße und zum Speicher Haus Kump in Mecklenbeck im Programm
stehen.

Der Denkmaltag präsentiert Umbrüche in Kunst und Architektur sowohl im
großen städtebaulichen Zusammenhang auf den Kasernengeländen wie auch
im gestalterischen Detail bei der Astronomischen Uhr. Dem
Forscherdrang der Kinder tragen die Archäologen in der Speicherstadt
Rechnung. Poetisch wird es dagegen im Garten von Haus Rüschhaus.

Das umfangreiche und vielfältige Programm mit annährend 60
Anlaufstellen im ganzen Stadtgebiet hat die städtische Denkmalbehörde
mit Unterstützung von vielen Ehrenamtlichen, Eigentümern, Architekten
und Heimatpflegern zusammengestellt. Das Programmheft gibt es in der
Münster-Information im Stadthaus 1 am Syndikatplatz, online steht es
im Stadtportal zur Verfügung (www.stadt-muenster.de/denkmaltag).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 
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AKTION/7268: Lippstadt - Programm zum "Tag des offenen Denkmals 2019" am 8.9.2019


Stadt Lippstadt

Tag des offenen Denkmals 2019

Stadtmuseum und Haus Köppelmann öffnen ihre Türen



Lippstadt. "Moderne: Umbrüche in Kunst und Architektur" lautet das
Motto des diesjährigen "Tag des offenen Denkmals", der bundesweit
einheitlich am Sonntag, 8. September 2019, zum 26. Mal stattfindet.
Auch in diesem Jahr beteiligt sich die Stadt Lippstadt wieder an der
Veranstaltung. Ein besonderer Fokus liegt in Lippstadt auf den
Stuckdecken im Stadtmuseum und im Haus Köppelmann in der Innenstadt.

"An beiden Gebäuden lässt sich der Umbruch in die Moderne ab Mitte des
18. Jahrhunderts gut zeigen", erklärt Dieter Mathmann, Denkmalpfleger
der Stadt Lippstadt. Wer es sich leisten konnte, versah die Decken mit
Stuck. Wer darüber hinaus einen oder mehrere Räume besonders in Szene
setzen wollte, ließ den Stuck mit außergewöhnlichen Details wie
Ornamentik oder auch mit eingelassenen Gemälden mit szenischen
Darstellungen aufwerten.

"Von diesen sehr qualitätsvollen Decken haben wir in Lippstadt
außergewöhnlich viele zu bieten", so Dieter Mathmann. "Die
aufwendigsten Decken in einem als Privathaus errichteten Gebäude sind
sicher im Museum zu bewundern", ergänzt Dr. Christine Schönebeck,
Leiterin des Stadtmuseums. "Aber auch das Haus Köppelmann ist in
dieser Hinsicht einen Besuch wert", sind sich Mathmann und Schönebeck
einig.

Die Veranstaltung beginnt um 11 Uhr im Museum. Nach einer kurzen
Einführung und Erklärung der dort vorhandenen Stuckdecken, ist es
möglich, in geschlossenen Gruppen zum Haus Köppelmann zu gehen, um
auch dort die Stuckdecke im Rokokosaal zu besichtigen. Die Führungen
und Erklärungen starten jeweils im 90-minütigen Rhythmus im Museum: um
11 Uhr, 12.30 Uhr und um 14 Uhr. Eine Anmeldung ist nicht notwendig.
Die Veranstaltung ist wie immer kostenlos.

Hintergrund:

Der "Tag des offenen Baudenkmals" findet regelmäßig am zweiten Sonntag
im September statt. Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz gibt jedes
Jahr ein bestimmtes Thema vor, unter dem die einzelnen Denkmalbehörden
der Städte und Gemeinden ein passendes Objekt suchen können, um es
dann der Öffentlichkeit vorzustellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. August 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 
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TREFF/1425: Cuxhaven - Kuratorenführung "Cuxhaven - eine historische Bilderreise" am 7.9.19


Stadt Cuxhaven

Kuratorenführung "Cuxhaven - eine historische Bilderreise"



Zum Ende der aktuellen Sonderausstellung Cuxhaven - eine historische
Bilderreise im Museum Windstärke 10 bietet der Autor Hagen Zielke am
07.09.2019 um 14.00 Uhr eine Kuratorenführung durch die Ausstellung
an. Für den Besuch dieser Finissage ist ein Kostenbeitrag von 3,50
Euro zu entrichten. Ein Besuch der gesamten Museumsausstellung ist
damit nicht verbunden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 
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TREFF/1424: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 9. - 14. September 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 37. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de





        ACHTUNG!

        Das Konzert „Gleewood - Blues und Americana Rock aus New Mexico
            (USA)“ am Sonntag, 8. den September 2019, von 17.00 bis
            19.00 Uhr, wurde leider auf Grund von Krankheit der Musiker ABGESAGT!

        Im Vorverkauf erstandene Tickets können selbstverständlich vor Ort
        im Komm du Kulturcafé gegen Erstattung des vollen Preises
        zurückgegeben werden!
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        Einladung und Pressemitteilung vom 03.09.2019

        

        Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

        

        

        Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

            *Mittwoch, 11. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Jam
            Session

        
                  Lexi's Jam Session - Join the moment! 

              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

         
            Homepage: http://www.komm-du.de
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        Lexi's Jam Session - Join the moment!


        Nach erfolgreichen zwei Editionen, kommt die Akustik- Jam Session
        zurück ins Komm du!

        Alles darf, nichts muss: Von Gipsy, Jazz, Blues, Reggae, Soul, Funk
        bis hin zu Freestyle - fühlt euch frei zu experimentieren.

         

        Verbindet euch mit anderen Musiker*innen oder probiert euch an
        gänzlich Unbekanntem aus.

        Eine Grundausstattung von Instrumenten ist vorhanden
        (dr,p,eb,git,perc,trgl)

         

        Leidenschaftliche Zuhörer*innen und Tänzer*innen sind natürlich
        immer gern gesehen!

         

        Besetzung:

        Jeder Zuhörer / Zuschauer darf sich gerne der Jam Session
        anschließen!

                    

        Weitere Informationen:

        https://www.facebook.com/events/481648325902177/

        

        

        

            *Donnerstag, 12. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:
            Reisebericht

        
                  Wolf Leichsenring - “Durchlöcherte Einsamkeit” | Ein
            Reisebericht über Australiens Westen

        
              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        Durchlöcherte Einsamkeit – Australiens Westen / AUS 5


        Wenn sich nur rund alle 300-500km ein Ort am Horizont zeigt, so kann
        Einsamkeit wohl kaum größer sein. Wir tauchen ein in den fast
        unbewohnten Westen des 5. Kontinents.

        Oben, im tropischen Norden, starten wir die Reise. Dann folgen wir
        meist dem Westküstenhighway südwärts, um nach vielen tausend
        Kilometern per Wohnmobil zu einer Besichtigungstour in die Metropole
        Perth einzuladen. Unterwegs passieren wir Städte wie Derby, Broome,
        Exmouth, Monkey Mia  und viele andere mehr, bekannte und unbekannte
        mehr. Auch die südwestliche Halbinsel, „The Bottom“ genannt, kommt
        u.a. mit der von Nationalparks umringten Stadt Albany nicht zu kurz.

        

        Apropos Nationalparks. Die weltberühmte
        Bungle-Bungle-Gebirgsformationen, ebenso Westaustraliens
        Topattraktion, die Kimberleys mit dem Windjana Gorge liegen genauso
        auf unserer Route wie der Karijini Nationalpark mit seinen tiefen
        Schluchten.

        

        Bezaubern lassen wollen wir uns außerdem in der Welt des
        frühlingshaften Outbacks mit seinen fast horizontlosen,
        unbeschreiblich farbenfrohen Wildblumenfeldern. Wer lieber die
        Tierwelt mag, darf sich an Krokodilen, Kängurus, Papageien, Delfinen
        und Walen erfreuen.

        

        Diese und viele andere Impressionen werden in dem Diavortrag
        präsentiert.

        Bleibt noch die Frage offen, zu welcher Tierart „Quokkas“ gehören.
        Die Antwort hierauf gibt der Reisejournalisten Wolf Leichsenring in
        seinem Reisebericht.   

        

        Besetzung:

        Wolf Leichsenring – Autor

        

        Weitere Informationen:

        https://ga-wo.leichsenring.net/reisen/

        

        

          

        
                *Freitag, 13. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        
                  Paul “The Touch” Eastham | Singer-Songwriter mit Gitarren
            und Klavier-Sounds

        
              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Paul Eastham]

Paul "The Touch" Eastham
Foto: by Paul Eastham




        Paul "The Touch" Eastham - Sein Name ist Programm


        Der Begnadeter Singer und Songwriter Paul Eastham mit Gitarre und
        Piano mit einer unglaublich schönen Stimme. Lädt ein zu einem
        musikalischen Event der ganz besonderen Art. Paul Eastham ist ein
        außergewöhnlicher Musiker: Mit tausenden von Konzerten in vielen
        Ländern auf dem Buckel, schafft er es immer wieder, sein Publikum
        sprachlos werden zu lassen. Sei es durch seinen kraftvollen als auch
        streichelnden Gesang, oder auch durch seinen mutigen und dennoch
        kraftvoll zarten Anschlag auf dem Klavier.

        

        Aus gutem Grund nannte James Sanger, der Produzent von U2 und Dido,
        Paul „The Touch“, wegen seiner Fähigkeit, Menschen nur durch das
        Spielen von ein paar Noten zu bewegen. Paul hat mit vielen Künstlern
        Lieder und Musik geschrieben, darunter die beliebte Sängerin Duffy.

        

        “Ich wünsche mir, dass meine Texte die Herzen der Menschen öffnen.”

        

        Paul hat sich auch als akustischer Künstler entwickelt, was ihm
        weltweite Anerkennung eingebracht hat und sogar eine Billigung von
        Elixir Guitar Strings. Daneben hat er mit den drei fantastischen
        Instrumental-Alben „An Cuan Siar“, „Prisoner of War“ und „Iron
        Horse“ auch seine klassische Seite neu belebt. Paul Eastham ist
        zudem ein international anerkannter Songwriter und arbeitet in
        Großbritannien, Dänemark und den USA und hat mit einigen
        Nashville-Größen wie Anthony Smith, Paul Jefferson, Ola Publishing,
        Winston Sela in London und vielen mehr getextet. Pauls Labels sind
        Winston Sela Music London und Bluewater Publishing Nashville.

        

        Besetzung:

        Paul Eastham - E-Piano, Gitarre und Irish Whistle

        

        Weitere Informationen:

        https://www.pauleastham.com/home

        https://www.facebook.com/pauleasthammusic/?fref=ts

        https://www.youtube.com/watch?v=PGDJkezfpDY

        https://www.youtube.com/watch?v=lGdpKAe2k7A

        

        

        

            *Samstag, 14. September 2019, 15.30 bis 16.30 Uhr:
            Musikalische Märchen  

        
                  Helmut Stuarnig - “Helli Hu” | Musikalische Märchen für
            Kinder

        
              Eintritt: 7€ 

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Ticket- und Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52 
        oder E-Mail: kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de
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        Musikalische Märchen für Kinder


        Hallo liebe Kinder!

        Kennt ihr Helli Hu, den guten Wolf?

         

        „Helli Hu“ ist ein junger Wolf und zwar ein ganz Besonderer: ein
        Wolf mit viel Gefühl!

        Er verlässt sein Zuhause, zieht in die Welt hinaus und hat
        haarsträubende Begegnungen.

         

        Dies ist ein musikalisches Märchen für Kinder ab 4 Jahren, welches
        erzählt und untermalt von Violine und Keyboard Klängen untermalt
        wird.

        

        Besetzung:

        Helmut Stuarnig - Erzähler und Violine

        Lew Beloglasow – Keyboard

        

        

        

            *Samstag, 14. September 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        
                  J46 - “Spaß am Jazz” | Von Jazz, über Swing bis zu Funk-Jazz

        
              Eintritt frei / Hutspende

        

              Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

              Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

              Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Gerhard Schulze]

J46
Foto: by Gerhard Schulze




        J46 - “Spaß am Jazz” | Von Jazz, über Swing bis zu Funk-Jazz


        J46 steht für Jazz for Six und ist eine Jazzband aus dem Hamburger
        Süden. Sie spielen Jazzstandards aus mehreren Jahrzehnten. Dazu
        gehören Swingnummern wie auch Balladen und Funk-Jazz. Die Band gibt
        es seit 10 Jahren, begonnen als Trio und ausgebaut zum Sextett.

        

        Besetzung:

        Inger Genge - Tenorsaxophon, Altsaxophon und Sopransaxophon 

        Gerhard Schulze - Tenorsaxophon 

        Frank Petersen - GItarre und Percussion

        Holger Forchhammer - Bass

        Jan Decker - Piano

        Jürgen Wunder - Drums
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 03.09.2019

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu
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TREFF/715: Rheinbach/Sankt Augustin - Im Herbst mit Büchern aufs Sofa, 4.9.-2.12.2019


Hochschule Bonn-Rhein-Sieg

Im Herbst mit Büchern aufs Sofa



Die Hochschul- und Kreisbibliothek Bonn-Rhein-Sieg (HuKB) hat jetzt ihr
Herbstprogramm der Reihe "Zu Gast auf dem Sofa" vorgelegt. Insgesamt sechs
Veranstaltungen finden von September bis Anfang Dezember 2019 an der
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg in den Räumen der HuKB in Rheinbach und Sankt
Augustin statt.

Die "Lesungen mit Dialog", so der Untertitel der Reihe, beginnen jeweils
um 19.30 Uhr und kosten 10, ermäßigt 6 Euro.

Den Auftakt macht die in Bonn aufgewachsene Autorin Kristin Höller. Sie
bringt am Mittwoch, 4. September 2019, ihren Roman "Schöner als überall"
an den Campus Rheinbach mit. In dem Buch kommen die beiden Hauptpersonen
in ihren Heimatort zurück. Sie erkennen zwar alles wieder, aber sich
selbst bald nicht mehr und werden einander immer fremder.

Auch den nächsten Termin am Dienstag, 24. September 2019, bestreitet ein
Bonner Autor in Sankt Augustin: Der Philosoph Markus Gabriel war schon
mehrfach Gast auf dem Sofa, dieses Mal diskutiert er mit Moderator Gert
Scobel über sein neues Buch "Der Sinn des Denkens". Anhand aktueller
Themen streift Gabriel neben Leibniz und Kant auch Filme und Serien wie
Ghost in the Shell, Matrix oder den Sechs-Millionen-Dollar-Mann. Das
Denken sei eine sinnliche Fähigkeit, müsse trainiert werden und könne
nicht künstliche nachgebaut werden, ist Gabriel überzeugt. Längst gilt
Gabriel als einer der wichtigsten deutschsprachigen Philosophen der
Gegenwart, der es versteht, klassische und moderne Theoretiker einerseits
und Popkultur andererseits zusammenzuführen.

Nach der Wahl Donald Trumps zum Präsidenten der USA gründete die
Journalistin Mareike Nieberding die Jugendbewegung DEMO und lässt diese
Erfahrung in ihr Buch einfließen. In "Verwende Deine Jugend - Ein
politischer Aufruf" erklärt sie am Freitag, 11. Oktober 2019, in
Rheinbach, wie es gelingt, dass politisches Engagement der
Jugendbewegungen nicht einfach verhallt und warum alle, gleich welchen
Alters oder welcher Profession endlich anfangen sollten, gemeinsam für die
Zukunft zu kämpfen.

Bestsellerautor Rafik Schami ist in Sankt Augustin ein guter Bekannter. Am
Mittwoch, 13. November 2019, stellt er seinen neuen Roman "Die geheime
Mission des Kardinals" vor, der bereits die Bestenlisten anführt. Die
Kriminalgeschichte - ein Kardinal wird in einem Fass mit Olivenöl an die
italienische Botschaft in Damaskus geliefert - ist zugleich eine
Geschichte von Glaube und Liebe, Aberglaube, natürlich auch Mord und
erklärt die Konflikte der syrischen Gesellschaft. ACHTUNG: Die Lesung von
Rafik Schami findet im Technischen Rathaus, An der Post 19 in 53757 Sankt
Augustin statt.

Um einen Perspektivwechsel der besonderen Art geht es in Sankt Augustin am
Dienstag, 26. November 2019. Die Musikerin Yael Nachshon Levin lernt in
Berlin die Journalistin Anja Reich kennen. Reich, gebürtige Berlinerin
geht kurz darauf als Korrespondentin nach Tel Aviv, Yaels Heimatstadt in
Israel. Und so beginnt ein Briefwechsel, aus dem sich eine tiefe
Freundschaft entwickelt über die getauschte Heimat, über das Fremde und
das Vertraute, über Israel und Deutschland. Yael Nachshon Levin begleitet
die Lesung Reichs aus "Getauschte Heimat - Ein Jahr zwischen Berlin und
Tel Aviv" mit Gesang und Klavier

Den Abschluss macht am Dienstag, 3. Dezember 2019, in Sankt Augustin
Zsuzsa Bánk, ebenfalls schon häufiger zu Gast auf dem Sofa. Passend zur
Jahreszeit stellt sie ihr Buch "Weihnachtshaus" vor. Es erzählt von zwei
Freundinnen, die ein Café betreiben. Daneben besitzen sie ein
Wochenendhaus im Odenwald, das alles andere als bewohnbar ist. Sie träumen
davon, irgendwann hier gemeinsam Weihnachten zu feiern. Es moderiert
Susanne Kundmüller.

Die Veranstaltungsorte

Rheinbach:

Hochschul- und Kreisbibliothek Bonn-Rhein-Sieg,

Von-Liebig-Straße 20, 53359 Rheinbach

Sankt Augustin:

Hochschul- und Kreisbibliothek Bonn-Rhein-Sieg,

Grantham-Allee 20, 53757 Sankt Augustin

Technisches Rathaus,

An der Post 19, 53757 Sankt Augustin:

nur Lesung Rafik Schami!




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg, 02.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ATTAC/2007: Die Verkehrswende gemeinsam durchsetzen


Attac Deutschland Presseankündigung

Frankfurt am Main, 3. September 2019

Die Verkehrswende gemeinsam durchsetzen

Attac bringt verkehrspolitische Akteure an einen Tisch / Öffentliche
Diskussion in Frankfurt



• Freitag, 13. September, 19 bis ca. 21.30 Uhr

• Saalbau Schönhof, Rödelheimer Straße 38, Frankfurt am Main

Seit mehr als 40 Jahren sind die ökologischen Folgen von Auto- und
Flugverkehr und die Notwendigkeit alternativer Lösungen immer wieder
Thema der öffentlichen Debatte. Ungeachtet dessen hat sich in dieser
Zeit der Autoverkehr verdoppelt, der Flugverkehr vervierfacht, sind
ökologische Alternativen wie das Interregio-Netz der Bahn abgeschafft
und die meisten internationalen Direktverbindungen der Bahn eingestellt
worden. Lange Zeit schien sich daran nichts ändern zu lassen.

Doch in den vergangenen Monaten ist die Debatte über einen
klimagerechten Verkehr der Zukunft in nahezu allen Teilen der
Gesellschaft voll entbrannt. Das Fenster der Möglichkeiten für
Veränderung steht offen.

Fridays for Future, umwelt- und verkehrspolitische Verbände, Parteien,
Gewerkschaften und aktivistische Gruppen haben ebenso wie das
globalisierungskritische Netzwerk Attac Ziele für eine Verkehrswende
benannt. Einig sind sie sich, dass ein Umbau der autogerechten
Gesellschaft zugunsten von klimaschonender Mobilität mit mehr Bahn, Bus,
Rad und Fußverkehr notwendig ist. Darüber, wie dies erreicht werden
soll, gehen die Vorstellungen auseinander oder bleiben die Aussagen eher
allgemein.

In dieser Situation bringt Attac Deutschland wichtige
zivilgesellschaftliche Akteure für eine Verkehrswende an einen Tisch:
Bei einer öffentlichen Diskussion am Vorabend der Proteste gegen die
Internationale Automobilausstellung (IAA) in Frankfurt gehen sie der
Frage nach, ob und wie sie die "Verkehrswende gemeinsam durchsetzen"
können. Wo gibt es Unterschiede, wo Gemeinsamkeiten in den
verkehrspolitischen Zielen? Welche Schritte sind für einen Einstieg in
die Mobilitätswende am dringendsten? Und auf welche gemeinsamen
Strategien zur Umsetzung können sich die Beteiligten einigen?

Auf dem Podium nehmen teil:

- Jens Hilgenberg (BUND Deutschland)

- Margret Velo (Bündnis "Sand im Getriebe")

- Heiko Nickel (VCD Hessen)

- Marion Tiemann (Greenpeace Deutschland)

- Antje Blöcker (Gewerkschafterin, IG Metall)

- Winfried Wolf (Bündnis "Bahn für alle")

- Einführung: Hendrik Auhagen (Attac Deutschland)

- Moderation: Judith Amler und Achim Heier (Attac Deutschland)

Mit der Kampagne "einfach.umsteigen: Klimagerechte Mobilität für alle"
macht Attac Druck für den sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft.
Zur IAA bereiten mehrere Bündnisse Proteste vor; Attac ist an allen
Tagen beteiligt: Am Samstag, 14. September, bringen eine Demo und
Fahrrad-Sternfahrt unter dem Motto "Aussteigen" die Forderung nach dem
Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor vor die Messetore. Am Sonntag, 15.
September, wird das Bündnis "Sand im Getriebe" den reibungslosen Ablauf
der IAA mit friedlichen Blockaden stören.




Weitere Informationen:

Attac-Kampagne "einfach.umsteigen - Klimagerechte Mobilität für
alle":

www.attac.de/ einfach-umsteigen

Podiumsdiskussion "Verkehrswende gemeinsam durchsetzen?" am 13.9.:

www.attac.de/podium-verkehrswende

Überblick über die IAA-Proteste:

www.attac.de/iaa-proteste

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/371: Demonstration gegen das Wahlergebnis der AfD (NIKA)


Bündnis "Nationalismus ist keine Alternative Hamburg"

Pressemitteilung vom 2. September 2019

Wir lassen unsere Freund*innen nicht allein! Kein Friede mit der
Afd! Jetzt erst recht!



• Kraftvolle Demonstration gegen das Wahlergebnis der AfD im Osten zog
durch die Hamburger Innenstadt

• 600 Menschen folgten dem Aufruf des Bündnisses "Nationalismus ist
keine Alternative Hamburg"

• In Redebeiträgen wurde die AfD und die etablierten Parteien als
Wegbereiter des Rechtsrucks kritisiert, sowie das nur noch nominell
existierende Asylrecht und die neuen Polizeiaufgabengesetze.


Für Montag, den 02.09.2019, hatte das Antifa-Bündnis "Nationalismus ist
keine Alternative" zur Demonstration in Solidarität mit den
emanzipatorischen Strukturen in Ostdeutschland aufgerufen, Anlass war
das gestrige Wahlergebnis der AfD.

Dem Aufruf sind 600 Menschen gefolgt, ab dem Hachmannplatz in der
Innenstadt ging es los Richtung AfD Zentrale. Laut und entschlossen ging
es über die Mönckebergstraße zu einem Besuch des AfD Parteibüros, weiter
über den Jungfernstieg bis zum Gängeviertel.

In Durchsagen und Redebeiträgen wurde das Wahlergebnis der AfD in
Sachsen und Brandenburg kritisiert, aber auch Bezug genommen auf die
neuen Polizeigesetzte und das de facto nur noch nominell existierende
Asylrecht. Auch konservative Parteien wie die CDU wurden in den Fokus
genommen, da diese mit ihrer Politik die Normalisierung der AfD möglich
gemacht haben.

Dazu Julia Ervin, die Pressesprecherin des Bündnisses: "Wir glauben
nicht, dass eine schwarz-blaue Koalition ausgeschlossen ist, daher:
Organisiert die Antifa!"

Die Antifa-Demo ging ohne Zwischenkundgebung die Haupteinkaufsstraße in
der Hamburger Innenstadt entlang und endete am Gängeviertel.

Julia Ervin zeigte sich zufrieden mit der Demo: "Wir waren gemeinsam auf
die Straße und haben unsere Solidarität gezeigt. Die emanzipatorischen
Strukturen in Ostdeutschland sind nicht allein. Wenn wir eine
solidarische Gesellschaft wollen, müssen wir auch über Alternativen zum
Kapitalismus nachdenken. Und gemeinsam für die Verbesserung unseres
Lebens kämpfen. Denn es gibt keine Alternative zu Solidarität!"

Nationalismus ist keine Alternative!

"Nationalismus ist keine Alternative" (NIKA) ist eine bundesweite
Mitmach-Kampagne gegen die Festung Europa und ihre Fans. In der
Vergangenheit organisierte sie Proteste gegen Parteitage der AfD und
führte Aktionen in Wahlkämpfen durch. Gegründet hatte sich die Kampagne
2016, um einen gesellschaftlichen Gegenpol gegen Rechtsruck und
Neoliberalismus zu bilden.

https://www.nationalismusistkeinealternative.net/hamburg/

 * 

Quelle:

Bündnis "Nationalismus ist keine Alternative"

Pressemitteilung vom 2. September 2019

E-Mail: grow-hamburg@riseup.net

Internet: https://www.nationalismusistkeinealternative.net/hamburg/
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LESUNG/6481: Hamburg - Alexander Häusser, "Noch alle Zeit", 18.09.2019


Literaturzentrum Hamburg - Programm im September 2019

Mittwoch, 18.9.19, 19.30 Uhr

Alexander Häusser liest aus seinem neuen Roman Noch alle Zeit
(Pendragon)




Ein vor 50 Jahren verschwundener Vater, eine Mutter, die überraschend
ein kleines Vermögen hinterlässt. Edvard will wissen, warum ihm das
verborgene Sparbuch verschwiegen wurde. Eine erste Spur führt ihn zu
einer Bank nach Oslo. Auf der Fahrt dorthin lernt er eine
Journalistin kennen. Auch sie ist auf der Suche nach sich selbst.
Ihre Reise durch Fjorde, Gebirge, einsame Hochebenen und magische
Orte wird beide für immer verändern.

Alexander Häusser, geb. in Reutlingen, lebt als Schriftsteller und
Drehbuchautor in Hamburg. Er studierte Germanistik, Philosophie und
Geschichte. Bekannt wurde er mit seinem Roman Zeppelin, der verfilmt
wurde und bundesweit in den Kinos lief. Für seine Erzählungen und
Romane erhielt er zahlreiche Stipendien sowie den Hamburger
Literaturförderpreis.

Eintritt: EUR 7,-/5,-

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/6480: Hamburg - Lyrik zur Teatime mit Tom Schulz und Eckhard Rhode, 08.09.2019


Literaturzentrum Hamburg - Programm im September 2019

Sonntag, 8.9.19, 17.00 Uhr

LYRIK ZUR TEATIME

Tom Schulz liest aus

Reisewarnung für Länder Meere Eisberge (Hanser Berlin)

Eckhard Rhode liest frühere und neue Gedichte sowie aus

bruchstellen (Verlag Peter Engstler)



Für seine Lyrik wurde Tom Schulz vielfach ausgezeichnet (u.a.
Autorenstipendium der Stiftung Preußische Seehandlung, Erfurter
Stadtschreiber). Zuletzt las er bei uns aus Die Verlegung der
Stolpersteine. Eckhard Rhode erhielt in diesem Jahr den
N.C. Kaser-Preis, mit dem "zeitgenössische Lyrik von trotzigem
Temperament und poetischer Originalität" ausgezeichnet wird. Zu den
Preisträger*innen gehörten auch Farhad Showghi, Gundi Feyrer, Bert
Papenfuß-Gorek und Elke Erb.

Tom Schulz wuchs in Ost-Berlin auf. Seit 2002 freier Autor, davor
arbeitete er in div. Jobs in der Baubranche. Von 2011 - 2014 Leiter
des Lyrikworkshops open poems an der Literaturwerkstatt Berlin. Er
ist auch Übersetzer spanischer, amerikanischer und niederländischer
Lyrik und schreibt literarische Reportagen.

Eckhard Rhode, geb. in Oldenburg i.O., lebt und arbeitet seit 1980 in
Hamburg. Er ist Schriftsteller, Schauspieler und Gastronom und
veröffentlichte mehrere Gedichtbände (u.a. akt). Schreibt auch für
"Y" - Revue für Psychoanalyse - . Seit 1997 auch analytische Arbeit
mit Franz Kaltenbeck.

Eintritt: EUR 7,- / 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





SEMINAR/337: Berlin - Intensivworkshop zur Improvisation im Lyrikvortrag mit Mathias Traxler, 28.+29.09.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für September 2019

SA 28.9. + SO 29.9., jeweils 11-16 Uhr
SelbstVERSuche special

Poetische Bildung

Die Poesie des Plötzlichen

Zweitägiger Intensivworkshop zur Improvisation im Lyrikvortrag mit
Mathias Traxler, Autor, Berlin



Vorkenntnisse sind nicht erforderlich

Heutzutage dominiert im literarischen Betrieb eine Praxis, in der sich das
Lesen meist in mehr oder weniger sorgfältig geübter Textwiedergabe
erschöpft. Dabei wäre es in Rückbesinnung und Hinwendung zu den oralen
Traditionen der Lyrik für Dichter und Dichterinnen eine wichtige
Grundlage, sich der Bedeutung klanglicher und inhaltlicher Impulse im
eigenen Vortrag bewusster zu werden, den Sinn für die musikalischen Mittel
der eigenen Dichtung zu schärfen, die Suggestionen des poetischen
Materials zu entdecken, das poetische Spiel zu erweitern und Vertrauen in
die eigene Stimme zu entwickeln.

Nicht jeder Ton einer Improvisation entsteht spontan. Improvisierende
Musiker bedienen sich immer wieder verschiedener Tonfolgen, die in ihre
Improvisationen eingebracht werden und die dem Spieler Zeit und Raum
geben, an bestimmten Stellen tatsächlich Neues zu entdecken bzw. zu
erfinden. Die Vokabeln der Improvisation sind die sogenannten Licks, vorab
einstudierte Tonfolgen. Zusammen mit "erimprovisiertem" Material und
Zitaten sind sie als Techniken auch für das eigene poetische Schreiben und
Sprechen interessant.

Der Dichter und Übersetzer Mathias Traxler führt in diesem Workshop ins
Thema ein, beantwortet Fragen und bietet in gemeinsamen Leseexperimenten
die Gelegenheit, Ausdruck zu finden für Freiheiten und Grenzen der
Freiheit in der Improvisation und den Moment zum Verweilen zu bringen.

Am ersten Tag dieses zweitägigen Intensiv-Workshops geht es darum,
textmusikalische und inhaltliche Freiräume neu- und wiederzugewinnen und
erste Heranführungen an Techniken der Klanggestaltung und Improvisation
während des Lesens zu vollziehen. Wie schafft man es, beim Lesen
effektive, plausible Gefühlsklänge und Gedankenvorgänge zu erzeugen, wie
Schwung, Überraschung und Spannungsbögen? Wie zieht man Linien im Text,
wie lässt man Texte wiederum wild und zerklüftet wirken, und wie schafft
man es, nichts Bestimmtes zu tun, sondern den Zauber und das Abgründige
des Augenblicks wirken zu lassen? Ein Schlüssel könnte das Nichtsprechen
sein: Ist Stille immer Stille? Wie lässt sich Körpersprache entwickeln,
die bereits Klang erkennen lässt?

Am zweiten Tag werden die erarbeiteten Techniken sowohl an den im Workshop
ausgehändigten, als auch an eigenen, Texten weiter konkret, in Hinsicht
auf Varianz und Virtuosität, erprobt und ausgebaut. Wie überwindet man die
Automatismen der Improvisation, der Statik und das ängstliche Verharren in
Klischees? Wie gelingt es, den Formwillen zu überwinden, so dass neue,
freie Formen entstehen können? Mit variationsreichen Übungen wird der
Übergang von Lesen zum improvisatorischen Sprechen erprobt; souverän,
liebevoll, mutig, wild, übermütig, überbordend.

Eintritt: 50/40 EUR

Anmeldung: Begrenzte Teilnehmerzahl.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1235: Berlin - Akademie zur Lyrikkritik, Pecha Kucha-Abend mit Gregor Dotzauer, 06.09.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für September 2019

Fr 06.09.2019 19:30 Uhr

AKADEMIE ZUR LYRIKKRITIK

Kritik und die Leserin

Gastreferent Gregor Dotzauer



Pecha Kucha-Abend mit Maja-Maria Becker | Jonas-Philipp Dallmann |
Stephan Gräfe | Martina Hefter | Stefan Schmitzer | Verena Staufer |
Elisa Weinkötz | Hannah Wendt | Stefan Wieczorek | Moderation Hendrik
Jackson | Gastreferent Gregor Dotzauer

In der letzten Session des zweiten Blocks der Akademie zur Lyrikkritik
im April führte Kristian Kühn (signaturen, Forum für autonome Poesie)
in das Problem der "Leserschaft" ein: Inwieweit sollte Kritik Bücher
einem Publikum nahebringen, Kriterien vermitteln? Muss die Kritikerin,
der Kritiker an den Leser denken? Und inwieweit ist das möglich? Laut
Statistik sind es vor allem Leserinnen? Sollte das berücksichtigt
werden? Oder ist die Kritik nur sich selbst verpflichtet? Hartnäckige
Diskussionen schlossen daran an. Positionen wie "Kritik ist Poesie mit
anderen Mitteln" standen pragmatischeren wie "Kritik ist Beurteilung
und Vermittlung" momentlang fast unversöhnlich gegenüber. Oder doch
nicht? Ist alles ganz einfach? Wir werden sehen und hören! Der
Kulturredakteur (Der Tagesspiegel) und Literaturkritiker Gregor
Dotzauer, Dozent für den Workshop am folgenden Samstag, wird seine
Sicht auf Lyrikkritik thesenartig vorstellen.

Pecha Kucha ist eine Vortragskunst in 20-sekündigen Textfragmenten,
die jeweils von einem Bild begleitet werden. Jedes Pecha Kucha dauert
sechs Minuten und 40 Sekunden und ist damit etwa so lang wie ein
100-zeiliger Text in einer Zeitung. 20/20 Sekunden Bild-Texte "in
nuce", die anregen, aufbrechen, fortführen und wieder konzentrieren.
Dieses Format ist dazu geeignet, verständlich Einblicke in laufende
Prozesse zu bieten, Kurzanalysen prägnant darzustellen, kleine
poetologische Abschweifungen zu inszenieren oder auch einfach einer
Frage kurz, aber hochintensiv nachzugehen.

Die Akademie zur Lyrikkritik ist ein Projekt des Hauses für Poesie in
Kooperation mit der Plattform lyrikkritik und wird gefördert durch die
Kulturstiftung des Bundes und durch die Senatsverwaltung für Kultur
und Europa.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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AUSSICHTEN/8730: Und morgen, den 4. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 04.09.2019 bis zum 05.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8730 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolkendunkel,

Sturmgebraus,

Quaakgemunkel

in Jeans Haus.
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MEMORIAL/207: Vor 50 Jahren verstarb Ho Chi Minh - 1. Teil (Irene und Gerhard Feldbauer)


Vor 50 Jahren, am 3. September 1969, verstarb Ho Chi Minh

Für Irene und Gerhard Feldbauer gehörten die Begegnungen mit ihm zu den großen und unvergesslichen Erlebnissen ihres politischen Lebens

1. Teil

Von Irene und Gerhard Feldbauer, 2. September 2019






[image: Foto: Public domain via Wikimedia Commons]

Ho Chi Minh in einer Aufnahme von 1946

Foto: Public domain via Wikimedia Commons



Unsere Arbeit als Journalisten und im Diplomatischen Dienst der DDR
führte uns in viele Länder Asiens, nach Italien und Afrika. Wir trafen
mit nicht wenigen führenden Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft
und Kultur auch persönlich zusammen. Herausragend waren und sind bis
heute die unvergesslichen Begegnungen während unserer über
dreijährigen Arbeit (von 1967 bis 1970) als Korrespondenten in Vietnam
mit Ho Chi Minh.

Darunter waren zwei für mich und für Irene drei persönliche, bei denen
wir direkt mit ihm zusammen trafen, mit ihm sprachen, er uns die Hand
drückte, uns freundschaftlich umarmte, sich nach unserem Befinden
erkundigte, wir in einer unvergesslichen Weise die kaum
wiederzugebende Ausstrahlung dieser faszinierenden Persönlichkeit
spürten, an der nichts von Personenkult zu bemerken war.

Auf einer Festveranstaltung im Dezember 1967 zum Beginn des
Widerstandskrieges gegen Frankreich am 19. Dezember 1946, des
23. Jahrestages der Volksarmee und des 7. Jahrestages der Gründung der
FNL Südvietnams fotografierte Irene auf der Bühne, als Ho Chi Minh sie
zu sich rief, sie umarmte und sich mit ihr unterhielt. Er erkundigte
sich, wie es ihr in Hanoi gefalle, wie es ihr gehe und ob sie
Vietnamesisch spreche. Er erzählte, dass er in der DDR war und etwas
Deutsch spricht.

Er war aber auch anwesend bei den Begegnungen, die wir mit den
Menschen Vietnams hatten, bei den vielen Gesprächen, er war einfach
dabei und er lebte, auch nach seinem Tod, im Kampf seines Volkes
weiter.




[image: Foto: Bundesarchiv, Bild 183-48550-0036 [CC-BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)] via Wikimedia Commons]

28. Juli 1957 - Ho Chi Minh als Präsident der Demokratischen Republik Vietnam zu Besuch in der DDR, hier mit Jungen Pionieren

Foto: Bundesarchiv, Bild 183-48550-0036 [CC-BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)] via Wikimedia Commons




Der Onkel

Die Vietnamesen nannten ihn verehrungsvoll Onkel Ho. Keinem seiner
Nachfolger wurde diese vertrauliche Anrede zuteil. Darin lag sicher
keine Geringschätzung, eher eine Herausstellung der einmaligen
Persönlichkeit dieses legendären Führers. Journalisten und die vielen
Besucher, die sich ihm freundschaftlich verbunden fühlten, nannten ihn
einfach (verbunden mit Genosse, Lieber oder Verehrter) Ho. Seine
sprichwörtliche Bescheidenheit, seine Anspruchslosigkeit, die seine
Gegner gern als gekünstelt, als einstudiert, als politisches Kalkül
darstellten, entsprachen seiner Verbundenheit mit den Menschen aus dem
Volk. Er wollte nicht besser leben als sie, es hätte ihn unglücklich
gemacht, soll er einmal gesagt haben. Schon das ein wunderbares
Vermächtnis, das er hinterlassen hat.

Im Park des Hanoier Präsidentenpalastes, in den er sich zu den
Amtsgeschäften begab, bewohnte er einen kleinen hübschen Holzbau mit
nur zwei Zimmern. Wenn er Freunde in Hanoi besuchte, ging er meist zu
Fuß. Sicher war das auch ein bewusster Verzicht, mit dem er seine
Verbundenheit mit den Millionen einfacher Menschen ausdrücken wollte.
Die Revolution hatte sie vom Hungerdasein befreit, konnte ihnen aber
zunächst nichts weiter als einfache menschenwürdige Lebensbedingungen
garantieren, verlangte von ihnen bei der Verteidigung der
Unabhängigkeit hohe Opfer bis zum Einsatz des Lebens. Damit hat er ein
ausschlaggebendes persönliches Beispiel für den Massenheroismus seines
Volkes gegeben, aber auch ausgestrahlt auf die Menschen in der Dritten
Welt. Sein Testament, das er vier Monate vor seinem Tod, im Mai 1969,
verfasste, ist durchdrungen von der Liebe zu seinem Volk und der
unerschütterlichen Gewissheit, dass es bis zum Sieg kämpfen werde. [1]

Man möchte fast sagen, dass seine herausragende Führerpersönlichkeit
erst nach seinem Tod sichtbar wurde. Denn als er während des
erbitterten Befreiungskrieges gegen die US-Aggressoren und das
südvietnamesische Marionettenregime im September 1969 starb,
hinterließ er nicht, worauf seine Feinde spekuliert hatten, ein
Vakuum, sondern eine kampfgestählte Partei mit einem starken
Führungskollektiv und ein von seinem Unabhängigkeitswillen beseeltes
Volk, die sein Werk fortsetzten. Während in der Öffentlichkeit in
Hanoi nicht bekannt geworden war, dass der Gesundheitszustand des
Präsidenten sich verschlechterte, war das seinen Feinden
offensichtlich nicht verborgen geblieben. Denn als wir im Frühjahr
1969 in Vientiane, der Hauptstadt des von den USA beherrschten Teils
von Laos, Gespräche mit französischen und amerikanischen Journalisten
und Diplomaten hatten, konzentrierten sich vor allem bei letzteren die
versteckten Fragen immer wieder auf dieses Thema. Washington
erwartete, dass der Tod Ho Chi Minhs die Widerstandskraft Vietnams
lähmen würde. Nichts dergleichen geschah jedoch. Seine Nachfolger
verfügten zwar nicht über seine menschliche Ausstrahlung, aber sie
setzten sein Werk fort, ohne in innerparteiliche Machtkämpfe zu
verfallen.


Die Führerpersönlichkeit

Nach der Niederlage des Sozialismus in Europa ist es dem Zeitgeist
entsprechend Mode geworden, die Rolle einer führenden Partei beim
Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft zu negieren, sie einfach
auszuklammern, nicht zu erwähnen, wenn sie nicht überhaupt diffamiert
und verleumdet wird. Gerade die Beschäftigung mit Ho Chi Minh
vermittelt indessen in besonderem Maße Erkenntnisse, Lehren und
Erfahrungen über sein jahrzehntelanges Wirken beim Aufbau und dann an
der Spitze des Staates und der kommunistischen Partei. Dabei hat Ho
die meiste Zeit seiner politischen Laufbahn in der DRV darauf
verzichtet, die in anderen sozialistischen Staaten übliche
Konzentration von Partei- und Staatsführung in einer Hand zu
praktizieren. Er hatte nie den Posten des Generalsekretärs inne, war
aber auch ohne diesen Rang stets der unbestrittene Führer.
Zwangsläufig zwingt das zum Nachdenken über die Bedeutung von
wirklichen Führerpersönlichkeiten.

Ho Chi Minh, auf Vietnamesisch »der weise Gewordene«, ist das
bekannteste von mehreren seiner Pseudonyme. Er führte es seit den
dreißiger Jahren und behielt es bis zu seinem Lebensende. Er wurde am
19. Mai 1890 in Kim Lien in der Provinz Nghe An in Zentralvietnam
geboren. Der Vater war Büffelhirte und Knecht auf einem kleinen Gut,
ehe er die Tochter des Besitzers heiratete. Ab 1913 bis 1919 arbeitete
er als Schiffskoch, Matrose und Transportarbeiter auf französischen
und britischen Schiffen, lebte einige Zeit in Großbritannien und hielt
sich mehrfach in den USA auf, wo er sich auch als Tellerwäscher
durchschlug. Danach siedelte er nach Frankreich über, wo sein Weg zum
Kommunisten beginnt.




[image: Foto: Agence de presse Meurisse [Public domain] via Wikimedia Commons]

Nguyen Ai-Quoc, der später Ho Chi Minh genannt wurde, beim Kongress französischer Kommunisten 1921 in Marseilles als Delegierter Indochinas

Foto: Agence de presse Meurisse [Public domain] via Wikimedia Commons




Der Leninist

In Frankreich waren vietnamesische Emigranten, zumeist Intellektuelle
und Matrosen, bereits vor dem Ersten Weltkrieg mit dem Klassenkampf
des Proletariats und seinen Zielen und dabei mit den Lehren des
Sozialismus in Berührung gekommen. Ihre Zahl stieg sprunghaft an, als
während des Krieges fast 100.000 Vietnamesen für den Dienst in der
französischen Armee oder für die Arbeit in der Rüstungsindustrie
rekrutiert und nach Frankreich verbracht wurden. Viele von ihnen
traten in die Gewerkschaften, linke Jugend- und
Studentenorganisationen ein, nicht wenige auch in die sozialistische
und später die kommunistische Partei. Frühzeitig gingen die meisten
auf Distanz zur Politik der sozialistischen Parteiführung und damit zu
den Parteien der II. Internationale. Keiner von ihnen wusste wohl zu
dieser Zeit etwas von Lenins Schriften über den Opportunismus und
seine verheerenden Auswirkungen in den sozialistischen Parteien. Aber
sie erkannten, dass deren Führungen, aber auch ein Teil der
Mitglieder, die Politik ihrer Regierungen der Ausbeutung und
Unterdrückung der Kolonialvölker billigten bzw. sie auch
unterstützten. Vom Marxismus wussten die vietnamesischen Emigranten
meist wenig. Diejenigen, die sich nach und nach zum
Marxismus-Leninismus und zur Kommunistischen Internationale bekannten,
gingen diesen Weg unter dem Einfluss der Oktoberrevolution und der
Haltung Lenins zur kolonialen Frage.

Ho selbst hat dazu in der ihm eigenen Einfachheit und Ehrlichkeit 1960
in einem Beitrag für die Juli-Ausgabe des Pariser »Echo du Vietnam«
unter dem Titel »Der Weg, der mich zum Leninismus führte« geschrieben,
dass er die Frage, welche Internationale den Kampf der unterdrückten
Völker unterstütze, in einer Versammlung der Sozialisten stellte.
»Einige Genossen antworteten: Die Dritte Internationale und nicht die
Zweite! Ein Genosse gab mir die Thesen Lenins über das Problem der
Nationalitäten und der Kolonialvölker zu lesen, die die 'Humanité'
veröffentlicht hatte. In diesem Buch gab es politische Ausdrücke, die
ich nur schwer verstand. Indem ich sie aber las und immer wieder las,
begriff ich schließlich den Sinn. Lenins Gedanken bewegten mich stark,
und ich war begeistert. Ein großes Vertrauen half mir, die Probleme
klar zu sehen. Meine Freude war derartig, dass mir manchmal Tränen in
die Augen traten. Allein in meinem Zimmer, rief ich aus, als stünde
ich vor einer großen Volksmenge: 'Liebe Landsleute, Unterdrückte und
Elende! Hier ist, was wir brauchen, hier ist der Weg zu eurer
Befreiung!' Von nun an hatte ich absolutes Vertrauen in Lenin und die
Dritte Internationale.«


Mitbegründer der FKP

Ho Chi Minh wurde schon bald nach seiner Ankunft in Frankreich
politisch aktiv. Während er sich als Fotograf und mit anderen
Gelegenheitsarbeiten durchs Leben schlug, arbeitete er für die
»Humanité« und »La Vie ouvrière«, die Zeitung der CGT, für die er
zahlreiche Beiträge zum antikolonialen Widerstand schieb. Er lernte
den Enkel von Karl Marx, Jean Longuet, kennen, in dessen Zeitung
»Populaire« er ebenfalls publizierte. Bald gründete er eine eigene
Zeitung, das Wochenblatt »Le Paria«, in dem er scharf die französische
Kolonialpolitik attackierte. Die auch in Indochina verbreitete
Zeitung widmete sich gleichzeitig der sozialistischen Bildungsarbeit.
Aufsehen unter den vietnamesischen Emigranten erregte Ho, der zu
dieser Zeit seinen Namen Nguyen Ai-Quoc noch nicht abgelegt hatte, als
er während der Versailler Friedenskonferenz den Teilnehmern ein
Memorandum mit der Forderung übergab, den Völkern Indochinas die
Unabhängigkeit zu gewähren.

Als Vertreter der Emigranten der französischen Kolonien wird Ho im
Dezember 1920 zum sozialistischen Parteitag in Tours delegiert, auf
dem er mit dem die Mehrheit stellenden linken Flügel für die
Konstituierung der FKP und für ihre Aufnahme in die
III. Internationale stimmt. In den Jahren seiner Tätigkeit in der FKP
ist Ho Chi Minh einer der fähigsten und aktivsten Experten für
Kolonialfragen und Sprecher der FKP-Mitglieder aus den Kolonien. Im
Juni/Juli 1924 nimmt er in Moskau am V. Weltkongress der KI teil. In
seiner Rede zur kolonialen Frage fordert er von den kommunistischen
Parteien der »Mutterländer«, die Volksmassen der kolonial
unterdrückten Völker in ihren eigenen antiimperialistischen Kampf
einzubeziehen. Während seiner Moskauer Zeit ist er vielseitig tätig.
Er studiert und lehrt gleichzeitig an der Universität der Völker des
Ostens, arbeitet in der KI und der Bauerninternationale mit, wird
Mitglied der Asiensektion der KI und Leiter ihrer
Südostasienabteilung.

Sein Hauptaugenmerk gilt der Schaffung einer kommunistischen Partei in
Vietnam. Er arbeitet, wie es schon zu dieser Zeit, da er zu den
hervorragenden Funktionären der KI zählt, seine Art war, im Stillen,
lässt seine Ideen reifen und hebt sich abzeichnende Erfolge nicht
hervor, was wohl dazu beitrug, dass er von den großen
Auseinandersetzungen in der kommunistischen Weltorganisation nicht
erfasst wurde.


Wegbereiter der Partei

Während er sich 1925 in China aufhält, bildet er in Kanton mit
vietnamesischen Emigranten die Liga der Revolutionären Jugend
Vietnams, die zum wichtigsten Vorläufer der KPV wird. Zu seinen
engsten Kampfgefährten gehört Pham Van Dong, der spätere
Ministerpräsident der DRV. Als Vertreter der Komintern delegiert er
Mitglieder der Jugendliga zum Studium nach Moskau, darunter an die
Militärakademie der Roten Armee, sowie an die militärische Lehranstalt
Huang Pu bei Kanton, an der sowjetische Militärs Offiziere der
Volksbefreiungsarmee als auch der Truppen Tschiang Kai Scheks
ausbildeten. [2] Sie alle werden später in den Reihen der Roten Garden
der Sowjets von Nghe Tinh kämpfen. Andere Mitglieder gehen nach
Vietnam, um dort bereits Basiszellen für die künftige Partei
vorzubereiten.
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Solidarität mit Ho Chi Minh in Westdeutschland - Internationaler Vietnamkongress im Audimax der TU Berlin 1968

Foto: Stiftung Haus der Geschichte [CC BY-SA 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0)] via Wikimedia Commons



In seiner Schrift »Der revolutionäre Weg«, die 1926 erscheint,
skizziert er in seiner für das Volk leicht verständlichen Sprache
Grundfragen des nationalen Befreiungskampfes und die Notwendigkeit,
dazu eine revolutionäre Kampfpartei zu schaffen. [3] Zwischen 1927 bis
1929 befasst er sich im Auftrag des EKKI in verschiedenen Ländern
Europas und Asiens mit dem Kampf nationaler Befreiungsorganisationen.
Das EKKI drängt auf die Schaffung einer einheitlichen KP in Vietnam.
Nach mühevoller Arbeit erreicht Ho am 3. Februar 1930, dass in
Hongkong Vertreter der drei kommunistischen Organisationen Vietnams
bzw. Indochinas die Vereinigung zu einer einheitlichen KP beschließen:
Es sind die aus der Revolutionären Jugendliga hervorgegangene
Kommunistische Partei Indochinas, die Kommunistische Partei Annams und
die Indochinesische Kommunistische Liga. Da alle Organisationen
mehrheitlich aus Vietnamesen bestehen, nimmt die Organisation zunächst
den Namen Kommunistische Partei Vietnams an. Das Zentralkomitee nimmt
seinen illegalen Sitz in Haiphong. In ihrem Programm definiert die
Partei den nationalen Befreiungskampf zur Beseitigung des
Kolonialregimes als seinem Charakter nach bürgerlich-demokratische
Revolution, die dann aber immer spezifische vietnamesische Züge
aufweist. Die Partei unterscheidet - was in den meisten KPs innerhalb
der nationalen Befreiungsbewegung in dieser Zeit nicht der Fall ist -
zwischen der nationalen Bourgeoisie als einem Verbündeten und der auf
der Seite der Kolonialmacht stehenden Kompradorenbourgeoisie und
richtete den Hauptstoß gegen die Kolonialmacht und ihre feudalen
Stützen. Das EKKI nimmt auf seiner Tagung im März/April 1931 die
Partei in die KI auf.

Um ihre Zuständigkeit für den nationalen Befreiungskampf in der ganzen
Kolonie Indochina zu betonen, nennt sich die KPV ab Oktober 1930
Kommunistische Partei Indochinas. Zugleich wird der Sitz des
Zentralkomitees nach Saigon verlegt. Als im Herbst 1930 in
Zentralvietnam spontan ein Bauernaufstand ausbricht, stellt sich die
junge Partei an seine Spitze.

(wird fortgesetzt)


Fußnoten:


[1] Léo Figuères: Ho Chi Minh, Notre Camarade, Paris 1970, S. 263 ff.

[2] Die Lehranstalt wurde von der KP Chinas und der Guo Min Dang
während der Periode der Einheitsfront gemeinsam unterhalten.

[3] »Nhan Dan«, 3. Jan. 1970

 * 

Quelle:

© 2019 by Irene und Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung der Autorin und des Autors
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AUSSTELLUNG/431: Berlin - Fotografien aus dem Chile der Unidad Popular (1970-1973), 5.9.-1.10.2019


Allendes Internationale - Pressemitteilung vom 2. September 2019

1000 Tage / 6 Blicke 

Fotografien aus dem Chile der Unidad Popular (1970-1973)

Die Eröffnung findet am 05. September ab 17:30 in der
Bezirkzentralbibliothek "Pablo Neruda", Frankfurter Allee 14, 10247
Berlin statt



Allendes Internationale und die Bezirkszentralbibliothek "Pablo
Neruda" präsentieren vom 05. September bis 01. Oktober 2019 die
Ausstellung 1000 Tage / 6 Blicke - Fotografien aus dem Chile der
Unidad Popular (1970-1973). Es sind persönliche Blicke von sechs
internationalen Fotograf*innen auf die gesellschaftliche
Aufbruchsstimmung unter der Regierung Salvador Allendes.

1000 Tage währte die Regierung Salvador Allendes in Chile. Mit ihm und
dem Bündnis Unidad Popular begann am 5. September 1970 ein
einzigartiges Projekt gesellschaftlichen Wandels: Der Aufbau einer
sozialistischen Gesellschaft mit demokratischen Mitteln.

In den 1000 Tagen begann - auch mit der Hilfe vieler internationaler
Unterstützer*innen - ein tiefgreifender Umbau der chilenischen
Gesellschaft: Natürliche Ressourcen wurden verstaatlicht, die Teilhabe
der Bevölkerung ausgebaut, Literatur, Musik und bildende Kunst in die
hintersten Winkel des Landes gebracht.

Im September 1973 beendete ein Militärputsch diesen sozialen Aufbruch
jäh. Protagonist*innen der Unidad Popular wurden ermordet oder
flüchteten ins Exil und auch viele der Ideen, Bücher und
Bilder wurden zerstört, verbrannt oder versteckt.

Mit der Ausstellung 1000 Tage / 6 Blicke - Fotografien aus dem Chile
der Unidad Popular (1970-1973) möchte das Rechercheprojekt Allendes
Internationale einen Beitrag zur (Wieder)Entdeckung der vergessenen
Erinnerungen leisten. Durch die Linsen von sechs internationalen
Fotograf*innen konzentriert sich die Ausstellung auf Details und
konkrete Alltagssituationen, auf Gesichter und Charaktere, die bis
heute meist anonym bleiben.

Wie viele andere auch, begleitete John M. Hall die Zeit der Unidad
Popular mit seiner Kamera. Bekannt geworden sind vor allem seine
Fotografien von Demonstrationen und Kundgebungen. Hall gelang mit
seinen Bildern, aus der Masse Blicke und Gesten einzufangen, die dem
Moment die Anonymität nahmen und persönliche Emotionen einfingen.
Weniger bekannt, aber ebenso spannend sind seine Aufnahmen des
chilenischen Alltags abseits der großen Straßen und Plätze.

Der schwedische Fotograf Karl Jagare kam Ende 1971 nach Chile und
begleitete dort u.a. ein Straßentheaterprojekt. Auf den Reisen durch
Chile gelang es ihm, mit seinen Fotografien den Moment einzufangen, in
dem eine Bevölkerung zu Protagonist*in der eigenen Geschichte wird. In
den Gesichtern spiegeln sich revolutionärer Kampf und ein Stück weit
auch Illusion.

Hall und Jagare werden zur Eröffnung der Ausstellung am 05. September
anwesend sein und stehen im Vorfeld für Interviews zur Verfügung.

Neben Fotografien von John M. Hall und Karl Jagare werden Werke von
Leonore Mau, Silvio Tendler, Marcelo Montealegre, Luis Poirot gezeigt.
Kuratiert von Anna Susi und Pamela Cuadros.

 * 

Quelle:

Allendes Internationale

Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: unidadpopular@npla.de

Internet: https://internationalallende.org
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TREFF/755: Kassel - Museumsführung "Gesellschaftliches Leben im 19. Jahrhundert", 11.9.19


Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum in Kasseler Mundart



"Schdammdischschmaguggen - vom Salon der Kurfürstin bis zur Pvunzel"
lautet der Titel einer Führung in Kasseler Mundart durch die Abteilung
zum 19. Jahrhundert im Stadtmuseum mit Museumsführer Hartmut Müller am
Mittwoch, 11. September 2019 um 17 Uhr.

In dieser Führung geht es um das gesellschaftliche Leben in Kassel im
19. Jahrhundert. Den Salon der Kurfürstin Auguste im Schlösschen
Schönfeld besuchten u.a. regelmäßig Werner Henschel und Ludwig Emil
Grimm. Die musikalischen Soireen in Louis Spohrs Haus vor dem
Kölnischen Thor zogen die Musikliebhaber der höheren Kasseler
Gesellschaft an. Und schließlich entfaltete sich lebhaftes geselliges
Leben am Ende des Jahrhunderts in der "Pvunzel" und den zahlreichen
anderen Stammtischen, bei den sich vor allem Künstler, aber auch
Handwerksmeister, Unternehmer und Geschäftsleute trafen. Dieser Teil
der Führung wird in Mundart gehalten. Dabei sollen auch Texte von Paul
Heidelbach, Gustav Wentzell und Konrad Berndt vorgetragen werden.

Eintritt: 4,- Euro, ermäßigt 3,- Euro. Die Teilnahme an der Führung
ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine verbindliche
Anmeldung ist unter Tel. 0561 787 4405 erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/749: Mönchengladbach - "Musik trifft Farbe" am 8. September 2019


Stadt Mönchengladbach

Musik trifft Farbe



Am Sonntag, 8. September, um 17 Uhr gibt es in der LINDE 98 eine
weitere Veranstaltung im Rahmen des interaktiven Musikprojekts Face to
Face'. Zum Thema "Musik trifft Farbe" besteht nach einem
inspirierenden Opener (musikalische Einführung in das Thema) für die
Zuhörer die Möglichkeit aktiv teilzunehmen und sich sowohl
gestalterisch als auch musikalisch einzubringen.

In der LINDE 98 (Lindenstraße. 98 in MG), dem Atelier von Jutta
Kuhlen-Bauer, sind sämtliche Instrumente und Malutensilien vorhanden,
die hierfür zur freien Verfügung stehen. Man kann gespannt sein, wohin
die Reise geht, denn die improvisierte Musik ist offen und lässt sich
von der Mal- und Ausdrucksfreude der Teilnehmer inspirieren.

Folgeveranstaltungen sind "Musik trifft Wort" (6. Oktober 17 Uhr) und
"Musik trifft Film" (17. November 17 Uhr).

Diese Veranstaltungsreihe wird gefördert durch das Kulturbüro
Mönchengladbach.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/748: Wertheim - Führung "Auf den Spuren des Bauhauses" am 8. September 2019


Stadt Wertheim

Auf den Spuren des Bauhauses in Wertheim

Führungen am Tag des offenen Denkmals



Wertheim. "Modern(e): Umbrüche in Kunst und Architektur" lautet das
Motto des diesjährigen Tags des offenen Denkmals am Sonntag, 8.
September. Rund 8.000 historische Baudenkmale, Parks oder
archäologische Stätten öffnen ihre Türen für diese von der Deutschen
Stiftung Denkmalschutz koordinierte Aktion. In Wertheim können sich
Kultur- und Geschichtsinteressierte auf die Spuren der 
Bauhaus-Architektur begeben und die "Alte Münz" als aktuelles
Sanierungsprojekt besichtigen. Die Teilnahme an den Führungen ist
kostenfrei.

Das Motto des diesjährigen Aktionstags nimmt Bezug auf das Jubiläum
"100 Jahre Bauhaus". Die Verbindung nach Wertheim stellt Dr. Jörg
Paczkowski her, der Ortskurator der Deutschen Stiftung Denkmalschutz.
Er bietet eine Führung zu Bauten des Architekten Alfred Arndt (1898
bis 1976) an. Arndt studierte 1921 bis 1926 am Bauhaus in Dessau und
leitete von 1929 bis 1931 die Ausbauabteilung des nach Dessau
umgesiedelten Bauhauses. Nach dem zweiten Weltkrieg war Arndt auch in
Wertheim tätig und hat Gebäude der Unternehmen Ersa, Alfi und Schuller
in Bestenheid gestaltet. Treffpunkt zur Führung ist am Ersa Gebäude in
der Leonhard-Karl-Straße 24 in Bestenheid, Beginn ist um 11.15 Uhr.

Auch die Eigentümer der "Alten Münz" in der Altstadt beteiligen sich
am Tag des offenen Denkmals. Harald Brode, Frank Teicke, Ilse
Fürnzkranz-Deroua, Hans Müller-Rodenbach und Nora Sachs-Rippler bieten
Führungen durch das markante Gebäude in der Münzgasse 2. an. Der
repräsentative Stufengiebelbau mit Fachwerkanbau aus dem 16.
Jahrhundert ist ein Förderprojekt der Deutschen Stiftung
Denkmalschutz.

Das Gebäude ist von 10 bis 16 Uhr geöffnet. Die Führungen beginnen um
10.30, 11, 12, 12.30, 13.30, 14 und 15 Uhr. Die Besucher erfahren
sowohl Interessantes über die Geschichte der "Alten Münz" wie auch von
den Erfahrungen während der Arbeiten am Gebäude. Im Anschluss gibt es
Erfrischungsgetränke und Gebäck in den Räumen der ehemaligen
Gaststätte. Da das Gebäude der Alten Münz noch Baustelle ist, erfolgt
das Betreten auf eigene Gefahr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 30. August 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1924: Vielleicht wäre er gehenkt worden ...


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 17 | 19. August 2019

Vielleicht wäre er gehenkt worden ...

von Wolfgang Brauer



Mit Maschinen wäre es auch gegangen. Der wissenschaftliche Gewinn der
Unternehmung sei den ganzen Aufwand nicht wert gewesen. Die ganze Übung sei
doch sowieso nur eine Show-Nummer des Kalten Krieges gewesen, weil der
Kennedy dem Chrustschow den Gagarin übel nahm ... und so weiter und so
fort. Die Argumente, die bis zum heutigen Tage bemüht werden, das "Apollo
11"-Projekt der NASA klein zu reden, höre ich seit dem Tag, an dem Neil
Armstrong seinen berühmten ersten Fußabdruck im Staub des Mare
Tranquillitatis hinterließ. Das ist jetzt 50 Jahre her - auch ich hockte
seinerzeit vor dem Fernsehbildschirm und war genauso fassungslos ob des
geschauten Undenkbaren wie alle anderen 600 Millionen Zuschauer weltweit.
Allen Kritikern zum Trotz: der 21. Juli 1969 gehört wie der 12. April 1961,
der Tag der Erdumrundung Juri Gagarins, in die Annalen der Menschheit.

Zu einer sowjetischen bemannten Mondmission - wiewohl deren Vorbereitungen
parallel zu den US-amerikanischen recht weit fortgeschritten waren - kam es
nicht. Die für das Projekt vorgesehene N1-Rakete von Sergej Koroljow und
Wassili Mischin erlebte zwischen 1969 und 1972 vier katastrophale
Fehlstarts und erwies sich mithin der unter der Leitung Wernher von Brauns
und Arthur Rudolphs entwickelten Saturn V unterlegen. Bis die NASA ihr
Mondprogramm einstellte und zur kostengünstigeren Spaceshuttle umsattelte,
brachte es dieses Modell zwischen 1969 und 1975 auf 12 erfolgreiche Starts.
Was Wunder, dass im Umfeld des diesjährigen Jubiläums der ersten bemannten
Mondlandung das smarte Lächeln von Brauns wieder und wieder über die
Bildschirme flatterte.

Dessen ingenieurtechnische Meisterleistung ist unbestritten, auch wenn der
ehemalige Shootingstar der Berliner Piraten-Partei, Christopher Lauer,
kürzlich im Rahmen einer Bachelor-Arbeit (sic!) messerscharf nachgewiesen
hat, dass von Brauns Dissertation schlichtweg ein Plagiat und seine erste
Rakete - das "Aggregat 1" - flugunfähig gewesen sei. Spätestens das
"Aggregat 4" war zum Leid von zirka 8000 unter den Wirkungen der
Sprengladungen dieser Rakete in London und Antwerpen gestorbenen Menschen
überaus flugfähig. Berühmt-berüchtigt wurde dieser Todbringer unter dem
Kürzel V2 ("Vergeltungswaffe 2"). Eine weitere Lüge im dichten Geflecht der
Unwahrheiten um diese Waffenentwicklungen: Als ob erst seit den britischen
Bombardierungen deutscher Städte an der A4 und ihren tödlichen Schwestern
gearbeitet worden wäre ...

Wernher von Braun und sein Team wollten es dabei nicht bewenden lassen.
Bereits bei der Anlage der Prüfstände in Peenemünde im Jahr 1938 wurde der
Prüfstand VII für die A10 konzipiert. Diese sollte als Startstufe für die
A9 dienen - mithin ein zweistufiges Raketenprojekt mit interkontinentaler
Reichweite. Interkontinental? 1938? Im Peenemünder Museum ist eine
Zielkarte zu sehen: Manhattan Island. Der Raketenbaron und seine
Auftraggeber hatten New York City im Visier. Für die A9 - eine geflügelte
Weiterentwicklung der A4 - waren aus Gründen der Zielgenauigkeit auch
bemannte Versionen in der Planung. Es steht zu befürchten, dass sich die
Ingenieure des Todes nicht mit x-beliebigen "klassischen" Sprengmitteln
begnügt hätten. Die Elite der deutschen Kernphysik wie Werner Heisenberg,
Otto Hahn und Carl Friedrich von Weizsäcker arbeitete an der Atombombe.
Albert Einsteins Warnung an Franklin D. Roosevelt geschah nicht ohne Grund.
Beim Designen der Saturn V übrigens hat von Braun auf seine Peenemünder
Entwicklungen zurückgegriffen.

Chef der Peenemünder Heeresversuchsanstalt war Generalmajor Walter
Dornberger. Dornberger gehörte ebenso wie von Braun und Rudolph zu den
"Peenemündern", die nach 1945 das Raketenprogramm der Vereinigten Staaten
voranbrachten. Er hatte sich 1958 im Geleitwort zur 3. Auflage seiner
Peenemünde-Erinnerungen "V2 - Der Schuß ins Weltall" zur steilen These
hinreißen lassen, dass die Tore des Weltenraumes "durch die Peenemünder
Arbeiten geöffnet wurden". Damit war der Grundstein zur Peenemünde-Legende
gelegt. In einer bei Ullstein erschienenen, immer noch verlegten
Taschenbuchausgabe setzt Eberhard Rees noch 1980 einen drauf. Rees war in
Peenemünde "rechte Hand" von Brauns und ab Spätsommer 1943 an der
Verlagerung der Produktion in die Stollen von Dora Mittelbau beteiligt.
Allein bei deren Anlage starben bis zur Inbetriebnahme der
Raketenproduktion mindestens 20.000 Häftlinge. Bei Rees liest sich das so:
"Steht doch an der Wiege dieser unser Zeitalter mitbestimmenden Entwicklung
Peenemünde, wo unter der Führung von General Dr. Dornberger [...] mit dem
Aggregat A 4, auch V 2 genannt, der Grundstein für die praktische Raumfahrt
gelegt wurde."

Rees nimmt damit einen Satz seines Chefs Dornberger auf, der am 3. Oktober
1942 - dem Tag des ersten erfolgreichen Startes einer A4 mit einer immerhin
erreichten Flughöhe von 84,5 Kilometer - erklärt habe: "Dieser 3. Oktober
1942 ist der erste Tag eines Zeitalters neuer Verkehrstechnik. Es ist der
Beginn der Raumschifffahrt." Ich zitiere diesen an Zynismus kaum zu
übertreffenden Spruch nach einem Vortrag von Werner Magirius "Peenemünde -
von damals bis heute" aus der 1. Ausgabe der Raketenpost 1993. Die
wurde seinerzeit unter dem Signet "Peenemünde. Geburtsort der Raumfahrt"
vom Förderverein des Historisch-Technischen Museums Peenemünde
herausgegeben.

Inzwischen hat das Museum diese Geschichtsklitterung weitgehend überwunden
und zeigt im Kraftwerk der Heeresversuchsanstalt seit 2001 eine sehenswerte
Darstellung der Geschichte des Ortes und der mit ihm wohl unlösbar
verbundenen Entwicklung der "Wunderwaffen" der Nazis. Gleichwohl entgingen
die seinerzeitigen Ausstellungsmacher nicht der Faszination der technischen
Weiterentwicklungen der deutschen Raketentechnik nach 1945 - eben bis hin
zu den bemannten Weltraumprogrammen der Sowjetunion und der USA. Inzwischen
ist eine Neukonzipierung der Schau in Arbeit. Man darf gespannt sein.

In einer Sonderausstellung "Krieg oder Raumfahrt? Die Versuchsanstalten
Peenemünde in der öffentlichen Erinnerung seit 1945" widmet sich das
Historisch-Technische Museum derzeit auch seiner eigenen Geschichte.
Schritt für Schritt kann der Besucher den langen und mitnichten
konfliktfreien Weg zur aktuellen, einigermaßen ausgewogenen musealen
Darstellung nachvollziehen. Wobei die Ausstellungsmacher einräumen, dass
bis heute "die militärhistorischen, fortschrittseuphorischen und
verbrechenszentrierten Narrative" parallel zueinander fortbestünden.

Vielleicht machte es Sinn, diese "Narrative" einfach zu ignorieren und die
Geschichte der A4 und der anderen Peenemünder Entwicklungen als das zu
erzählen, was sie tatsächlich war: Die Geschichte eines gigantischen
Waffenlabors, das nur ein Ziel hatte: den unmenschlichsten aller Kriege für
ein verbrecherisches Regime, koste es was es wolle, zu gewinnen. Alles
andere leistet nur der immer noch virulenten Gefahr der Verharmlosung des
dort Geschehenen Vorschub. Die "Raketenmänner" mögen vom Mond geträumt
haben. Ihre Aufgabe in Peenemünde war die Entwicklung möglichst effizient
tötender Waffen. Die erfüllten sie mit großer Hingabe und mörderischen
Erfolgen. 1959 zitierte DER SPIEGEL den britischen Regisseur John
Lee Thompson, der im Zusammenhang mit den Vorbereitungen zum Film "Wernher
von Braun - Ich greife nach den Sternen" (1960) äußerte, "Wenn wir ihn 1945
erwischt hätten, so hätten wir ihn sicher vor das Nürnberger Tribunal
stellen lassen. Und vielleicht wäre er gehenkt worden." Thompson - im Krieg
Angehöriger der Royal Air Force - beugte sich schlussendlich dem Druck
seiner Produzenten, also de facto dem von Brauns und seiner amerikanischen
Auftraggeber, und lieferte mit seinem Film eine Reinwaschung des
SS-Sturmbannführers a. D. vom Feinsten.

Der Kampf um die Deutungshoheit der Geschichte Peenemündes ist noch nicht
ausgestanden. Das "Apollo 11"-Jubiläum hat das wieder nachdrücklich
bewiesen. Tagtäglich kann man sich die erschreckende Lebensfähigkeit des
Peenemünde-Mythos durch die Reaktionen vieler Besucher des dortigen Museums
bestätigen lassen. Dazu bedarf es nicht der kitschigen V1- oder 
V2-Souvenirteller für "national gesinnte" Touristen. "Auf diese technischen
Meisterleistungen kann man nur stolz sein", teilte mir ein Freund
begeistert nach einem Besuch des Historisch-Technischen Museums mit. Da war
es wieder, das große Feigenblatt der "alten Peenemünder". Nach deren
Nachkriegsuminterpretation der eigenen Biographie war das Militär
notgedrungenermaßen der Sponsor für das "eigentliche Ziel". "Krieg oder
Raumfahrt?" ist eine seit langem überfällige Ausstellung.

Krieg oder Raumfahrt? Die Versuchsanstalten Peenemünde in der
öffentlichen Erinnerung seit 1945, Sonderausstellung im
Historisch-Technischen Museum Peenemünde/Usedom, noch bis 12. Januar 2020;
bis September täglich 10 bis 18 Uhr, ab Oktober täglich 10 bis 16 Uhr.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 17/2019 vom 19. August 2019, Online-Ausgabe
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Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Nach dem Kolonialismus?

Es ist noch nichts vorbei

von Reinhard Pool



Spricht man in Deutschland über den Kolonialismus, bleiben viele
ruhig: Das war ja nur kurz, und das ist schon lange vorbei. Einige
wissen vielleicht noch, dass "das" damals, 1919, nicht ganz freiwillig
vorbei war: Der Versailler Friedensvertrag legte fest, dass
Deutschland als Kolonialmacht ungeeignet sei und deshalb für immer auf
Kolonien verzichtet. Aber schon das Foto auf dem Titel, aufgenommen im
Oktober 2016 in Berlin, zeigt dass nichts wirklich ganz vorbei ist.


Es sind 28 verschiedene Beiträge, mit denen in diesem Buch belegt
wird, dass wir uns in der postkolonialen Phase befinden und nichts
vorbei ist. Los geht es mit Beschreibungen, wie die Deutsche
Kolonialzeit 1914 endete: Deutschland begann den Ersten Weltkrieg, und
entgegen den Beschlüssen der Berliner Kongokonferenz wurde dieser
Krieg auch in den Kolonien ausgetragen. Eigentlich hatte man 1885
beschlossen, dass Weiße nicht vor den Augen von Schwarzen miteinander
kämpfen sollten, deshalb sollten europäische Kriege nicht in Afrika
ausgetragen werden. Wurden sie aber. In Südwestafrika setzten sich die
südafrikanischen Truppen bald durch, sie waren auch weit überlegen. In
Togo, Kamerun und Qingdao ging es auch relativ schnell, dort waren die
deutschen Truppen schwach. In der Südsee gab es überhaupt keine
deutschen Truppen.

Lang und blutig wurde der Krieg in Deutsch-Ostafrika, und der deutsche
Befehlshaber Lettow-Vorbeck dem Gegner zwar auswich und dadurch den
Krieg in die Länge ziehen konnte, aber Hunderttausende Einheimische
umbrachte, man geht von bis zu 800.000 ermordeten Zivilisten aus. Das
hinderte die Regierungen später nicht daran, ihn auszuzeichnen und
auch nach seinem Tod Bundeswehr-Kasernen nach ihm zu benennen, zum
Beispiel in Bad Segeberg. Die ist jetzt geschlossen, aber das
Gewerbegebiet heißt jetzt liebevoll "LeVo-Park", und das nutzt auch
die Landesregierung als Adresse für die Flüchtlingsunterkunft dort, in
der zwischendurch auch Polizei-Hundertschaften untergebracht wurden.

In der Zeit der Weimarer Republik gab es eine starke Bewegung für den
Wiedererwerb von Kolonien, die Vereine waren noch stärker als am Ende
des 19. Jahrhunderts, als es um den Erwerb von Kolonien ging. Sie
wurden letztlich vom Nationalsozialismus übernommen. Die Vereine
versprachen sich davon einen Auftrieb, sie wurden aber
zusammengestutzt: Hitler bekannte sich formell zum "Recht auf
Kolonien", es gab auch ein Reichskolonialamt der Partei und später des
Staates, das sogar zum Kolonialministerium aufgewertet wurde, es gab
auch konkrete Ausbildungen von Siedlern und Soldaten - aber die
Zukunft sah Adolf Hitler in der Eroberung von "Lebensraum" im Osten,
nicht in Afrika. Die Propaganda für Kolonien wurde schließlich von der
Regierung verboten, weil Propagandaminister Goebbels davon ausging,
dass das Volk immer nur ein Thema zur gleichen Zeit konsumieren
sollte, und das war der Schicksalskampf im Osten.

Später ging die Diskussion über den Kolonialismus erst nach 1968 los.
Und da ging es vor allem um "Neokolonialismus", also die ungerechten
Handelsbeziehungen nach der Unabhängigkeit der meisten Länder in
Afrika. Und es ging um das, was in Deutsch-Südwestafrika 1904 passiert
ist und wie man es nennt. Nach mehreren Jahrzehnten erbitterter
Diskussionen nennt es die Bundesregierung seit 2015 "Völkermord", der
einzig passende juristische Begriff für dieses Verbrechen.

Andere Beiträge befassen sich mit den Menschen, die aus der
Kolonialzeit übrig blieben: Schwarze Deutsche. Sie wurden lange
ignoriert, überlagert wurde die Diskussion von der Diffamierung
schwarzer Soldaten, die auf französischer Seite am Ruhrkampf
teilnahmen oder später schwarzen Soldaten in der US-Armee. Aber es gab
eben auch Schwarze Deutsche, die aber teils ihre Staatsangehörigkeit
in der Nazi-Zeit verloren, einige wurden auch umgebracht - aber eine
systematische Verfolgung gab es nicht, einige wurden auch als
Schauspieler in Kolonialfilmen gebraucht, wo sie dumme Eingeborene
spielten oder treue Askaris, einheimische Kolonialsoldaten.

Erst in diesem Jahrhundert begann die Diskussion über ein sehr dunkles
Kapitel des Kolonialismus: Die anthroposophische Forschung. Tausende
von toten Afrikanern oder Teile von ihnen, oft Schädel, waren nach
Deutschland gebracht werden, um hier die Rassenkunde voranzubringen.
Viele kamen wohl aus den Gefangenenlagern, die 1906 und 1907 "im
Anschluss oder in der Endphase des Völkermordes entstanden waren und
von der deutschen Kolonialverwaltung "Konzentrationslager" genannt
wurden. Es gab aber auch viele andere, die teils aus unbekannter
Quelle, unbekannter Herkunft, auf unbekannten Wegen nach Deutschland
gerieten und die Sammlungen von Krankenhäusern, Universitäten oder
Museen bereicherten. Zur Zeit sind erst wenige identifiziert und noch
weniger zurückgeführt worden.

Ein großes Kapitel wartet noch auf die Erforschung: Auch die Museen
sind voll mit Ausstellungsstücken, die aus Kolonien hierher gekommen
sind. Auch hier ist oft unbekannt, ob sie aus Plünderungen oder Raub
stammen oder gekauft wurden - und wenn sie gekauft wurden, wie die
Handelsbedingungen waren. Denn Einheimische wurden auch oft in
unfruchtbare Gegenden verdrängt, um europäischen Siedlern Platz zu
machen. Und wenn in den Reservaten Hunger ausbrach, wurden
Lebensmittel verkauft oder gegen Kunstgegenstände getauscht. Das sind
dann Museumsstücke, die "legal" hierher geraten sind, aber oft ist das
überhaupt nicht dokumentiert und schwer nachvollziehbar.

In Berlin ist jetzt ein "Weltkulturmuseum" geplant, dass solche Kunst
oder auch Beutekunst aufnehmen soll. Das Konzept ist, wie sollte es
anders sein, umstritten.

Marianne Bechhaus-Gerst, Joachim Zeller (Hg.): 

Deutschland postkolonial? Die Gegenwart der Imperialen Vergangenheit.

Metropol Verlag, Berlin 2018. 579 Seiten, 29 Euro

 * 
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SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9 · September 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Mit von der Leyen zur Rüstungsunion

Die alte Verteidigungsministerin will diese Aufgabe an der EU-Spitze
fortsetzen

von Jürgen Wagner



Es sind große Stiefel, in die die frischgebackene
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hineintreten will.
Schließlich war es ihr Vorgänger, Jean-Claude Juncker, unter dessen
Ägide (2014-2019) der zuvor relativ brachliegende Ausbau des
EU-Militärapparates massiv voranschritt. Allerdings war von der Leyen
als deutsche Verteidigungsministerin daran ebenfalls maßgeblich
mitbeteiligt, weshalb vieles dafür spricht, dass auch sie versuchen
wird, die nun auf dem Zettel stehenden nächsten
Militarisierungsvorhaben zügig umzusetzen.


Schon anlässlich des "Aachener-Vertrages", einem Pakt, mit dem
Frankreich und Deutschland nassforsch die Führungsrolle in
europäischen Militärfragen für sich reklamierten, gab sich von der
Leyen Anfang des Jahres optimistisch: "Deutschland und Frankreich
gehen in der Verteidigungspolitik in Europa voran. Das ist großartig.
Vor einem Jahr haben wir dann die Verteidigungsunion aus der Taufe
gehoben und arbeiten seitdem Schritt für Schritt an unserem
ehrgeizigen Aufbauplan. Mein Ziel ist, bei der nächsten deutschen
EU-Ratspräsidentschaft im Jahr 2020 Richtfest zu feiern."


Drei Pfeiler

Diese Verteidigungs- bzw. Rüstungsunion soll auf drei Pfeilern
beruhen: Politisch sollen Entscheidungswege "beschleunigt"
werden, u.a. durch die Einführung eines Europäischen Sicherheitsrates
und die Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen.

Operativ soll das seit Juni 2017 existierende EU-Hauptquartier,
das aktuell "nur" kleinere Militäreinsätze planen und leiten kann,
wohl weiter ausgebaut werden.

Doch es ist der industrielle Pfeiler der Militärunion, bei dem
unmittelbar die Entscheidungen mit der wohl größten Tragweite anstehen
- insbesondere betrifft dies zwei Vorhaben mit den Abkürzungen PESCO
und EVF.


PESCO: Vor der Dritten Welle

Im Dezember 2017 aktivierten die Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union die "Ständige Strukturierte Zusammenarbeit" (engl.
PESCO), der sich außer Malta, Dänemark und Großbritannien sämtliche
Mitgliedsländer anschlossen. Die PESCO bindet die Teilnehmer an die
Einhaltung von 20 "Rüstungskriterien", darunter die reale Erhöhung der
Militärhaushalte und die Verpflichtung, sich auf europaweite
strategisch relevante Rüstungsprojekte zu verständigen und sich auch
an ihnen zu beteiligen.

Weiter wurde eine "Verpflichtung zur Ausarbeitung harmonisierter
Anforderungen" ebenso als Kriterium aufgenommen, wie die "Zusage, sich
auf gemeinsame technische und operative Standards der Streitkräfte zu
einigen." Und weil es das Ziel ist, einen - deutsch-französisch
geführten - EU-Rüstungskomplex aufzubauen, gibt es auch noch die
Pflicht zur "Gewährleistung, dass die Kooperationsprogramme [...] nur
Einrichtungen zugutekommen dürfen, die nachweislich im Hoheitsgebiet
der EU Mehrwert erbringen [...] und [...] sich positiv auf die EDTIB
[rüstungsindustrielle Basis] auswirken."

Der Knackpunkt ist, dass die Einhaltung dieser Kriterien künftig
jährlich überprüft wird und dass bei einer Verletzung die Option
besteht, ein Land per qualifizierter Mehrheitsentscheidung aus der
PESCO und damit aus dem neuen Herzstück der EU-Militärpolitik
hinauszuwerfen.

Bereits im März 2018 wurde die erste PESCO-Runde mit 17 Vorhaben
beschlossen, aufgrund der Kürze der Vorbereitungszeit handelte es sich
dabei aber größtenteils um weniger spektakuläre Projekte. Im November
2018 folgten allerdings 17 weitere Projekte, darunter befand sich mit
der Eurodrohne (MALE RPAS), einer bewaffneten Drohne mittlerer Höhe,
auch erstmals eines der ganz großen Rüstungsvorhaben der Union.

Im Sommer wurden die Verhandlungen über eine dritte PESCO-Welle
aufgenommen, die noch in diesem Jahr zu einem "erfolgreichen"
Abschluss gebracht werden sollen. Als Kronjuwel dieser Runde könnte
sich das "Future Combat Air System" (FCAS) genannte
deutsch-französische Kampfflugzeug erweisen. Doch das Projekt sieht
sich einiger Konkurrenz ausgesetzt - u.a. die F-35 der Vereinigten
Staaten und der Tempest, der unter britischer Führung gebaut
werden soll. Gleichzeitig sind die Forschungs- und Entwicklungskosten
enorm, in einer Vorlage für den deutschen Haushaltsausschuss wird von
einem Betrag von 8 Mrd. Euro allein bis zur Fertigstellung eines
Demonstrators im Jahr 2030 ausgegangen.

Es ist deshalb eine ebenso "charmante" wie naheliegende Idee, durch
den Griff in den EU-Haushalt die Realisierungschancen des
Kampfflugzeugs zu erhöhen - dies wiederum hängt nicht unwesentlich von
seiner Aufnahme in die PESCO-Projekte ab, die künftig bevorzugt aus
dem Europäischen Verteidigungsfonds (EVF) querfinanziert werden
sollen.


EVF: Goldrausch vor der Abstimmung

Der EVF wurde erstmals von Kommissionspräsident Juncker in einer Rede
im September 2016 ins Spiel gebracht. Im Juni 2018 veröffentlichte die
Kommission einen Verordnungsvorschlag, in dem für 2021-2027 insgesamt
13 Mrd. Euro für den EVF vorgesehen sind. Davon sollen 4,1 Milliarden
Euro der Erforschung und 8,9 Milliarden der Entwicklung von
Rüstungsgütern dienen. Ergänzt über nationale Beträge kann so ein
Betrag von bis zu 48,6 Mrd. Euro zusammenkommen!

Der Verordnungsvorschlag ging dann in die Trilog-Verhandlungen, bei
denen sich das Parlament im Laufe des ersten Halbjahres 2019 dann nach
allen Regeln der Kunst über den Tisch ziehen ließ: Während sich die
Staats- und Regierungschefs ein Vetorecht gegenüber einzelnen
EVF-Projekten aushandelten, soll das Parlament lediglich im Nachhinein
über die Verwendung der Gelder informiert werden.

Damit ist im Prinzip der Weg frei, für die großangelegte
Subventionierung der Rüstungsindustrie und den Aufbau eines
deutsch-französischen Rüstungskomplexes. Allerdings stehen dem
Vorhaben noch zwei Hürden im Weg: Einmal ist die Rechtmäßigkeit des
EVF gelinde gesagt fragwürdig - das belegt unter anderem ein
Rechtsgutachten des Juraprofessors Andreas Fischer-Lescano im Auftrag
der Linksfraktion im EU-Parlament.

Zum anderen muss das EU-Parlament noch den gesamten nächsten
EU-Haushalt 2021-2027 und damit auch den EVF final absegnen, die
Verhandlungen darüber dürften bald in die heiße Phase gehen. Doch
obwohl das das letzte Mal sein wird, dass die Parlamentarier einen
relevanten Zugriff auf den Fonds erhalten könnten, ist davon
auszugehen, dass sich eine Mehrheit der Abgeordneten uneingeschränkt
hinter den EVF stellen wird.


Fazit

Der EU steht in Sachen Militärpolitik einiges bevor, das wurde auch
beim Großen Zapfenstreich am 15. August 2019 deutlich, mit dem die
Bundeswehr ihre bisherige Ministerin Richtung Brüssel verabschiedete.
Nachfolgerin Annegret Kramp-Karrenbauer sparte in ihrer Rede nicht mit
Lob, besonders von der Leyens europapolitisches "Vermächtnis" hatte es
ihr angetan: "Europa, die Europäische Einigung - da verrate ich hier
kein Geheimnis mehr - das ist Dein Herzensthema. [...] Du hast in
einer für Europa sehr schwierigen Phase die europäische Einigung
vorangebracht. Du hast die Initiative zu mehr Zusammenarbeit, mehr
Miteinander im Bereich der Verteidigung ergriffen. Du hast die PESCO
aus dem Dornröschenschlaf erweckt. [...] Dafür steht die
Rüstungskooperation allen voran mit Frankreich, um Kampfflugzeug und
Kampfpanzer der Zukunft zu entwickeln. Dafür steht der Einstieg in die
Europäische Verteidigungsunion."

 * 
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Die alte Leier

von Florian Sieber



Mit ihrer Niederlage bei der Abstimmung über die Reform der Renten
2017 erhielten die grossen Parteien einen Denkzettel. Gewerkschaften
und Wirtschaftsorganisationen wurden von Bundesrat Berset beauftragt,
einen Vorschlag für eine Reform der Pensionskassen auszuarbeiten.
Dieser liegt nun auf dem Tisch. Für die AHV kündigt Berset selber
heftige Einschnitte an.


Weniger kosten sollen sie. Und die Wirtschaft nicht so stark
belasten - der Druck auf die Renten ist gross und die
Reformwunschzettel der Bürgerlichen lang. Kaum eine Frage hat in der
Schweiz in den letzten Jahren derart umgetrieben, wie die Reform der
Altersvorsorge. Dabei reichen die Renten oft nicht für ein würdiges
Überleben im Alter. Wegen der ungenügenden Renditen war 2018 das
schlechteste Jahr der Pensionskassen seit Beginn der Krise. Das
Rentensystem in der Schweiz ist in Schieflage geraten. Und die
Bürgerlichen wollen die Gunst der Stunde nutzen, um Konterreformen in
der Altersvorsorge durchzusetzen.


Die immer gleichen Angriffe

Angriffe auf das Rentenalter der Frauen, Erhöhungen bei der
Mehrwertsteuer, Senkung des Umwandlungssatzes, die meisten angepeilten
Verschlechterungen konnten in den letzten Jahren erfolgreich bekämpft
werden. Doch sie kommen immer wieder. Anfang Juli kündigte Bundesrat
Berset bei einer Pressekonferenz an, dass das Rentenalter der Frauen
auf 65 erhöht werden soll. Auch eine Erhöhung der Mehrwertsteuern um
0,7 Prozent hat die Regierung im Sinn. Zusammen mit einer Senkung des
Mindestumwandlungssatzes entspricht der Aktionsplan des Bundesrats
ziemlich genau einem Vorläufer, der 2012 in Form eines internen
Papiers des innenpolitischen Departements (siehe vorwärts vom
7. Dezember 2012) die Runde machte. Einzig die lange von den
Pensionskassen geforderte Senkung des Umwandlungssatzes fehlte bei
Bersets Pressekonferenz. Die wurde aber durch den Schweizerischen
Gewerkschaftsbund (SGB) als Teil eines Kompromisses mit den
Wirtschaftsverbänden nachgeliefert.

Neben einer Senkung des Mindestumwandlungssatzes von 6,8 auf 6
Prozent, die einer Rentensenkung von zwölf Prozent entspricht, enthält
die Abmachung der Sozialpartner aber auch einen Zuschlag für niedrige
Renten. Dieser wird den Gewerkschaften, die bislang immer gegen
Senkungen beim Umwandlungssatz gekämpft hatten, wohl den Deal
schmackhaft gemacht haben. Da der Zuschlag für alle Renten gleich hoch
sein, jedoch stärker durch Einzahlungen höherer Einkommen finanziert
werden soll, unterstützt der Gewerbeverband als einziger Sozialpartner
das Abkommen nicht. "Beim Zuschlag handelt es sich quasi um eine Art
Mini-AHV im BVG", erklärt Gabriela Medici, SGB-Zentralsekretärin, im
Gespräch mit dem vorwärts. "Der Zuschlag führt für
Teilzeitarbeitnehmende und damit vor allem für Frauen und Personen mit
tiefen Einkommen zu einer sofortigen Rentenverbesserung." Die
SGB-Mitgliedsgewerkschaften hätten das Abkommen als "akzeptabel"
gewürdigt.


Nicht auf Buckel der Frauen*

Das schliesst jedoch lokalen Widerstand nicht aus. Bereits bei den
Reformversuchen in der Vergangenheit kam es trotz Unterstützung durch
die nationalen Gewerkschaften zu Opposition aus lokalen
Gewerkschaftsgliederungen - insbesondere in der Romandie. Mit
Widerstand ist in Bezug auf Bersets Pläne des Frauenrentenalters zu
rechnen. Gegenüber der vorwärts erklärte Juso-Präsidentin Tamara
Funiciello: "Das ist nicht nur hanebüchen, das ist dumm. Und es ist
ein ganz klarer Angriff auf die Frauen*." Schon bei der Rentenreform
2020 habe man die Probleme der Frauen* nicht ernst genommen. "Dass man
das jetzt nach den Mobilisierungen zum Frauen*streik mit mindestens
500.000 auf den Strassen immer noch nicht macht, ist einfach nur noch
patriarchal." Aber auch eine Mehrwertsteuererhöhung dürfte innerhalb
der Linken wenig Freunde finden.


Ein System aus Kompromissen

Eine radikale Umwälzung des Rentensystems wäre dabei dringend
notwendig. In den letzten fünf Jahren stieg die Zahl der
Rentner*innen, die zusätzlich zur AHV Ergänzungsleistungen für die
Deckung ihrer Ausgaben brauchen, konstant um 1,1 bis 2,9 Prozent pro
Jahr. Steigende Gesundheitskosten haben für höhere Verschuldung im
Alter gesorgt. So hat sich die Zahl der Privatkonkurse bei
Verstorbenen, also Schulden, die von niemandem übernommen werden, seit
1998 verdreifacht. Besonders betroffen von Armut nach der
Pensionierung: Frauen* und Niedriglöhner. Linke Parteien sehen in
dieser Situation eine Stärkung der 1. Säule als Antwort. Bei der PdA
wurden als Reaktion auf die Rentenreform 2020 im April 2017 Ideen
aufgegriffen, die sich an die Volkspensionsinitiative von 1969
anlehnen. Damals hatte man versucht eine starke, einheitliche
Altersvorsorge zu schaffen, in die die Pensionskassen integriert
werden sollten. Ein Schulterschluss von Sozialdemokratie und Bürgertum
zur Bekämpfung der Initiative führte zum Kompromiss, den wir heute als
Dreisäulenmodell kennen.


Referendumsbögen bereits gedruckt

Auf Reformen in der 2. Säule setzt man zur Lösung des Problems
Altersarmut auch beim SGB nicht. So heisst es von der SGB-Sekretärin
Medici: "Alle systemischen Probleme der 2. Säule, also gerade auch die
hohen Geldabflüsse an Versicherer, Vermögensverwalter und Broker, die
Intransparenz und fehlende Mitbestimmung bleiben ungelöst bestehen."

Sollten die Parteien im Parlament dem Rentenzuschlag bei den
Pensionskassen ein Ende machen (solche Versuche sind zumindest von SVP
und FDP zu erwarten), würde dies aber laut Medici die Unterstützung
des SGB für den Kompromiss in Frage stellen. Zumindest von der Juso
wird sich Berset bezüglich seiner Pläne für die 1. Säule auf
Widerstand einstellen müssen. Laut Funiciello sind die
Referendumsbögen bereits gedruckt.

 * 
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FESTIVAL/407: 69. Internationale Filmfestspiele Berlin - Brutalität und easy love (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 164 - Heft 02/19, 2019

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Brutalität und easy love

Bericht von den 69. Internationalen Filmfestspielen Berlin

Von Ilse Eichenbrenner



Das Goldene Handtuch

Einige Tage vor der Berlinale findet traditionell eine Pressekonferenz
statt, bei der das Programm vorgestellt wird. Dieses Jahr habe ich zum
ersten Mal teilgenommen, denn es war die letzte des langjährigen
Leiters Dieter Kosslick: Die Journalisten werden im Bundespresseamt
direkt an der Spree mit Softdrinks und einer Menge Papier empfangen.
Dann geht Kosslick zum Pult, neben ihm eine Art Sidekick, der
weiterhilft, wenn Kosslick einen Hänger hat. Das ist äußerst selten
der Fall. Er hat alle Titel und Regisseure und alle Anekdoten drum
herum auf der Platte. Man kann von ihm lernen, wie man aus kleinen
Dusseligkeiten Funken schlägt. Statt "Der Goldene Handschuh" (von dem
noch die Rede sein wird) sagt er "Das Goldene Handtuch", und es
braucht keinen Freudianer, um das zu deuten. Kosslick hätte - das weiß
jeder - gerne noch ein wenig weitergemacht, deshalb verbittet er sich
Sentimentalitäten in der Fragerunde am Ende der Veranstaltung. Er sagt
einfach nur Tschüss. Das gefällt mir. Für Gejammere ist er zu stolz.

Es ist auch Tradition, dass die Berlinale mit einem Film eröffnet
wird, der einem breiten Publikum gefällt und die Herzen öffnet. In
diesem Jahr war das "The Kindness of Strangers" von Lone
Scherfig. Eine Mutter und ihre zwei artigen Jungs fliehen vor dem
brutalen Vater ins winterliche New York. Das Auto wird ihnen samt
Habseligkeiten geklaut, und sie landen mittellos im Milieu der
Suppenküchen, Wärmestuben und Selbsthilfegruppen Manhattans. Der Titel
will sagen, dass sich diejenigen, die ganz unten sind, gegenseitig
helfen - der Trost von Fremden. Alles fügt und findet sich auf
märchenhafte Weise. Das nennen dann die einen Sozialkitsch, die
anderen sind einfach happy. Ich fand es ganz clever, dass in der
Zuckerwatte die bittere Pille Obdachlosigkeit versteckt war.

Systemsprünge

Der eigentliche Wettbewerb wurde mit einem furiosen deutschen
Spielfilm eröffnet, der ohne jede Einschränkung den SP-Lesern hiermit
auf den Zettel geschrieben wird. "Systemsprenger" ist also
Pflicht, deshalb nur wenig zur Handlung. Der Film beginnt mit einer
Untersuchung der neunjährigen Benni in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie, wo sie bereits bestens bekannt ist. Sie ist wegen
ihrer gewaltsamen Ausbrüche schon wieder aus einer Wohngruppe
geflogen. Die nette Frau Bafané vom Jugendamt bringt sie erst einmal
in eine Kriseneinrichtung - sie kennt das schon. Benni nennt alle
Mitarbeiter "Erzieher", Namen benutzt sie nicht. Weshalb sie denn so
viele Fotoalben habe, wundert sich jemand beim Einzug. "Jedes Mal,
wenn ich aus einer Wohngruppe fliege, bekomme ich eines zum Abschied."
Benni möchte zu ihrer leiblichen Mutter und versucht, das zu
erzwingen, Helferkonferenzen finden statt. Die überforderte Mutter
sagt ja, macht dann wieder einen Rückzieher, Benni rastet aus. Ein
Schulbegleiter taucht auf, der eigentlich mit schwierigen Jugendlichen
arbeitet. Micha soll nun Benni bei der Integration in der Schule
helfen. Der kleinste Anlass genügt, und Benni rastet aus. Sie schlägt
ihren eigenen Kopf oder den anderer Kinder auf unglaublich brutale
Weise auf den Boden oder gegen die Wand, sie droht mit dem Messer.
Diese gewaltsamen Durchbrüche enden in unsäglichem Geschrei, das
filmisch brillant umgesetzt wird. Das System der Kinder- und
Jugendhilfe ist ratlos. Immer wieder ist eine erlebnispädagogische
Maßnahme in Kenia im Gespräch. Micha schlägt als Alternative vor, mit
Benni für drei Wochen in seine einsame Hütte in der Lüneburger Heide
zu fahren. Das wird für beide anstrengend, zwischendurch erfreulich,
später enorm gefährlich. Wohin mit diesem Kind? Für die geschlossene
Psychiatrie sei sie noch zu jung, erfahren wir, eine Pflegefamilie ist
bereits gescheitert. ist das System am Ende?

Regisseurin Nora Fingscheidt hat den Begriff "Systemsprenger" bei den
Recherchen zu einem Dokumentarfilm in einer Obdachloseneinrichtung für
Frauen kennengelernt, wo er für eine 14-Jährige benutzt wurde. Wir
kennen ihn nur zu gut als Unwort aus der Arbeit mit erwachsenen
psychisch Kranken. Kann es sein, dass er nun salonfähig wird? Auf der
diesjährigen Berlinale war er in aller Munde. "Systemsprenger" wurde
mit einem Silbernen Bären ausgezeichnet. Das gut recherchierte
Drehbuch ist mit enormer cineastischer Wucht umgesetzt. Geradezu
unfassbar ist die Performance der elfjährigen Schauspielerin Helena
Zengel in ihrer Rolle als Benni.

Ich finde, der Film zeigt ein System, das sehr wohl flexibel ist, aber
nicht für jedes Problemkind eine belastbare, kontinuierliche
Beziehungsperson vorhalten kann. Ein wirklich starres System hingegen
beschreibt der österreichische Spielfilm "Der Boden unter den
Füßen", der ebenfalls schon am ersten Tag im Wettbewerb lief. Die
junge und dynamische Lola arbeitet in einer Unternehmensberatung.
Gerade ist ihre Firma in Rostock zugange, um einen Betrieb zu
sanieren. Von ihrer aufgeräumten Wohnung in Wien fliegt Lola im
Business-Outfit nach Rostock, schläft im Hotelzimmer und mit ihrer
Chefin, joggt am frühen Morgen durch die Stadt oder trainiert im Gym.
Als sie gerade in Wien ist, erreicht sie ein Anruf aus dem Spital;
ihre ältere Schwester Conny hat versucht, sich mit 120 Schlaftabletten
zu suizidieren. Lola ist Vormund ihrer Schwester und kennt das schon.
Conny leidet an einer paranoiden Schizophrenie, ungefähr einmal im
Jahr gerät sie in eine Krise. Lola versucht nun, die Besuche im
Krankenhaus, die Versorgung von Connys Kater und ihre
100-Stunden-Woche in Rostock unter einen Hut zu bekommen. Ein paar
Tage später: Conny soll entlassen werden mit regelmäßigen Besuchen
durch den ambulanten psychosozialen Dienst. Das will Conny nicht, und
Lola akzeptiert die Weigerung ihrer Schwester. Sie verkauft deren
Wohnung, holt sie zu sich und organisiert die Versorgung mit
Mahlzeiten. Lässt sich tatsächlich alles effektiv organisieren?

Der Film fokussiert sehr stark auf die junge, gehetzte Managerin,
schnurstracks auf dem Weg in den Burn-out. Die große Schwester findet
hingegen wenig Beachtung; für die psychische Störung und die
Unterstützung nach der stationären Behandlung interessieren sich der
Film und die ehrgeizige Lola nur am Rande. Geht es darum, wer denn nun
eigentlich das verrücktere Leben führt? Dann wäre es schön gewesen,
der psychosekranken Schwester ein wenig Recovery zu gönnen. Der Film
wolle zu viel auf einmal, war eine mehrfach geäußerte Kritik. Und
gleichzeitig wagt der Film zu wenig, findet Filmknäcke.

Unzumutbarkeiten

Der umstrittene Spielfilm "Der Goldene Handschuh" von Fatih
Akin ist bei Erscheinen dieser Ausgabe der SP bereits in den Kinos
gelaufen. Es gab unzählige Artikel, Kommentare und Meinungen. Bleibt
mir also nur, meine ganz persönliche Erfahrung zu berichten. Der Roman
von Heinz Strunk, der dem Film zugrunde liegt, hatte mich überzeugt
und auf die Brutalität vorbereitet.

Fatih Akin konzentriert sich ganz und gar auf die Jahre, in denen der
Serienmörder Fritz Honka vier ältere Frauen in seiner Wohnung
ermordet, zerstückelt und versteckt hat. Diese Wohnung - das zeigen
die Originalaufnahmen der Polizei im Abspann - hat genau so
ausgesehen. Sie ist heruntergekommen, die Wände sind mit
pornografischen Zeitungsausschnitten beklebt. Auf einem Plattenspieler
laufen Schlager aus den Siebzigern, die man nicht mehr unbefangen wird
hören können. Es ist diese Wohnung, dieses Milieu, das in mir
Erinnerungen an Hausbesuche als junge Sozialarbeiterin weckt und mich
überwältigt.

Honka wird verkörpert von dem jungen, schönen Schauspieler Jonas
Dassler, den der Maskenbildner vor jedem Dreh in stundenlanger Arbeit
in das hässliche Monster verwandelt hat. Viele halten Dasslers
Darstellung des Honka für einen Geniestreich. Bei mir hat es nicht
wirklich funktioniert; ich war mir immer bewusst, eine
schauspielerische Bravourleistung zu sehen. Vermutlich war nicht nur
ich vor allem damit beschäftigt, diese 110 Minuten durchzustehen.
Tapfer schaut man auf die Leinwand, hört die entsetzlichen Geräusche
der Säge und versucht den Gestank, der unweigerlich imaginiert wird,
zu verkraften. Zweifellos: Ein großes Erlebnis und eine große
Erleichterung, wenn das alles vorbei ist. Erst Stunden später fing ich
an zu zweifeln: Wozu ist das nun gut, weshalb muss man sich das antun?
Jeder Vorgeschichte beraubt, dient das Drehbuch auch nicht dem
Verständnis, das in unserer Disziplin grundsätzlich immer zu fordern
ist.

Ich war also bereits etwas mürbe, als in immer mehr Filmen geschlagen,
geprügelt und geschossen wurde. Das fing an mit der bereits erwähnten
"Benni", setzte sich fort in Filmen über Neonazis, über eine
jugendliche Mafiabande in Neapel, über eine israelische Agentin und
kulminierte in "Marighella", einem brasilianischen Spielfilm,
der drei Jahre aus dem Leben dieses revolutionären Terroristen
beschreibt. Manchmal war die Gewalt nicht direkt: In einem
schwedischen Dokumentarfilm ("Rekonstruktion Utøya")
reinszeniert eine Gruppe von Jugendlichen bei einem Workshop die
Ereignisse des Massakers auf der Insel Utøya, unter ihnen auch
einige Überlebende. Hier genügen dann die zur Pistole gestreckten
Finger der Akteure oder die Schläge auf eine Metallplatte, um
Todesangst zu erzeugen.

Abgehängt

Im Kontrast zu diesen Bildern lieferten junge Filmemacher sanfte und
spielerische Szenen aus ihrer Welt der sozialen Medien, der Romanzen
und Beliebigkeiten. In dem semi-dokumentarischen "Easy love"
spielen sich die Akteure selbst. Sie sind auf der Suche nach Sex und
Zärtlichkeit und finden beides, hier oder dort, oben oder unten und
überhaupt. Weil der Job in einem Biomarkt so langweilig ist, tut die
Tochter einer feministischen Mutter es eben für Geld - easy money. Die
Mutter schüttelt den Kopf.

Nur um eine einzige Person geht es in "Searching Eva", einer
ursprünglich aus Italien stammenden jungen Frau, die in wechselnden
Identitäten und Outfits von einer WG - Rom, Athen, Berlin - in die
andere zieht, und sich mal als Model, dann wieder als Sexarbeiterin
verdingt. Sie lebt in den und für die sozialen Medien, wo sie
unzählige Follower hat, deren Fragen und Kommentare in diesen
Dokumentarfilm montiert sind. Die beiden Filme sollen nur exemplarisch
genannt sein für ein neu aufgepopptes Genre, das mir zeigte: Ich bin
endgültig abgehängt. Umso dankbarer bin ich, dass die Berlinale mir
auch auf diese Selbstbespiegelungen einen voyeuristischen Blick
erlaubt.

Sorgenkinder

Vater, Mutter und "Dafne" hatten einen schönen Urlaub am Meer.
Alles ist bereit für die Rückfahrt, nur die Mutter fehlt. Eine
Ambulanz wird gerufen, doch es ist zu spät. Der plötzliche Tod der
Mutter trifft Dafne und ihren alten Papa hart. Denn Dafne ist ein
Mädchen mit Down-Syndrom.

Gemeinsam mit Verwandten besuchen sie das abgelegene Haus, in dem die
Mutter aufgewachsen ist. Dort wird sie nun auf dem Friedhof beerdigt.
Dann fahren Vater und Tochter in die gemeinsame Wohnung in der Stadt
zurück und versuchen, ihr gewohntes Leben fortzuführen. Dafne hat
einen Arbeitsplatz im Recycling eines großen Supermarkts, wo sie mit
einer kleinen Feier von ihrem Team begrüßt wird. Sie ist beliebt und
überaus tüchtig; die Mutter hat ihr alles beigebracht, was für ein
eigenständiges Leben wichtig ist. Es geschieht nichts Spektakuläres in
diesem warmherzigen Film. Dem Vater geht es schlecht; er steht kaum
noch auf, und es ist nicht sicher, ob er die Lebenskrise überwindet.
Dafne mit ihren oberschlauen Sprüchen geht ihm und den Zuschauern auf
die Nerven, dann wird es auch mal laut. Eines Tages schlägt sie vor,
man könne doch eine Fußwanderung zu dem ländlichen Friedhof machen und
das Grab der Mutter besuchen. Das Wetter ist nicht optimal, trotzdem
stapfen die beiden los. Die Übernachtung in einem Landgasthaus und das
Gespräch des Vaters mit den freundlichen Wirtsleuten gehört zu den
schönsten Szenen des Films. Allmählich gewinnt auch der Vater wieder
etwas Lebensmut. Forstarbeiter nehmen die beiden in ihrem Jeep ein
Stück mit, und Dafne flirtet mit beiden, dass es kracht.

Diese junge Frau mit einer kognitiven Beeinträchtigung nervt und macht
ihre Umwelt glücklich. Ihre Marotten - zweimal pro Woche zum Friseur -
akzeptiert der Vater mit einem Lächeln. Nach der Weltpremiere in der
Sektion Panorama präsentierte der Regisseur die Hauptdarstellerin auf
der Bühne. Und die redete mit ihrer unglaublich tollen Stimme, die man
ja aus dem Film schon kannte, und war so schlagfertig und herzlich,
dass den Müttern und Vätern um mich herum plötzlich die Nase lief.

Es war ein großer Sprung innerhalb der Sektion Panorama von Italien
nach Tokio, wo Menschen mit einer körperlichen Behinderung anscheinend
gut integriert sind. Der Spielfilm "37 Seconds" lebt ebenfalls
ganz und gar von einer hervorragenden, von einer Behinderung
betroffenen Hauptdarstellerin. Mei Kayama sitzt wie ihre Filmfigur
Yuma wegen einer Zerebralparese im Rollstuhl; sie kann sich auf dem
Boden kriechend fortbewegen und mit ihren verkrümmten Fingern einen
Stift halten. Yuma ist 23 Jahre alt, lebt behütet und umsorgt bei
ihrer Mutter, die in einer anrührenden Eingangssequenz ihre Tochter in
die Wanne hievt und mit ihr ein Bad nimmt. Morgens fährt Yuma mit dem
Bus zur Arbeit als Zeichnerin bei einer Bloggerin, die mit ihren
Mangas im Internet sehr populär ist. Aber Yuma möchte gerne eigene
Mangas veröffentlichen und gerät mehr durch Zufall an eine Verlegerin,
die "Erwachsenen-Mangas" publiziert. Yuma solle erst einmal eigene
sexuelle Erfahrungen machen, meint die Verlegerin, und Yuma macht sich
auf den Weg. Sie ordert telefonisch die Dienste eines Callboys, trifft
sich mit ihm in einem Hotelzimmer und scheitert zunächst. Doch
zuvorkommende Helfer kümmern sich um sie, unter ihnen eine erfahrene
Sexarbeiterin, die einen älteren Mann im Rollstuhl begleitet. So lernt
sie eine ganze Reihe von Mitgliedern einer speziellen Community
kennen, mit denen sie von nun an Kontakt hält. Die Mutter sorgt sich,
doch Yuma fasst den Entschluss, sich endlich von ihr abzunabeln und
das Schicksal des Vaters zu ergründen. Dazu ist eine Reise nach
Thailand erforderlich, wo Yuma - unterstützt von einem der jungen
Helfer - wichtige Erkenntnisse gewinnt.

Der Film ist ein ungewöhnlicher Mix, wie er in deutschen Filmen dieses
Genres kaum denkbar ist. Yumas Exkursionen ins Rotlichtmilieu hätten
leicht ein Anlass für Fremdschämen werden können, doch der Film bleibt
neugierig und offen.

Sowohl "Dafne" als auch "37 Seconds" wurden von unterschiedlichen
Jurys als bester Film der Sektion Panorama ausgezeichnet. Das
vergrößert natürlich ihre Chancen, irgendwann in unsere Kinos zu
kommen.

Gesichert hingegen ist der Kinostart der "Goldfische", so heißt
eine Wohngruppe von Menschen mit Behinderung im gleichnamigen Film.
Akkreditierte konnten den Film und einige der Protagonisten am Rande
der Berlinale kennenlernen.

Tom Schilling verkörpert Oliver, einen Investmentberater, der auf der
Überholspur lebt und scheitert. Nach einem Crash auf der Autobahn
sitzt er in der Reha im Rollstuhl. Auf der Suche nach einem besseren
WLAN gerät er an die Wohngruppe "Goldfische". Dort arbeitet die frisch
gebackene Sonderpädagogin (Jella Haase) mit einem Dreamteam von
Menschen mit Behinderung. Jeder und jede hat eine andere
Verhaltensauffälligkeit, eine andere Störung, und alle träumen von
einem besseren Leben. Oliver hat noch eine Menge Schwarzgeld in
Zürich, das er mithilfe der "Goldfische" in Sicherheit bringen will.
Er organisiert einen Ausflug zum Kamelreiten in die Schweiz, um so
ganz nebenbei sein Geld zu schmuggeln. Man ahnt schon, dass
Peinlichkeiten, Pannen und spöttisches Gelächter den Trip dieser
furiosen Crew begleiten.

Geisterschiffe

Die große Zerreißprobe, der ich auf jeder Berlinale ausgesetzt bin,
wird den SP-Leser nicht mehr überraschen. Das kennen Sie schon: auf
der einen Seite die bereits erwähnten Befindlichkeitspirouetten
saturierter Großstadtbewohner, auf der anderen Seite das
himmelschreiende Elend in den Ländern der Dritten Welt. Noch immer -
kaum auszuhalten. Ich greife hier nur ein Thema heraus.

Gleich zwei Filme beschäftigten sich in diesem Jahr mit der
Versklavung von Menschen auf Fischereibooten in Südostasien. Der
Spielfilm "Buoyancy" folgt dem 15-jährigen Chakra aus den
Reisfeldern Kambodschas auf der Suche nach einem besseren Leben. Mit
einem Freund will er in einer Fabrik arbeiten und viel Geld verdienen.
Unterwegs gerät er in die Fänge von Menschenhändlern und wird
verkauft. Auf einem thailändischen Fischkutter muss er fast rund um
die Uhr unter unbeschreiblichen Bedingungen arbeiten. Jeder Protest
wird umgehend bestraft; die jungen Männer werden verprügelt oder über
Bord geworden und nur manchmal wieder herausgezogen. Chakra gewöhnt
sich allmählich an die Brutalität. Er ist klug und beobachtet die
Arbeit der beiden Chefs, bis er sie schließlich überwältigen kann. In
Landnähe gelingt ihm schließlich die Flucht, und er schafft es, in
seinen Heimatort zurückzukehren. Im Abspann wird deutlich gemacht,
dass dies kein böses Märchen ist, sondern harte Realität.

Der Dokumentarfilm "Ghost Fleet" greift den Faden auf.
Menschenrechtsaktivisten machen sich auf die Suche nach versklavten
Menschen auf dem Meer. Unterstützt werden sie dabei von einem jungen
Mann aus Burma, dem die Flucht gelungen ist. Während die Crew in die
berüchtigten Gewässer fährt, erhält der Zuschauer Informationen. Die
Weltmeere sind leergefischt, sodass die Flotten weit hinausfahren
müssen und die Fischer monatelang keinen Landkontakt haben. Dazu ist
freiwillig kaum noch einer bereit. So werden Männer mit K.O.-Tropfen
betäubt und gekidnappt oder unter Vortäuschung falscher Tatsachen
verschleppt. Die Fischkutter legen niemals an; der Fang wird von
großen Mutterschiffen abgeholt, und das kärgliche Essen - Wasser und
ein paar Säcke Reis - geliefert. Viele leben zehn Jahre und mehr als
Sklaven, bis es manchen von ihnen gelingt, bei einer günstigen
Gelegenheit an Land zu schwimmen. Viele ertrinken dabei. Unser
engagiertes Team findet tatsächlich etliche Männer dieser
Geisterflotte, die es in den Dschungel geschafft haben. Vermutlich ist
das nicht die Intention dieser Filme, oder vielleicht doch? Der
Appetit auf Fisch ist mir erstmal vergangen.

Der Tänzer

In der Sektion "Perspektive Deutsches Kino" wurde der bemerkenswerte
Dokumentarfilm "Das innere Leuchten" von Stefan Sick gezeigt.
Er taucht ein in den Kosmos einer Pflegeeinrichtung für Demenzkranke
in Stuttgart, das Gradmann-Haus. Sick trifft auf einen ungewöhnlichen
Menschen, den ich hier einmal "den Tänzer" nennen möchte. Der alte
Mann bewegt seine Hände, als wolle er einen unsichtbaren Chor
dirigieren. Oder beherrscht er eine geheimnisvolle Zeichensprache,
macht er Reiki, oder betreibt er Eurythmie? Der Tänzer spricht zu
seinen eleganten Bewegungen in einer unverständlichen Sprache; er
tänzelt durch die Gänge der Einrichtung und tritt in Kontakt mit den
Bewohnern, besonders gerne aber mit den Mitarbeiterinnen. Auch sie
lernen wir allmählich kennen; sie sind sanft und freundlich und
beherrschen die Technik der Validation. Wenn jemand schimpft und
brabbelt, dann nehmen sie den Impetus auf, und führen ein Gespräch. Es
sind einige jüngere Demenzkranke, die sich unbedingt ausdrücken
wollen, und darunter leiden, dass es ihnen nicht gelingt.

Ich weiß nicht, ob Sick diesen Film ohne seinen wichtigsten
Protagonisten, den "Tänzer", hätte drehen können. Er gibt den Ton an,
bezaubert die Kamera und den Filmemacher. Der Sohn kommt zu Besuch,
setzt sich ans Klavier und spielt die Geige. Der Tänzer tanzt, der
Sohn lächelt. Bevor der Film in einer Harmoniesoße davonschwimmt, gibt
es ein wenig Ärger: Die Herrschaften klauen sich gegenseitig die
Schuhe oder verlangen, dass man mit ihnen das Bett teilt. Das ist zum
Kaputtlachen, und man muss sich dafür nicht schämen.

88 Filme

Einschließlich der Presseverführungen vor der Berlinale konnte ich 88
Filme sehen. Ich habe mich gefürchtet, geekelt, gelangweilt und
unglaublich amüsiert. Ich habe mich über die "Schlaumeier-Filme"
geärgert, auch wenn sie wieder einmal Preise gewonnen haben. Ich räche
mich, indem ich sie nicht erwähne.

Wer jetzt die Schnauze voll hat von Narzissmus und Gewalt, der freue
sich mit mir bei einem absolut unverdächtigen Genre: Musikfilme. Im
Wettbewerb lief "Amazing Grace" mit Aretha Franklin; ein Film,
den Sidney Pollack eigentlich schon bei einem Gospel-Konzert 1972
gedreht hat, der aber erst jetzt fertiggestellt werden konnte. Der
Saal hat gebebt bei der Vorstellung im Friedrichstadt-Palast.

"Weil wir nur einmal leben" begleitet die "Toten Hosen" 2018
auf ihrer Tour. Tolle Stimmung, volle Stadien. Plötzlich muss die Tour
abgebrochen werden, weil Campino einen Hörsturz hat. Hörsturz? Stress?
Da fängt man schon wieder zu grübeln an. Abschalten!


37 Seconds

Japan 2019; 115 Min.

Regie: Hikari

Darsteller: Mei Kayama, Misuzu Kanno

Amazing Grace 

Dokumentarische Form

USA 2019; 87 Min.

Mit Aretha Franklin

Buoyancy

Australien 2019; 93 Min.

R: Rodd Rathjen

D: Sarm Heng, Thanawut Kasro, Mony Ros

Dafne

Italien 2019; 94 Min.

R: Federico Bondi

D: Carolina Raspanti, Antonio Piovanelli, Stefania Casini

Das innere Leuchten

Dokumentarische Form

Deutschland 2019; 95 Min.

Von Stefan Sick

Der Boden unter den Füßen

Österreich 2019; 108 Min.

R: Marie Kreutzer

D: Valerie Pachner, Pia Hierzegger, Mavie Hörbiger

(Kinostart: 16. Mai)

Der Goldene Handschuh 

Deutschland/Frankreich 2019; 110 Min.

R: Fatih Akin

D: Jonas Dassler, Margarethe Tiesel, Katja Studt, Hark Bohm

Die Goldfische

Deutschland 2019; 111 Min.

R: Alireza Golafshan

D: Tom Schilling, Jella Haase, Birgit Minichmayr, Axel Stein

Easy love

Deutschland 2019; 88 Min.

R: Tamer Jandali

D: Stella Vivien Dhingra, Niclas Jüngermann, Sönke Andersen, Sophia
Seidenfaden

Ghost Fleet

Dokumentarische Form

USA 2018; 89 Min.

Von Shannon Service,

Jeffrey Waldron

Marighella

Brasilien 2019; 155 Min.

R: Wagner Moura

D: Seu Jorge, Adriana Esteves, Bruno Gagliasso

Rekonstruktion Utøya

Dokumentarische Form Schweden/Norwegen/Dänemark

2018; 98 Min.

R: Carl Javér

Searching Eva

Dokumentarische Form

Deutschland 2018; 85 Min.

R: Pia Hellenthal

Systemsprenger

Deutschland 2019; 118 Min.

R: Nora Fingscheidt

D: Helena Zengel, Albrecht Schuch, Gabriela Maria Schmeide

(Kinostart: vermutlich Herbst 2019)

The Kindness of Strangers

Dänemark/Kanada/Schweden/Deutschland/Frankreich 2019; 112 Min.

R: Lone Scherfig

D: Zoe Kazan, Andrea Riseborough, Tahar Rahim, Bill Nighty

(Kinostart: vermutlich Herbst 2019)

 * 
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MELDUNG/1950: Deutschlandfunk - Der Kabarettist Florian Schroeder, 4.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Kabarettist Florian Schroeder

Nett, bis er blutet

Von Luigi Lauer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 4. September 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Ich bin übrigens gegen die Enteignung von BMW. Mir würde schon
reichen, wenn das Verkehrsministerium wieder verstaatlicht würde.? Mit
solchen Spitzen hat sich Florian Schroeder, besonders in der jüngeren
Zeit, einen wohlklingenden Ruf erspielt. Dabei ist er schon sehr lange
in der Kabarettbranche tätig. Bereits mit 14 Jahren ist er als
Parodist bei Harald Schmidt aufgetreten und kann das Imitieren von
Prominenten bis heute nicht lassen. Doch Florian Schroeder nimmt
Politiker nicht nur aufs Korn, er nimmt sie auch mit: So war er mit
Peer Steinbrück auf Satire-Tournee und lädt Politiker regelmäßig in
seine Fernsehshows ein. Seit 2004 ist der 39-jährige mit seinen
Soloprogrammen auf deutschen Bühnen unterwegs, er spricht Radio-
Kolumnen für vier Rundfunkanstalten, ist Autor, Redner, Bühnen- und
Fernsehmoderator und hält philosophische Vorträge.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1949: Deutschlandfunk Kultur - Einführung in das Werk von Klara Khalil, 5.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Unbekannte Meister 4

Eine Einführung in das Werk von Klara Khalil

Von Jakob Nolte

BR 2018/54'47

Freispiel

Donnerstag, 5. September 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Diese Sendung widmet sich Klara Khalil, einer unbekannten
Außenseiterkünstlerin, die mit 52 Jahren freiwillig aus dem Leben
geschieden ist. Sie habe den herkömmlichen Begriff von Reklame
revolutioniert, sagen ihre Fans, andere halten ihre Werke für
weltfremd und elitär. Einige wenige behaupten sogar, dass nur ihr
spektakulärer Tod die Faszination erklären kann, die sie umgibt.
Khalil hinterließ Plakate und zwei 500 GB-Festplatten ihrer Arbeiten:
Werbung. Tausende von Clips, Einspielern, Kampagnen und
Radio-Features, die, so schätzt man, von niemandem je gesehen oder
gehört wurden. Jakob Nolte zeigt sie uns - und erzeugt ein
Verwirrspiel zwischen Fiktion und Wirklichkeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1669: Deutschlandfunk - Das neue Starke-Familien-Gesetz. Mehr als Hartz IV für Kinder?, 5.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mehr als Hartz IV für Kinder?

Das neue Starke-Familien-Gesetz

Hörertel.: 0 08 00 44 64' 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 5. September 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Familien mit kleinen Einkommen stärken und faire Zukunftschancen für
Kinder schaffen: Das sind die Ziele des Starke-Familien-Gesetzes,
dessen erster Teil im Sommer 2019 in Kraft tritt - Anfang 2020 folgt
dann Teil zwei. Der Kinderzuschlag ist neu gestaltet, die Leistungen
für Bildung und Teilhabe sind verbessert worden, jedenfalls nach
Auskunft des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend. Wie genau die neuen Geldflüsse geregelt sind und was man tun
muss, um in den Genuss der vielen verschiedenen Fördermaßnahmen zu
kommen, prüft und klärt Jan Tengeler anhand praktischer Beispiele mit
Gästen. Hörerfragen sind wie immer willkommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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GESCHICHTE/632: Kassenärztliche Vereinigung in Schleswig-Holstein (1) - Die Anfänge (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 7-8/2019

Serie

Anfänge der KV in Schleswig-Holstein

von Karl-Werner Ratschko



Ärzte als unorganisierte Einzelkämpfer, die Dumpingpreisen von
Krankenkassen ausgeliefert waren: Diese Situation gab es vor Gründung
der KV auch in Schleswig-Holstein.


Nicht nur Besucher sondern auch alteingesessene Bad Segeberger
sind erstaunt, wenn sie erfahren, dass Ärztekammer, Kassenärztliche
Vereinigung und andere schleswig-holsteinische ärztliche
Organisationen sich nicht in der Landeshauptstadt oder in einer
anderen schleswig-holsteinischen Großstadt, sondern in Bad Segeberg
befinden. Wie konnte es kommen, dass sich die schleswig-holsteinische
Ärzteschaft für ihre wichtigsten Organisationen weitab von der
Landesregierung und anderen schleswig-holsteinischen Verbänden
ausgerechnet Bad Segeberg ausgesucht hat? Einige Gründe ließen sich
leicht finden. Bad Segeberg liegt günstig zwischen Kiel, Neumünster,
Hamburg und Lübeck und verfügt über eine gute Infrastruktur, wie z. B.
höhere Schulen, überzeugende Freizeitangebote, die Kreisverwaltung und
anderes. Abwägende, kluge Analysen waren jedoch im Jahr 1935 nicht der
Grund für die Verlagerung der Ärztekammer und des Provinzialverbands
Schleswig-Holstein als Vorläufer der Kassenärztlichen Vereinigung aus
Kiel über Neumünster nach Bad Segeberg. Es war der Wechsel in der
Leitung der beiden Körperschaften von Frauenarzt Dr. Hans Köhler,
Neumünster, zum chirurgischen Chefarzt Dr. Hans Rinne, Bad Segeberg.
In Bad Segeberg blieben die ärztlichen Organisationen auch, als nach
der NS-Zeit im Juni 1945 der Kieler Arzt Dr. Berthold Rodewald Chef
der ärztlichen Einrichtungen wurde. Auch spätere Vorsitzende und
Präsidenten aus Lübeck und Kiel änderten nichts mehr an der Ortswahl.

Größe und Mitarbeiterzahl der beiden ärztlichen Körperschaften waren
allerdings Mitte der dreißiger Jahre noch nicht beeindruckend, sodass
die Geschäftsstelle in der am Segeberger See gelegenen Villa im
Klosterkamp 12, einer Seitenstraße der nach Norden führenden
Kurhausstraße, ausreichten. Auch als die Körperschaften in der
Nachkriegszeit größer wurden, blieben sie dem Nordosten Bad Segebergs
treu. Die Kassenärztliche Vereinigung und die Ärztekammer fanden 1965
nach einer Interimszeit in der Eutiner Straße 3 Grundstücke in der
Bismarckallee am Rande des Kurparks in unmittelbarer Nachbarschaft zum
Otto-Flath-Haus.

Die Vorgeschichte von Kassenärztlicher Vereinigung und Ärztekammer ist
eng verbunden. Beide waren deswegen bis weit in die Nachkriegszeit
auch für die Ärzte kaum auseinanderzuhalten. Am Kriegsende waren die
beiden Organisationen Provinzverwaltungen der Reichsärztekammer und
Kassenärztlichen Vereinigung Deutschlands (KVD) für
Schleswig-Holstein. Nach 1945 wurde jedoch auf Veranlassung der
britischen Militärregierung nur die Ärztekammer aktiv, da dringender
Bedarf für ihre Tätigkeit bestand. Die Verwaltungsstelle der KVD wurde
damals einfach in die Ärztekammer eingegliedert. Folgerichtig gab es
für beide eine gemeinsame Leitung. Die Ärztekammer hatte keine eigenen
Mitarbeiter, sondern die Kassenärztliche Vereinigung stellte Personal,
Räume und Infrastruktur gegen Entschädigung zur Verfügung. Die KV war
gegenüber der Ärztekammer die weitaus größere und finanzstärkere
Einrichtung. Die Ärztekammer hatte übergeordnete berufspolitische
Funktionen für die Gesamtheit des Berufsstandes in Praxis, Krankenhaus
und öffentlichem Gesundheitsdienst wahrzunehmen, also Aufgaben, die
während der NS-Zeit zentral von der Reichsärztekammer bearbeitet
wurden und die nicht unbedingt immer direkte Auswirkungen auf die
tägliche Arbeit der Ärztinnen und Ärzte hatten. Insofern bestand
damals kein großer Personalbedarf.

Dagegen war die Kassenärztliche Vereinigung ganz praktisch für das
tägliche Brot, die Honorierung der niedergelassenen Kassenärzte
zuständig. Kassenärztliche Vereinigungen bestehen heute aufgrund von
Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB V), während Ärztekammern schon
seit ihrer Gründung mit Ausnahme der NS-Zeit Länderangelegenheit
waren. Allerdings verschwammen damals die Grenzen zwischen Kammer und
KV bei den Ärzten und in der öffentlichen Wahrnehmung.

Als dritte große ärztliche Organisation ist die Privatärztliche
Verrechnungsstelle Schleswig-Holstein/Hamburg ("Die PVS") zu nennen.
Die Honorierung der privatärztlichen Tätigkeiten aller Arztgruppen,
also der niedergelassenen Ärzte wie auch der Krankenhausärzte, war
weder Angelegenheit der Kammer noch der KV. Sie erfolgt durch direkte
Abrechnung der Ärzte mit den Privatpatienten oder mit der Hilfe
privatärztlicher Abrechnungsstellen, von denen sich die für
Schleswig-Holstein wichtigste auch in Bad Segeberg, in der
Moltkestraße befindet. Im Gegensatz zu Ärztekammer und
Kassenärztlicher Vereinigung sind die Privatärztliche
Verrechnungsstelle sowie der im Weiteren noch zu nennende Marburger
Bund und die Ärztegenossenschaft Nord keine Körperschaften
öffentlichen Rechts. Mit 17 Ärzten als Mitgliedern hat die PVS 1926
als "Ärztliche Verrechnungsstelle Ostholstein e. V." in einer
Dachkammer in der Bad Segeberger Keltingstraße begonnen. Begründet
wurde sie von Dr. Hans Rinne und Dr. Erwin Reiner. Nach dem
Zusammenschluss mit der Flensburger PVS entstand am 1. Januar 1937 die
PVS Schleswig-Holstein. Anfang 1938 wurde aus dem Verein eine
Verwaltungsstelle der Reichsärztekammer. Stationen der ständig
wachsenden Einrichtung waren der Klosterkamp 13, die Eutiner Straße 3
und mit einem Teil des Betriebs das Blunksche Haus in der Moltkestraße
1. Im August 1948 wurde sie, wie damals auch die Kassenärztlichen
Vereinigung, aus der Ärztekammer herausgelöst und wieder ein Verein.
1951 wurde ein neu errichtetes Gebäude in der Moltkestraße 1-3
bezogen, in dem damals immerhin schon 75 Mitarbeiter Platz fanden.(1)
Das Gebäude wurde zwischen 1951 und 2011 erweitert, renoviert und an
die jeweiligen Anforderungen angepasst. 1985 entstand durch Übernahme
der Abrechnungsstelle Hamburg die PVS Schleswig-Holstein/Hamburg. Die
PVS SH/HH hat heute über 100 Mitarbeiter, Zweigstellen in Hamburg und
Bad Doberan und rund 3500 Kunden. Sie zieht pro Jahr ungefähr 1,8
Millionen Arztrechnungen ein.(2)

Der Marburger Bund ist der Berufsverband der angestellten und
beamteten Ärztinnen und Ärzte und setzt sich politisch für die
Verbesserung der beruflichen Situation der Ärzte ein. Als
Ärztegewerkschaft führt er die Tarifverhandlungen für die meist im
Krankenhaus tätigen angestellten Ärztinnen und Ärzte. Seine
Geschäftsstelle befindet sich ebenfalls im Nordosten Bad Segebergs in
der Esmarchstraße in einem Gebäude der Ärztekammer. Im Gegensatz dazu
ist die Ärztegenossenschaft Nord ein Zusammenschluss von etwa 1800
niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten. Sie will von staatlichen
Reglementierungen unabhängig die Interessenvertretung gegenüber
Krankenkassen und Politik wahrnehmen und neue Vertragsmöglichkeiten im
Gesundheitswesen nutzen. Ihr Sitz ist im Zentrum Bad Segebergs in der
Bahnhofstraße.

Entstehung der Kassenärztlichen Vereinigung

Die angemessene Honorierung ärztlicher Leistungen war schon früher für
die freiberuflich tätigen niedergelassenen Ärzte wichtig, auch wenn
dieser Aspekt in der Vergangenheit möglichst zurückhaltend in der
Öffentlichkeit angesprochen wurde, was Ärztestreiks am Anfang und in
den zwanziger Jahren des 20. Jahrhunderts jedoch nicht ausschloss.
Ärztliches Handeln sollte bei den Patienten vorrangig nicht als von
wirtschaftlichen Gesichtspunkten der Ärzte bestimmt angesehen werden.
Mit der Durchsetzung wirtschaftlicher Interessen der Ärzteschaft
befasste Organisationen entstanden so erst gegen Ende des 19.
Jahrhunderts, die Ärztegewerkschaft Marburger Bund sogar erst in der
Nachkriegszeit 1947/48.(3)

Die Ärzte begannen bereits knapp hundert Jahre früher, Ärztevereine
regional zur Wahrnehmung ihrer beruflichen Interessen zu bilden. Ziele
waren allgemeine Ordnungsfunktionen innerhalb der Ärzteschaft,
ärztliche Fortbildung, Bekämpfung des Kurpfuschertums sowie die
Alters- und Hinterbliebenenfürsorge und die angemessene Honorierung
ärztlicher Leistungen. In Schleswig-Holstein gab es bereits in der
dänischen Zeit einige wenige ärztliche Vereine, z. B. in Altona, Kiel,
Schleswig und Süderdithmarschen, aber keinen mit überregionaler
Bedeutung für die beiden Herzogtümer. Einer der ersten Ärztevereine in
Deutschland wurde am 23. Oktober 1809 in der jedoch erst seit 1937 zu
Schleswig-Holstein gehörenden Hansestadt Lübeck gegründet.(4) Für Bad
Segeberg gab es seit 1865 den südost-holsteinischen ärztlichen Verein,
später den Segeberger Ärzteverein, der nach der NS-Zeit 1945 unter dem
Vorsitz von Dr. Erwin Reiner (1888-1953) wieder zum Leben erweckt
wurde.

Erst nach der Herauslösung der Herzogtümer aus dem dänischen
Gesamtstaat wurde anlässlich einer Versammlung des Vereins baltischer
Ärzte in Kiel am 8. Juni 1865 der Verein Schleswig-holsteinischer
Ärzte gegründet. In dem Einladungsschreiben wurden u. a. auch die
wirtschaftlichen Motive deutlich. Der ärztliche Stand sollte "für die
ihm zugemutheten erhöhten Leistungen entsprechend durch Verbesserung
seiner materiellen Leistungen entschädigt und durch die seinen
Leistungen gebührende Achtung geehrt" werden.(5) Diese
berufspolitische Zielvorstellung, hier zunächst für den in Entstehung
befindlichen Verein formuliert, galt künftig mehr oder weniger für
alle ärztlichen Verbände und Organisationen in Schleswig-Holstein als
Leitlinie. Der Verein Schleswig-Holsteinischer Ärzte (künftig kurz:
Provinzialverein) wurde für die nördlichste preußische Provinz ein
Kristallisationspunkt ärztlicher Berufspolitik mit anfangs 142
Mitgliedern. Später haben etwa drei Viertel der ständig steigenden
Zahl praktischer Ärzte der Provinz zum Verein gehört, ein bei
freiwilliger Mitgliedschaft beeindruckender Organisationsgrad.(6) 1890
gab es in Schleswig-Holstein 17 selbstständige regionale Vereine, 1925
waren es 22. Sie hatten 1890 in der Regel zwischen zehn und zwanzig
Mitglieder, der Ärzteverein in Altona und die drei Kieler Vereine
ragten mit einer deutlich höheren Mitgliederzahl heraus. Die
Ärztevereine waren später meistens auch die organisatorische Grundlage
für die Abrechnung mit den gesetzlichen Krankenkassen.

In der Zeit der Entstehung der Bismarck'schen Sozialgesetzgebung mit
Errichtung der gesetzlichen Krankenversicherung (1883), der Unfall-
(1884), Invaliditäts- (1889) und Rentenversicherung (1891)(7) erwies
es sich besonders in wirtschaftlicher Hinsicht als nachteilig, dass
die freiwillige Mitgliedschaft zu ärztlichen Vereinen nicht alle
Ärztinnen und Ärzte erfasste. Eine Lösung wurde in Preußen 1887 in der
Schaffung von Provinzärztekammern als Körperschaften öffentlichen
Rechts gesehen. Die Kammern sollten sich mit allen Fragen und
Angelegenheiten des ärztlichen Berufes sowie der öffentlichen
Gesundheitspflege beschäftigen. Zu ihren Aufgaben sollte aber auch
gehören, für die Wahrung elementarer wirtschaftlicher Belange am
Anfang einer jeden Wahlperiode Ausschüsse einzusetzen, die die
zwischen Ärzten und Krankenkassen abgeschlossenen Verträge zu
überwachen hatten.(8)

Die Eingaben und Beschlüsse der Ärztetage und -vereine für die
Erhaltung der Freiheit des Ärztestandes scheiterten jedoch regelmäßig
auf Reichsebene an dem "seit Bismarcks Abgang ungehemmten
Sozialisierungsdrang des Reichsregierung und des Reichstags", wie es
der Vorsitzende des Vereins Schleswig-Holsteiner Ärzte, Dr. Wilhelm
Henop, in seinem Bericht über die Jahre 1865 bis 1925 seines Vereins
feststellte.(9) Die Spannungen zwischen den Krankenkassen und der
Ärzteschaft wurden größer, als 1892 in einer Novelle zum
Krankenversicherungsgesetz die Krankenkassen das Recht erhielten, über
die Einstellung einzelner Ärzte allein zu entscheiden. Damit hatten
sie die Definitionsmacht über die Inhalte der Verträge mit den
einzelnen Ärzten und die Möglichkeit, die Honorare immer weiter zu
drücken. Die hieraus entstehende starke Stellung der Krankenkassen und
die schwache Stellung des einzelnen Arztes führten zu einer über etwa
zwei Jahrzehnte dauernden heftigen Konfrontation zwischen der
Ärzteschaft und den Krankenkassen.(10) Auf Reichsebene war die
Gründung des "Verbandes der Ärzte Deutschlands zur Wahrung ihrer
wirtschaftlichen Interessen" die Folge, des "Leipziger Verbandes", der
ab 1923 Hartmannbund genannt wurde, am 13. September 1900 durch Dr.
Hermann Hartmann (1863-1923). Dazu kam, nicht zum Vorteil der
politischen Situation der Ärzteschaft, auf Reichsebene ein sich
zuspitzender Konflikt zwischen dem mehr den ärztlichen
Standesproblemen zugewandten Ärztevereinsbund und dem auf die
wirtschaftlichen Interessen der Ärzte verpflichteten Leipziger
Verband.

Schleswig-Holstein war da schon weiter. Eine solche Entwicklung gab es
schon fast ein Jahrzehnt früher zwischen dem Verein
Schleswig-Holsteinischer Ärzte und dem 1890 zunächst von einigen
Ärztevereinen gegründeten "Cartell-Verband Schleswiger
Ärzte-Vereine".(11) Ein Beitrag in Heft 12 der "Mittheilungen des
Vereins schleswig-holsteinischer Ärzte" im Dezember 1890 zeigte dies
sehr deutlich. Erstmalig wird auf eine drohende Spaltung in der
schleswig-holsteinischen Ärzteschaft hingewiesen. Unter dem Titel
"Kleine beachtenswerte Ereignisse" findet sich folgender Bericht: "Im
Herzogthum Schleswig will es ein Neues werden! Es hat sich daselbst
ein 'Cartell-Verband Schleswiger-Ärzte-Vereine' gebildet, dem bis
jetzt der Angler, der Flensburger und der Nordost-Schleswigsche Verein
angehören."(12) Zu den Aufgaben des neuen Verbandes sollten
insbesondere die Wahrnehmung und Förderung der materiellen ärztlichen
Interessen wie Aufbesserung des Honorars, das Verhältnis zu den
Krankenkassen und die Leitung des Existenzkampfes in standeswürdige
Bahnen gehören. Hierzu wollte man Material für Verhandlungen des
Provinzvereins und der Ärztekammer vorbereiten. Ganz offenkundig hatte
der Verein Schleswig-Holsteinischer Ärzte die durch die
Krankenkassengesetzgebung des Reiches größer werdenden existenziellen
Sorgen der praktizierenden Ärzte in der Provinz nicht wahrgenommen.
Der Unwille der am Patienten tätigen Ärzte, die durch die weitgehend
ungehinderte Machtausübung der regionalen Krankenkassen gegeneinander
ausgespielt wurden, schaffte sich durch Bildung einer auf der Struktur
der Regionalvereine beruhenden Parallelorganisation Raum.

In Schleswig-Holstein kann der Cartell-Verband als Keimzelle unserer
heutigen KVSH angesehen werden, auch wenn noch ziemlich genau 40 Jahre
bis zu ihrer Gründung durch eine Notverordnung des Reichspräsidenten
Hindenburg am 8. Dezember 1931 vergehen sollten. Weitere Vereine
schlossen sich in den Folgejahren dem Cartell-Verband an. Bezweckt
wurde die Abwehr der Übergriffe der Krankenkassen, im Ergebnis
richtete sich die Aggression der ärztlichen Basis aber bald auch gegen
den Provinzialverein. Der Streit eskalierte, insbesondere die vom
Cartell-Verband beklagte starke Repräsentanz von beamteten Ärzten in
den Leitungsstrukturen des Provinzialvereins und der Ärztekammer wurde
immer wieder kritisiert. Ende 1899 gelang dem Cartell-Verband und dem
Verein schleswig-holsteinischer Ärzte jedoch in Erkenntnis der
Tatsache, dass der Gegensatz zwischen beiden schleswig-holsteinischen
Verbänden ein für die Ärzteschaft kontraproduktiver Zustand sei, mit
großer Mehrheit eine Kommission einzusetzen, die eine Integration des
Cartell-Verbandes in den Provinzialverein durch eine Neuorganisation
vorbereiten sollte. Auf Reichsebene gelang es Hartmann mit dem
Leipziger Verband, mit dem Mittel der "Cavete"-Liste"(13) wirksam die
Kassen an der Nutzung des ihnen 1892 eingeräumten Rechtes zu hindern.
Die meisten Ärzte folgten dem Ruf und schlossen mit so betroffenen
Kassen keine Verträge ab. Ein wirksames Mittel, die wirtschaftlichen
Interessen durchzusetzen, war gefunden.(14)

Die Einigung zwischen dem Provinzialverein und dem Cartellverband, die
hier im Einzelnen nicht dargestellt werden soll, erweiterte die
politischen Handlungsmöglichkeiten der Ärzteschaft: Die von der
schleswig-holsteinischen Ärztekammer auch 1903 wieder eingerichteten
zwei Vertragskommissionen erstellten für die Ärzte verbindliche
Richtlinien. Nicht die einzelnen Ärzte, die von den Krankenkassen
gegeneinander ausgespielt werden konnten, sondern ärztliche
Kommissionen sollten die Beziehungen der Ärzte zu den Krankenkassen
regeln, wobei besonders die ungenügende Honorierung und die nicht
bestehende freie Arztwahl im Vordergrund stehen sollten. Problematisch
war dabei, dass die Richtlinien von den einzelnen Ärzten dann nicht
beachtet wurden, wenn sie für sich Nachteile befürchteten. Um ein
solches Verhalten möglichst zu verhindern, wurden vom Leipziger
Verband "Schutz- und Trutzbündnisse" gebildet. Die beteiligten Ärzte
mussten ein Revers unterzeichnen und sich ehrenwörtlich zu
solidarischem Verhalten verpflichten. Der Druck der regionalen
Ärztevereine auf die Ärzte zur Unterzeichnung solcher Revers war
erheblich. War ein solcher "Ehrenwortschein" unterschrieben, konnte -
so war die damals vorherrschende, aber rechtlich unzutreffende Meinung
- der betreffende Arzt ehrengerichtlich verfolgt werden. In den
preußischen Provinzen beteiligten sich etwa 30 bis 80 Prozent an der
Aktion.(15) Ob es in Schleswig-Holstein diesbezüglich
Ehrengerichtsverfahren gegeben hat, ist bisher noch nicht untersucht
worden.

"Die Vorgeschichte von Kassenärztlicher Vereinigung und
 Ärztekammer ist eng verbunden. Beide waren deswegen bis weit in die
 Nachkriegszeit auch für die Ärzte kaum auseinander zu halten."
 



Die Zusammenfassung der Zweige der Sozialversicherung in einer
Reichsversicherungsordnung vor dem Ersten Weltkrieg sah zur
Enttäuschung der organisierten Ärzteschaft weder die Einführung der
freien Arztwahl noch die Einzelleistungshonorierung noch den Abschluss
von Kollektivverträgen vor. Ständig wurde seitens der Krankenkassen
durch den Abschluss von Verträgen mit einzelnen Ärzten eine Art
"Honorardumping" betrieben. Streiks drohten, Kassenverträge wurden
gekündigt, der Leipziger Verband hatte bereits einen Streikfonds
eingerichtet. Einen Tag vor Weihnachten 1913 gelang es der
Reichsregierung gerade noch rechtzeitig vor dem Inkrafttreten der
Reichsversicherungsordnung (RVO) am 1. Januar 1914, eine Einigung
zwischen den Kontrahenten im sogenannten "Berliner Abkommen"
herbeizuführen. Durch die Übergabe der Zulassungsautonomie der Kassen
in paritätisch besetzte Vertrags- und Registerausschüsse wurde der
erste Schritt zu einer Zusammenarbeit zwischen Kassen und Ärzten
vollzogen, mit dem die freie Arztwahl und Kollektivverträge später
möglich wurden. Mit dem Berliner Abkommen kam es zu einer
entscheidenden Wende für die Ärzteschaft, mit der das Ringen um
Selbstverwaltung und Berufsautonomie auch mithilfe des Staates einen
vorläufigen Abschluss fand.(16)

Schon vorher, am 25. März 1913, erfolgte in Schleswig-Holstein die
Gründung eines Zweckverbandes der kassenärztlichen Vereinigungen als
Untergliederungen des Hartmannbundes. Dieser Termin kann als
Gründungsdatum des Vorläufers unserer heutigen Kassenärztlichen
Vereinigung angesehen werden. 1918/19 wurden seine Aufgaben mit den
beiden Vertragskommissionen der Ärztekammer zunächst durch den Kieler
niedergelassenen Arzt Sanitätsrat Dr. Mose, dann hauptamtlich durch
Oberstabsarzt a. D. Dr. Karl Hüne (1871-1960) auf Betreiben des Kieler
Sanitätsrats Dr. Julius Weisner im Kieler Ärztebüro koordiniert. Der
ab 1923 als Provinzialverband Schleswig-Holstein des Hartmannbundes
bezeichnete Verband blieb jedoch nach wie vor ein privater Verein.

Im Ergebnis gab es jedoch weiterhin ein kleinteilig funktionierendes
Nebeneinander einer Vielzahl ärztlicher Strukturen, Abrechnungsstellen
und regionaler gesetzlicher Krankenkassen, die ihrerseits auch noch in
Orts-, Betriebs-, Innungs- und Landwirtschaftliche Krankenkassen sowie
Ersatzkassen und besondere Kostenträger aufgeteilt waren. Die
Abrechnung mit den gesetzlichen Krankenkassen erfolgte durch 21 auf
Kreisebene bestehende Kassenärztliche Vereinigungen mit eigenen
Verrechnungsstellen.(17)

Die Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation in Deutschland
durch die Weltwirtschaftskrise ab 1929 führte zu einer auch den Beruf
der Ärzte betreffenden Notverordnung des Reichspräsidenten Hindenburg.
Am 8. Dezember 1931 wurden offiziell Kassenärztliche Vereinigungen und
Spitzenverbände auf Landes- und Reichsebene geschaffen. Die Verordnung
beruhte nach einer entsprechenden Beschlussfassung des Deutschen
Ärztetages 1931 in Köln auf einer Einigung zwischen den
Spitzenverbänden der Ärzteschaft und den gesetzlichen Krankenkassen.
Im Wesentlichen wurde die Einführung einer Kopfpauschale, ein
Regelbetrag für Arzneimittel, eine Regelung zur Eingrenzung eines
Übermaßes an Krankschreibungen sowie zur Schaffung besserer Aussichten
für den ärztlichen Nachwuchs eine Senkung der Verhältniszahl von Arzt
zu Versicherten vereinbart. Die Abrechnungen mit den regionalen
gesetzlichen Krankenkassen erfolgte zwar weiterhin durch die auf
Kreisebene bestehenden Kassenärztlichen Vereinigungen,(18) nun aber im
Rahmen von zwischen Spitzenverbänden und Ärzten abgeschlossenen
Mantelverträgen.

Die Provinzstelle Schleswig-Holstein der KVD in Bad Segeberg

Im Hinblick auf die Ereignisse nach der Machtübernahme durch die
Nationalsozialisten war die Einigung 1931 zwischen Ärzteschaft und
gesetzlichen Krankenkassen gerade noch rechtzeitig erfolgt. Es gab
wegen der einvernehmlichen Regelung nach fünfzigjährigem Kampf für den
"Reichskommissar der ärztlichen Spitzenverbände", den späteren
"Reichsärzteführer" Dr. med. Gerhard Wagner keinen vernünftigen Anlass
zu grundsätzlichen Änderungen. So kam es durch die Verordnung des
Reichsarbeitsministers vom 2. August 1933 zu verkraftbaren neuen
Vorschriften. Das war zum einen die Gründung einer Kassenärztliche
Vereinigung Deutschlands (KVD) als Körperschaft des öffentlichen
Rechts,(19) die Zulassung von Ärzten zur Kassenpraxis allein durch die
Ärzteschaft und die Verteilung der in einem Gesamthonorar an die KVD
gezahlten Kopfpauschale unter den Ärzten nach einem den Leistungen
entsprechenden Punktesystem.(20) Die Aufgaben und Rechte der bis dahin
auf privatrechtlicher Grundlage bestehenden kassenärztlichen
Vereinigungen wurden nunmehr von der KVD wahrgenommen. Aus
Einrichtungen beruflicher Selbstverwaltung waren staatliche Aufsichts-
und Kontrollorgane geworden.(21) In Schleswig-Holstein entstand aus
dem Ärztlichen Provinzialverband des Hartmannbundes im August 1933
eine Provinzstelle Schleswig-Holstein der KVD. Amtsleiter wurde der
Gauobmann des schleswig-holsteinischen Nationalsozialistischen
Deutschen Ärztebundes (NSDÄB) Dr. med. Hans Köhler (1878-1961),
Neumünster. Für die im Lande niedergelassenen Ärzte änderte sich durch
diese organisatorischen Veränderungen wenig, da die Abrechnungsstellen
blieben und auch die Umstellung auf Bezirksstellen 1934 nicht zu
nennenswerten Belastungen führte. Das Büro des bisherigen
Provinzialverbandes wurde am 28. August 1933 aus Kiel nach Neumünster
verlegt. In Kiel blieben in der Caprivistraße 24 noch für kurze Zeit
die Ärztekammer, die Pensionskasse der Ärzte sowie die regional
zuständige Bezirksstelle Kiel der Kassenärztlichen Vereinigung.(22)


Literatur beim Verfasser

Dr. Dr. phil. Karl-Werner Ratschko, Bad Segeberg

Zweiter Teil: September


Infos

- Nach 1945 wurde auf Veranlassung der britischen Militärregierung nur
die Ärztekammer aktiv, da dringender Bedarf für ihre Tätigkeit
bestand. Die Verwaltungsstelle der Kassenärztlichen Vereinigung
Deutschlands (KVD) wurde damals in die Ärztekammer eingegliedert.

- Bad Segeberg wurde zum Standort ärztlicher Organisationen: Neben
Ärztekammer und KV siedelten sich hier auch die PVS, der Marburger
Bund und die Ärztegenossenschaft Nord an.

- In Schleswig-Holstein kann der Cartell-Verband als Keimzelle der
heutigen KVSH angesehen werden, auch wenn noch 40 Jahre bis zu ihrer
Gründung durch eine Notverordnung des Reichspräsidenten Hindenburg am
8. Dezember 1931 vergehen sollten. Weitere Vereine schlossen sich in
den Folgejahren dem Cartell-Verband an. Bezweckt wurde die Abwehr der
Übergriffe der Krankenkassen.

- Die Zusammenfassung der Zweige der Sozialversicherung in einer
Reichsversicherungsordnung vor dem Ersten Weltkrieg sah zur
Enttäuschung der organisierten Ärzteschaft weder die Einführung der
freien Arztwahl, die Einzelleistungshonorierung noch den Abschluss von
Kollektivverträgen vor. Ständig wurde seitens der Krankenkassen durch
den Abschluss von Verträgen mit einzelnen Ärzten eine Art
"Honorardumping" betrieben. Streiks drohten, Kassenverträge wurden
gekündigt, der Leipziger Verband hatte bereits einen Streikfonds
eingerichtet.
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ARTIKEL/1515: Landarzt - Wandel der Versorgung ... vom Landarzt zum Patientenbus (KBV klartext)


KBV Klartext

Das Magazin der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, 2. Ausgabe 2019

Wandel der Versorgung - vom Landarzt zum Patientenbus

von Tabea Breidenbach



Menschen werden älter, Ärzte also auch. Junge Menschen ziehen in
die Stadt, Medizinstudierende also auch. Kombiniert ergibt sich die
Herausforderung, die medizinische Versorgung in Deutschland, in der
Stadt und auf dem Land, zu gestalten.


"Dorf sucht Arzt" - "Arzt sucht Nachfolger". So geht es vielen
Gemeinden und Ärzten in ländlichen Gebieten. Der Grund: Junge
Mediziner zieht es in die Städte. Damit sind sie Teil eines
gesamtgesellschaftlichen Trends - die deutsche Gesellschaft ist
urbanisiert: 77 Prozent der Menschen leben in Städten oder
Ballungsgebieten, nur 15 Prozent in Dörfern mit weniger als 5000
Einwohnern. Attraktiver ist der städtische Raum, dort gibt es Arbeit,
öffentlichen Nahverkehr, Einkaufsmöglichkeiten, Kulturangebote sowie
Kindergärten und Schulen. Wo die Menschen wegziehen, schwindet
hingegen die Infrastruktur.

"Ärzte sind häufig die letzten, die gehen -davor haben längst schon
der Bäcker vor Ort oder die Post geschlossen", sagt Dr. Andreas
Gassen, Vorstandsvorsitzender der Kassenärztlichen Bundesvereinigung
(KBV). Es sind vor allem Ärzte der älteren Generation, die sich um die
ebenfalls alternde (Land-)Bevölkerung kümmern - so lange, bis sie
selbst in den Ruhestand gehen. Häufig arbeiten sie länger und weit
über ihr geplantes Rentenalter hinaus, denn einen Nachfolger zu finden
ist schwierig. Jeder dritte Hausarzt ist bereits über 60 Jahre alt,
viele von ihnen werden in den kommenden Jahren ihre Praxis abgeben
wollen. Der demografische Wandel macht weder vor Ärzten noch vor ihren
Patienten halt. Die durchschnittliche Lebenserwartung der Deutschen
liegt bei 80,6 Jahren. Die Patienten werden immer älter, haben oft
multimorbide Krankheitsbilder und brauchen umfassende Betreuung -
nicht nur durch den Hausarzt, auch durch Fachärzte. Der doppelte
Strukturwandel betrifft ganz Deutschland und ändert auch die
Anforderungen an das Gesundheitssystem.


Unterversorgung nicht nur auf dem Land

Das Nachwuchsproblem wird durch den Wandel der Versorgungsstruktur
verschärft: Bis 2025 werden durch Anstellung und reduzierte
Arbeitszeiten 11,8 Prozent der ärztlichen Arbeitszeit und damit der
Versorgungskapazität wegfallen. Das Bundesarztregister der KBV zeigt:
Die Zahl der Ärzte hat 2018 zugenommen, um 1,5 Prozent zum
Vergleichsjahr 2017. Da jedoch viele in Teilzeit arbeiten, stieg die
Kapazität insgesamt nur um 0,2 Prozent. "Es fehlt nicht nur an Ärzten,
auch an ärztlicher Behandlungszeit - und das sowohl auf dem Land, als
auch in Städten", fasst Dr. Stephan Hofmeister, stellvertretender
KBV-Vorstandsvorsitzender, zusammen.

Einige Gemeinden nehmen die Suche nach einem Hausarzt daher selbst in
die Hand. Beispielsweise Kaltenkirchen, eine Kreisstadt mit gut 21.000
Einwohnern in Schleswig-Holstein: 10.000 Euro bekommt ein Arzt, der
sich dort niederlässt und für fünf Jahre bleibt - es haben sich schon
Interessenten gemeldet. "Bereits Kleinstädte sind auf der Suche nach
Ärzten, das zeigt: Einen Arzt zu finden, das ist nicht nur ein Problem
ländlicher Regionen", so Hofmeister. Land ist außerdem nicht gleich
Land. "Am Starnberger See wird sich immer jemand niederlassen wollen,
andere Regionen sind einfach unattraktiv - für Ärzte und Bevölkerung
gleichermaßen", veranschaulicht KBV-Chef Gassen. Während also einige
Landstriche entvölkert werden, prosperieren andere Gemeinden und
profitieren beispielsweise von der Nähe zu Ballungsgebieten. Doch
selbst in einigen städtischen Gebieten, wo viele Menschen auf engerem
Raum leben, fehlt es an Ärzten. So droht Chemnitz, einer Mittelstadt
mit 240.000 Einwohnern, die Unterversorgung.

In den Stadtstaaten und Metropolen liegt die Versorgungsdichte zwar
üblicherweise auf insgesamt hohem Niveau, doch die Verteilung
innerhalb der Stadtteile ist teilweise sehr unterschiedlich. Die
Kassenärztliche Vereinigung (KV) Berlin weist etwa für Kinderärzte in
Berlin-Neukölln einen Versorgungsgrad von rund 90 Prozent aus, in
Steglitz-Zehlendorf steht dem ein Niveau von 184 Prozent gegenüber.
Noch gravierender sind die Unterschiede bei der psychotherapeutischen
Versorgung - die Differenz liegt hier zwischen den Berliner
Stadtteilen Marzahn-Hellersdorf (60,1 Prozent) und
Charlottenburg-Wilmersdorf (415,4 Prozent) bei 355,1 Prozent.


Vom Dorfarzt zum Arztdorf

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat kürzlich die
Bedarfsplanungs-Richtlinie angepasst. Demnach sind ab 1. Juli diesen
Jahres rund 3500 weitere Stellen in der Bedarfsplanung vorgesehen,
davon etwa 1500 für Hausärzte. "Doch auch wenn es einen Mehrbedarf an
Ärzten gibt, wir können sie nicht aus dem Ärmel schütteln", betont
Gassen und ergänzt: "Planung auf dem Papier sieht gut aus, kann aber
den Mangel als solchen nicht beseitigen." Der Zuzug von Ärzten aus dem
Ausland könne und solle die Lücke nicht füllen. "Das kann nicht die
Lösung sein - wir sollten den sogenannten Braindrain, also die
Abwanderung hochqualifizierter Fachkräfte aus ihren Herkunftsländern,
nicht auch noch unterstützen und so das Ausbluten der dortigen
Versorgung billigend in Kauf nehmen", so Gassen.

"Wir müssen langfristig überlegen, wie wir mit den gesellschaftlichen
Entwicklungen umgehen und bis dahin die Ärzte strategisch so
platzieren, dass sie die Versorgung für größere Gebiete sichern
können", betont Hofmeister. Dabei gebe es auch ganz praktische Dinge
zu bedenken: "Insbesondere in ländlichen Regionen ist eine Praxis erst
ab einer gewissen Anzahl an Patienten überhaupt wirtschaftlich
tragbar. Schon deshalb können wir die Ärzte nicht dahin schicken, wo
alle wegziehen", erläutert der stellvertretende KBV-Chef. Der Wunsch
nach einem Arzt in jedem Dorf sei heute häufig nicht mehr
realisierbar, so Hofmeister. Es sei außerdem im Interesse der
Patienten, dass ihr Arzt eine gewisse Anzahl an Behandlungen vornimmt
und mit den Eingriffen vertraut ist, ergänzt er. Daher könnte eine
Konzentration von Ärzten in Gemeinschaftspraxen, Mediznischen
Versorgungszentren (MVZ) oder Integrierten Gesundheitszentren in
größeren Ortschaften sinnvoll sein, wo sie mehr Patienten behandeln
und Eingriffe routinemäßig anbieten können. Bisher sind MVZ jedoch
eher in Städten als auf dem Land vertreten. "Das könnte sich ändern
und eine Option für die Versorgung auf dem Land darstellen", so
Hofmeister.

In eine ähnliche Richtung denkt auch die Kassenärztliche Vereinigung
(KV) Saarland, die in ihrem Versorgungsbericht 2019 das Konzept der
"Gesundheitsdörfer" ins Spiel gebracht hat. Die Idee: Die medizinische
Versorgung soll gezielt im Zentrum einer Gemeinde gebündelt werden. In
ein solches Gesundheitsdorf integriert wären Ärzte, Apotheken,
Rehabilitationseinrichtungen, Wohnungen, Kindergärten,
Einkaufsmöglichkeiten, Restaurants, Spielplätze, Fitness- und
Freizeitmöglichkeiten, um den Standort zu stärken und für den
ärztlichen Nachwuchs attraktiv zu gestalten. "Die Wege zu solchen
Zentren wären zwar etwas weiter, aber für einen bestimmten
Spezialisten nehmen die Leute auch heute schon eine etwas längere
Anfahrt in Kauf", sagt Hofmeister und ergänzt: "Blickt man außerdem
ins europäische Ausland, beispielsweise nach Schweden, so sind die
Entfernungen hierzulande gar nicht vergleichbar." Aktuell liegt die
durchschnittliche Anfahrtszeit zum Hausarzt für 90 Prozent der
Bevölkerung bei elf Minuten, 99,8 Prozent müssen zu ihrer
Hausarztpraxis nur zehn Kilometer fahren.


Mit der Quote aufs Land?

Das jüngste "Berufsmonitoring Medizinstudierende" der KBV und der
Universität Bayreuth hat ergeben, dass der ärztliche Nachwuchs zwar
gerne in Heimatnähe bleibt, ländliche Gemeinden aber kaum in Frage
kommen. Mehrere Bundesländer haben oder planen deshalb eine
Landarztquote im Studium. Die Idee: Zehn Prozent der Studienplätze
könnten vorab an Bewerberinnen und Bewerber vergeben werden, die sich
verpflichten, nach ihrem Abschluss für bis zu zehn Jahre als Hausarzt
in unterversorgten beziehungsweise durch Unterversorgung bedrohten
ländlichen Regionen zu arbeiten. Halten sich die Studierenden nicht an
die vertragliche Vereinbarung, sind Strafzahlungen vorgesehen. Diese
können beispielsweise in Nordrhein-Westfalen bis zu 250.000 Euro
betragen.

"Bei der Quote besteht die Gefahr, dass der Beruf 'Landarzt' durch die
gesonderte Studienplatzvergabe stigmatisiert wird - obwohl alle
Studierenden die gleichen Kurse belegen und die gleiche, hochwertige
Ausbildung erhalten", warnt Hofmeister. Hinzu kommt: Die Studierenden
stehen als fertig aus- und weitergebildete Ärzte frühestens in zwölf
Jahren für die Versorgung zur Verfügung. Den prognostizierten Bedarf
an neuen Hausärzten decken sie auch dann nicht, wenn alle diesen Beruf
ergreifen. Laut einer neuen Studie des Zentralinstituts für die
kassenärztliche Versorgung fehlen bis zum Jahr 2035 pro Jahr bis zu
6000 Studienplätze. Um für die Zukunft gewappnet zu sein, müssen also
weitergehende Maßnahmen unternommen werden. Einige Universitäten
versuchen, durch spezielle Programme Studierende von Beginn an für die
Themen Allgemeinmedizin und Landarzt zu gewinnen, beispielsweise die
Uni Leipzig mit den Projekten LeiKa (Leipziger Kompetenzpfad
Allgemeinmedizin) und MiLaMed (Mitteldeutsches Konzept zur
longitudinalen Integration Landärztlicher Ausbildungsinhalte und
Erfahrungen in das Medizinstudium, (siehe unten "Drei Fragen an ...")


Alternative Konzepte und neue Ideen

Die Herausforderungen, die eine zukünftige Versorgung im Angesicht der
gesellschaftlichen Trends mit sich bringt, sind längst ins Bewusstsein
gerückt. Umfragen wie das Berufsmonitoring Medizinstudierende 2018
zeigen zwar, dass das Interesse an Allgemeinmedizin und hausärztlicher
Tätigkeit steigt - doch dieses Interesse will gepflegt und muss
unterstützt werden, damit junge Ärztinnen und Ärzte sich tatsächlich
niederlassen. Neben Beratungs- und Unterstützungsangeboten versuchen
KVen, Städte und Gemeinden, aber auch Ärzte selbst, neue Wege zu
gehen, um die Versorgung ihrer Region zu sichern und Nachwuchs zu
werben: Ärzte inserieren auf ebay ihre Praxen oder verschenken diese
gar, Gemeinden organisieren Landpartien für Studierende, bei denen
Politiker und Niedergelassene für ihre Region werben. KVen betreiben
eigene Praxen, um jungen Ärzten die Vorteile einer Niederlassung
schmackhaft zu machen. In diesen sogenannten Eigeneinrichtungen werden
Ärzte zunächst von der KV angestellt und damit von den Pflichten und
Risiken einer Selbstständigkeit entlastet, die Praxisräume sind voll
ausgestattet. Die Ärzte können diese jederzeit auf Wunsch übernehmen
und sich selbstständig machen, um die Versorgung vor Ort langfristig
zu sichern. Gemeinden, Städte und KVen locken außerdem mit Stipendien
für Studierende und Investitionszuschüssen für Praxen.

Wenn es keinen Nachwuchs gibt, werden alternative Konzepte erprobt. Im
niedersächsischen Leer hat die KV 2017 einen Patientenbus angeboten,
der die Menschen gegen einen geringen Fahrpreis einsammelt, zum Arzt
und wieder zurück bringt - oder das Taxi zahlt, sollte wegen
Wartezeiten beim Arzt der Bus nicht mehr erreichbar sein. Auch in
Bayern fährt ein Ärztebus die Patienten zum Arzt. Umgekehrt kommen in
Nord- und Osthessen die Ärzte zu den Patienten. Mit dem "Medibus"
werden in festgelegter Reihenfolge Gemeinden angefahren, die keine
oder zu wenige Hausärzte haben (siehe Kasten). Der Bus ist wie eine
Arztpraxis ausgestattet und ermöglicht in den meisten Fällen eine
Vor-Ort-Behandlung.

Anfang Texteinschub

VON DORF ZU DORF


Der Medibus, die mobile Arztpraxis der Kassenärztlichen Vereinigung
Hessen, fährt seit Juli 2018 durch hessische Gemeinden. Der umgebaute
Bus ist ausgestattet mit einem Wartebereich, einem Labor, einem EKG
und einem kleinen Behandlungsraum. Ein Facharzt für Allgemeinmedizin
ist mit an Bord. Die mobile Praxis sorgt für die Sicherstellung der
wohnortnahen allgemeinmedizinischen Versorgung und eine Entlastung der
Hausärzte in ländlichen Regionen Nordhessens. Dazu fährt der Medibus
nach einem festen Fahr- und Zeitplan verschiedene Gemeinden in der
Region an, um die Patienten vor Ort zu versorgen. Das Projekt ist in
Kooperation mit der Deutschen Bahn (DB) entstanden. Die DB sieht in
dieser Form der Versorgung Potenzial für die Zukunft und plant,
weitere Busse auszustatten und als mobilen Service anzubieten.

Ende Texteinschub

Assistenz- und Delegationsmodelle wie VERAH® oder "Agnes" sind
schon länger Bestandteil der Versorgung und sollen den Arzt entlasten.
Sie können jedoch nur bestimmte Aufgaben übernehmen und den Arzt nicht
ersetzen. "Oft wird Telemedizin als Allheilmittel für die ländliche
Versorgung genannt. Aber sie kann höchstens ein Add-on sein", so
KBV-Vize Hofmeister. Die ersten Schritte sind getan, fast alle
Ärztekammern haben hierfür ihre Berufsordnungen geändert und für
Fernbehandlung geöffnet. Beispiel Videosprechstunde: Sowohl Arzt als
auch Patient sparen sich Weg und Zeit - und die Sprechstunde per
Videochat ist zeitlich flexibler. Ärzte sollen künftig auf ihren
Websites dafür werben dürfen. In Baden-Württemberg behandeln Ärzte
ihre Patientinnen und Patienten bereits per Telefon oder online (siehe
Kasten unten). Der Arzt sollte den Patienten allerdings vorher schon
mindestens einmal gesehen haben, und viele Behandlungen erfordern
weiterhin, dass der Arzt den Patienten gegenüber sitzt und sie
körperlich untersuchen kann. Auch die WHO ist der Ansicht, dass der
persönliche Kontakt durch Telemedizin nicht vollständig ersetzt werden
kann. Telemedizinische Angebote können die Versorgung ergänzen und
auch Patienten in ländlichen Regionen erreichen - zumindest in der
Theorie. Denn dafür gibt es eine Voraussetzung, die bisher nicht
erfüllt ist. "In Deutschland gibt es noch keinen flächendeckenden
Breitbandausbau. Für eine erfolgreiche Digitalisierung des
Gesundheitswesens, also auch der Hausarztpraxen hierzulande, brauchen
wir erst einmal die nötige Infrastruktur", mahnt Dr. Thomas Kriedel,
Vorstandsmitglied der KBV.

Anfang Texteinschub

ARZT AM APPARAT


"Smart zum Arzt - lassen Sie sich ohne Terminvereinbarung von einem
kompetenten Arzt beraten: Komfortabel und absolut diskret von zuhause
aus via Telefon, App oder Chat." So bewirbt die Kassenärztliche
Vereinigung Baden-Württemberg ihr Modellprojekt docdirekt, das
seit April 2018 läuft. Zunächst auf die Stadt Stuttgart sowie den
Landkreis Tuttlingen beschränkt, wurde das Angebot nach erfolgreicher
Testphase inzwischen auf das ganze Bundesland ausgeweitet. Alle
gesetzlich versicherten Patienten in Baden-Württemberg können
docdirekt in Anspruch nehmen. Speziell für Telemedizin
geschulte Hausärzte beraten montags bis freitags von 9 bis 19 Uhr per
Telefon und/oder Video. Dem Projekt vorausgegangen war die Aufhebung
des Fernbehandlungsverbotes durch die baden-württembergische
Landesärztekammer.

Ende Texteinschub


Zeiten ändern sich, die Versorgung mit ihnen

Die Zeit für das Gespräch per Videoschaltung und die anschließende
Dokumentation wendet der Arzt dennoch auf - und die Ressource Arztzeit
ist knapp. Das liegt nicht nur daran, dass ältere Ärzte, die meist 52
Wochenstunden oder mehr in eigener Praxis arbeiten, zunehmend aus der
Versorgung ausscheiden. Auch der Trend zur Anstellung mit weniger
Stunden pro Woche verschärft diese Entwicklung. Junge Mediziner, das
zeigt das Berufsmonitoring Medizinstudierende, können sich eine
Niederlassung zwar gut vorstellen (74,3 Prozent), doch auch der Wunsch
nach Arbeit in Anstellung ist groß (90,2 Prozent). Der Hintergrund:
Sie legen Wert auf ihre Work-Life-Balance und die Vereinbarkeit von
Familie und Arbeit. Zudem schrecken Bürokratie, das finanzielle Risiko
bei einer Niederlassung und die Angst vor drohenden Regressforderungen
den medizinischen Nachwuchs davon ab, sich selbstständig zu machen.
Auch kleinteilige Vorgaben, wie sie kürzlich durch das Terminservice-
und Versorgungsgesetz für die Haus- und Fachärzte erlassen wurden,
wirken sich negativ aus. Selbst wenn Niederlassungswünsche bestehen,
möchten rund 43 Prozent der befragten Studierenden nicht auf dem Land
arbeiten - ein Drittel nicht einmal in einer Stadt mit 10.000
Einwohnern.

Doch immer wieder gibt es auch Erfolgsgeschichten. Lokalzeitungen
berichten, dass ein junger Arzt sich in einer Praxis in der ländlichen
Region niedergelassen hat und nun dankbare Patienten versorgt. Solche
Einzelfälle könnten sich in Zukunft häufen - hat doch der Trend der
Urbanisierung gestoppt, wie die Studie "Trend Reurbanisierung?" der
Bertelsmann-Stiftung zeigt. Gründe hierfür: Auf dem Land ist das
Wohnen günstiger, in der Umgebung und in Klein- und Mittelstädten gibt
es durch lokale Firmen häufig eine größere Jobsicherheit als in
Großstädten und die Natur ist nah. All diese Faktoren reizen auch
viele Ärztinnen und Ärzte. Außerdem ist ihnen die Nähe zu Patienten
wichtig, die sie im ländlichen Raum oft ein Leben lang begleiten
können. Dabei ist das medizinische Spektrum an Erkrankungen groß und
abwechslungsreich. KBV-Vize Hofmeister ist überzeugt: "Die Versorgung
hierzulande ist gut, sie wird sich der gesellschaftlich-demografischen
Entwicklung anpassen." Dort, wo die Bedingungen attraktiv sind oder
attraktiv gestaltet werden, wird es auch Infrastruktur geben und somit
Ärzte - für die Patienten dann auch mal zwei Dörfer weiter fahren.

 * 

DREI FRAGEN AN ... DR. Tobias Deutsch,

Universität Leipzig, Koordinator des Projekts MiLaMed

Gemeinsam mit der Uni Halle-Wittenberg arbeitet die Uni Leipzig an
dem Projekt MiLaMed (Mitteldeutsches Konzept zur longitudinalen
Integration Landärztlicher Ausbildungsinhalte und Erfahrungen in das
Medizinstudium). Was verbirgt sich dahinter?

Das vom Bundesgesundheitsministerium geförderte Lehrprojekt möchte die
Besonderheiten und Herausforderungen der Versorgung außerhalb der
Großstädte stärker in das Medizinstudium einbeziehen. Zudem sollen
Studierende in Zusammenarbeit mit vier von Unterversorgung bedrohten
Modellregionen Mitteldeutschlands vermehrt für
kleinstädtisch-ländliche Praktika gewonnen werden. Nach einer
einjährigen Entwicklungsphase möchten wir das Konzept zwei Jahre
erproben und evaluieren.

Was versprechen Sie sich von einer explizit landärztlichen Ausrichtung des Studiums?

Es ist keineswegs so, dass das ganze Studium landärztlich ausgerichtet
werden soll. Vielmehr sollen Lehrinhalte zur Versorgung im ländlichen
Raum das Curriculum an geeigneten Stellen ergänzen. Da werden unter
anderem Schnittstellenthematiken eine Rolle spielen, aber auch
aktuelle Versorgungskonzepte wie Telemedizin oder die Delegation
ärztlicher Leistungen an qualifizierte Versorgungsassistenten. Schön
wäre, das Themengebiet möglichst im Längsschnitt und
fächerübergreifend einzubinden, damit die Studierenden während ihrer
Ausbildung immer wieder damit in Kontakt kommen können. Wir möchten
den ärztlichen Nachwuchs für diese Inhalte interessieren, im besten
Fall begeistern, und eventuelle Vorurteile hinsichtlich der Versorgung
im ländlichen Raum abbauen. Praktika in regionalen Krankenhäusern und
Lehrpraxen mit engagierten ärztlichen Rollenvorbildern können da
erfahrungsgemäß viel bewirken.

Außerdem möchten wir natürlich auch ein Kennenlernen der Regionen
selbst fördern, um sie als möglichen späteren Arbeitsort attraktiv zu
machen.

Wie reagieren Kommunen und Niedergelassene in den involvierten
Regionen auf das Projekt?

Wir sind noch am Beginn des Projektes. Die Gewinnung neuer Lehrpraxen
in den Regionen ist eine der aktuell anstehenden Aufgaben. Aus den
Erfahrungen mit unseren bestehenden Lehrpraxen-Netzwerken und auch aus
einer von uns durchgeführten Studie zur Bereitschaft von
Niedergelassenen zum Engagement in der Studierendenausbildung wissen
wir aber, dass da eine große Offenheit besteht.

Die Möglichkeit, etwas für die Zukunft der eigenen Region beizutragen,
könnte zusätzlich motivieren. Die bisher kontaktierten Kommunen und
Landkreise sind durchweg sehr an einer Zusammenarbeit interessiert.
Vielerorts bestehen schon tolle Initiativen, oft fehlt es jedoch an
einer direkten Ansprache der Studierenden. Diese Lücke möchten wir
schließen.

 * 
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KASSEN/1902: IGeL-Monitor - Umgang mit IGeL in Augenarztpraxen verunsichert Patienten (MDS)


Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 30. August 2019

IGeL-Monitor: Umgang mit IGeL in Augenarztpraxen verunsichert Patienten



Fast jeder zweite Versicherte bekommt beim Praxisbesuch Individuelle
Gesundheitsleistungen (IGeL) angeboten. Besonders häufig sind
Patientinnen und Patienten damit in Augenarztpraxen konfrontiert. Der
IGeL-Monitor nimmt den Umgang mit Selbstzahlerleistungen kritisch
unter die Lupe und stellt als neue Bewertung die Früherkennung eines
Glaukoms mit der Optischen Kohärenztomographie vor.

Der Markt für Individuelle Gesundheitsleistungen boomt. Rund 1 Mrd.
Euro setzen Arztpraxen damit im Jahr um. IGel sind gut bekannt und
werden oft in Anspruch genommen. Das Informationsbedürfnis der
Versicherten nimmt ebenfalls zu. Täglich informieren sich knapp 2.000
Besucherinnen und Besucher auf dem Internetportal IGeL-Monitor.
Besonders groß ist das Informationsbedürfnis bei IGeL in der
Augenarztpraxis. Von den insgesamt 51 Bewertungen im IGeL-Monitor
werden die beiden bisherigen Bewertungen zur Glaukom-Früherkennung am
meisten abgerufen - sie machen rund 15 Prozent der Seitenabrufe aus.
Bei den Zuschriften von Versicherten an den IGeL-Monitor thematisieren
knapp 40 Prozent augenärztliche IGeL. Die Erfahrungen, die dabei
geschildert werden, belegen zum Teil aggressives Praxismarketing. So
berichten Versicherte vielfach, dass sie bereits von den Praxiskräften
zum Kauf von IGeL aufgefordert werden oder dass davon der Arzttermin
abhängig gemacht wird. "Augenarztpraxen halten sich häufig nicht an
die anerkannten Regeln für den Verkauf von IGeL. Stattdessen wird
ausgesprochen unseriöses Marketing betrieben und selbst vulnerable
Patientengruppen wie ältere Menschen, Patienten mit wenig Geld und
Versicherte in ländlichen Regionen mit wenig Praxisangebot fühlen sich
unter Druck gesetzt", sagt Dr. Peter Pick, Geschäftsführer des MDS.
"Daher appellieren wir an die Ärzteschaft, sich an die anerkannten
Regeln zu halten und zu einem seriösen Umgang mit IGeL
zurückzukehren."

IGeL-Monitor bewertet OCT zur Glaukom-Früherkennung mit "tendenziell negativ"

Der IGeL-Monitor hat in seiner neuen Bewertung eine weitere IGeL zum
Thema Augen untersucht. Die Expertinnen und Experten haben dabei
recherchiert, ob die Optische Kohärenztomographie (OCT) als
Früherkennungsuntersuchung verhindern kann, dass Menschen wegen eines
Glaukoms erblinden. Die Fachleute konnten dazu keine aussagefähigen
Studien finden. Sie konnten ebenfalls keine Studien finden, die
zeigen, dass eine frühe Therapie nützlich ist. Indirekte Schäden durch
Überdiagnosen sind aber auch bei der OCT zur Glaukom-Früherkennung zu
erwarten. Bei der Abwägung des Schaden- und Nutzenpotenzials kamen die
Experten daher zu dem Schluss, dass diese Früherkennungsuntersuchung
mit "tendenziell negativ" zu bewerten ist. Im Vorfeld hatten sich
Versicherte an den IGeL-Monitor gewandt und nach der OCT zur
Glaukom-Früherkennung gefragt. Der IGeL-Monitor hat deshalb zunächst
recherchiert, ob die OCT dafür überhaupt eingesetzt wird. "Eine erste
Nachfrage bei Augenärzten zum Stellenwert der OCT zur Früherkennung
ergab, dass der Einsatz skeptisch gesehen wird. Auch in den Leitlinien
wird diese Untersuchung nicht zur Früherkennung empfohlen. Unsere
Recherche bei 100 Augenarztpraxen zeigt aber, dass 25 Prozent der
Praxen die OCT genau zu diesem Zweck anbieten", erklärt Dr. Michaela
Eikermann, Leiterin des Bereichs Evidenzbasierte Medizin beim MDS.

IGeL-Monitor macht Regeln für Versicherte transparent

Angestoßen durch die Beschwerden der Patientinnen und Patienten hat
der IGeL-Monitor die zentralen, anerkannten Regeln für den Verkauf von
IGeL in der Arztpraxis ausgewertet und kurz zusammengefasst. Diese
gehen auf das Patientenrechtegesetz, den Bundesmanteltarifvertrag der
Ärzte und Empfehlungen der Ärzteschaft zurück. Demnach dürfen
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung nicht als IGeL
angeboten werden. Das Angebot und die Durchführung einer
Kassenleistung darf nicht vom Kauf einer Selbstzahlerleistung abhängig
gemacht werden. Es ist auch nicht zulässig, Druck auf Patientinnen und
Patienten auszuüben. Sie sind über Nutzen und Schaden aufzuklären und
eine schriftliche Vereinbarung über Leistung und Kosten ist Pflicht.
"Die Zuschriften an den IGeL-Monitor belegen, dass die Regeln in der
Praxis nicht immer befolgt werden und dass sich viele Versicherte
dadurch verunsichert fühlen. Es ist nicht in Ordnung, wenn nicht
sorgfältig über Schaden und Nutzen aufgeklärt wird", sagt Dr.
Christian Weymayr, freier Medizinjournalist und Projektleiter des
IGeL-Monitors.

Die Evidenz der Selbstzahlerleistungen überzeugt nicht

Der IGeL-Monitor stellt auf seinem Informationsportal 51 Bewertungen
und 4 Beschreibungen zur Verfügung. Das Wissenschaftlerteam bewertet 4
IGeL als "negativ" - das heißt der Schaden ist deutlich größer als der
Nutzen. Das gilt zum Beispiel für den Ultraschall der Eierstöcke zur
Krebsfrüherkennung. 22 IGeL werden als "tendenziell negativ"
eingestuft. Der zu erwartende Schaden ist dabei größer als der Nutzen -
 dazu gehört auch die jüngste Bewertung zur OCT. 20 IGeL schnitten mit
"unklar" ab, weil es keine aussagekräftigen Studien gibt oder sich
Schaden und Nutzen die Waage halten. Das trifft zum Beispiel auf den
M2-PK-Test zur Darmkrebsfrüherkennung zu. Das IGeL-Monitor-Team
bewertet aktuell 2 IGeL mit "tendenziell positiv", weil der zu
erwartende Nutzen größer als das Schadenspotenzial ist - das trifft
zum Beispiel auf die Akupunktur zur Migräneprophylaxe zu. Keine IGeL
konnte bislang mit "positiv" bewertet werden.


Hintergrund:

Das Internetportal www.igel-monitor.de wird vom Medizinischen Dienst
des GKV-Spitzenverbandes (MDS) betrieben. Es bietet Versicherten eine
wissenschaftlich fundierte Entscheidungshilfe für oder gegen die
Inanspruchnahme von Selbstzahlerleistungen. Die Bewertungen des
IGeL-Monitors basieren auf den Methoden der Evidenzbasierten Medizin
(EbM). Für die Bewertung von Nutzen und Schaden einer IGeL-Leistung
recherchiert das Team aus Medizinern und Methodikern beim MDS in
medizinischen Datenbanken. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler tragen die Informationen nach einer definierten
Vorgehensweise zusammen und werten sie systematisch aus. Das IGeL-Team
wägt Nutzen und Schaden gegeneinander ab und fasst das Ergebnis in
einer Bewertungsaussage zusammen, die von "positiv", "tendenziell
positiv" und "unklar" bis zu "tendenziell negativ" und "negativ"
reicht.

Alle Analyseschritte einer Bewertung sind auf dem IGeL-Monitor
dokumentiert. Jede bewertete IGeL wird in mehreren Ebenen dargestellt,
die von Stufe zu Stufe ausführlicher und fachlicher werden: von der
zusammenfassenden Bewertungsaussage bis hin zu den für ein
Fachpublikum hinterlegten Ergebnissen der wissenschaftlichen Recherche
und Analyse. Versicherte erfahren außerdem, welche Leistungen von den
gesetzlichen Krankenkassen bei den Beschwerden übernommen werden, für
die eine IGeL-Leistung angeboten wird. Sie erhalten auch Auskunft über
die Preisspanne. Und schließlich gibt der IGeL-Monitor Tipps für den
Umgang mit IGeL.

Der MDS berät den GKV-Spitzenverband in allen medizinischen und
pflegerischen Fragen, die diesem per Gesetz zugewiesen sind. Er
koordiniert und fördert die Durchführung der Aufgaben und die
Zusammenarbeit der Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK)
auf Landesebene in medizinischen und organisatorischen Fragen.


Diese Pressemitteilung und weitere Informationen finden Sie auf
der Internetseite des MDS: 

www.mds-ev.de

 * 

Quelle:

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 30. August 2019

Theodor-Althoff-Straße 47, 45133 Essen

Telefon: 0201 8327-115, Fax: 0201 8327-3115

E-Mail: office@mds-eV.de

Internet: www.mds-ev.de
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DIABETES/2074: Das Mikrobiom spielt eine essentielle Rolle in der Behandlung von Typ-2-Diabetes mit Metformin (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 29.08.2019

Das Mikrobiom spielt eine essentielle Rolle in der Behandlung von Typ-2-Diabetes mit Metformin

Forschungsteam aus London und Kiel weist nach, dass ernährungsbedingte
Veränderungen des Mikrobioms die Wirksamkeit von Typ-2-Diabetes-Medikamenten beeinflussen



Die Bakterien im menschlichen Darm, in ihrer Gesamtheit als Darmmikrobiom
bezeichnet, produzieren eine große Anzahl von Molekülen, die einen
Einfluss auf unsere Gesundheit haben. Sowohl Ernährung als auch
Medikamenteneinnahme wirken sich auf die Zusammensetzung und die
Funktionen des Darmmikrobioms aus. Ein Medikament, das im Zusammenhang mit
Veränderung der Bakterienzusammensetzung steht, ist Metformin. Es dient
primär der Behandlung von Typ-2-Diabetes und zeigt bei verschiedenen
Lebewesen zudem eine lebensverlängernde Wirkung. Die Erforschung der
hochkomplexen Interaktionen, die zwischen Ernährung, Medikamenten und dem
Mikrobiom auf molekularer Ebene ablaufen, steht allerdings noch am Anfang.
"Das Netzwerk dieses Zusammenspiels zu entwirren, ist von höchster
Bedeutung", sagt Dr. Filipe Cabreiro vom MRC London Institute of Medical
Sciences (LMS). "Insbesondere die genauen Wirkmechanismen von Metformin
sind dabei noch nicht ausreichend geklärt", so Cabreiro weiter. Einen
wichtigen Schritt in der Erforschung dieser Interaktionen hat nun ein
Forschungsteam vom MRC-LMS in London gemeinsam mit Forschenden der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und des
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH), Campus Kiel, in einer
heute in der renommierten Fachzeitschrift Cell erschienenen
Forschungsarbeit gemacht.

Um den Einfluss der Interaktionen von Ernährung, Medikamenten und
Mikrobiom auf den Wirt besser zu verstehen, nutzten Cabreiro und sein
Forschungsteam den Fadenwurm Caenorhabditis elegans als Modellsystem. Sie
besiedelten seinen Verdauungstrakt mit dem Darmbakterium Escherichia coli
und untersuchten anschließend die Wirts-Mikrobiom-Interaktionen. Das
Forschungsteam fand heraus, dass die Metformin-Behandlung den Stoffwechsel
des Fadenwurms und auch seine Lebensspanne veränderte und dass die Stärke
dieser Effekte durch spezifische Stoffwechselprodukte aus der Nahrung
beeinflusst wurde. Eine Schlüsselrolle in der Koordination dieser
vielfältigen Wechselwirkungen kam dabei den Darmbakterien zu.

Das Zusammenspiel von Nährstoffen und Darmbakterien erklärt auch, warum
die Metformin-Gabe unter bestimmten Bedingungen keine Auswirkung auf die
Lebenserwartung anderer Modellorganismen wie etwa der Fruchtfliege zeigt.
Mitautorin Dr. Helena Cochemé vom Imperial College erklärt: "Fruchtfliegen
erhalten im Labor gewöhnlich eine stark zuckerhaltige Nahrung. Sobald wir
die Ernährung jedoch umstellten, zeigten sich die positiven Effekte des
Metformins auch bei Fruchtfliegen, deren Verdauungstrakt mit E.
coli-Bakterien besiedelt wurde", so Cochemé weiter.

Bakterielle Signalwege regulieren das Zusammenspiel zwischen Wirtsorganismus, Mikroben und Medikamenten

Die Forschenden fanden heraus, dass das Darmbakterium E. coli über
Signalwege verfügt, die es ihm erlauben, auf Metformin und verschiedene
Nährstoffe zu reagieren und seinen Stoffwechsel entsprechend anzupassen.
Als Ergebnis dieser Anpassungen produziert das Bakterium ein
Stoffwechselprodukt namens Agmatin, das die Forschenden als eine der
Ursachen der positiven Effekte von Metformin auf den Wirt ausgemacht
haben.

Sind die Ergebnisse auf den Menschen übertragbar?

Ob die anhand des Fadenwurms gewonnenen Forschungsergebnisse
möglicherweise auch auf den Menschen übertragbar sind, untersuchte
Professor Christoph Kaleta vom Institut für Experimentelle Medizin an der
Universität Kiel. Dazu analysierte er die wesentlich komplexere
Zusammensetzung des menschlichen Mikrobioms hinsichtlich der Einflüsse der
Medikamenteneinnahme. Dabei verglich er die Daten einer großen Gruppe von
Typ-2-Diabetes-Patientinnen und -Patienten mit einer gesunden
Vergleichsgruppe. "Tatsächlich haben wir auch bei den Patientinnen und
Patienten einen deutlichen Zusammenhang der Metformin-Einnahme mit einer
erhöhten Agmatin-Produktion der Darmbakterien beobachtet", unterstreicht
Kaleta. Weitere Untersuchungen bestätigten dieses Ergebnis anhand mehrerer
Vergleichsgruppen aus anderen europäischen Studien mit
Typ-2-Diabetes-Erkrankten. Kaleta konnte zudem einzelne Bakterienarten identifizieren,
die für die Agmatin-Produktion verantwortlich sind. Bei Patientinnen und
Patienten, die mit Metformin behandelt wurden, fanden sich diese Bakterien
in größerer Anzahl.

Was bedeutet das für die Metformin-Behandlung?

"Unsere Forschungsergebnisse helfen dabei, die Auswirkungen der komplexen
Interaktionen von Ernährungsweise und Mikrobiom auf die Effektivität
bestimmter Medikamente besser zu verstehen", fasst Cabreiro zusammen. "Das
von uns entwickelte Verfahren gibt uns ein wertvolles Werkzeug in die
Hand, um die Komplexität des zugrundeliegenden Netzwerks an Interaktionen
beherrschbar zu machen", so Cabreiro weiter. Künftig könnten ausgehend von
den Studienergebnissen Ernährungsrichtlinien oder genetisch veränderte
Bakterien entwickelt werden, die die gesundheitsförderliche Wirkung des
Metformins weiter steigern. Außerdem geben die neuen Ergebnisse einen
ersten Anhaltspunkt dafür, warum mit Metformin behandelte
Typ-2-Diabetes-Patientinnen und -Patienten teilweise sogar gesünder sein können als
Personen, die nicht an Diabetes erkrankt sind.

Weitere Informationen:

Host-Microbe Co-Metabolism Group

MRC London Institute of Medical Sciences (LMS), Imperial College London

https://lms.mrc.ac.uk/research-group/host-microbe-co-metabolism/

Medizinische Systembiologie,

Institut für Experimentelle Medizin, CAU Kiel / UKSH:

https://www.iem.uni-kiel.de/de/medizinische-systembiologie

Sonderforschungsbereich 1182 "Entstehen und Funktionieren

von Metaorganismen", CAU Kiel:

http://www.metaorganism-research.com

Exzellenzcluster "Präzisionsmedizin für chronische

Entzündungserkrankungen/Precision Medicine in Chronic Inflammation" (PMI),

CAU Kiel:

https://precisionmedicine.de


Originalpublikation:

Rosina Pryor, Povilas Norvaisas, Georgios Marinos , Lena Best, Louise
Bruun Thingholm, Leonor Quintaneiro, Wouter De Haes, Daniela Esser, Silvio
Waschina, Celia Lujan, Reuben L. Smith, Timothy Scott, Daniel
Martinez-Martinez, Orla Woodward, Kevin Bryson, Matthias Laudes, Wolfgang Lieb,
Riekelt H. Houtkooper, Andre Franke, Liesbet Temmerman, Ivana Bjedov,
Helena M. Cochemé, Christoph Kaleta and Filipe Cabreiro (2019):
Host-Microbe-Drug-Nutrient Screen Identifies Bacterial Effectors of Metformin
Therapy Cell

Published August 29, 2019 

https://doi.org/10.1016/j.cell.2019.08.003

Weitere Informationen finden Sie unter

https://lms.mrc.ac.uk/research-group/host-microbe-co-metabolism/

https://www.iem.uni-kiel.de/de/medizinische-systembiologie

http://www.metaorganism-research.com

https://precisionmedicine.de

https://youtu.be/kvmOFBVux74

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72816

Kaleta verwendete mathematische Modellierungen, um die Interaktionen von Ernährung, Medikamenten und dem Mikrobiom zu untersuchen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 29.08.2019
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DIABETES/2073: Umfrage - Diabetes kommt im Medizinstudium zu kurz (DDG)


Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG) - 2. September 2019

Umfrage: Diabetes kommt im Medizinstudium zu kurz

Nationale Diabetes-Strategie soll Ausbildung und Versorgung sicherstellen



Berlin - Mit der steigenden Zahl an Diabeteserkrankungen wird auch der
Bedarf an ärztlichem Fachpersonal, das Diabetespatientinnen und
-patienten betreut, wachsen. Eine Umfrage der Deutschen Diabetes
Gesellschaft (DDG) zeigt jedoch, dass diabetesbezogene Inhalte im
Medizinstudium häufig zu kurz kommen. Darüber hinaus gibt es nur acht
klinische Lehrstühle für Diabetologie mit Direktionsrecht an 36
staatlichen medizinischen Fakultäten. Aufgrund dieser Tendenzen sieht
die DDG die Versorgung der Patienten gefährdet und fordert eine
Nationale Diabetes-Strategie, die auch die Ausbildung des
diabetologischen Nachwuchses fördert.

In Deutschland sind derzeit mehr als sieben Millionen Menschen an
Diabetes mellitus erkrankt. Nach Expertenschätzungen steigt die Zahl
der Diabetespatienten in den kommenden Jahren auf bis zu zwölf
Millionen, sofern nicht wirksam gegengesteuert wird. "Vor dem
Hintergrund dieser alarmierenden Prognose sollten wir unbedingt
Maßnahmen für eine gute Vorbeugung und optimale Behandlung der
Volkskrankheit ergreifen", erklärt Professor Dr. med. Baptist
Gallwitz. Dazu zählt für den Mediensprecher der DDG insbesondere auch
die ärztliche Nachwuchsgewinnung und -qualifizierung.

Die erscheint verbesserungswürdig, wie eine Umfrage der DDG unter
Studierenden, Studierenden im Praktischen Jahr sowie Lehrbeauftragten
zeigt. Insgesamt 202 Teilnehmer gaben Auskunft zur Verankerung von
diabetologischen Themen im Medizinstudium. Zentrales Ergebnis der
Umfrage: Nur die Hälfte der Befragten erachtete das aktuelle
Lehrangebot in Bezug auf Themen der Diabetologie als ausreichend. Auch
gab lediglich die Hälfte der Befragten an, sich in
Behandlungsentscheidungen bei Diabetes sicher zu fühlen.

Die Antworten machen ferner deutlich, dass Diabetes vor allem in der
Vorlesung für Innere Medizin abgehandelt und nicht als
Querschnittsfach gelehrt wird, das auch Kenntnisse etwa der
Augenheilkunde, Neurologie und Gefäßchirurgie erfordert. Über
Möglichkeiten zu praktischen Erfahrungen durch Hospitation, Famulatur
oder Praktika waren 60 Prozent der Umfrage-Teilnehmer nicht
informiert. "Diese Ergebnisse lassen uns als Fachgesellschaft
aufhorchen", so Gallwitz. "Sie signalisieren, dass die Erkrankung
Diabetes nicht ausreichend im Studium thematisiert wird und
Medizinstudierende weiteren Ausbildungsbedarf mit Blick auf die
Behandlung vorweisen."

DDG Präsidentin Professor Dr. med. Monika Kellerer verbindet
qualifizierten Nachwuchs auch mit der Frage nach
Versorgungsgerechtigkeit. "Regionale Versorgungsunterschiede werden
wegen geringer Zahlen von diabetologischen Fachärzten künftig wohl
weiter zunehmen", erklärt Kellerer. "Dann sind Allgemeinmediziner
stärker gefragt, die über entsprechende Kenntnisse verfügen müssen."
Qualifizierung würde jedoch insgesamt erschwert, da es aktuell in
Deutschland nur noch acht klinische Lehrstühle für Diabetologie gebe.
Auch an den neugegründeten Fakultäten in Augsburg und Bielefeld ist
bislang kein solcher Lehrstuhl konkret geplant.

Die DDG Präsidentin sieht hier die Gesundheitspolitik in der
Verantwortung: "Vor dem Hintergrund der alarmierenden Prognose duldet
die Umsetzung einer Nationalen Diabetes-Strategie keinen weiteren
Aufschub." So setzen sich DDG, diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe
und der Verband der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in
Deutschland e.V. (VDBD) für einen nationalen Rahmenplan ein, der die
Eckpunkte für eine einheitliche Versorgung und ein einheitliches
Monitoring enthalten soll und den Bundesländern Orientierung und
Leitschnur für eigene Maßnahmen bietet.

 * 

Quelle:

Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG)

Pressemitteilung vom 2. September 2019

Geschäftsstelle

Albrechtstr. 9, 10117 Berlin
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FORSCHUNG/822: Mangel des Taurin Transporters TautT führt bei Maus und Mensch zu schweren Beeinträchtigungen (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 30.08.2019

Mangel des Taurin Transporters TautT führt bei Maus und Mensch zu schweren Beeinträchtigungen



Die Aminosäure Taurin ist kommt in hohen Mengen in den Zellen des Gehirns,
der Leber und anderer Organe vor. Sie dient dort der Zellvolumenregulation
und der Stabilisierung von Proteinen, andere Funktionen für den
Organismus sind bislang nicht vollständig geklärt. Nun haben Düsseldorfer
Wissenschaftler um den Hepatologen Prof. Dr. Dieter Häussinger eine
weitere Publikation zu dieser Thematik vorgelegt. Im Fachjournal PNAS um
Senior-Autor Prof. Dr. Dieter Häussinger und Erstautorin Dr. Natalia
Qvartskhava beschreiben sie die Folgen der extrem niedrigen
Konzentrationen der Aminosäure Taurin als gravierende klinische
Auffälligkeiten.

Grundlage ihrer Forschungsarbeit waren gezielt genetisch veränderte, so
genannte Knockout-Mäuse (KO-Mäuse), die aufgrund einer Mutation ihrer Gene
einen ausgeprägten Mangel des Taurin Transport-Moleküls "TauT" aufweisen.
Dieser Transporter sorgt normalerweise für den Erhalt der hohen
Taurin-Konzentrationen in der Zelle.

Die KO-Mäuse entwickeln eine früh einsetzende und fortschreitende
Degeneration der Netzhaut des Auges bis zur Blindheit sowie Herz- und
Muskelproblematiken. Ihr oxidatives Stresslevel ist erhöht. Diese
klinischen Auffälligkeiten verstärken sich mit fortschreitendem Alter der
Tiere. Wichtigste Erkenntnis der jüngst publizierten Arbeit: Alle Tiere
leiden an einer Hyperammoniämie, d.h. einer zu hohen Konzentration von
Ammonium, da die Entgiftungsleistung der Leber durch den Taurin-Mangel
erheblich behindert wird.

Der Zufall wollte es, dass die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
fast zeitgleich auch über Folgen des Taurin-Mangels beim Menschen
berichten können, und somit die Erstbeschreibung dieser bislang
unbekannten Erkrankung vornahmen. In einem weiteren Beitrag (The FASEB
Journal), der zusammen mit kooperierenden Einrichtungen entstand,
publizieren sie über zwei Jungen, Brüder aus einer Verwandtenehe, die
aufgrund der gleichen Mutation des SLC6A6 Gens wie im KO-Mausmodell
bereits im Alter von elf und vier Jahren an einer Degeneration ihrer
Netzhaut leiden. Die Mutation wurden von beiden Elternteilen vererbt. Bei
den Brüdern führt der Gendefekt wie im Tiermodell zur Schädigung der
Netzhaut mit erheblicher Beeinträchtigung ihres Sehvermögens.

Schuld ist der niedrige Taurin-Spiegel. Die Aminosäure Taurin kommt
innerhalb der Zelle vor und ist auch im Blut vorhanden. Sie stabilisiert
die Proteine in der Zelle. Wird das Taurin Transporter-Molekül TauT, das
für den Transport der Aminosäure durch die Zellmembran sorgt, nicht in
ausreichendem Maß vom Organismus gebildet, führt dies zu einem niedrigen
Taurin-Spiegel im Gewebe, der wiederum eine hohe, toxische
Ammoniumkonzentration im Organismus zur Folge hat. Sie führt zu
gravierenden Fehlfunktionen bei Sehfähigkeit, Hör- und Geruchssinn, der
Reizweiterleitung im Gehirn sowie der Muskelfunktionen auch des Herzens
und verschlimmern sich mit zunehmendem Alter bis hin zu Manifestationen in
der Leber wie Fibrose oder sogar Leberkrebs. Das ließ sich im Mausmodell
nachweisen.

Taurinmangel im menschlichen Organismus weist Parallelen auf. An der
Augenklinik des Universitätsklinikums Gießen waren die zwei Brüder
aufgefallen, als sie augenärztlich vorgestellt wurden. Sie wurden von dem
Humangenetiker Hanno J. Bolz, Senckenberg Centrum für Humangenetik,
Frankfurt a. M. untersucht, der Kontakt zu den Düsseldorfer Hepatologen
herstellte. Daraufhin untersuchten sechs, der im Rahmen des
Sonderforschungsbereichs 974 "Kommunikation und Systemrelevanz bei
Leberschädigung und Regeneration" an der HHU Düsseldorf beteiligte
Einrichtungen die Kinder in Düsseldorf. Sprecher des SFB ist Prof. Dr.
Dieter Häussinger, Direktor der Klinik für Gastroenterologie, Hepatologie
und Infektiologie, Universitätsklinikum Düsseldorf: "Wir haben die Kinder
an einem einzigen Tag im Universitätsklinikum untersuchen können. Das war
nur möglich durch den Zusammenschluss im Sonderforschungsbereich. Aber
auch die Kinder waren toll. Sehr kooperativ haben sie das Programm
absolviert. Für sie bedeuten die Erkenntnisse, dass die wir eine gute
Vorstellung haben, worauf wir achten müssen", so Häussinger. Die
Kooperation umfasste insgesamt auch die Augenklinik der
Justus-Liebig-Universität Gießen, spezialisierte Einrichtungen der Universität zu Köln,
Institute der Universität Mainz sowie das John von Neumann Institut des
Forschungszentrums Jülich.

"Der direkte Vergleich zwischen den grundlagenwissenschaftlichen
hepatologischen Forschungsergebnissen und dem klinischen Erscheinungsbild
der gleichen Mutation beim Menschen kann und wird Erkenntnisse liefern,
mit denen so bald nicht zu rechnen war", sagt Prof. Häussinger. Es bleibe
abzuwarten, wie sich der Taurinmangel langfristig im menschlichen
Organismus auswirken wird.


Originalpublikation:

Taurine transporter (TauT) deficiency impairs ammonia detoxification in
mouse liver. Qvartskhava N, Jin CJ, Buschmann T, Albrecht U, Bode JG,
Monhasery N, Oenarto J, Bidmon HJ, Görg B, Häussinger D. Proc Natl Acad
Sci U S A. 2019 Mar 26;116(13):6313-6318. 

doi: 10.1073/pnas.1813100116.

Epub 2019 Mar 12. PMID: 30862735

Preising MN, Görg B, Friedburg C, Qvartskhava N, Budde BS, Bonus M, Toliat
MR, Pfleger C, Altmüller J, Herebian D, Beyer M, Zöllner HJ, Wittsack HJ,
Schaper J, Klee D, Zechner U, Nürnberg P, Schipper J, Schnitzler A, Gohlke
H, Lorenz B, Häussinger D, Bolz HJ. FASEB J. 2019

doi: 10.1096/fj.201900914RR.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution223

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 30.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





LUNGE/287: Einfluss des Klimawandels auf Lungenerkrankungen (idw)


Deutsche Atemwegsliga e.V. - 29.08.2019

Deutscher Lungentag: Einfluss des Klimawandels auf Lungenerkrankungen



Lungenkranke Patienten sind besonders anfällig für direkte und indirekte
Effekte des Klimawandels. Extreme Hitzewellen, längere Dürreepisoden im
urbanen Raum kombiniert mit Luftbelastung durch Abgase aus Industrie,
Landwirtschaft und Verkehr zählen zu den Auswirkungen des Klimawandels mit
direkten gesundheitlichen Effekten. Dabei entfalten die schädigenden
Einflüsse ihre Wirkung an der Lunge und erhöhen vornehmlich die klinische
und funktionelle Verschlechterung vorbestehender kardiorespiratorischer
Krankheiten. Die Lunge kann deshalb als Portalorgan für die Auswirkungen
des Klimawandels gesehen werden, stellt Prof. Christan Witt, Berlin,
anlässlich des diesjährigen 22. Dt. Lungentags fest.

Der Klimawandel wird mit der aktuellen Messung von nationalen und
internationalen Hitzerekorden spürbar. Für lungenerkrankte Patienten
stellen diese Entwicklungen ein Alarmsignal dar, denn es konnte in vielen
Studien gezeigt werden, dass sie besonders anfällig für direkte und
indirekte Effekte des Klimawandels sind. In vielen epidemiologischen
Studien wurde insbesondere ein Zusammenhang zwischen steigenden
Temperaturen und einer höheren Sterblichkeit aufgezeigt. Dies gilt
insbesondere für vulnerable Gruppen wie Ältere (1 Grad Erwärmung führt zu
3,6% Mortalitätssteigerung durch pulmonale Krankheiten in Europa, bei
Senioren sind es bis zu 6,4 %). Viele schädigende Einflüsse des
Klimawandels entfalten ihre Wirkung an der Lunge und erhöhen vornehmlich
die klinische und funktionelle Verschlechterung vorbestehender
kardiorespiratorischer Krankheiten. Die Lunge kann deshalb als Portalorgan
für die Auswirkungen des Klimawandels gesehen werden.

Zu den Entwicklungen mit direkten gesundheitlichen Effekten zählen zum
Beispiel extremere Hitzewellen, längere Dürreepisoden (Trockenheit), im
urbanen Raum (urban heat island) kombiniert mit Luftbelastung durch Abgase
(Industrie, Landwirtschaft, Verkehr. Nach dem Air Report 2016 werden ca.
80.000 vorzeitige Todesfälle auf die Feinstaubbelastung zurückgeführt.

Besonders chronisch Kranke spüren die Auswirkungen eines
Temperaturanstiegs. Ein Temperaturanstieg um ca. 10 Grad erhöht die
Krankenhauseinweisungen um ca. 5%. Der Effekt ist in kälteren Gegenden
stärker als in ohnehin warmen Regionen, wie z. B. Texas. Das spricht für
unterschiedliche Adaptationen an die sich verändernden Umwelten. Kritisch
ist im Kontext des Klimawandels die zunehmende Urbanisierung und der
demographische Wandel zu sehen, da in Stadtgebieten die Belastung durch
beides, die Erwärmung (urban heat island) und die lokale Luftbelastung an
den Hauptstraßen (ca. 370.000 Betroffene in Deutschland) höher ist. In
Berlin sind die Temperaturen in der Stadtmitte bis zu 8 ° C höher, als im
Umland.

In der Forschung untersuchen wir an der Charité die Wirkung von
hochmodern-klimatisierten Krankenzimmern auf die Genesung der
hospitalisierten Patienten in Wärmephasen. Erste Ergebnisse sprechen für
eine schnellere Mobilisierung der Patienten in den klimatisierten
Krankenzimmern. In der Zukunft ist mehr Forschung nötig, um die
vulnerablen Gruppen zu identifizieren und Optionen für
Adaptationsstrategien (z. B. Klimazimmer in der Charité) zu entwickeln.
Das gilt auch für eine mögliche klimaadaptierte Arzneimitteltherapie.

Der Deutsche Lungentag ist gemeinsame Initiative verschiedener
pneumologischer Fachgesellschaften und Patientenorganisationen. Ziele der
Kooperationspartner sind die öffentliche Darstellung des Fachgebietes
"Atemwegs- und Lungenkrankheiten", die Förderung der Selbsterkennung von
Symptomen von Atemwegs- und Lungenerkrankungen durch Betroffene sowie die
Stärkung von Forschung und Lehre im Fachgebiet "Pneumologie". Mit einer
jährlichen Zentralveranstaltung und vielen regionalen
Informationsveranstaltungen wollen die Initiatoren die Öffentlichkeit für
die gesundheitlichen und gesellschaftlichen Auswirkungen von Atemwegs- und
Lungenkrankheiten sensibilisieren und Möglichkeiten von Vorbeugung,
Diagnose und Therapie auf aktuellem wissenschaftlichen Stand aufzeigen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.lungentag.de Website des Deutschen Lungentages

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution446

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Atemwegsliga e.V. - 29.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





RHEUMA/293: Wie kann die richtige Ernährung helfen? (AOK Hessen)


AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen - 2. September 2019

Rheuma: Wie kann die richtige Ernährung helfen?



Bad Homburg - Bei entzündlich-rheumatischen Erkrankungen wird geraten,
auf pflanzliche Lebensmittel und fettarme Milchprodukte
zurückzugreifen. Durch den Verzicht auf Fleisch- und Wurstwaren können
die Beschwerden gelindert werden. Allerdings konnte medizinisch noch
nicht eindeutig belegt werden, wie eine pflanzenbasierte Ernährung die
rheumatischen Krankheitsverläufe beeinflusst. Die AOK Hessen
informiert über die bekannten Fakten.

Bei Rheuma handelt es sich um eine Autoimmunerkrankung. Das
Immunsystem greift Strukturen des eigenen Körpers an. Als Auslöser der
Erkrankung werden sowohl genetisch bedingte Ursachen als auch
Lebensmittelallergien und -unverträglichkeiten vermutet. Insbesondere
sogenannte Entzündungsmediatoren wie die Arachidonsäure stehen im
Verdacht, Rheuma zu verursachen. Der Körper bildet diese selbst, um
Entzündungsreaktionen einzuleiten und aufrechtzuerhalten.
Arachidonsäuren kommen jedoch auch häufig in einer Vielzahl tierischer
Produkte vor, z.B. in Fleisch, Wurst, Ei und fettreichen
Milchprodukten.

Die Medizin bringt eine pflanzenbasierte Ernährung mit einer
hilfreichen Wirkung gegen entzündlich-rheumatische Erkrankungen in
Verbindung [1]. Wenn Tierprodukte vermieden werden, nimmt der Körper
über die Ernährung weniger entzündungsfördernde Stoffe auf.
Milchprodukte sollten in fettreduzierter Variante ergänzt werden. Sie
enthalten kaum Arachidonsäure, dafür jedoch wertvolles Eiweiß und
Kalzium. Frisches Obst und Gemüse enthalten wichtige Mikronährstoffe
sowie Vitamine und Antioxidantien. Diese können Entzündungen hemmen
und bieten einen hilfreichen Gegenspieler für die Sauerstoffradikale,
die bei Rheuma im Körper wirken.

Zudem sollte auf das Rauchen verzichtet und Alkohol nur in geringen
Mengen konsumiert werden. Beachtet werden sollte jedoch, dass eine
Ernährungsumstellung keine Heilung der Krankheit bewirkt und eine
Therapie nicht ersetzen kann. Sie dient dem Körper vielmehr als
Entlastung und kann den Ursachen der Krankheit entgegenwirken. Die
individuellen Therapiemöglichkeiten und eine Ernährungsumstellung
sollten immer mit einem Facharzt besprochen werden.

[1]

www.researchgate.net/profile/Karl_Resch/publication/12079214_Fasting_followed_by_vegetarian_diet_in_patientswith_rheumatoid_arthritis A_stematic_review/links/54171c0c0cf2218008bed029/Fasting-followed-by-vegetarian-diet-in-patients-with-rheumatoid-arthritis-A-systematic-review.p

zuletzt aufgerufen am 23.07.2019

 * 

Quelle:

AOK - Die Gesundheitskasse in Hessen

Pressemitteilung vom 2. September 2019

Basler Straße 2, 61352 Bad Homburg

Telefon: 0800 0000 255, Fax: 069 / 85 091-7920

E-Mail: service@he.aok.de

Internet: www.aok.de/hessen
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MEDIEN/1030: Tweets, Blogs und Videos im Dienst der Gesundheit (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 7-8/2019

Soziale Medien 


Tweets, Blogs und Videos im Dienst der Gesundheit

von Stephan Göhrmann, Mitarbeit: Pia Hofer



Ärzte sind in sozialen Medien aktiv, achten aber auf die Trennung
beruflicher und privater Aktivitäten im Netz. Permanentes Engagement
erfordert personelle Ressourcen.


Die sozialen Medien haben längst das Gesundheitswesen erreicht.
Immer mehr Einzelpersonen und Einrichtungen sind auf Twitter, YouTube
oder Instagram aktiv. Auch Körperschaften wie die Ärztekammer
Schleswig-Holstein folgen dem Trend und informieren Mitglieder und die
Öffentlichkeit über diese Kanäle als Ergänzung neben den klassischen
Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit.

Anfang Texteinschub

INFO


Twitter

Twitter begrenzt die mögliche Länge der Nachrichten auf 280 Zeichen -
Nutzer müssen ihre Statements auf den Punkt bringen.


Insta

Am 16. Juli 2010 wurde das erste Foto auf Instagram gepostet. Im Juni
2018 verzeichnete Instagram erstmals eine Milliarde Nutzer.


YouTube

Jede Minute werden 400 Stunden Videomaterial auf die Server von
YouTube hochgeladen.


Facebook

Ein Ranking der Facebookseiten von Kliniken listet insgesamt 481
Einrichtungen. Der Altersdurchschnitt der Facebook-Nutzer steigt.

Ende Texteinschub

Wie rasant die Entwicklung auf diesem Sektor ist, zeigen zwei aktuelle
Trends aus dem Medizinsektor. Auf Twitter sind Nutzer seit einigen
Monaten unter dem Hashtag Twankenhaus vernetzt und berichten über die
Situation in den Kliniken. Auch schleswig-holsteinische Ärzte
beteiligen sich und informieren Kollegen, andere Berufe im
Gesundheitswesen und die breite Öffentlichkeit über ihre Wahrnehmungen
im beruflichen Umfeld.

Der PJ'ler Jonathan Musmann hat in diesem Jahr die App Doctorsgate auf
den Markt gebracht, die bislang rund 1000 Nutzer verzeichnet. Über die
App können Ärzte kommunizieren, Daten austauschen und besondere Fälle
besprechen. Musmann hat für die Entwicklung des Produktes sein
Medizinstudium unterbrochen, inzwischen hat er sogar Anfragen aus
Asien zu seiner App.

Euphorisch sind die meisten Ärzte dennoch nicht, wenn es um neue
Medien geht - aus guten Gründen. Der Einsatz in Klinik und Praxis
erfordert personelle Ressourcen, über die die meisten nicht verfügen.
Für die Vermittlung komplexer Sachverhalte sind viele neue Medien
nicht geeignet.

Hinzu kommt, dass Grundsätze wie die ärztliche Schweigepflicht, die
Grenzen des Arzt-Patienten-Verhältnisses und Datenschutzbestimmungen
auch im Netz beachtet werden müssen. Und: Die Dynamik auf diesem
Sektor lässt Prognosen, welcher Trend sich mittelfristig etabliert,
kaum zu.


Raute mit Risiken und Nebenwirkungen

Soziale Medien bieten Milliarden von Nutzern weltweit neue Formen
der Informationsbeschaffung. Steigender Einfluss auf die Politik.
Zunehmende Verbreitung auch im Gesundheitswesen.

Die Bilder des Gemüsehändlers Mohamed Bouazizi, der sich aus Protest
gegen Polizeiwillkür selbst anzündete, verbreiteten sich rasant und
global. Der Protest für Freiheit und Bürgerrechte fand auf den Straßen
statt. Die Idee und die Motivation dafür wurden jedoch über die
sozialen Medien transportiert - und rund um den Erdball in Echtzeit
für alle Menschen direkt erfahrbar. Spätestens mit dem Arabischen
Frühling im Jahr 2011, der mit den Bildern von Bouazizi seinen Anfang
nahm, wurde die Bedeutung der sozialen Medien den meisten Menschen
klar.

Auch die CDU-Kritik von Rezo per YouTube-Video zeigte kürzlich, wie
schnell sich Ideen online inzwischen verbreiten können und wie sich
die Medienlandschaft entwickelt hat. Sein millionenfach geklicktes
Video trug dazu bei, dass sich die zweitgrößte deutsche Volkspartei
massiver Kritik stellen musste und anschließend ihre Einstellung zu
Themen, die jungen Wählern wichtig sind, zumindest in Teilen
hinterfragte.

Zwei Beispiele für die Rolle, die soziale Medien heute für unsere
Gesellschaft spielen. Die bei ihnen mögliche Interaktion zeigt
unmittelbar, wenn Menschen unzufrieden sind und etwas verändern
möchten, und sie ermöglichen zugleich, dass sich gleichgesinnte
Menschen finden und zusammenschließen.

Auch im Gesundheitswesen haben soziale Medien längst Einzug gehalten,
wie die folgenden Beispiele zeigen:

- Twankenhaus: 

Was als Austausch zum Thema Krankenhaus über Twitter
begann, entwickelte sich zu einer größtenteils von Medizinern
geführten virtuellen Diskussion über Klinikthemen. Daraus entstand
eine interdisziplinär angelegte Bewegung, die seitdem steigende
Aufmerksamkeit erfährt. Das Twitterkrankenhaus steht für eine Utopie,
wie der perfekte Arbeitsplatz in einem Krankenhaus aussehen sollte.
Auch Patienten sind involviert. Ihr Ziel ist, über die tatsächliche
Situation in Krankenhäusern aufzuklären. Die Ideenschmiede möchte neue
Wege in der Kommunikation gehen und an konkreten Lösungen für die
Mitarbeiter mitwirken.

- Doctorsgate: 

Der 26-jährige PJ'ler Jonathan Musmann aus Hannover hat
eine Smartphone-App unter diesem Namen entwickelt. Sie soll eine
schnellere Kommunikation und einen sicheren Datenaustausch zwischen
Ärzten ermöglichen. Die seit Februar 2019 zugängliche App hat 1000
Nutzer aus dem Gesundheitswesen, größtenteils Ärzte. Sie können Daten
zu schwierigen oder seltenen Fällen veröffentlichen und per
Chatfunktion über mögliche Therapien diskutieren.

- Xing, LinkedIn, Twitter, Facebook und Instagram - die neuen Medien
wirken sich auf die Arbeit in den schleswig-holsteinischen
Krankenhäusern aus. Der Wettbewerb unter den Kliniken führt dazu, dass
diese sich im Netz präsentieren; auch Fachkräfte wollen umworben
werden. Die Krankenhäuser wollen sichtbar sein, für die Bevölkerung
und für potenzielle Bewerber.

Jede Plattform hat ihre eigenen medialen Schwerpunkte und Zielgruppen,
aber auch Risiken.

YouTube ermöglicht das Hochladen von Videoclips, eignet sich also für
eine Vielzahl von Inhalten. Auf einem professionellen Level ist das
jedoch mit hohen Kosten verbunden. Nicht jedes Krankenhaus kann
kontinuierliche Videoproduktionen stemmen.

Twitter setzt auf kurze Statements. Deshalb nutzen vor allem Politiker
und politische Bewegungen diese Plattform. Die einst als Limit
gesetzten 140 Zeichen wurden inzwischen verdoppelt, tiefgehende
Informationen sind damit aber nicht vermittelbar. Wenn Einrichtungen
im Gesundheitswesen Informationen über diesen Kanal transportieren
wollen, müssen sie sich auf Schlagworte konzentrieren. Verknüpfung von
Knowhow oder die Vermittlung erklärungsbedürftiger Informationen
braucht andere Medien.

Facebook verbindet die vorangestellten Möglichkeiten der anderen
Plattformen und ist einer breiten Masse ein Begriff. Für Krankenhäuser
und Praxen ist Facebook oft die Plattform der Wahl. Auf Facebook ist
mittlerweile vor allem die Gruppe der über 30-Jährigen vertreten.
Jüngere Menschen bewegen sich heute mehr und mehr auf Instagram, einem
Netzwerk, das sich für das Teilen von Bildern eignet.

Die Beispiele zeigen, dass man trotz der oft hohen Nutzerzahlen auch
über soziale Medien nur einen Ausschnitt der gewünschten Zielgruppe
erreicht. Hinzu kommt, dass nicht die Nutzer allein Informationen
filtern. Im Hintergrund laufende Algorithmen sorgen für eine Auswahl,
die sich an unserem Nutzungsverhalten orientiert. Andere Themen,
andere Meinungen, oft schon die reine, sachliche Nachricht tritt in
den Hintergrund - wir bewegen uns in einer "Blase". Die kritische
Auseinandersetzung mit anderen Meinungen und eine Meinungsbildung
aufgrund vielschichtiger Informationen werden erschwert.

Fest steht auch: Die unterschiedlichen Kanäle müssen mit Inhalten
gefüllt werden, die Follower verlangen Content. Das stellt viele
Akteure und Einrichtungen im Gesundheitswesen vor ein Problem, weil
ihre personellen Ressourcen begrenzt sind.

Das Westküstenklinikum in Heide und Brunsbüttel ist dennoch auf
Facebook, Instagram und YouTube vertreten. Für den Leiter der
Pressestelle, den gelernten Tageszeitungsjournalisten Sebastian
Kimstädt, sind die sozialen Medien eine Weiterentwicklung der
klassischen Medienarbeit. Seit Jahresbeginn veröffentlicht das WKK
Videos auf YouTube.

Eine ihrer Kampagnen ist "Wir Pflegen". Hierzu wurden 21 Kurzclips
gedreht und über das Jahr verteilt hochgeladen. Potenzielle Bewerber
können so Informationen über den möglichen Arbeitgeber sammeln.

Auch die Sana-Kliniken greifen auf die Erfahrungen von Journalisten
zurück. "All the news that's fit to print", definiert Patrick Engelke,
Leiter der Unternehmenskommunikation der Sana-Kliniken in Deutschland,
die Voraussetzung für Inhalte, die in den sozialen Medien seines
Konzerns veröffentlicht werden.

Den Kliniken ermöglichen diese Kanäle einen direkten Austausch mit
ihren Followern. Zugleich können sie über diesen Weg Themen
ansprechen, deren Inhalt einer normalen Redaktion zu dünn wäre. Es
können Veranstaltungen beworben, Dank für Spenden oder
Wochenenddienste ausgedrückt, das Leistungsspektrum dargestellt und
das Personal und bestimmte Berufsgruppen gewürdigt werden. Das sind
häufig Themen, die für eine Pressemitteilung zu kurz und für
klassische Medien nicht interessant genug sind, von den Kliniken
jedoch wertgeschätzt werden wollen. Für Informationsveranstaltungen
und Patientenseminare, die von Ärzten geleitet werden, werden
Mediziner des jeweiligen Krankenhauses in den Vordergrund gerückt. Sie
sind das Gesicht zur jeweiligen Veranstaltung, können auf Messen
Fragen vor Ort beantworten und sind die fachlichen Ansprechpartner.
Auch die Mitarbeiter der Krankenhäuser nehmen die sozialen Medien
ihrer Arbeitgeber wahr und informieren sich hier über Aktuelles aus
dem Haus.

Auch Arztpraxen kommunizieren über die sozialen Medien. Ein Beispiel
ist die Praxis von Dr. Michael Emken aus Bad Segeberg. Viele Kollegen
spüren laut Emken jedoch, dass eine professionelle und kontinuierliche
Pflege der Kanäle zeitintensiv ist. "Diesen Aufwand können viele
Praxen nicht leisten", so der Facharzt für Allgemeinmedizin. Seine
Praxis hat eine Facebook-Seite. "Ansprechen möchten wir alle Menschen,
die unsere Praxis kennen oder sich für sie interessieren", so Emken.
Besondere Öffnungszeiten, geplanter Urlaub oder weitere Neuigkeiten
aus der Praxis werden hier veröffentlicht. Manchmal informiert die
Praxis auch über aktuelle medizinische oder gesundheitspolitische
Themen. Wichtig ist dem niedergelassenen Arzt, dass über die sozialen
Medien keine individuelle ärztliche Beratung durchgeführt wird. Damit
folgt er den Ratschlägen der Bundesärztekammer, die 2014 eine
Handreichung zur Nutzung der neuen sozialen Medien durch Ärzte
veröffentlichte.

Die angehende Ärztin Janine Römpke ist im Twankenhaus aktiv, achtet
aber strikt auf die Trennung beruflicher und privater Aktivitäten im
Netz. Ihr Account lässt keine Rückschlüsse auf ihre Person und ihren
Beruf zu. "Ich kenne viele Ärzte, die das machen" erzählt sie. Wofür
man heute stehe, müsse in zehn Jahren nicht mehr der eigenen Meinung
entsprechen. Dann sind die Informationen jedoch im Internet - und das
vergisst bekanntermaßen nie.

In ihrer Freizeit nutzt sie die sozialen Medien, um sich über
standespolitische Inhalte zu informieren: "Ich selbst habe so meine
ein bis zwei Podcasts, die ich höre, nutze Twitter und andere Foren.
Die benutze ich oft zu Fortbildungszwecken." Römpke selbst sah in der
Berichterstattung über den Ärztestreik im Frühjahr dieses Jahres
Nachholbedarf: "Wenn über einen Streik von über 5000 Ärzten in
Frankfurt im Fernsehen nicht berichtet wird, dann müssen wir das eben
selbst machen."

Informationsbeschaffung und Mediennutzung haben sich in den
vergangenen Jahren stark verändert. In den sozialen Medien konnten
sich zwar längst nicht alle Trends und Ideen durchsetzen. Der Wille
der Nutzer, sich mitzuteilen, ist aber geblieben. In Zeiten, in denen
sich Informationen und Meinungen sekundenschnell verbreiten, ist
besondere Sorgfalt bei der Meinungsäußerung und im Umgang mit diesen
Medien gefragt. Das gilt für jede Berufsgruppe und jede Einrichtung,
auch im Gesundheitswesen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 7-8/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201907/h19074a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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AKTION/2784: Bocholt - "SPLASH - Perkussion NRW" am 7. September 2019


Stadt Bocholt

"SPLASH - Perkussion NRW" zu Gast in Bocholt

Konzert am 7. September 2019 // 19:30 Uhr // TextilWerk Bocholt



Bocholt (PID). Im Rahmen des münsterlandweiten Klangkunstfestivals
"SOUNDSEEING" gibt das Landesjugendensemble "SPLASH - Perkussion NRW"
am Samstag, 7. September 2019 um 19:30 Uhr ein Konzert im
Maschinenhaus der Weberei des LWL-Industriemuseums, Uhlandstraße 50,
TextilWerk Bocholt. Eintrittskarten können Interessierte an der
Abendkasse in der Weberei zum Preis von zwölf Euro, ermäßigt acht
Euro, erwerben.

Die jungen Musikerinnen und Musiker begeistern an dem Abend mit
Werken, die in den 12 Jahren des Bestehens von "SPLASH" speziell für
das Ensemble komponiert wurden.

Klangkunstkonzert mit den besten Schlagzeugerinnen und Schlagzeugern
des Landes NRW

"SPLASH - Perkussion NRW" ist das Schlagzeugensemble des
Landesmusikrates NRW. Es bietet den besten jungen Schlagzeugerinnen
und Schlagzeugern des Bundeslandes die Möglichkeit, Konzertprogramme
zwischen Neuer Musik, Improvisierter Musik und Weltmusik zu erarbeiten
und unter professionellen Bedingungen aufzuführen.

Das Ensemble präsentierte sich im April 2006 erstmals mit Konzerten in
Köln und hat seitdem mehr als 50 Konzerte gespielt, u.a. auch auf
Tourneen in Italien, Südkorea und Brasilien.

"SPLASH - Perkussion NRW" wird durch das Ministerium für Kultur und
Wissenschaft des Landes NRW gefördert sowie projektweise durch weitere
Kooperationspartner. Die künstlerische Leitung liegt in den Händen von
Ralf Holtschneider und Stephan Froleyks.

Die Veranstaltung ist Teil des Klangkunstfestivals "Soundseeing" und
wird in Kooperation mit dem Fachbereich Kultur und Bildung der Stadt
Bocholt und dem LWL-Industriemuseum, TextilWerk Bocholt, durchgeführt.

Träger von SOUNDSEEING ist die Landesmusikakademie NRW, Förderer sind
das Ministerium für Kultur und Wissenschaft NRW, die NRW Bank, und die
Kulturregion Münsterland. Kulturpartner ist WDR3.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2203: Vreden-Zwillbrock - Konzert mit der "BBL Jazz Combo" am 8.9.2019


Kreis Borken

Jazz zum Saisonfinale von "Trompetenbaum & Geigenfeige" in
Zwillbrock 

BBL Jazz Combo spielt am "Tag des Denkmals" am Sonntag, 8. September,
an der Barockkirche



Münsterland / Vreden-Zwillbrock. Jazz unter freiem Himmel vor der
eindrucksvollen Kulisse der Barockkirche: Zum Abschluss der
diesjährigen Saison von "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik in Gärten
und Parks im Münsterland" kommt die BBL Jazz Combo nach
Vreden-Zwillbrock. Am Sonntag, 8. September, dem "Tag des Denkmals",
kann auch die Barockkirche St. Franziskus mit ihren Sehenswürdigkeiten
besichtigt werden. Der musikalische Nachmittag beginnt um 16 Uhr.
Anschließend, gegen 17.30 Uhr, wird eine Führung durch den
Klostergarten angeboten.

Die Jazz-Combo der Bigband Losser (BBL) wurde vor dem Hintergrund
gegründet, dass bei vielen Gelegenheiten die ganze Bigband zu groß
ist. Seitdem spielt die Combo in wechselnder Bestzung mit Mitgliedern
der Bigband. In Zwillbrock sind Kasper Rietkerk (Saxophon), Theo
Toenink (Kontrabass), Joris Bolhaar (Piano) und Dirk Ornee
(Schlagzeug) mit von der Partie. Sie erhalten dabei Verstärkung von
Sänger Hermann Nijkamp. Das Repertoire reicht von klassischem Jazz
und Jazzrock bis hin zu gefühlvollem Latin.

Ihre Musik erklingt diesmal vor der besonderen Kulisse der
Barockkirche Zwillbrock. Um nach Ende des Dreißigjährigen Krieges die
"Herrschaft Borkelo" auf holländischem Gebiet, die damals noch zum
Bistum Münster gehörte, dennoch seelsorglich begleiten zu können, ließ
Münsters Bischof Christoph Bernhard von Galen in Zwillbrock eine
Seelsorgestation unmittelbar an der Grenze errichten. Aufgrund des
wachsenden Zustroms an Katholiken wurde das Missionshaus bald zu einem
Kloster erweitert. 1717 begann man mit dem Bau der jetzigen Kirche St.
Franziskus in Zwillbrock, die 1748 vollendet und feierlich eingeweiht
wurde. Seit jeher ist die "barocke Perle des Münsterlandes" ein Magnet
für Kunst- und Kulturinteressierte, an dem Kultur, Kult und Natur
zusammentreffen. In Anlehnung an die historische Gestaltung wurde das
Umfeld der Barockkirche neu gegliedert: Der Klostergarten ist seitdem
durch eine Blendwand samt Kreuzigungsgruppe sowie durch eine neue
Klostermauer mit Gittern und Toren eingefasst und erhielt moderne
Kreuzwegstationen.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die
Organisation übernehmen die Kulturabteilung des Kreises Borken und
Münsterland e.V. gemeinsam. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum
und Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Zwillbrock findet in Zusammenarbeit
mit der Barockkirche St. Franziskus Zwillbrock und der katholischen
Kirchengemeinde St. Goerg Vreden statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 8. September, gibt es an der
Tageskasse ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro. Ermäßigungen gibt
es für Schüler, Auszubildende und Studenten. Kartenbestellungen sind
zudem beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter der kostenfreien
Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9 bis 17 Uhr)
möglich. Infos gibt es am Veranstaltungstag unter Tel. 02654/9899-110.
Sollte es regnen, findet das Konzert in der Kirche statt.

www.trompetenbaum-geigenfeige.eu

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10233: Ulm - Benefizkonzert mit der Gaechinger Cantorey, 8.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 03.09.2019

Grundton D-Konzert zum Tag des offenen Denkmals mit Gaechinger
Cantorey

Ulm, Pauluskirche - So, 8. September 2019, 18.00 Uhr

Eintritt: 30,- € / 15,- € ermäßigt, Vorverkauf:
www.reservix.de



Deutschlandfunk und Deutscher Stiftung Denkmalschutz setzen "Grundton
D"-Reihe fort: Konzerte zukünftig immer am bundesweiten Tag des
offenen Denkmals

Mit einem Konzert in der Ulmer Pauluskirche und Motetten von Johann
Sebastian Bach wird am 8. September um 18.00 Uhr die Benefizreihe
"Grundton D" fortgesetzt. Ulm ist in diesem Jahr zentraler
Veranstaltungsort des bundesweiten Tages des offenen Denkmals. Das
"Grundton D"-Konzert von Deutschlandfunk und Deutscher Stiftung
Denkmalschutz bildet den Abschluss des Denkmal-Wochenendes in der
Donaustadt.

Die Gaechinger Cantorey führt in der Pauluskirche einige der
bekanntesten Motetten von Johann Sebastian Bach auf, darunter "Jesu,
meine Freude" oder "Singet dem Herrn ein neues Lied". Benannt wurde
der 1954 gegründete Chor nach einem kleinen Dorf auf der Schwäbischen
Alb. Seit Jahrzehnten gilt er als einer der herausragenden
Konzertchöre der Welt. Herzstück des Konzertes ist die Truhenorgel der
Internationalen Bachakademie Stuttgart, deren Leiter Hans-Christoph
Rademann das Konzert dirigiert. Eine Aufzeichnung des Konzerts ist am
1. Dezember um 21.05 Uhr im Deutschlandfunk zu hören.


Über "Grundton D":

Die Reihe "Grundton D" wurde 1990 ins Leben gerufen, um Spenden für
sanierungsbedürftige Baudenkmale zu sammeln, erst in Ostdeutschland,
später auch bundesweit. In fast 30 Jahren sind dabei mehr als 5
Millionen Euro an Eintrittsgeldern und Spenden zusammen gekommen. Ende
2018 wurde die Reihe in der bisherigen Form eingestellt, ab diesem
Jahr sollen Konzerte unter anderem immer am Tag des offenen Denkmals
stattfinden. Für 2019 laden die Veranstalter Deutschlandfunk und
Deutsche Stiftung Denkmalschutz zudem zu einem zweiten Konzert im
schleswig-holsteinischen Rendsburg (26. Oktober) ein.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9152: Aus aller Welt - 03.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Argentinien will Kredite später zurückzahlen

Wenige Tage nach der von Finanzminister Hernán Lacunza angekündigten
Restrukturierung der argentinischen Staatsschulden, die eine weitere
Ausdehnung der Rückzahlungsfristen für Schulden von insgesamt rund
120 Milliarden US-Dollar vorsieht, hat die Regierung in Buenos Aires
den Handel mit Devisen eingeschränkt. Hintergrund ist der massive
Werteverlust des heimischen Peso. Mit dem Schritt will die Regierung
des wirtschaftsliberalen Staatschefs Mauricio Macri die Abwertung der
Landeswährung stoppen und eine weitere Kapitalflucht verhindern. Von
seiten des Internationalen Währungsfond (IWF) hieß es, man werde sich
die angekündigten Maßnahmen in Detail anschauen. Der IWF hatte
Argentinien im vergangenen Jahr einen Kredit von 57 Milliarden Dollar
gewährt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9152: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Familiendrama in Hamburg-Altona

Im Hamburger Stadtteil Altona soll ein 45jähriger Mann auf seinen ein
Jahr jüngeren Bruder und seine 68 Jahre alte Mutter eingestochen
haben. Der 44jährige erlag noch in der Wohnung eines
Mehrfamilienhauses seinen Verletzungen. Ein Rettungswagen brachte die
Frau in ein Krankenhaus. Sie schwebt noch in Lebensgefahr. Polizisten
nahmen den Verdächtigen in der Wohnung fest. Die Hintergründe der
Tat sind noch unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9149: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bombenanschlag in Kabul

Eine Autobombenexplosion am Rande der sogenannten Green Zone im
Zentrum der afghanischen Hauptstadt Kabul hat mindestens 16
Menschenleben gefordert. 119 weitere Menschen seien am Montagabend
verletzt worden, teilte das Innenministerium mit. Die Taliban
bekannten sich zu dem Anschlag. Einem Bericht des afghanischen
Fernsehsenders Tolo New zufolge sollen sich die Aufständischen und
die USA unterdessen auf einen Friedensplan verständigt haben, der den
Abzug von 5.000 US-Soldaten vom Hindukusch in einem Zeitraum von fünf
Monaten vorsieht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9151: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kretschmer will Gespräche mit SPD und Grünen führen

Sachsen könnte künftig von einer sogenannten Kenia-Koalition regiert
werden. Auf Einladung von Regierungschef Michael Kretschmer (CDU)
werden die grünen Spitzenkandidaten Katja Meier und Wolfram Günther
in den kommenden Tagen zu einem informellen Gespräch mit der
CDU-Spitze zusammentreffen. Dabei wird laut Kretschmer geprüft, ob es
eine Basis für eine Zusammenarbeit gibt. Der SPD-Landesvorstand gab
bereits seine Zustimmung für die Aufnahme von Sondierungsgesprächen
zur Bildung einer schwarz-grün-roten Koalition. Trotz großer Verluste
war die CDU am Wahlsonntag noch einmal stärkste Kraft geworden. Die
Sozialdemokraten fuhren dagegen ihr deutschlandweit schlechtestes
Wahlergebnis bei einer Landtagswahl ein. Die Grünen wären in einer
Kenia-Koalition zweitgrößter Partner.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9149: Tragisches und Kurioses - 03.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Wartungsgondel stürzte 50 Meter in die Tiefe

An einem Sendemast auf dem Hohen Meißner rund 40 Kilometer südöstlich
von Kassel (Nordhessen) ist am Dienstag eine Wartungsgondel aus einer
Höhe von 50 Metern abgestürzt. Alle drei Insassen im Alter von 50, 46
und 27 Jahren kamen dabei ums Leben. Nach ersten Erkenntnissen gab es
offenbar Probleme mit einer Seilwinde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8234: Aus Forschung und Technik - 03.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nanosatelliten für die Sonnenforschung

Im Rahmen des Yarilo-Projekts zur Erforschung der Sonne entwickelte
die Staatliche Technische Universität Moskau "N. E. Bauman" (BMSTU)
zusammen mit dem Lebedew-Institut neue Meßinstrumente. Es handelt
sich dabei um zwei CubeSat-Satelliten, die vermutlich die Aktivitäten
unseres Zentralsterns im Röntgenbereich erfassen können. Wie das
BMSTU der Nachrichtenagentur Tass mitteilte, sollen die Nanosatelliten
im Jahr 2020 als sekundäre Nutzlast mit einer Trägerrakete in einen
sonnensynchronen Orbit in etwa 600 Kilometern Höhe befördert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8248: Aus aller Welt - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Italienische Behörden beschlagnahmen Rettungsschiff Mare Jonio

Das Rettungsschiff Mare Jonio der Organisation Mediterranea Saving
Humans ist am Montag im Hafen von Lampedusa von den italienischen
Behörden beschlagnahmt worden. Aufgrund eines Dekrets von
Innenminister Salvini droht der Besatzung ein Bußgeld von 300.000
Euro wegen Verstoßes gegen Sicherheitsgesetze.

Die Mare Jonio hatte die Erlaubnis gehabt, im Mittelmeer gerettete
Bootsflüchtlinge der italienischen Küstenwache zu überstellen. Zu dem
Zeitpunkt befanden sich noch 31 Migranten an Bord. Sie wurden nach
Lampedusa gebracht. Erst als die Flüchtlinge von Bord gegangen waren,
näherte sich das Schiff der italienischen Insel. Der italienische
Rundfunk berichtete von den Vorgängen. Die Mare Jonio hatte Mitte
vergangener Woche 98 Flüchtlinge vor Libyen aus Seenot gerettet.
Frauen, Kinder und Kranke konnten am Donnerstag nach Italien gebracht
werden.

Am selben Tag wie die Mare Jonio war das Schiff Eleonore der
Organisation Lifeline beschlagnahmt worden. Die 104 vor dem Ertrinken
geretteten Migranten an Bord finden Aufnahme in Deutschland,
Frankreich, Irland, Portugal und Luxemburg. Die Eleonore war wegen
eines Sturms und der beengten Verhältnisse an Deck trotz Verbots in
den sizilianischen Hafen Pozallo eingefahren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8204: Medizin und Gesundheitswesen - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Hitzebedingte Gesundheitsprobleme nehmen zu

Die anhaltende Hitzewelle hat nicht nur der Umwelt zum Teil heftige
Schäden beigebracht. Auch der Mensch mußte leiden. So gab das
Statistische Bundesamt in Wiesbaden bekannt, daß in extrem heißen
Sommern teils doppelt so viele Patienten mit Hitzschlag oder
Sonnenstich stationär versorgt werden müssen wie in normalen Sommern.
Während im normalwarmen Jahr 2016 1337 Patienten wegen Hitzeproblemen
stationär versorgt wurden, waren es 2333 im heißen Sommer 2015. Im
Schnitt bleiben Patienten mit hitzebedingten Gesundheitsproblemen
zwei Tage im Krankenhaus. Gut die Hälfte der Behandelten sind jünger
als 25 Jahre.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8236: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



EuGH befaßt sich mit Frage der Beugehaft gegen Markus Söder u. a.

Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof hat die Frage, ob hochrangige
Politiker wie Ministerpräsident Markus Söder mit Beugehaft belegt werden
können oder müssen, weil der Freistaat Dieselfahrverbote für die
Landeshauptstadt nicht umgesetzt hat, dem Europäischen Gerichtshof
(EuGH) zur Bewertung vorgelegt. Das von der Deutschen Umwelthilfe
(DUH) initiierte Verfahren in Luxemburg hat am Dienstag begonnen. Mit
einer Entscheidung ist erst in einigen Wochen zu rechnen. 2012 hatte
das Verwaltungsgericht München gefordert, daß Diesel-Fahrverbote in
den Luftreinhalteplan für die Landeshauptstadt aufgenommen werden.
Das Urteil blieb trotz zweier gegen die Landesregierung verhängter
Zwangsgelder folgenlos. Die Deutsche Umwelthilfe will nach eigenen
Angaben weder Söder noch Umweltminister Thorsten Glauber oder
leitende Beamte des Umweltministeriums und der Regierung von
Oberbayern im Gefängnis sehen. Der DUH geht es um den Erhalt des
Rechtsstaats. 2014 hatte der EuGH die EU-Staaten darauf verpflichtet,
alle erforderlichen Maßnahmen zu erlassen, um die Einhaltung der
europäischen Luftreinhalterichtlinie sicherzustellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8159: Sprache, Kunst und Medium - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Museum zeigt Ausstellung mit Balkan-Comics

Trotz der Kultur- und Sprachgrenzen präsentiert das Berliner Museum
Europäischer Kulturen (MEK) vom 13. September an eine Ausstellung mit
Comics aus Ostmittel- und Südosteuropa.

Unter dem Titel "comiXconnection" sind Beispiele des Independent Comic
aus Ungarn, Serbien, Kroatien, Slowenien sowie Bosnien-Herzegowina und
Rumänien zu sehen. Das teilten die Staatlichen Museen in Berlin mit.
Präsentiert würden mehr als 60 Künstler und Künstlerinnen.

Seit ihrem Aufbruch 2013 tourte die Ausstellung durch das südöstliche
Europa. Berlin ist den Angaben zufolge die 20. und letzte Station. Zum
Abschluß seien im MEK erstmals Blicke hinter die Kulissen des Projekts
möglich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8225: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Taliban vereinbaren mit US-Vertretung Teilabzug aus Afghanistan

Vertreter der US-Regierung haben sich mit führenden
Taliban-Milizionären auf einen Abzugplan für Afghanistan verständigt.
Der afghanische Fernsehsender Tolo News meldete am Dienstag, binnen
fünf Monaten würden die US-Streitkräfte rund 5000 Mann aus
Afghanistan abziehen. Als Gegenleistung wollten die Taliban Al Kaida
nicht mehr unterstützen. Die Absprachen sind bislang unverbindlich,
weil noch nicht von US-Präsident Trump unterzeichnet. Die
Verhandlungen im Emirat Katar unter Federführung des
US-Sonderbeauftragten Khalilzad haben ohne Beteiligung der Regierung
in Kabul stattgefunden. Die Taliban sehen in dieser eine Marionette
Washingtons und verhandeln deswegen nur direkt mit den Amerikanern.
Khalilzad unterrichtete jedoch die afghanische Regierung hinsichtlich
Einzelheiten des bislang nicht veröffentlichten Abkommens. Zur Zeit
haben die USA und andere NATO-Mitglieder über 20.000 Militärs am
Hindukusch stationiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8239: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundessicherheitsrat genehmigt Waffenlieferungen in Krisenstaaten

Der Bundessicherheitsrat hat wie üblich in nicht öffentlicher Sitzung
den Export von Kriegsgerät nach Algerien, Indien, Indonesien und
Israel genehmigt. Das meldete am Dienstag das Nachrichtenportal
Spiegel Online. Demnach sollen nach Algerien Hunderte von Teilesätzen
für militärische Lkw von der Daimler AG sowie weit über hundert
elektrische Antriebe für Waffenstationen des Transportpanzers Fuchs
geliefert werden. Die Atommacht Indien, welche einen Krieg mit dem
Nachbarn Pakistan um die Kaschmir-Region zu beginnen droht, soll
Dutzende Meteor-Gefechtsköpfe und entsprechende Triebwerke bekommen.
An Indonesien werden unter anderem zwei Minenjagdboote und Munition
für einen tragbaren Raketenwerfer verkauft. Auf Einzelheiten zu
Waffenlieferungen an Israel ging der Bericht nicht ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8209: Tragisches und Kurioses - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Blutiger Anfänger bringt seinen Fluglehrer sicher zurück

In Australien mußte ein Flugschüler gleich in seiner ersten
praktischen Unterrichtsstunde beweisen, daß er gut aufgepaßt hatte.
Als Max Sylvester merkte, daß der Pilot plötzlich ohnmächtig geworden
war, lag die Verantwortung allein bei ihm, die kleine Maschine auf dem
Flugplatz Jandakot in der westaustralischen Großstadt Perth heil
herunterzubringen.

Der Anfänger erklärte dem Lotsen im Tower die Situation. Dieser
ermutigte den Flugschüler und erklärte die notwendigen Handgriffe und
Schritte für eine sichere Landung.

Wie die Welt berichtete, gelang es ihm mit Hilfe eines Fluglotsen, auf
einem kleineren Flughafen der westaustralischen Großstadt Perth sicher
zu landen. Die Feuerwehrleute und Rettungssanitäter kamen nicht zum
Einsatz. Der Fluglehrer wurde sofort zur weiteren Behandlung in ein
Krankenhaus gebracht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8237: Arbeit, Soziales und Familie - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Die meisten Pflegebedürftigen werden von Angehörigen versorgt

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes wurden Ende 2017 drei von
vier der gut drei Millionen Pflegebedürftigen in Deutschland zu Hause
versorgt. Die Pflege übernahmen in zwei Dritteln der Fälle
Familienangehörige, die anderen Pflegebedürftigen wurden teilweise
oder vollständig von ambulanten Pflegediensten betreut. Im Sinne des
Pflegeversicherungsgesetzes waren zu dem Zeitpunkt 3,41 Millionen
Menschen pflegebedürftig. Insgesamt 820.000 Menschen lebten
vollstationär in Pflegeheimen. Statistische Auswertungen für
2018 liegen noch nicht vor.

3. September 2019
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UMWELT/8215: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Gefahr durch Fuchsbandwurm bezweifelt

Obgleich bisher keine Studie nachgewiesen hat, daß das Sammeln von
Beeren oder Pilzen das Risiko erhöht, am Fuchsbandwurm zu erkranken,
sahen sich Generationen von Deutschen dazu veranlaßt, möglichst auf
selbstgepflückte Beeren und Pilzen zu verzichten und statt dessen das
Sortiment im Supermarkt in Anspruch zu nehmen. Klaus Brehm vom
Institut für Hygiene am Uniklinikum Würzburg ist sich aber sicher,
daß es mehrere hundert Eier des Fuchsbandwurms braucht, um sich mit
ihm zu infizieren. Ein weiteres Indiz: Die Meldezahlen waren im
Vergleich zu den Vorjahren auch dieses Mal rückläufig. Insgesamt gab
es nur 30 Fälle. Davon kamen zwölf aus Baden-Württemberg, sechs aus
Hessen und fünf aus Bayern. Und nicht nur das: Galt eine Ansteckung
mit dem Fuchsbandwurm vor 30 Jahren noch als Todesurteil, gibt es
mittlerweile Medikamente, die den Erreger in Schach halten. Obgleich
eine vollständige Heilung weiterhin nicht möglich ist.

3. September 2019
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WIRTSCHAFT/8225: Märkte und Finanzen - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Was der Westen entlang Chinas neuer Seidenstraße investiert

Die Volksrepublik China investiert seit 2013 verstärkt in Staaten
Asiens, Europas und Afrikas, um ihre Handelsbeziehungen auszubauen
und Peking in den Regionen Einfluß zu verschaffen. Im Rahmen des
Programms "neue Seidenstraße" flossen in diese Länder zwischen 2013
und 2017 umgerechnet 285 Milliarden US-Dollar aus China. Im selben
Zeitraum investierte der Westen in diesen Ländern 290 Milliarden
US-Dollar. Das belegen Ökonomen der Universität Duisburg-Essen mit
der am Montag vorgestellten Studie "Was der Westen entlang Chinas
neuer Seidenstraße investiert" im Auftrag der Bertelsmann Stiftung.
Demnach waren in nur fünf der 25 untersuchten Empfängerländer
chinesische Investitionen höher als westliche. Die Autoren der Studie
berücksichtigten sowohl staatliche Entwicklungshilfe als auch
privatwirtschaftliche Direktinvestitionen. Die Wissenschaftler
empfehlen den Staaten des Westens, dem Beispiel Chinas zu folgen,
welches seine Investitionen sehr viel konsequenter zur Einflußnahme
und Konsolidierung seiner Wirtschaftsbeziehungen nutzt. Dazu sollte
der Westen entlang der "neuen Seidenstraße" seine eigenen
Institutionen, Technologien, Geschäftsmodelle und Wertvorstellungen
stärker als bisher implementieren und dabei vor allem die Standards
der Entwicklungszusammenarbeit setzen.

3. September 2019
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WISSENSCHAFT/8238: Aus Forschung und Technik - 03.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Holodeck für Versuchstiere

Unzählige Versuchstiere müssen im Namen der Forschung ihr Leben
lassen. Vorher erleiden sie oftmals ein wahres Martyrium. Anstatt
ihrem Leiden ein Ende zu setzen, haben Forscher aus Freiburg und Wien
jetzt eine Art Holodeck entwickelt, das den Versuchstieren eine
schönere Welt vorgaukeln soll. Und während sie sich vermeintlich im
gewohnten Umfeld bewegen, wetzen die Forscher bereits ihre tödlichen
Skalpelle, um das Innerste der Tiere nach Außen zu holen. Ideengeber
für das Holodeck war Forschungsleiter Andrew Straw von der
Universität Freiburg zufolge die Fernsehserie Star Trek.

3. September 2019
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FORSCHUNG/1152: Warum unterschiedliche Körpergrößen entstehen (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 02.09.2019

Warum unterschiedliche Körpergrößen entstehen

Kieler Forschungsteam beschreibt, wie Umweltfaktoren und innere Regulation
beim Größenwachstum eines Lebewesens zusammenarbeiten



Die Körpergröße eines Lebewesens - von den einfachsten tierischen und
pflanzlichen Organismen bis hin zum Menschen - wirkt sich direkt auf seine
Fitness aus. Die individuelle Größe ist also ein wichtiges Kriterium für
die Fähigkeit eines Lebewesens, sich in der Konkurrenz um Ressourcen oder
Reproduktion zu behaupten. Grundsätzlich geht man innerhalb einer Art von
ähnlichen Erbinformationen aus, die theoretisch zu relativ einheitlichen
Körpergrößen führen sollten. Die Individuen der meisten Arten wachsen
allerdings im Rahmen bestimmter physiologischer Grenzen zu sehr
unterschiedlicher Größe heran - sie muss also von weiteren Faktoren
abhängig sein. Welche Einflüsse das Größenwachstum auf molekularer Ebene
im Detail regulieren, wurde bisher jedoch nur wenig erforscht.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Zoologischen Instituts an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) konnten nun am Beispiel des
Süßwasserpolypen Hydra zeigen, wie Umwelteinflüsse und interne
Regulierungsprozesse gemeinsam das Körperwachstum mitsteuern. Die Kieler
Forschenden wiesen nach, dass die Umgebungstemperatur bestimmte molekulare
Signalwege des Wachstumsprozesses aktiviert und so die Größe mitbestimmt.
Zudem konnten sie zeigen, dass auch genetische Faktoren auf identische
Signalketten zurückgreifen und damit ebenfalls zur Größenregulierung des
Nesseltiers beitragen. Ihre neuen Ergebnisse veröffentlichte das Kieler
Forschungsteam kürzlich in der renommierten Fachzeitschrift Nature
Communications.


Umwelt und interne Regulation greifen ineinander

Aus zellbiologischer Sicht ist die Größe eines ausgewachsenen Lebewesens
das Ergebnis dreier Variablen: die Dauer seines Wachstums, die absolute
Anzahl der dabei entstehenden Zellen und die individuelle Größe all dieser
Zellen, deren Gesamtheit den ausgewachsenen Organismus bildet. Im Laufe
des dadurch gekennzeichneten Wachstumsprozesses muss der Organismus zudem
seine momentane Größe und das Erreichen der endgültigen Größe registrieren
können. Zunächst konzentrierten sich die CAU-Forschenden in ihrer Studie
auf die Regulation der Zellenanzahl des Nesseltiers Hydra.

"Wir haben beobachtet, dass Hydra bei niedrigen Umgebungstemperaturen bis
zu 83 Prozent mehr Zellen bildet", erklärt Dr. Jan Taubenheim, dessen
Promotionsarbeit in der Zell- und Entwicklungsbiologie in die aktuelle
Veröffentlichung eingeflossen ist. "Uns ist es zudem gelungen, die
konkreten molekularen Signalwege zu identifizieren, die den Einfluss der
Temperatur auf die Zellenanzahl umsetzen und so bei kühleren Temperaturen
größere Tiere hervorbringen", betont Taubenheim, der inzwischen als
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität Düsseldorf forscht.
Diese sogenannten Wnt- und TGF-Beta-Signale sind zum Beispiel an der
Embryonalentwicklung und der Zelldifferenzierung beteiligt. Ihre
Wechselwirkung mit der Umgebungstemperatur und dem Größenwachstum war
jedoch bisher unbekannt. "Die Wnt-Signale bestimmen bei Hydra auch den
Übergang vom Wachstum in eine stationäre Phase. Daher vermuten wir, dass
sie dem Organismus als Messinstrument dienen, um die eigene Größe
festzustellen und das Wachstum zu beenden", sagt Dr. Benedikt Mortzfeld,
der ebenfalls in der Zellbiologie an der CAU promovierte und aktuell als
Wissenschaftler an der University of Massachusetts Medical School in
Worcester tätig ist.

Der Einfluss der Gene

Neben der Umgebungstemperatur tragen auch bestimmte Erbinformationen zur
Größenregulierung der Nesseltiere bei. Gene, die für den sogenannten
Insulin-Signalweg zuständig sind, bestimmen das Wachstum mit, indem sie
unter anderem die Anzahl der Zellen während des Wachstumsstadiums steuern.
Das Kieler Forschungsteam konnte in einer funktionalen Genanalyse unter
anderem zeigen, dass das Ausschalten der für diesen Signalweg zuständigen
Gene zu einer bis zu 41 Prozent kleineren Körpergröße der Polypen führte.
Wichtige Bestandteile der zellulären Steuerungsprozesse des Wachstums
liegen also gleichermaßen in den Erbinformationen. "Umwelteinflüsse und
genetische Faktoren sind in einem mehrstufigen Ablauf und in einer festen
Reihenfolge hintereinandergeschaltet und greifen auf die dieselben
zellulären Regulationsmechanismen zurück", fasst Professor Thomas Bosch,
Sprecher des CAU-Sonderforschungsbereichs (SFB) 1182 "Entstehen und
Funktionieren von Metaorganismen", zusammen. "Gemeinsam steuern sie so
Zellenanzahl und -größe sowie die Dauer der Wachstumsphase und bewirken
mit ihrem Zusammenspiel eine große Variabilität, die in sehr
unterschiedlichen Körpergrößen ausgewachsener Tiere resultiert", so Bosch
weiter.

Größenregulation - ein gemeinsames Prinzip?

Die neuen Erkenntnisse zur Regulierung des Größenwachstums am Beispiel des
Modellorganismus Hydra tragen ein Stück dazu bei, universelle Prinzipien
bei vielzelligen Lebewesen zu identifizieren. Bestimmte Übereinstimmungen
in den Signalwegen lassen die Forschenden vermuten, dass verschiedene
Organismen die Einflüsse von Umwelt und Genetik auf sehr ähnliche Weise in
ihre innere Größenregulation einbeziehen. Ein nächster wichtiger Schritt
wird es sein, zusätzlich den Einfluss der Bakterienbesiedlung des Körpers
auf die zugrundeliegenden Steuerungsprozesse zu untersuchen. "Wir
vermuten, dass auch die symbiotischen Mikroorganismen des Körpers
untrennbar mit der Regulation der Individualentwicklung und damit des
Größenwachstums eines Lebewesens verbunden sind", sagt Bosch. Deren
mögliche Beteiligung wolle man im Rahmen des SFB 1182 künftig genauer
untersuchen, um so ein immer besseres Verständnis der Größenregulation der
Lebewesen zu gewinnen, fasst Bosch zusammen.


Originalpublikation:

Benedikt M. Mortzfeld*, Jan Taubenheim*, Alexander V. Klimovich, Sebastian
Fraune, Philip Rosenstiel & Thomas C. G. Bosch (2019):

Temperature and insulin signaling regulate body size in Hydra by the Wnt
and TGF-beta pathways.

Nature Communications Published on 22 July 2019

DOI: https://doi.org/10.1038/s41467-019-11136-6

(*) Authors contributed equally

Weitere Informationen unter:

https://www.bosch.zoologie.uni-kiel.de

https://www.metaorganism-research.com
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ZOOLOGIE/1661: Die einzigartigen Gifte der Hundertfüßer (idw)


Justus-Liebig-Universität Gießen - 02.09.2019

Die einzigartigen Gifte der Hundertfüßer

Internationales Forscherteam untersucht Giftevolution in altertümlichen
Gliedertieren - Giftproteine bergen Potenzial für pharmakologische und
agrochemische Anwendungen



Die Evolution bescherte ihnen Gifte, mit denen sich sogar Mäuse töten
lassen: Hundertfüßer gehören wie Spinnen zu einer Gliedertiergruppe, in
der im Laufe der Zeit Gifte entstanden sind. Ein internationales
Forscherteam aus Großbritannien, Australien und Deutschland, darunter die
neue Arbeitsgruppe Tiergifte an der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU), hat nun erstmalig die Giftkomposition und Giftevolution aller fünf
Hundertfüßergruppen vergleichend untersucht und gibt Einblicke in die
komplexe und dynamische Evolution von Giften am Beispiel dieser
Bodenbewohner.

"Spannend ist, dass wir nun rekonstruieren können, wie die Gifte in dieser
Gruppe ursprünglich zusammengesetzt waren und sich dann im Laufe der
Evolution verändert haben", sagt Dr. Björn von Reumont vom Institut für
Insektenbiotechnologie der JLU. "Unsere Daten zeigen, dass die
ursprünglichen Gifte bis vor ca. 50 Millionen Jahren sehr einfach
zusammengesetzt waren und dann relativ schnell und zum Teil extrem komplex
angepasst und verändert wurden. Die höchste Komplexität weisen die Gifte
der Hundertfüßer aus der Gruppe der Skolopender-artigen auf" Überraschend
für die Forscherinnen und Forscher war, dass es keine Giftkomponente oder
einzelne Giftproteine gibt, die in allen fünf Großgruppen vorkommen. Dies
zeigt, wie dynamisch die Anpassung des Giftcocktails an die Beute und
jeweilige Ökologie der Hundertfüßer erfolgt ist.

Während die anderen Arten der Tausendfüßer - zu diesem Unterstamm gehören
auch die Hundertfüßer - Pflanzen- oder Detritusfresser sind, haben
Hundertfüßer eine aktive, jagende Lebensweise entwickelt. Hierbei spielen
ihre Kieferklauen und ihre Giftdrüsen, die in der Spitze dieser
Kieferklauen münden, eine große Rolle. Mancher Gartenbesitzer musste dies
bereits erfahren, wenn ein Steinläufer (Lithobius) sich bedroht fühlte und
zugebissen hat.

Bislang wurden nur Gifte einzelner Arten beschrieben, die alle zu den
Skolopender-artigen gehören, einer der fünf Großgruppen der Hundertfüßer.
Dies sind schnelle, agile Jäger, die alles fressen, was sie überwältigen
können. Einige Arten, insbesondere in den Tropen, werden bis zu 30
Zentimeter groß. Mit ihren Toxinen können diese Hundertfüßer auch
Wirbeltiere wie Mäuse oder Fledermäuse töten.

Die nun in dem Fachjournal "Molecular Biology and Evolution"
veröffentlichte Studie zeigt, wie wichtig die Erforschung noch unbekannter
und bisher vernachlässigter Gifttiere ist. "Wir konnten nachweisen, dass
in jeder der Hundertfüßergruppen für diese Gruppen einzigartige
Giftproteine entstanden sind, die hochspezifisch wirken und großes
Potenzial bezüglich ihrer Bioaktivität versprechen", erklärt von Reumont.
"Einige dieser Proteine sind sehr klein und ähneln bekannten Neurotoxinen
stark."

Die Gifte der Hundertfüßer stellen somit eine pharmakologisch und
agrochemisch interessante "Schatztruhe" dar. Wie diese Schätze gehoben
werden können, wird in der Arbeitsgruppe Tiergifte an einheimischen
Hundertfüßern untersucht. Eingebunden ist diese Forschung in das
LOEWE-Zentrum für Translationale Biodiversitätsgenomik, an dem die
Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung, die Goethe-Universität
Frankfurt, die JLU und das Fraunhofer Institut für Molekularbiologie
und Angewandte Ökologie IME beteiligt sind.

Hundertfüßer sind nicht nur als mögliche Bioressource, sondern auch aus
ökologischer und evolutionärer Perspektive interessant. Als eine der
ältesten Gliedertiergruppen üben sie wichtige Funktionen aus in
Bodenökosystemen aus - Lebensräume, die zurzeit akut gefährdet sind durch
Klimawandel und Pestizideinsatz. Die im Boden lebenden Arten aus der
Gruppe der Geophilomorpha zeigen auch eindrücklich, wie komplex und
erfindungsreich Evolution ist. Diese Arten setzen ihr Gift nicht nur aktiv
ein, wenn sie mit ihren Giftklauen jagen, sondern schützen sich zusätzlich
durch Drüsen, die ihren Körper überziehen und passiv Toxine abgeben, wenn
zum Beispiel ein Trupp von Ameisen die Tiere attackiert.


Originalpublikation:

Ronald A Jenner, Bjoern M von Reumont, Lahcen I Campbell, Eivind A B
Undheim:

Parallel evolution of complex centipede venoms revealed by comparative
proteotranscriptomic analyses.

Molecular Biology and Evolution, msz181

DOI: 10.1093/molbev/msz181

https://doi.org/10.1093/molbev/msz181
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AUSSTELLUNG/259: Borken - Wanderausstellung & Vortrag "Selbstbestimmt leben - Das persönliche Budget" bis 12.9.19


Kreis Borken

Wanderausstellung "Selbstbestimmt leben - Das persönliche Budget"
bis zum 12. September 2019 im Kreishaus Borken zu sehen 

Landrat Dr. Kai Zwicker lädt alle Interessierten dazu ein

Zudem Vortrag zu diesem Thema am 11. September 2019



Kreis Borken. Viele chronisch Kranke oder auch Menschen mit
Behinderung möchten selbst entscheiden, wann, wo, wie und von wem sie
Teilhabeleistungen in Anspruch nehmen. Dafür steht ihnen ein
"Persönliches Budget" als Alternative zu Dienst- oder Sachleistungen
zur Verfügung. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung
ihres persönlichen Hilfebedarfs erforderlich sind, selbst. Worum es
dabei genau geht, darüber unterrichtet bis zum 12. September 2019 die
Wanderausstellung "Selbstbestimmt leben - Das persönliche Budget" im
Foyer des Borkener Kreishauses. Während der üblichen Öffnungszeiten
steht sie allen Interessierten offen. Auf sehr anschauliche und
motivierende Weise werden über kurze Biografien von Menschen, die das
Persönliche Budget zum Beispiel in Form einer Assistenz im Haushalt,
im Beruf oder in der Freizeit nutzen, die Informationen vermittelt.
Davon konnte sich Landrat Dr. Kai Zwicker bei der Eröffnung gemeinsam
mit Detlef Deing von der "Ergänzenden Unabhängigen Teilhabe-Beratung
im Kreis Borken" (EUTB), ein Bild machen.

Die Kompetenzzentren Selbstbestimmt Leben in NRW setzen sich seit
April 2018 mit dieser Wanderausstellung für eine stärkere Nutzung des
Persönlichen Budgets ein, sodass möglichst viele Menschen informiert
werden. "Anspruchsberechtigte wissen oftmals gar nicht, dass es ein
persönliches Budget gibt", schilderte Detlef Deing die Situation. Fünf
große Aufsteller sorgen im Rahmen der Ausstellung dafür, dass sich das
ändert. Personen sind darauf abgebildet, die über ihre ganz eigenen
Erfahrungen mit dem Persönlichen Budget berichten.

Für Kinder, Jugendliche oder Erwachsene mit einer körperlichen,
geistigen oder seelischen Behinderung gibt es seit dem 01.01.2008
einen gesetzlichen Anspruch auf das Persönliche Budget. Es löst das
bisherige Dreieck zwischen Leistungsempfänger, Leistungserbringer und
Leistungsträger auf. Sachleistungen oder auch die Versorgung mit
Hilfsmitteln werden nach Bedarfsfeststellung und Zielvereinbarung bis
zur Höhe der Kosten aller bisher individuell festgestellten Leistungen
durch Geldleistung oder Gutscheine ersetzt. Als Experten in eigener
Sache entscheiden Betroffene selbst, welche Hilfen für sie am besten
sind und welcher Dienst und welche Person zu dem von ihnen gewünschten
Zeitpunkt eine Leistung erbringen soll. Auch Eltern können für ihr
Kind mit Behinderung ein Persönliches Budget beantragen beispielsweise
in Form einer Kita-, Schul- oder Freizeitassistenz. In besonderem Maße
eignet es sich, um den Auszug aus einer stationären Einrichtung oder
dem Elternhaus und den Eintritt in eine betreute Wohnmöglichkeit zu
erleichtern. Jungen Erwachsenen ermöglicht es eine Studienbegleitung,
psychisch Kranken eine Hilfe bei Einkäufen oder die Nutzung von
öffentlichen Verkehrsmitteln durch eine ausgewählte Person. Auch
einmalige Budgets sind möglich.

Die EUTB will mit der Wanderausstellung auch auf sich als
Beratungsstelle für Menschen mit Behinderung, Angehörige oder auch von
Behinderung bedrohte Menschen aufmerksam machen. Sie ist sowohl in
Ahaus als auch in Borken ansässig und bietet zudem Sprechstunden in
Bocholt und Gronau an. Großen Wert legt sie auf die Feststellung,
keine Konkurrenz für andere Beratungsstellen sein zu wollen, sondern
ergänzend tätig zu sein. Insbesondere im Vorfeld der Beantragung von
Leistungen berät die EUTB. Das Angebot ist kostenlos und nicht
gebunden an eine Mitgliedschaft. Detlef Deing: "Die Menschen mit ihren
jeweiligen Einschränkungen sind meist überfordert und wissen gar
nicht, wohin sie gehen sollen. Wir zeigen Mittel und Wege auf, damit
sie ein selbstbestimmtes Leben führen können." Weitergehende Infos zur
EUTB gibt es im Internet unter http://eutb-kreis-borken.de/.

"Ich freue mich über die engagierte Arbeit der EUTB, zumal hier auch
Betroffene Betroffenen helfen. Für Menschen mit Behinderung ist der
Gang zur Behörde oftmals ein schwieriger Schritt, und gerade dabei
hilft die EUTB", betonte Landrat Dr. Kai Zwicker. Für ihn sei es
deshalb selbstverständlich, dass im Kreishaus Raum für die
Wanderausstellung geboten werde.

Am 11. September 2019 um 15 Uhr wird zudem ein Vortrag zum
Persönlichen Budget und zur EUTB stattfinden. Dazu sind alle
Interessierten eingeladen. An dieser Veranstaltung teilnehmen wird u.
a. Gülay Acer, die seit ihrer Geburt an einer Lähmung ihrer Arme und
Beine leidet. Sie wird begleitet von einer ihrer Assistentinnen und
berichtet über ihr Leben mit dem Persönlichen Budget in Form der 
24-Stunden-Assistenz im Arbeitgebermodell.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019
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LESUNG/062: Leer - Uwe Hauck "Depression abzugeben" am 6.9.2019


Landkreis Leer

Buchlesung zum Thema Depression



Am 6. September, um 19:00 Uhr, wird Uwe Hauck sein Buch "Depression
abzugeben" im Maritimen Kompetenzzentrum (Mariko), in Leer,
vorstellen. Die Veranstaltung wird vom Arbeitskreis seelische
Gesundheit der Selbsthilfegruppen und der Selbsthilfekontaktstelle des
Landkreises Leer organisiert. Der Arbeitskreis möchte mit der
Veranstaltung Betroffene, Angehörige und Interessierte gleichermaßen
ansprechen.

An einem Infostand werden Informationen zum Thema angeboten. Im
Anschluss stehen die Arbeitskreismitglieder für Fragen und Gespräche
zur Verfügung.

Der Eintritt ist frei.

Uwe Hauck möchte über das Tabuthema 'seelische Erkrankung' aufklären,
den Betroffenen die Angst vor der Psychiatrie nehmen und auf
humorvolle Art einen Einblick in das geben, was einem in der "Klapse"
erwartet. Offen, schonungslos und unterhaltsam lässt er die Zuhörer an
seinem Therapieverlauf teilnehmen und spart nicht an Anekdoten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2171: Afghanistan - Keine Vereinbarung gegen den Willen der Regierung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. September 2019

Afghanistan: Keine Vereinbarung gegen den Willen der Regierung



Zur Lage in Afghanistan erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Während die Verhandlungen der USA mit den Taliban sich dem Ende nähern,
nehmen Anschläge auf Zivilistinnen und Zivilisten massiv zu. Binnen drei
Tagen sind in den Provinzhauptstädten Kundus, Pol-e-Khomri sowie in der
Hauptstadt Kabul nahezu 50 Personen getötet und Hunderte schwer verletzt
worden. Das Ziel der Taliban ist eindeutig die Unterminierung der Autorität
der legitimen Regierung Afghanistans.

Vor diesem Hintergrund ist es umso dramatischer, dass die US-Verhandlungen
nicht unter Einschluss der Regierung von Präsident Ghani stattfinden.
Deshalb ist jede Vereinbarung gegen den Willen der Regierung reine Symbolik
und kein Friedensabkommen.

Die Bundesregierung muss im EU- wie im NATO-Rahmen die Frage stellen, wie
sich die US-Regierung die Zukunft der demokratischen Institutionen
vorstellt - jenseits der amerikanischen Wahltermine. Und sie muss sich
dafür einsetzen, dass amerikanische Vereinbarungen mit den Taliban nicht an
den legitimen afghanischen Institutionen vorbei implementiert werden.

Nach 40 Jahren Krieg haben die Afghaninnen und Afghanen nichts mehr
verdient als Frieden und Selbstbestimmung. Das wird es ohne eine legitime
Regierung nicht geben. Diese sollte von der internationalen Gemeinschaft
gestärkt, nicht geschwächt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1039: Weg mit den Pflegepersonaluntergrenzen, her mit der Personalbemessung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. September 2019

Weg mit den Pflegepersonaluntergrenzen, her mit der Personalbemessung!



Zu den gescheiterten Gesprächen von Kassen und Krankenhäusern zu
Personaluntergrenzen in der Pflege erklären Kordula Schulz-Asche,
Sprecherin für Pflegepolitik, und Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für
Gesundheitspolitik:

Es dürfte niemanden überraschen, dass sich die Krankenhäuser nicht mit den
Krankenkassen auf Personaluntergrenzen in der Pflege einigen können.
Offensichtlich müssen wir erneut damit rechnen, dass das
Bundesgesundheitsministerium anstelle der Selbstverwaltung eine
Entscheidung treffen muss. Aber auch hier sollte sich herumgesprochen
haben, dass sich Personaluntergrenzen nicht dazu eignen, die Qualität der
Versorgung tatsächlich zu verbessern.

Auch wenn nun weitere Fachbereiche Untergrenzen erhalten sollten, ist und
bleibt die Beschränkung auf wenige Fachbereiche nicht sinnhaft. Es sollte
nicht darum gehen, wo Pflegefachpersonen - gemäß einer Verordnung -
eingesetzt werden müssen, entscheidend muss vielmehr sein, wo die
Pflegefachleute gebraucht werden. Wir schlagen deshalb eine
Personalbemessung vor, die sich am tatsächlichen Pflegebedarf der
Patientinnen und Patienten ausrichtet und so eine gute Pflegequalität
sicherstellt. Außerdem fordern wir die Bundesregierung auf, die
Investitionskostenfinanzierung für Krankenhäuser zu reformieren, um eine
bedarfsgerechte und leistungsbezogene Krankenhausfinanzierung
sicherzustellen.

Wir befürchten, dass nicht nur die Pflege geschwächt, sondern durch eine
inadäquate Personalausstattung auch Versuche konterkariert werden,
attraktivere Arbeitsbedingungen zu schaffen. So verfehlt die
Bundesregierung das Ziel guter Pflege.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2881: Bundesregierung ignoriert ihre eigenen Rüstungsexportkriterien


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. September 2019

Bundesregierung ignoriert ihre eigenen Rüstungsexportkriterien



Zu den neuesten Genehmigungen der Bundesregierung von Rüstungsexporten an
Staaten wie Algerien und Indien erklärt Katja Keul, Sprecherin für
Abrüstungspolitik:

Die Bundesregierung hat schon wieder gezeigt, dass die Überarbeitung der
Rüstungsexportrichtlinien nur Makulatur ist. Die neuesten Lieferungen, zum
Beispiel an Indien, machen deutlich, dass die Bundesregierung sich nicht an
ihre eigenen Kriterien hält. Mit der Lieferung von Meteor-Gefechtsköpfen an
einen Atomwaffenstaat, der sich in einer andauernden Krisensituation mit
einem weiteren Atomwaffenstaat, nämlich seinem Nachbarland Pakistan,
befindet, widerspricht die Bundesregierung ihrer Vorgabe, nicht in
Krisenregionen zu liefern.

Auch die Lieferung von Rüstungsgütern nach Indonesien sollte aufgrund der
dortigen Menschenrechtslage ausgeschlossen sein. Ein weiteres Beispiel ist
Algerien. Die Lage in dem nordafrikanischen Land ist ebenfalls äußerst
instabil, und es gilt, gewalttätige Auseinandersetzungen um jeden Preis zu
verhindern. Doch die Bundesregierung ignoriert die sich zuspitzenden
Konflikte weitgehend und treibt stattdessen den Export von Waffensystemen
voran.

Notwendig ist endlich eine eindeutige rechtliche Grundlage für
Rüstungsexporte. Deshalb wollen wir ein Rüstungsexportgesetz, in dem die
Kriterien verbindlich verankert sind, und eine Stärkung des gemeinsamen
Standpunktes der Europäischen Union zu einer restriktiven
Rüstungsexportpolitik. Außenminister Maas sollte sich endlich in der
Europäischen Union für eine Stärkung dieses Standpunktes einsetzen und
Rüstungsexporte, die den Rüstungsexportkriterien widersprechen,
unterbinden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3499: Überfall auf Obergefreiten ist ein Skandal


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. September 2019

Überfall auf Obergefreiten ist ein Skandal



Zum Überfall auf einen türkischstämmigen Bundeswehrsoldaten in Berlin
können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul, mit folgenden
Worten zitieren:

"Dieser Überfall ist ein Skandal! Die Soldatinnen und Soldaten
leisten einen unverzichtbaren Dienst für uns alle. Wie sie alle sorgt
auch der junge Obergefreite dafür, dass wir in Frieden, Freiheit und
Sicherheit leben können. Denn bei der Bundeswehr gilt: Wer als
deutscher Staatsbürger die Uniform tragen kann, bei dem spielen
Herkunft, Name, Religion, Geschlecht und sexuelle Orientierung keine
Rolle. Was zählt sind Kameradschaft und Einsatz getreu dem Eid. Ich
wünsche dem Herrn Obergefreiten eine schnelle Besserung. Wir zollen
ihm nicht nur Respekt, Anerkennung und Dank für das, was er für uns
als Soldat leistet. Sondern wir stehen gerade jetzt an seiner Seite
und können ihm versichern: Ein solches Geschehen dulden wir nicht.
Die Täter werden in einem rechtsstaatlichen Verfahren zur
Rechenschaft gezogen werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1742: Schluss mit der Piraterie gegen Rettungsschiffe


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. September 2019

Schluss mit der Piraterie gegen Rettungsschiffe



"Die Angriffe auf die zivile Seenotrettung müssen endlich aufhören!
Angesichts des anhaltenden Versagens der EU, Menschenleben über eigene
Abschottungsinteressen zu stellen, braucht es den Einsatz der
Zivilgesellschaft auf dem Mittelmeer mehr denn je. Das, was Italien
betreibt, ist reinste Piraterie aus niederstem Interesse. Es ist immens
wichtig, dass die Bundesregierung hier klare Kante zeigt", erklärt Ulla
Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, angesichts der
Beschlagnahmung der Seenotrettungsschiffe der Organisationen Mediterranea
und Mission Lifeline auf Sizilien. Die Abgeordnete weiter:

"Es kann nicht sein, dass einsatzbereite Rettungsschiffe über Monate hinweg
festgehalten werden. Erst letzte Woche kam es erneut zu zwei
Schiffsunglücken im Mittelmeer, bei denen Dutzende Schutzsuchende
ertranken. Solange die Bundesregierung nicht gewillt ist, eine staatlich
organisierte Seenotrettung auf den Weg zu bringen, im Rahmen der Operation
Sophia das Sterben nur aus der Luft beobachtet und sich gar zur Gehilfin
von Rückführungen in das Bürgerkriegsland Libyen macht, muss die
Seenotrettung in ihrer Arbeit unterstützt werden. Die Länder an der
Peripherie Europas dürfen aber auch nicht mit der materiellen Last der
Aufnahme von Geflüchteten allein gelassen werden. Ein solidarisches Modell
der Verteilung von Schutzsuchenden auf der Basis freier Wahl durch die
Betroffenen und materieller Unterstützung der stärker gefragten
Aufnahmeländer ist dringend geboten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. September 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1998: Zehn Jahre Kundus - Bundesregierung rechtfertigt Bombardierung von Zivilisten mit alten Lügen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. September 2019

Zehn Jahre Kundus - Bundesregierung rechtfertigt Bombardierung von
Zivilisten mit alten Lügen



"Die Bundesregierung rechtfertigt die Bombardierung von Kundus auch zehn
Jahre danach immer noch mit den alten Lügen", erklärt Christine Buchholz,
Verteidigungspolitikerin der Fraktion DIE LINKE und von 2009 bis 2011
Mitglied im Kundus-Untersuchungsausschuss, zu den Antworten der
Bundesregierung auf sechs Einzelfragen zur Aufarbeitung und den
Konsequenzen aus der folgenschweren Bombardierung. Buchholz weiter:

"Die Bundesregierung hat den Einsatz in Afghanistan stets mit der Sorge um
die Zivilbevölkerung begründet. Die Antworten auf die Fragen nach dem
Umgang mit den Kundus-Opfern verdeutlichen, dass ihr die afghanische
Zivilbevölkerung in Wirklichkeit reichlich egal ist.

Sie behauptet, der vom deutschen Oberst Klein befohlene Angriff habe sich
gegen 'legitime Ziele im Sinne des humanitären Völkerrechts' gerichtet. Das
ist eine Verhöhnung der Opfer und ihrer Angehörigen. Zivilisten sind nie
'legitime Ziele'.

Die Bundesregierung behauptet zudem wider besseres Wissen, die
Tankfahrzeuge seien angegriffen worden, um zu verhindern, dass sie 'für
einen späteren Angriff missbraucht werden'. Tatsächlich hatten sich die
angegriffenen Tankfahrzeuge vom Lager der Bundeswehr entfernt, bevor sie im
Fluss steckengeblieben waren. Die örtliche Bevölkerung sammelte sich an
ihnen, um das enthaltene Kerosin für den individuellen Verbrauch
abzuzapfen. Anders als die Bundesregierung heute behauptet, stellten die
Tankfahrzeuge keine unmittelbare militärische Gefahr dar.

Die Antworten der Bundesregierung bringen ansonsten ein erschreckendes
Ausmaß an Gleichgültigkeit gegenüber den Opfern und ihren Angehörigen zum
Ausdruck. Sie musste zugeben, dass sie sich nicht darum gekümmert hat, die
Zahl der Opfer im Nachhinein zu überprüfen. Über den Zustand der Gräber der
Opfer kann sie keine Auskunft geben, obgleich Informationen darüber
zugänglich sind. Auf die Frage, ob sie Kontakt zu den Opferfamilien
gehalten habe, antwortet die Bundesregierung gar nicht. Sie kann auch keine
Aussage darüber treffen, ob Hinterbliebene oder Verletzte des Luftangriffs
in Deutschland Recht auf Asyl bekommen.

Die Bundesregierung muss endlich ihrer Verantwortung gerecht werden. Der
Angriff von Kundus muss als Kriegsverbrechen behandelt und die Angehörigen
der Opfer müssen offiziell entschädigt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 3. September 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8819: Heute im Bundestag Nr. 964 - 03.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 964

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. September 2019, Redaktionsschluss: 14.44 Uhr

1. Regierung unterstützt Länderprojekte

2. Korrekturbitten im April 2019

3. Korrekturbitten im April 2019

4. Korrekturbitten des BMVg im März 2019

5. Korrekturbitten im Juni 2019



1. Regierung unterstützt Länderprojekte

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hält die
Entwicklungszusammenarbeit von Bundesländern und Kommunen für "sehr
sinnvoll" und unterstützt diese. Der Mehrebenenansatz mobilisiere das
Know-how von Ländern und Kommunen für die global nachhaltige
Entwicklung und diene dem gesamtstaatlichen entwicklungs- und
außenpolitischen Interesse, schreibt sie in einer Antwort (19/12571)
auf eine Kleine Anfrage (19/12168) der AfD-Fraktion.

Von der AfD konkret nach Entwicklungsprojekten des Landes
Baden-Württemberg gefragt, verweist die Bundesregierung auf die
Zuständigkeit des Landes und der Kommunen. Im Anhang listet sie
darüber hinaus eine Reihe von laufenden Projekten von Kommunen auf,
die durch das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (BMZ) in Auftrag gegeben beziehungsweise (mit)gefördert
wurden.

 * 

2. Korrekturbitten im April 2019

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im April 2019
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe bei Medien um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12649) danach, aus welchen Anlässen es im
selben Zeitraum ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen
von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

3. Korrekturbitten im April 2019

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen die Beauftragte der Bundesregierung für
Kultur und Medien im April 2019 unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe bei Medien um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12645)
danach, aus welchen Anlässen sie im April dieses Jahres ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Korrekturbitten des BMVg im März 2019

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium der
Verteidigung (BMVg) im März 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12696) danach, "aus welchen Anlässen" das Ministerium im oben
genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten im Juni 2019

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesministerium für Verteidigung
im Juni 2019 unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe bei Medien um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12656) danach, aus
welchen Anlässen es im selben Zeitraum ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 964 - 3. September 2019 - 14.44 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2
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BUNDESTAG/8818: Heute im Bundestag Nr. 963 - 03.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 963

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. September 2019, Redaktionsschluss: 13.50 Uhr

1. Forschungsvorhaben zu Alttextilien

2. Korrekturbitten des BMU im März 2019

3. Lebenszyklus von Elektrofahrzeugen

4. Korrekturbitten des BMU im April 2019



1. Forschungsvorhaben zu Alttextilien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung hat keine Informationen darüber,
wie sich die gesammelte Alttextilmenge auf die sammelnden Akteure
verteilt. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/12714) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12383) hervor. Darin hatte
die Fraktion gefragt, welche Institutionen zu welchem Zweck in
Deutschland Alttextilien sammeln und wie viele Tonnen Alttextilien
dies betreffe. Gemäß des Koalitionsvertrages befasse sich das
Forschungsvorhaben "Evaluation der Erfassung und Verwertung
ausgewählter Abfallströme zur Fortentwicklung der Kreislaufwirtschaft"
noch bis 2021 mit dem Thema. Ziel des Vorhabens sei es auch,
Handlungsansätze für eine Erschließung der
Ressourcenschonungspotenziale aufzuzeigen, heißt es in der
Vorbemerkung der Bundesregierung. Ob rechtlicher Handlungsbedarf mit
Blick auf illegale Sammler bestehe, könne erst nach Abschluss des
Forschungsvorhabens bewertet werden, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

2. Korrekturbitten des BMU im März 2019

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU) hat im März 2019 in keinem Fall "unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe" um Korrekturen von
Berichterstattung ersuchen lassen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/12628) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12299) hervor. Das Bundesministerium gebe "in Einzelfällen einem
Medium dann einen Hinweis, wenn vom BMU veröffentlichte Informationen
oder Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend
wiedergegeben sind und das BMU einen Hinweis für geeignet und
angemessen erachtet. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise
besteht nicht, und eine solche Dokumentation wurde auch nicht
durchgeführt", führt die Bundesregierung aus.

 * 

3. Lebenszyklus von Elektrofahrzeugen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Elektrofahrzeuge leisten in einer Gesamtbetrachtung
aller Vor- und Nachketten einen "wichtigen Beitrag zur Minderung
verkehrsbedingter Emissionen, der auch durch Wechselwirkungen nicht
aufgehoben wird", heißt es in der Antwort (19/12712) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12231).
Darin wollten die Abgeordneten wissen, wie sich die Bundesregierung zu
einer Studie verhalte, die E-Autos eine schlechte Klimabilanz
attestiert. Bezüglich der Umweltauswirkungen der Elektromobilität
schreibt die Bundesregierung, dass sie den vollständigen Lebenszyklus
der Fahrzeuge betrachte. Bezüglich der Effekte der Elektromobilität
sei nicht nur eine Vergleich mit dem Status quo der heutigen
Wertschöpfungs- und Beschäftigungssituation nötig, sondern auch das
Einbeziehen von "globalen Entwicklungen bei der Elektrifizierung, aber
auch der Automatisierung und Digitalisierung und der sogenannten
Sektorkopplung", schreibt die Bundesregierung in der Antwort weiter.

 * 

4. Korrekturbitten des BMU im April 2019

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) im April 2019 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12646) danach, "aus welchen Anlässen" das
Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8817: Heute im Bundestag Nr. 962 - 03.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 962

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. September 2019, Redaktionsschluss: 13.05 Uhr

1. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

2. 296 Personen in ungarischen Transitzonen

3. Einreisen mit und ohne gültige Papiere

4. AfD fragt nach bpb-Korrekturbitten

5. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten

6. AfD fragt nach Zitis-Korrekturbitten



1. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Sicherheitsbehörden haben im zweiten Quartal 2019
bundesweit 44 Musikveranstaltungen der rechten Szene registriert.
Darunter waren zehn Konzerte und 34 Liederabende, wie aus der Antwort
(19/12785) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12351) der
Linksfraktion hervorgeht.

 * 

2. 296 Personen in ungarischen Transitzonen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die ungarischen Transitzonen sind nach Angaben der
dortigen Behörden Mitte August zu etwa 50 Prozent ausgelastet gewesen.
Die Kapazität der Transitzone Röszke liege bei 405 Personen, die der
Transitzone Tompa bei 250 Personen, heißt es in der Antwort (19/12777)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12227) der
Linksfraktion. Mitte August hätten sich nach Angaben der ungarischen
Behörden insgesamt 296 Personen in den Transitzonen aufgehalten.

 * 

3. Einreisen mit und ohne gültige Papiere

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im vergangenen Jahr haben 5.445 Ausländer ohne
gültige Reisedokumente bei der Einreise nach Deutschland an der Grenze
um Asyl nachgesucht. Das geht aus der Antwort (19/12776) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12268) der AfD-Fraktion
hervor. Ferner beantragten 446 Personen mit gültigen Reisedokumenten
bei der Einreise nach Deutschland an der Grenze Asyl.

 * 

4. AfD fragt nach bpb-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen die Bundeszentrale für politische
Bildung (bpb) im April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12652) danach, aus welchen Anlässen das bpb im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundesministerium des Inneren, für
Bau und Heimat (BMI) im April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12643) danach, aus welchen Anlässen das Ministerium im oben
genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach Zitis-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen die Zentrale Stelle für
Informationstechnik im Sicherheitsbereich (Zitis) im April 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12623) danach, aus welchen Anlässen Zitis im
oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8816: Heute im Bundestag Nr. 961 - 03.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 961

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. September 2019, Redaktionsschluss: 12.20 Uhr

1. Geldwäsche beim Münzhandel

2. Risiken und Chancen von ETFs

3. Vermietung von Büroflächen

4. Programme zur nachhaltigen Entwicklung

5. Kritik am Banken-Stresstest



1. Geldwäsche beim Münzhandel

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Umsetzung der neuen EU-Geldwäscherichtlinie
macht die FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/12510). Die
Bundesregierung soll mitteilen, ob es eine Verbändeanhörung zur
Umsetzung der Geldwäscherichtlinie gegeben hat. Außerdem soll die
Bundesregierung die seit 2013 erfassten Fälle von Geldwäsche bei
Kunstversteigerungen und Geschäften im Zusammenhang mit Münz- und
Briefmarkenhandel beziffern. Gefragt wird auch nach Verurteilungen im
Zusammenhang mit Geldwäschemeldungen aufgrund von
Kunstversteigerungen, dem Münzhandel und dem Briefmarkenhandel.

 * 

2. Risiken und Chancen von ETFs

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Risiken und Chancen sogenannter Exchange
Traded Funds (ETF) geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/12509). Wie die Abgeordneten in der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage erläutern, handelt es sich bei diesem ETFs um börsengehandelte
Indexfonds, die die Wertentwicklung eines bestimmten Indexwertes
nachbilden und im Gegensatz zu aktiv gemanagten Investmentfonds ohne
Fondsmanager auskommen. Die Abgeordneten wollen wissen, wie sich in
den vergangenen fünf Jahren die Zahl und das Vermögen von aktiven und
passiven Investmentfonds entwickelt hat. Außerdem wird gefragt, welche
Schlüsse die Bundesregierung aus der Einschätzung der Bundesbank
zieht, wonach ETFs ein erhöhtes Gegenparteirisiko haben und bei
Marktstress Liquiditätsprobleme bekommen könnten. Gefragt wird auch,
ob bereits entsprechende Störungen bei deutschen ETFs aufgetreten
seien.

 * 

3. Vermietung von Büroflächen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für Anmietungen und Vermietungen von
Büroliegenschaften durch die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/12417). Gefragt wird unter anderem nach den Kosten für die
Anmietung von Büroflächen und nach Büroimmobilien, die im Eigentum der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben stehen. Hintergrund der Kleinen
Anfrage ist eine Kritik des Bundesrechnungshofes, nach der die
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben umfangreiche Büroflächen des
Bundes von Dritten angemietet habe, obwohl sie über leerstehende
Büroflächen im eigenen Bestand verfügt habe .

 * 

4. Programme zur nachhaltigen Entwicklung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Rahmenprogrammen zur Forschung für
nachhaltige Entwicklung erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/12507). Die Bundesregierung soll angeben, welche
messbaren Ergebnisse mit den Rahmenprogrammen erreicht wurden und wie
die zweifache Neuauflage der Rahmenprogramme seit dem Jahr 2005
begründet wird.

 * 

5. Kritik am Banken-Stresstest

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Eine Stellungnahme der Bundesregierung zur Kritik
des Europäischen Rechnungshofes am EU-weiten Bankenstresstest der
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) erwartet die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/12484). Die Bundesregierung soll dazu
Stellung nehmen, warum beim Stresstest Banken vor dem Hintergrund
eines Konjunkturabschwungs und weniger wegen eines Schocks, der primär
vom Finanzsektor ausgeht, getestet wurden, obwohl diese Art von Schock
der Hauptauslöser bei der letzten großen Rezession gewesen sei.
Außerdem soll die Bundesregierung beurteilen, warum der Stresstest der
EBA für fünf der 28 Mitgliedstaaten strenger, für 23 Mitgliedstaaten
jedoch weniger stark als bei der Finanzkrise gewesen sei.

 * 
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BUNDESTAG/8815: Heute im Bundestag Nr. 960 - 03.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 960

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. September 2019, Redaktionsschluss: 11.40 Uhr

1. Fokus auf Brennstoffzellenanwendungen

2. Drehfunkfeuer und Windenergieanlagen

3. Masterplan Binnenschifffahrt thematisiert

4. Grüne fragen nach Deutschland-Takt

5. Grüne fragen nach Hardware-Nachrüstung

6. Mehr Wettbewerb auf der Schiene



1. Fokus auf Brennstoffzellenanwendungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung verfolgt nach eigenen Angaben
einen technologieoffenen Ansatz, um den Einsatz der jeweils
energieeffizientesten Antriebs-Technologie für die entsprechende
Anwendung zu ermöglichen. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/12582) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12220) hervor.
Die Auswertung bisheriger Förderprojekte zum
Wasserstoff-Verbrennungsmotor zeigten, "dass dieser mit den
konventionellen Antrieben konkurrenzfähig sein kann", heißt es in der
Antwort. Hinsichtlich der Energieeffizienz und einer potenziellen
Effizienzsteigerung zeige der Wasserstoff-Verbrennungsmotor im
Vergleich zur Brennstoffzellentechnologie jedoch schlechtere
Eigenschaften. Deshalb liege der Fokus des Bundesministeriums für
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) bei der Förderung im
Nationalen Innovationsprogramm Wasserstoff- und
Brennstoffzellentechnologie (NIP) auf Brennstoffzellenanwendungen mit
dem Ziel, hier Kostenreduktionen und Leistungsverbesserungen zu
erzielen, schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Drehfunkfeuer und Windenergieanlagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zum Thema "Abstandsregelungen von Drehfunkfeuern für
Windenergieanlagen" äußert sich die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12410) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/12058). UKW-Drehfunkfeuer werden genutzt, um vom Boden aus per
Funk unter anderem Flugzeugen Navigationshinweise zu geben. Auf die
Frage der Grünen, wie viele ausgewiesene Windvorrangflächen derzeit
nicht bebaut werden können, weil sie im Anlagenschutzbereich von 15 km
um ein Drehfunkfeuer liegen, heißt es in der Antwort: Die
Flächenkulisse für die Windenergienutzung an Land liege gemäß der
Studie "Flächenanalyse Windenergie an Land" bei etwa 3.450
Quadratkilometern. Etwa 300 Quadratkilometer dieser Flächenkulisse
überschnitten sich mit den Kreisflächen um Drehfunkfeuer bei einem
Radius von 15 Kilometern. "Der Bundesregierung liegen keine eigenen
Erkenntnisse darüber vor, welche Anteile dieser 300 Quadratkilometer
der Windenergienutzung nicht zur Verfügung stehen und welche Gründe
dafür verantwortlich sind", heißt es in der Antwort.

Weiter schreibt die Regierung, bei einer Reduzierung der Radien der
Kreisflächen um Drehfunkfeuer von 15 auf 10 Kilometer nehme die Größe
der Fläche, die sich aus der Verschneidung mit der Flächenkulisse für
Windenergie an Land ergeben, um etwa 170 Quadratkilometer ab. Der
Anteil, der auf diesen Flächen zusätzlich für die Windenergie zur
Verfügung stehen könnte, sei der Bundesregierung nicht bekannt, "weil
im Rahmen von Genehmigungsverfahren zum Bau und Betrieb von
Windenergieanlagen auch andere Schutz- und Nutzungsinteressen zu
beachten sind". Entsprechend sei es möglich, dass bei Wegfall der
Belange der Flugsicherung geplante Anlagen aus anderen Gründen nicht
genehmigungsfähig seien.

 * 

3. Masterplan Binnenschifffahrt thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Maßnahmen des Masterplans Binnenschifffahrt für
die touristische Schifffahrt interessiert die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/12562) wollen die Abgeordneten
von der Bundesregierung unter anderem wissen, vor welchen
Herausforderungen die touristische Fahrgast- und Kabinenschifffahrt in
Deutschland aus ihrer Sicht steht. Gefragt wird auch, welche Ziele der
Masterplan Binnenschifffahrt "konkret und ausschließlich in Bezug auf
die Fahrgast- und Kabinenschifffahrt" verfolgt.

 * 

4. Grüne fragen nach Deutschland-Takt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den nächsten Umsetzungsschritten für den
Deutschland-Takt 2030 erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/12508). Aus Sicht der Abgeordneten
ist nach wie vor unklar, welche Bindungswirkung vom Zielfahrplan
ausgeht und inwiefern sich die Bundesregierung in der Pflicht sieht,
das Vorhaben Deutschland-Takt und die im Zielfahrplan unterstellten
Infrastrukturmaßnahmen tatsächlich in konkrete Angebote des
Schienenpersonenfernverkehrs (SPFV) umzusetzen, heißt es in der
Vorlage.

Gefragt wird unter anderem, wie die Umsetzung des Deutschland-Takts
finanziert werden soll, "wenn der Bund beim Deutschland-Takt keine
Selbstverpflichtung eingehen soll, alle im Zielfahrplan ausgewiesenen
Infrastrukturen zu finanzieren". Ob vor der Aufstellung des zweiten
Gutachterentwurfs zum Zielfahrplan 2030 des Deutschland-Takts eine
Abstimmung mit allen Bundesländern erfolgt ist, interessiert die
Parlamentarier ebenfalls.

 * 

5. Grüne fragen nach Hardware-Nachrüstung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Stand der Genehmigung von
Hardware-Nachrüstungssystemen und dem Abruf von Fördermitteln zur
Nachrüstung von Dieselfahrzeugen erkundigt sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/12575). Die an die
Bundesregierung gerichteten Fragenkomplexe beziehen sich auf
Hardware-Nachrüstungssysteme für Pkw, für schwere Kommunalfahrzeuge,
für leichte Handwerker- und Lieferfahrzeuge, für schwere Handwerker-
und Lieferfahrzeuge und für Busse. Gefragt wird unter anderem nach der
Anzahl der Anträge auf Genehmigung von Hardware-Nachrüstungssystemen,
der Zahl der genehmigten Anträge sowie dem Zeitraum zwischen dem
vollständigen Vorliegen der Anträge und der Genehmigung der
Hardware-Nachrüstungssysteme.

 * 

6. Mehr Wettbewerb auf der Schiene

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Die Monopolkommission sieht Fortschritte bei der
Wettbewerbsentwicklung im Schienenverkehrsmarkt. Das geht aus dem
"Siebten Sektorgutachten Bahn" der Monopolkommission hervor, das als
Unterrichtung durch die Bundesregierung (19/12300) vorliegt. Zwar
nimmt laut Gutachten die Deutsche Bahn-Gruppe (DB-Gruppe) sowohl im
Schienengüterverkehr, Schienenpersonennahverkehr und
Schienenpersonenfernverkehr weiterhin eine dominante Position ein. Im
Güter- und Nahverkehr verzeichneten die Marktanteile der Wettbewerber
jedoch kontinuierliche Anstiege. Lediglich im Fernverkehr liege der
Wettbewerberanteil weiterhin bei unter einem Prozent, "wenngleich
jüngste Markteintritte Bewegung in diesen Markt bringen", schreibt die
Monopolkommission.

Die regulatorische Umsetzung des Eisenbahnregulierungsgesetzes (ERegG)
sowie Entwicklungen auf den Tarif- und Vertriebsmärkten hätten bei
kontinuierlicher Weiterentwicklung das Potenzial, die Weichen in
Richtung einer wettbewerblichen Entwicklung des
Schienenverkehrsmarktes zu stellen, heißt es in der Vorlage weiter.
Einhergehend mit regulatorischen Anpassungen setze die empfohlene
wettbewerblichere Ausgestaltung des Systems auch die richtigen Anreize
für mehr Qualität.

Die Wettbewerbshüter befürworten nach eigener Aussage weiterhin die
eigentumsrechtliche, vertikale Trennung zwischen den Infrastruktur-
und Transportsparten der DB-Gruppe. Zur Begründung heißt es: Im
Schienenverkehrsmarkt stelle die Eisenbahninfrastruktur für die
Eisenbahnverkehrsunternehmen ein notwendiges Vorleistungsprodukt dar.
Es bestünden Anreize und Möglichkeiten für den vertikal integrierten
Infrastrukturbetreiber der DB-Gruppe, Wettbewerber auf den
nachgelagerten Transportmärkten zu benachteiligen. Auch wenn diese
Möglichkeiten durch die Regulierung eingeschränkt würden, sei davon
auszugehen, "dass sich insbesondere nicht-preisliche
Diskriminierungspotenziale nicht vollständig erfassen lassen".

Auf den Prüfstand gehören nach Ansicht der Monopolkommission die
Anreizsysteme für Qualität. In der Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung II (LuFV II) gewähre der Bund die Mittel für
Ersatzinvestitionen als nicht rückzahlbare Zuschüsse, heißt es in der
Unterrichtung. Diese würden den Infrastrukturbetreibern zur
eigenverantwortlichen Verwendung überlassen. Ein qualitätsorientierter
Einsatz der Finanzmittel solle dabei über das Setzen von
sanktionsbewehrten Zielvorgaben hinsichtlich vordefinierter
Infrastrukturkennzahlen sichergestellt werden. "Das geschieht bisher
nur unzureichend", urteilt die Monopolkommission. Im Hinblick auf die
Nachfolgevereinbarung der LuFV II sei es empfehlenswert, diese um
konkretere Zielvorgaben zum Infrastrukturzustand sowie um
Effizienzmaßgaben zu erweitern.

Weiteren Handlungsbedarf sehen die Experten bei der Anreizsetzung in
der Entgeltregulierung. Die bestehende Regulierung schließe
Wettbewerbsbehinderungen auf Ebene der Eisenbahnverkehrsunternehmen
durch überhöhte Infrastrukturentgelte nicht aus, heißt es in dem
Gutachten. Darin wird von der Monopolkommission außerdem gefordert,
die Vergabe von Schienenwegkapazität wettbewerblich zu gestalten, den
Zugang zu Zugmaterial zu verbessern und die ordnungspolitische
Gestaltung des Deutschland-Takts voranzutreiben.

 * 
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BUNDESTAG/8814: Heute im Bundestag Nr. 959 - 03.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 959

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. September 2019, Redaktionsschluss: 11.06 Uhr

1. Beihilfe-Bearbeitung soll digitaler werden

2. Versorgung der Flüchtlinge in Italien

3. 33 rechtsextreme Demonstrationen

4. Parteispender in Bundesministerien

5. Korrekturbitten des BVA im April 2019

6. Korrekturbitten des BSI im April 2019



1. Beihilfe-Bearbeitung soll digitaler werden

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bearbeitung von Beihilfeanträgen soll in den
nächsten Jahren weiter modernisiert und digitalisiert werden. Dies sei
ein zentrales Projekt des Bundesinnenministeriums und des
Bundesverwaltungsamtes (BVA), heißt es in der Antwort (19/12282) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/11981) der AfD-Fraktion.

IT-Systemausfälle über mehrere Tage verbunden mit beträchtlichen
Antragssteigerungen hätten Anfang 2019 innerhalb des BVA zu
erheblichen Bearbeitungsrückständen geführt, die sukzessive bis Ende
April abgebaut worden seien.

Es seien Vorkehrungen getroffen worden, um für die Beihilfeberechtigen
das gewohnte Maß an Bearbeitungsqualität und -geschwindigkeit zu
erreichen. Dazu habe auch die Abteilungsverfügung 2019/1 zur
"Risikoorientierten Bearbeitung" gehört. Dies bedeute nicht, dass
Anträge einfach "durchgewunken" worden seien, die Verfügung stelle
vielmehr eine "vereinfachte Vorgangsbearbeitung mit abgestufter
Prüftiefe" dar.

 * 

2. Versorgung der Flüchtlinge in Italien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Aufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge in Italien
entsprechen nach Einschätzung des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) insgesamt den erforderlichen Standards. Ein Zugang
für Antragsteller zum Asylverfahren wie auch zu materieller und
medizinischer Grundversorgung sowie zu juristischer Unterstützung sei
grundsätzlich gewährleistet, heißt es in der Antwort (19/12711) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12156) der Linksfraktion.

Auch unter Berücksichtigung der jüngsten gesetzlichen Änderungen
bezüglich der Aufnahmebedingungen von Asylbewerbern und Asylverfahren
sei nach Einschätzung des Bamf weiterhin nicht von systematischen
Mängeln in Italien auszugehen.

 * 

3. 33 rechtsextreme Demonstrationen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Rechtsextremistische Gruppierungen sind im zweiten
Quartal 2019 bundesweit 33 Mal aufmarschiert. Das geht aus der Antwort
(19/12548) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion (19/12350) zurück. Bei vielen der Demonstrationen ging
es um die Einwanderungspolitik und den Islamismus.

 * 

4. Parteispender in Bundesministerien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke erkundigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/12665) nach Kontakten von Bundesministern
beziehungsweise der Leitungsebene der Ministerin mit Personen, die an
CDU, CSU oder SPD gespendet haben. Konkret geht es der Fraktion dabei
um Personen, die in dieser oder der vergangenen Wahlperiode jeweils
laut Rechenschaftsbericht mehr als 10.000 Euro an die betroffenen
Parteien gespendet haben. Zudem will die Fraktion wissen, ob für die
Parteispender Empfänge oder ähnliches ausgerichtet worden sind
beziehungsweise ob die Parteispender Aufträge von den Ministerien
erhalten haben.

 * 

5. Korrekturbitten des BVA im April 2019

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesverwaltungsamt (BVA) im
April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12659) danach, "aus
welchen Anlässen" das BVA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Korrekturbitten des BSI im April 2019

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) im April 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12660) danach, "aus welchen Anlässen" das
BSI im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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UMWELT/911: Große Koalition muss nationalen Klimakonsens erreichen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. September 2019

KÖHLER: Große Koalition muss nationalen Klimakonsens erreichen



Zu den Beratungen des Koalitionsausschusses über den Klimaschutz
erklärt der klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas
Köhler:

"Die Klimapolitik der Großen Koalition beschränkt sich seit Monaten
darauf, Aktivität vorzutäuschen. Dabei verkommt der Klimaschutz immer
mehr zu einem Spielball der zerstrittenen Koalitionspartner. Dafür
ist das Thema jedoch viel zu wichtig. Die Große Koalition muss einen
nationalen Klimakonsens erreichen, den die CDU-Vorsitzende
Kramp-Karrenbauer in Aussicht gestellt hat. Die FDP-Fraktion ist
weiterhin bereit, daran konstruktiv mitzuarbeiten. Grundlage dafür
müssen die Vorschläge der Wirtschaftsweisen und anderer
Regierungsberater sein: ein umfassender Emissionshandel mit striktem
CO2-Limit, der alle CO2-Versursacher berücksichtigt. Glücksspiele wie
eine CO2-Steuer hingegen bringen nichts, denn die Wirkung wäre völlig
ungewiss."

 * 
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HAMBURG/4861: Rückkauf des Fernwärmenetzes - Jetzt muss Rot-Grün liefern (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. September 2019

Rückkauf des Fernwärmenetzes: Jetzt muss Rot-Grün liefern!



Mit der Übernahme des zentralen Hamburger Fernwärmenetzes durch die Stadt
ist heute nach Strom- und Gasnetz auch der größte Teil des dritten
Energienetzes zurück in kommunalem Besitz.

"Das ist ein großer Erfolg des Bürgerwillens mit dem Volksentscheid von
2013", erklärt dazu Stephan Jersch, umweltpolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Und der Senat jubelt sich
heute den Rückkauf zurecht, der ihm gegen seinen Willen abgetrotzt wurde.
Dabei stehen noch mehr Aufgaben bevor, als bisher erledigt wurden - von
einem 'finalen Akt', wie es der Umweltsenator sieht, sind wir noch sehr
weit weg. Die Ersatzplanung für das Kohleheizkraftwerk Wedel zum Beispiel
ist seit nun fast einem Jahr 'fast' fertig und hat bereits vier Jahre
Verzug."

Nach dem Rückkauf des Fernwärmenetzes darf der Senat angesichts seiner
verheerenden Klimabilanz nicht weiter zögern: "Die Linksfraktion wird jetzt
auch das wieder städtische Kraftwerk in Wedel parlamentarisch hinterfragen,
was bisher aufgrund der Lage in Schleswig-Holstein nicht möglich war. Wir
werden das Zuständigkeits-Ping-Pong, mit dem Vattenfall sich seiner
Verantwortung entzogen hat, nicht akzeptieren", so Jersch.

Jersch erinnert daran, dass Hamburg ohne das zivilgesellschaftliche
Engagement heute nicht die Möglichkeit hätte, mit eigenen Energienetzen
direkt an der Klimarettung zu arbeiten: "Dafür muss Rot-Grün aber auch
endlich energisch handeln. Ein Fingerzeig auf andere ist jetzt nicht mehr
drin. Ein neuer Klimaplan, der erst im nächsten Jahr, mitten im Wahlkampf,
in die Bürgerschaft geht, ist nicht zu akzeptieren."

 * 
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HAMBURG/4860: Mietrechtsreform - Ablenkungsmanöver statt Mietendeckel (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. September 2019

Mietrechtsreform: Ablenkungsmanöver statt Mietendeckel!



Der Senat hat heute eine Bundesratsinitiative zur Reform des Mietrechts
beschlossen. Die Kappungsrenze für Mieterhöhungen soll demnach von 15
Prozent auf 10 Prozent in drei Jahren gesenkt und die sogenannte
Mietpreisbremse verlängert werden.

"Das ist doch nur ein Ablenkungsmanöver nach dem Motto: guckt mal, wir
machen doch was", kritisiert Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Zehn Prozent mehr
Miete alle drei Jahre können viele Mieter_innen nicht mehr bezahlen. Aus
heute 500 Euro Kaltmiete würden so in neun Jahren 665,50 und nach 15 Jahren
805 Euro werden. "Die Notlage vieler Mieter_innen durch drastische
Mieterhöhungen nimmt der Senat nie so ernst wie die Klagen der
Wohnungswirtschaft über entgehende Gewinne. Diese halbherzige
Bundesratsinitiative soll nur darüber hinwegtäuschen, dass der Senat nicht
gewillt ist, die Mieter_innen wirksamer zu schützen. Sonst würde er nämlich
einen Mietendeckel in Hamburg einführen. Das kann er ganz alleine machen.
Dafür braucht er keine Mehrheit im Bundesrat", so Sudmann.

 * 
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HAMBURG/4859: Ombudsstelle Flüchtlingsarbeit - Gute Idee, schlecht umgesetzt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. September 2019

Ombudsstelle Flüchtlingsarbeit: Gute Idee - schlecht umgesetzt



Die Hamburger Ombudsstelle in der Flüchtlingsarbeit hat ihren zweiten
Tätigkeitsbericht vorgestellt (Drs. 21/18128). Darin lobt sie sich selbst,
in der Mehrheit der Fälle abgeholfen zu haben, verzeichnet gleichzeitig
aber auch eine abnehmende Inanspruchnahme. Zuvor hatte sie bereits auf eine
Anfrage (Drs. 21/17556) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft Stellung beziehen müssen.

"Die Ombudsstelle tritt wenig offensiv für die Interessen der Geflüchteten
ein, und unter den Ehrenamtlichen in der Flüchtlingshilfe herrscht darüber
großer Frust: Sie wenden sich schon gar nicht mehr dorthin", kritisiert
Carola Ensslen, integrationspolitische Sprecherin der Fraktion. "Deutlich
mehr als die Hälfte der Beschwerden betreffen den Bereich Wohnen. Hier ist
die Ombudsstelle überhaupt nur in der Hälfte der an sie herangetragenen
Fälle tätig geworden. Die übrigen Beschwerdesteller_innen hat sie an andere
Stellen verwiesen, ohne dass überhaupt eine Erfolgskontrolle stattfindet."

Gerade beim Wohnen gebe es viele Missstände, etwa beengte Wohnverhältnisse,
wenig Privatsphäre, wenig Rücksicht auf Schutzbedürftige oder
Beeinträchtigungen durch Ungeziefer und Schimmel. "Da hätte ich von der
Ombudsfrau erwartet, dass sie lautstark die Stimme erhebt, um auf solche
Zustände aufmerksam zu machen", so Ensslen. "Öffentlich zu hören war von
ihr jedoch nichts. Stattdessen verbringt sie lieber einen Gutteil ihrer
Zeit mit behördeninternen Kontakten ohne Transparenz über deren Inhalte.
Das ist einmal mehr ein Beleg für mangelnde Unabhängigkeit - ein
Fehlkonstrukt."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3375: 3 Millionen Euro zusätzlich für die Kita-Qualität noch 2019 (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. September 2019

3 Millionen Euro zusätzlich für die Kita-Qualität noch 2019



Auf Initiative der SPD-Landtagsfraktion bringen die Koalitionsfraktionen
zur morgigen abschließenden Landtagsberatung zum
Kindertagesförderungsgesetz einen Änderungsantrag ein.
Dieser sieht knapp 3 Mio. Euro für mehr Qualität in den Kitas in diesem
Jahr vor. Dazu erklärt die kinder- und jugendpolitische Sprecherin Nadine
Julitz:

"Knapp 3 Mio. Euro sollen zusätzlich in die Qualität der Kitas investiert
werden. Mit 1,8 Mio. Euro sollen die ab dem Jahr 2020 vorgesehene Stärkung
des Fachkraft-Kind-Verhältnisses und der mittelbaren pädagogischen Arbeit
ab sofort erfolgen. Weitere 1,1 Mio. Euro sollen für eine
Fachkräfteoffensive des Landes eingesetzt werden, um pädagogische
Fachkräfte für die Kindertagesförderung in Mecklenburg-Vorpommern zu
gewinnen. Mit dem neuen KiföG investiert das Land nicht nur in die
Familien, sondern auch in die Qualität. Das ist ein großer
familienpolitischer Schritt für die Menschen in Mecklenburg-Vorpommern."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5228: 24-Stunden-Baustellen auf Autobahnen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.09.2018

24-Stunden-Baustellen auf Autobahnen

Gabriele Wieland: Stauzeiten verkürzen - Straßenarbeiten beschleunigen



Die täglichen Verkehrsnachrichten sind voll davon: Stau auf
rheinland-pfälzischen Straßen!

Auf kilometerlangen Teilstrecken wird über Monate gebaut, die
Straßenführung ist oftmals nur ein- oder zweispurig und das Tempo auf
60 km/h reduziert. Die Folge sind Staus im ganzen Land, die viele
Verkehrsteilnehmer Zeit und Nerven kosten. So genannte
'24-Stunden-Baustellen' können dem entgegenwirken. Andere Bundesländer
setzen bereits auf solche Tempobaustellen, um Stauzeiten zu verkürzen -
Rheinland-Pfalz hingegen nicht. Die verkehrspolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion, Gabriele Wieland, erklärt:

"Baustellen produzieren Staus und bergen eine hohe Unfallgefahr. Über
jedes Mittel, das Verzögerungen im Straßenverkehr verhindert, muss
daher nachgedacht werden. Vor diesem Hintergrund verwundert es, dass
das Verkehrsministerium unter Minister Wissing sich gegen
24-Stunden-Baustellen ausspricht.

Wenn Straßenarbeiter im 24-Stunden-Rhythmus arbeiten würden, könnte
die Bauzeit auf besonders staugefährdeten Straßen verkürzt werden -
die entsprechenden Abschnitte wären schneller wieder befahrbar und
Staus ließen sich vermeiden."

24-Stunden-Baustellen bedeuten, dass Arbeiter rund um die Uhr im
Einsatz sind. "Das muss sich natürlich im arbeitsrechtlichen Rahmen
bewegen, stets mit der Bedingung, dass der Schutz der Beschäftigten
vorgeht", ergänzt Gabriele Wieland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. September 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5227: Seenotrettung - Neuer europäischer Notfallmechanismus kann nur ein Anfang sein (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 03.09.2019

Seenotrettung: Neuer europäischer Notfallmechanismus kann nur ein
Anfang sein



Auch im vergangenen Jahr sind wieder hunderte Menschen bei dem Versuch
gestorben, auf Ihrer Flucht das Mittelmeer zu überqueren. Mit einem
neuen temporären Notfallmechanismus möchten einige EU-Staaten nun
verhindern, dass Flüchtende wochenlang hilflos vor der europäischen
Küste treiben. Die GRÜNE Landtagsfraktion hat die Landesregierung im
Europaausschuss des Landtags um Bericht über den aktuellen Stand der
europäischen Vereinbarungen gebeten. Dazu erklärt Andreas Hartenfels,
europapolitischer Sprecher der GRÜNEN Fraktion:

"Dass auch im letzten Jahr wieder hunderte Menschen vor der
europäischen Mittelmeerküste ertrunken sind, ist den humanistischen
Grundlagen der Demokratie nicht würdig. Wir begrüßen deshalb sehr,
dass Deutschland und Frankreich mit einem Vorschlag die Initiative
ergriffen haben und nun 14 Mitgliedstaaten der EU zumindest einen
temporären Notfallmechanismus unterstützen. Mit Deutschland,
Frankreich, Portugal, Luxemburg, Finnland, Litauen, Kroatien und
Irland wollen sich offenbar acht EU-Staaten aktiv an der temporären
Lösung beteiligen, die Flüchtende in Seenot vor dem Ertrinken retten
soll. Der temporäre Notfallmechanismus, zu dessen genauer
Ausgestaltung die teilnehmenden Staaten noch für diesen Monat
Gespräche angekündigt haben, kann deshalb in jedem Fall nur ein Anfang
sein.

Die schier unzähligen Ertrunkenen alleine im Mittelmeer machen es zur
moralischen Verpflichtung, nationale Egoismen zu überwinden und sich
mit aller Kraft für eine dauerhafte europäische Lösung einzusetzen. Im
Zentrum müssen dabei humanitäre Lösungen stehen, die faire
Antragsverfahren für Asylsuchende garantieren und eine europäische
Verteilung verbindlich regeln. Nur mit klaren und dauerhaften Lösungen
wird es gelingen, Angstmachern und Populisten den Wind aus den Segeln
zu nehmen und den politischen Diskurs wieder auf jene Themen zu
lenken, die die Bürgerinnen und Bürger der EU wirklich in ihrem Alltag
betreffen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. September 2019
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ASIEN/994: Vietnam erinnert an das Testament von Ho Chi Minh (Stefan Kühner)


Vietnam erinnert an das Testament von Ho Chi Minh

von Stefan Kühner, 1. September 2019



Vor 50 Jahren verstarb am 2. September Vietnams wichtigster Präsident Ho
Chi Minh. Sein Testament ist bis heute eine der wichtigsten politischen
Botschaften an sein Volk. Partei, Regierung, Wissenschaftler und die
Menschen des Landes erinnern in diesen Tagen an Onkel Ho und sein
Vermächtnis.

Geschichte und aktuelle Bedeutung von Hos Testament

Hí Minh begann bereits 1965 mit dem Schreiben seines Testaments. Der erste
Entwurf war nur 800 Wörter lang. In den nächsten vier Jahren änderte und
ergänzte er wiederholt den Text. Die endgültige Version stellte er erst
kurz vor seinem Tod im September 1969 fertig. Wer die Artikel über die
aktuelle Bedeutung des Testaments in der vietnamesischen Presse aufmerksam
liest, kann feststellen, dass im Mittelpunkt die Verantwortung und
Vorbildfunktion steht, die Mitgliedern der Partei zukommt. Betont wird
außerdem die Aufgabenstellung für die Partei, fest verankert in der
Bevölkerung zu bleiben und dafür zu sorgen, dass das Vertrauen in die
Partei nicht verloren geht.

Ein Artikel auf der vietnamesischen Online-Nachrichtenplattform 'Voice of
Vietnam' bezeichnete Ende April das Testament als "Handbuch der
Kommunistischen Partei Vietnams, um ihren Weg nach vorne zu gehen". Das
Testament von Präsident Ho Chi Minh gebe einen Überblick über die Lehren
aus der Vergangenheit und vermittle Leitlinien für die Zukunft.

In den letzten 50 Jahren habe die Kommunistische Partei Vietnams den Aufbau
und die Neuausrichtung der Partei gestärkt, ihre revolutionären
Orientierungen weiterentwickelt und ihre Rolle als Vietnams regierende
Partei gestärkt. Die Partei und der Staat hätten Maßnahmen zur Verbesserung
des Lebens der Menschen ergriffen und die Menschen als 'Begünstigte' aller
materiellen Ressourcen erklärt. Die Partei habe das Volk bei der
Durchführung von Erneuerungen und bemerkenswerten Fortschritten in den
Bereichen sozioökonomische Entwicklung, Sicherheit, nationale Verteidigung
und Außenbeziehungen geführt. "Das Testament von Präsident Ho Chi Minh
sprach über Sozialismus, Frieden, Vereinigung, Unabhängigkeit, Demokratie
und Wohlstand. Er sagte, dass Revolution ein ständiger Kampf gegen
Rückständigkeit und Ruin ist, um neue Dinge unter Einbeziehung der gesamten
Bevölkerung zu schaffen."

In dem Beitrag bezeichnete die Professorin Doan Thi Chin, Leiterin der
Studiengruppe 'Gedenken an Ho Chi Minh' an der Hochschule für Journalistik
das Dokument als ein signifikantes historisches Dokument. Sie sagte: "Das
Testament von Präsident Ho Chi Minh beschreibt eine Ideologie des Respekts
vor dem Volk und der Nähe zum Volk sowie der Schaffung von
Präferenzmaßnahmen für Kriegsinvaliden und Märtyrer und ihre Verwandten
sowie für Frauen, Jugendliche, Bauern und Menschen in abgelegenen Gebieten.
Er betont auch, dass wirksame sozioökonomische und kulturelle Pläne
ausgearbeitet werden müssen, um das Leben der Menschen zu verbessern."
Professor Dr. Hoang Chi Bao, Senior Experte und ehemaliges Mitglied des
Zentralen Theoretischen Beirats der Partei, schrieb "Präsident Ho bat uns,
der Verbesserung des Lebens, des Wissens und der Rechte der Menschen
besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Er betonte die Wichtigkeit, das
Vertrauen der Menschen zu gewinnen, und wies darauf hin, dass Menschen, die
die Partei lieben, unterstützen und ihr vertrauen, die Partei und die
Revolution schützen werden".

Inhalt des Testaments

In verschiedenen Beiträgen gehen vietnamesische Artikel auf den Inhalt des
Testaments von Hí Minh ein und streichen vor allem die Passagen hervor, in
denen er über die Verantwortung der Partei und ihrer Mitglieder spricht.
Als Beispiel ein Artikel in Viet Nam News vom Mai 2019:

Die ersten Absätze des Dokuments beziehen sich auf die Partei und ihre
Aufgaben, eines der Themen, mit denen der verstorbene Präsident während
seines gesamten revolutionären Lebens sehr intensiv befasste. Für Hí Minh
spielte die Partei eine entscheidende Rolle bei den Siegen der Revolution.
Laut Präsident besteht das Mandat der regierenden Partei darin, die
sozialen Klassen und die Nation zu führen, um eine sozialistische
Gesellschaft erfolgreich aufzubauen. Um diese Mission zu erfüllen, muss die
Kommunistische Partei Vietnams das moralische Vorbild sein. Es folgt ein
Zitat aus dem Testament: "Innerhalb der Parteiorganisation ist der Aufbau
einer breiten Demokratie und die regelmäßige und ernsthafte Ausübung von
Selbstkritik und Kritik der beste Weg, um Solidarität und Einheit zu
festigen und zu entwickeln. ... Jedes Mitglied und jeder Kader der
Kommunistischen Partei muss wirklich von revolutionären Moralvorstellungen
durchdrungen sein, hart arbeiten, Sparsamkeit, Integrität und
Rechtschaffenheit praktizieren und bürgernah und selbstlos sein. Es ist ein
Muss, unsere Partei sauber und würdig zu halten, der loyale Führer und
Diener des Volkes zu sein."

In einem weiteren Absatz wendet sich das Testament an die Jugend. "Die
Mitglieder unseres Jugendverbandes und unsere Jugend überhaupt sind
wertvolle Menschen, die freiwillig und voller Eifer alle Aufgaben lösen,
keine Schwierigkeiten scheuen und unablässig nach dem Fortschritt streben.
Es ist Aufgabe der Partei, die Jugend zur revolutionären Moral zu erziehen,
die unser Werk fortsetzen. Sie müssen zugleich 'Rote' und 'Fachleute'
sein." Zur kommunistischen Weltbewegung schreibt Ho Chi Minh: "Da ich mein
ganzes Leben in den Dienst der Revolution gestellt habe, bin ich stolz auf
das Erstarken der internationalen kommunistischen und Arbeiterbewegung. Um
so mehr schmerzt mich die gegenwärtige Uneinigkeit zwischen den
Bruderparteien. Möge unsere Partei ihre ganze Kraft einsetzen, um aktiv
dazu beizutragen, dass die Bruderparteien auf der Grundlage des
Marxismus-Leninismus und des proletarischen Internationalismus, geleitet
von Herz und Verstand, ihre Einheit wiederherstellen. Ich glaube fest, dass
sich die Bruderparteien und Bruderländer unbedingt wieder zusammenschließen
werden.

Unvergessen für viele, die in der Solidarität mit Vietnam standen und
stehen ist der Schlussteil, im dem Ho auf den Krieg gegen Amerikas
Aggression eingeht: "Der Widerstandskrieg gegen die amerikanische
Aggression kann noch lange währen. Es könnte sein, dass von unseren
Landsleuten neue Opfer an Hab und Gut und Menschenleben gefordert werden.
Wie dem auch sei, wir müssen entschlossen sein, den amerikanischen
Aggressor bis zum endgültigen Sieg zu bekämpfen. Unsere Flüsse, unsere
Berge, unsere Menschen werden immer bleiben, ist der Yankee geschlagen,
erbauen wir das Land zehnmal schöner als je."

Der vollständige Text des Testaments wurde von der Zeitschrift RotFuchs auf
ihrer Homepage publiziert.[1]

Ho Chi Minh und sein Körper

Eigentlich hatte Ho Chi Minh in seinem Testament vorgegeben "Nach meinem
Tode sollte man keine großen Trauerfeierlichkeiten veranstalten, um Zeit
und Geld des Volkes nicht zu vergeuden." Mehr steht dazu nicht in seinem
Testament. Angeblich hat er an anderer Stelle den Wunsch geäußert, seine
Asche über verschiedenen Stellen des Landes zu verstreuen. Die Partei hat
damals anders entschieden. In den Tagen nach seinem Tod wurde sein Körper
von Experten der Sowjetunion und einem speziellen vietnamesischen Ärzteteam
im Rahmen einer gemeinsamen Vereinbarung zwischen den beiden Regierungen
einbalsamiert.

Im Rahmen der Erinnerung an den 50. Jahrestag des Todes von Ho Chi Minh
nahm der vietnamesische Ministerpräsident Nguyen Xuan Phuc Stellung zu
dieser Entscheidung. In einer Rede für die Presse sagte er, dass die
Entscheidung des Parteipolitbüros und des Zentralkomitees, den Körper von
Präsident Ho Chi Minh einzubalsamieren und das Ho Chi Minh Mausoleum zu
bauen, eine richtige Entscheidung gewesen sei. Dies sei erfolgt um den
endlosen Respekt und die Liebe zum Präsidenten von Generationen von
Vietnamesen widerzuspiegeln. Es entsprach und entspricht den Wünschen der
Bevölkerung und stand in Einklang mit der Tradition der Nation bis heute,
"um sich an die Quelle zu erinnern, wenn man Trinkwasser trinkt". Der
einbalsamierte Körper von Präsident Ho Chi Minh befindet sich seither in
einem Glassarg im Inneren des Granit-Mausoleums, das dem Grab Lenins in
Moskau nachempfunden ist. Das Mausoleum ist eines der eindrucksvollsten
Wahrzeichen Hanois. Hunderttausende Vietnamesinnen und Vietnamesen besuchen
es, nicht weil sie es müssen, sondern weil es ihr Herzenswunsch ist.

Nguyen Xuan Phuc dankte der Partei, dem Staat und dem Volk der Sowjetunion
in der Vergangenheit und derzeit Russland für ihre Hilfe bei der Erhaltung
der Leiche von Präsident Ho Chi Minh.


Anmerkung:

http://www.rotfuchs.net/rotfuchs-lesen/ho-chi-minhs-politisches-testament.html

Quellen:

Voice of Vietnam Online; 30.04.2019;

President Ho Chi Minh testament embraces historical values

Viet Nam News Online; 18.05.2019;

Hí Minh's testament lives on 50 years later

Vietnamplus Online; 28.08.2019;

Preserving President Ho Chi Minh's body for future generations: PM

 * 

Quelle:
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ASYL/1407: Der Kampf gegen Rechts erfordert eine andere Asylpolitik (Pro Asyl)


Presseerklärung von PRO ASYL und dem Sächsischen Flüchtlingsrat e.V.
vom 03. September 2019

Rückgrat beweisen gegen Rechts! PRO ASYL und Sächsischer Flüchtlingsrat
fordern:
Der Kampf gegen Rechts erfordert eine andere Asylpolitik



Nach der Landtagswahl am Sonntag in Sachsen muss ein Regierungswechsel zum
Politikwechsel führen. Schutzsuchende wurden in den letzten Jahren als
Sündenböcke für gesellschaftliche Fehlentwicklungen instrumentalisiert.
Aber: » Die Rechten werden stärker, wenn ihre Positionen übernommen werden.
Wir brauchen einen Politikwechsel zu einer auf Menschenrechten basierenden
Politik. Die Politik muss Rückgrat zeigen gegen Rassismus.« kommentiert
Julia Hartmann, Geschäftsleiterin vom Sächsischen Flüchtlingsrat e.V.
(SFR). »Die CDU in Sachsen muss sich entscheiden, ob sie Schutzsuchende
weiterhin ausgrenzen und so rassistischen Handlungen Vorschub leisten
will,« so Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL.

Das jahrzehntelange Ignorieren rechtsradikaler Strukturen, hat den
Nährboden für rassistische Haltungen geschaffen und schlussendlich zu
solchen Wahlergebnissen geführt. PRO ASYL und der SFR erwarten nun eine
andere Asyl- und Flüchtlingspolitik, die sich von rechten Parolen trennt
und rechtsradikale Umtriebe bekämpft. Die Entrechtung bei Abschiebungen zu
durchbrechen, eine klare Absage an Abschiebungen in Kriegs- und
Krisengebiete wie Afghanistan, alle möglichen Spielräume für den Arbeits-
und Bildungszugang zu nutzen und wieder zur menschenwürdigen Unterbringung
zurückzukehren - das sind die Maßstäbe, an denen sich aus Sicht beider NGOs
eine neue Regierung wird messen müssen.

Dazu sagt Hartmann: »Eine Aufteilung der Ressortgebiete nach dem Motto
'jeder erhält seine eigenen Spielwiesen' und insgesamt 'bleibt Alles beim
Alten' wäre inakzeptabel. Das sächsische Innenministerium hat durch eine
knallharte, zur rechten Flanke hin offene Politik, die von der SPD
formulierte Integrationspolitik oft verhindert.« Dies müsse eine neue
Regierung unbedingt ändern.

Hartmann weiter: »Die kommenden fünf Jahre mit einer erstarkten Rechten
werden hart. Der Moment des 24. August 2019, als Sachsens
Zivilgesellschaft #unteilbar auf den Straßen Dresdens demonstrierte, muss
weitergetragen werden. Das ist unser aller Verantwortung!«

Burkhardt unterstreicht: »All denen, die sich in Sachsen für Demokratie und
Menschenrechte einsetzen, sagen wir: Ihr seid nicht allein! Der Aufruf
von #unteilbar aus 2018 gilt unverändert: 'Wir lassen nicht zu, dass
Sozialstaat, Flucht und Migration gegeneinander ausgespielt werden. Wir
halten dagegen, wenn Grund- und Freiheitsrechte weiter eingeschränkt werden
sollen.' Das mahnt uns alle auch weiterhin, nicht nachzulassen!«

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 3. September 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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DEMOSKOPIE/831: Wer befürwortet ein Kopftuchverbot in Deutschland? (idw)


Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung e. V. - 02.09.2019

DeZIM-Research Notes - #DRN 1/19: Wer befürwortet ein Kopftuchverbot in
Deutschland?

Das DeZIM-Institut veröffentlicht in der ersten Ausgabe der DeZIM-Research
Notes Ergebnisse aus einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage zum
Kopftuchverbot für Schülerinnen.



Aktuell wird in Deutschland wieder über ein Kopftuchverbot diskutiert.
Die CDU-FDP Landesregierung von Nordrhein-Westfalen überlegt bereits seit
mehr als einem Jahr, hierzu eine Gesetzesvorlage einzubringen. Diesmal
handelt es sich jedoch nicht um ein Kopftuchverbot für Lehrerinnen, sondern
um ein Verbot des Kopftuchs für Grundschülerinnen. Mehrere Politiker*innen
lassen ein Kopftuchverbot - konkret für Mädchen unter 14 Jahren prüfen und
die Organisation Terre de Femmes hat bereits ein juristisches Gutachten
vorgelegt, um ein entsprechendes Gesetz vorzulegen. Es gibt allerdings
überparteilich sowohl Fürsprachen als auch Gegenpositionen zu einem
Kopftuchverbot für Schülerinnen.

In der Diskussion fehlt es nicht an Argumenten, sondern an empirischen
Grundlagen und datenbasierten Erkenntnissen, zur Einstellung der
Bevölkerung zu dieser politischen Frage. Wie beurteilen Menschen in
unterschiedlichen Bundesländern ein mögliches Kopftuchverbot bei
Schülerinnen? Wie stehen Männer und Frauen zu dieser Frage? Und gibt es
bei Jugendlichen, die von einem solchen Verbot in ihrem Alltag stärker
betroffen wären, andere Positionen als bei älteren Menschen? Zu wissen,
wie die Bevölkerung in Deutschland zu einem Kopftuchverbot bei
Schülerinnen steht, würde evtl. auch die Entscheidungsfindung bei
Politiker*innen in dieser schwerwiegenden Frage erleichtern.



Das DeZIM-Institut fragte in einer repräsentativen Bevölkerungsumfrage
7.233 Menschen zu Beginn des Jahres unter anderem nach einer Zustimmung
bzw. Ablehnung zur Aussage: Es sollte verboten sein, dass muslimische
Schülerinnen in der Schule Kopftuch tragen." Von denen, die die Frage
beantworteten, stimmen, 37.3 Prozent einem Verbot 'voll und ganz' oder
'eher' zu. Die Mehrzahl der Befragten in Deutschland, 62,7 Prozent, ist
gegen ein Kopftuchverbot für muslimische Schülerinnen in der Schule.
Frauen lehnen ein Kopftuchverbot häufiger ab als Männer. Es gibt deutliche
Unterschiede nach Bundesländern und: besonders stark positionieren sich
Schüler und Schülerinnen gegen ein Kopftuchverbot. Mit knapp 90% sind
somit genau jene Personen, die tatsächlich ein Kopftuchverbot am stärksten
spüren würden gegen Verbots-Überlegungen - auch wenn dies nicht alle
gleichermaßen, sondern nur ihre muslimischen Mitschülerinnen treffen
würde.

Originalpublikation:

N. Foroutan / M. Simon / C. Canan (2019):

Wer befürwortet ein Kopftuchverbot in Deutschland?

DeZIM Research Notes - DRN #1/19. Berlin: DeZIM-Institut

Weitere Informationen unter:

https://bit.ly/2zur4zA

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung e. V., 02.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/032: "Kenia-Bündnis in Sachsen könnte als Großstadt-Koalition wahrgenommen werden" (idw)


Universität Leipzig - 02.09.2019

Experte der Universität Leipzig warnt: "Kenia-Bündnis in Sachsen könnte
als Großstadt-Koalition wahrgenommen werden"



Bei den Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg haben die amtierenden
Ministerpräsidenten gepunktet und so erheblich dazu beigetragen, dass die
AfD nicht stärkste Kraft geworden ist. Nun könnten in beiden Bundesländern
schwierige Koalitionsverhandlungen bevorstehen. Dr. Hendrik Träger,
Politikwissenschaftler der Universität Leipzig, spricht im Interview
darüber, welche Bündnisse möglich sind, warum sich doch so viele Wähler
für die AfD entschieden haben und warum SPD und die Linke massiv Wähler
verloren haben.


Herr Dr. Träger, Sachsens Ministerpräsident Michael Kretschmer sagte
gestern, dass "das freundliche Sachsen" gewonnen habe. Teilen Sie diese
Ansicht angesichts eines AfD-Wahlergebnisses von 27,5 Prozent?

Träger: Das ist ambivalent zu beurteilen. Vor Wochen gab es in
Umfragen noch ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen CDU und AfD. Gestern ist doch
die CDU mit einem gewissen Abstand zur AfD stärkste Kraft geworden. Das
heißt unter anderem, dass die AfD für sich nicht den Anspruch reklamieren
kann, den Landtagspräsidenten zu stellen. Zugleich hat aber die Partei mit
27,5 Prozent deutlich zugelegt und der CDU mehrere Wahlkreise abgenommen.
Insofern würde ich nur von einem "Erfölgchen" für die CDU sprechen.
Kretschmer hat verhindert, dass die Bundes-CDU einen völlig desaströsen
Wahlabend erlebt.

Welche Koalitionen sind in Brandenburg und Sachsen nun möglich?

Träger: In Sachsen könnte die CDU - rein rechnerisch - eine Koalition
mit der AfD eingehen. Aber das hat Ministerpräsident Kretschmer immer
ausgeschlossen. Würde er sich anders entscheiden, würde er massiv an
Glaubwürdigkeit verlieren. Allerdings plädieren Teile des 
CDU-Landesverbandes dafür, Gespräche mit der AfD zu führen. Sie sollten 
aber berücksichtigen, dass es zum Teil eine Personenwahl war und sie ihrem
Ministerpräsidenten mit dieser Forderung schaden. Ich halte diese Variante
deshalb für unwahrscheinlich. Wahrscheinlicher ist ein Kenia-Bündnis aus
CDU, Grünen und SPD. Es wird aber nicht einfach, das zustande zu bekommen.
CDU und SPD haben in Sachsen Regierungserfahrung, brauchen jetzt
allerdings die Grünen als dritten Partner. Die Grünen werden sich aber
angesichts ihres guten Wahlergebnisses nicht so einfach in die Regierung
schwatzen lassen, sondern wollen inhaltliche Akzente in der Koalition
setzen. CDU, SPD und Grüne müssen sich auch bei schwierigen Themen wie dem
Kohleausstieg verständigen. Zudem ist die Wählerschaft in Sachsen geteilt:
In den Großstädten Leipzig und Dresden haben viele CDU, Grüne und LINKE
gewählt. Auf dem Land gingen die Direktmandate an CDU und AfD. Deshalb
könnte ein Kenia-Bündnis als Großstadt-Koalition wahrgenommen werden, bei
der sich die Bevölkerung auf dem Land nicht repräsentiert fühlt. Es ist
wichtig, bei den Koalitionsverhandlungen die Themen, die für die
ländlichen Regionen wichtig sind, nicht zu vernachlässigen.

In Brandenburg sieht es nach einer rot-rot-grünen Koalition aus. Ähnlich
wie in Sachsen, kann die bisherige Regierung nicht weitermachen, sondern
braucht die Grünen für eine Mehrheit im Parlament. Aber die Bildung von
Dreierbündnissen ist immer schwierig. Eine andere Option halte ich in
Brandenburg für schwierig. Rechnerisch möglich wäre noch ein Bündnis aus
SPD, CDU und Freien Wählern.

Womit konnte die AfD in beiden Ländern punkten?

Träger: Die CDU hat in der Regierungszeit von Angela Merkel viele
konservative Positionen aufgegeben. Wer eine konservative Meinung
vertritt, fühlte sich von der CDU nicht mehr ausreichend vertreten und hat
sich aus inhaltlicher Überzeugung der AfD zugewandt. Die Partei konnte
auch in Ostsachsen punkten - in Landkreisen, die in weniger
prosperierenden Regionen liegen und unzufrieden mit der Bilanz der
bisherigen Regierung sind. Die CDU hat die ländlichen Interessen
vernachlässigt. Ähnlich ist das in Brandenburg. Genau wie in Sachsen, gibt
es hier ein Ost-West-Gefälle innerhalb des Landes. Die AfD wurde eher in
strukturschwachen Regionen gewählt.

Warum haben die SPD und DIE LINKE so massiv Wähler verloren?

Träger: DIE LINKE konnte in Sachsen nicht überzeugend erklären, wie
sie ihre Politik ohne eine reale Machtoption durchsetzen will. Anders als in
Brandenburg ist sie in Sachsen in der Opposition und hat keine Chancen auf
eine Regierungsbeteiligung. Außerdem ist DIE LINKE nicht mehr erste
Adresse für Protestwähler. Diese Position hat sie an die AfD verloren. Sie
gilt inzwischen als etablierte Partei. Mit wichtigen Themen wie der Klima-
und der Flüchtlingspolitik haben andere Parteien gepunktet. DIE LINKE
hatte in beiden Politikfeldern nicht wirklich überzeugende Angebote.

Die SPD konnte in Brandenburg durch die Aufholjagd von Ministerpräsident
Woidke die Verluste etwas abfedern. Sowohl in Brandenburg als auch in
Sachsen haben die Sozialdemokraten das Problem, dass die Bundespartei
gegenwärtig nur kommissarisch geführt wird und nach einer neuen Spitze
sucht. Das belastet auch die Wahlkampfsituation in den Ländern.

Welche Auswirkungen könnten die aktuellen Wahlergebnisse auf die
demnächst anstehende Landtagswahl in Thüringen haben?

Träger: Für Thüringen sind deutliche Auswirkungen zu erwarten. Früher
schienen die Machtverhältnisse nahezu in Stein gemeißelt zu sein. Im
Oktober wird es in Thüringen für CDU und SPD schwierig; die AfD wird
deutlich zulegen. DIE LINKE in Thüringen kann auf den
"Ministerpräsidenteneffekt" hoffen. Ähnlich wie Kretschmer in Sachsen und
Woidke in Brandenburg könnte Bodo Ramelow als Regierungschef in der heißen
Phase des Wahlkampfes einige Wähler hinzugewinnen; eventuell wäre DIE
LINKE sogar stärkste Kraft. Die Grünen können frohen Mutes in die Wahl
gehen und mit einem Wiedereinzug in den Landtag rechnen. Die FDP muss
bangen, denn sie spielt in der politischen Diskussion keine Rolle.


Die Fragen stellte Susann Huster.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 02.09.2019
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HERRSCHAFT/1847: CO2-Steuer - Hitzerekorde und Besitzstandsicherung ... (SB)




Nicht nur in der Arktis, auch in Mitteleuropa läuft die Entwicklung der
Temperaturen allen Prognosen davon. Der Juli war der weltweit heißeste Monat
seit Beginn der wissenschaftlichen Klimabeobachtung und hat in Europa neue
Rekorde aufgestellt [1]. Alle Indikatoren weisen auf sich selbst verstärkende
Entwicklungen der Erwärmung durch die verminderte Aufnahmefähigkeit der Meere,
Pflanzen und Böden für CO2 bei gleichzeitig anwachsender Emission von
Treibhausgasen und drastischem Verlust an noch nicht versiegelten Flächen, noch
nicht denaturierten Wäldern und wildlebender Tier- und Pflanzenarten hin. 

Bemessen an ihrer Biomasse stellen rund 7,7 Milliarden Menschen nur 0,01 Prozent
aller Bioorganismen dar. Die im Anthropozän zu ziehende Zwischenbilanz der
Folgen zivilisatorischer Entwicklung besagt, daß 83 Prozent aller wildlebenden
Säugetiere und die Hälfte aller Pflanzen verschwunden sind, die es gab, bevor
der Mensch zum größten Räuber unter den Tieren wurde. Nur noch 30 Prozent aller
Vögel leben in freier Natur, der Rest wird als "Geflügel" in kurzen Fristen
aufgezogen, bei der Eierproduktion verbraucht und so oder so geschlachtet. 60
Prozent aller Säugetiere werden heute als sogenannte Nutztiere zur
Erwirtschaftung von Fleisch und Milch gehalten. 36 Prozent als Menschen
firmierender Säugetiere haben es geschafft, den Bestand frei lebender Wildtiere
auf 4 Prozent weltweit zu reduzieren [2].

Diese Entwicklung läßt sich nicht mehr zurückdrehen, wie überhaupt offen ist, ob
sich die bereits angestoßenen Prozesse der Erderwärmung selbst bei radikaler
Reduzierung aller Verbrauchspraktiken noch so einholen lassen, daß das Ausmaß
der Klimakatastrophe die Existenz menschlicher Gesellschaften nicht grundlegend
bedrohte. Das ist nicht nur eine Frage der Entwicklung natürlicher Bedingungen,
sondern vor allem der Fähigkeit, das Zusammenleben auf eine Weise zu
organisieren, die nicht in Diktatur, Bürgerkrieg und Massenvernichtung mündet. 
Mittelfristig muß von einer drastischen Verringerung verfügbarer Nahrungsmittel,
sauberen Trinkwassers und mineralischer Ressourcen wie zum Beispiel des für die
Herstellung von Düngemitteln wichtigen Phosphors ausgegangen werden. Schon heute
sind die Staaten kaum in der Lage, die gesellschaftlichen Gewaltverhältnisse auf
zivile Weise zu befrieden. Die Angst, zu kurz zu kommen, bringt
sozialrassistische Feindbilder aller Art hervor und hat eine weltweite
Welle der Renationalisierung ausgelöst. Immer mehr Menschen fallen auf die
bequeme Lösung eines sozialdarwinistisch bestimmten Nationalchauvinismus
herein, was die herrschende Klasse nicht ernsthaft unterbindet, sondern sich als
Mittel der sozialen Atomisierung zunutze macht. 

Die Gefahr des Ausbrechens großer Staatenkriege wächst dementsprechend an und
vergrößert die Gefahr des Eintretens unumkehrbarer Entwicklungen, sind doch die
hochgradig auf fossile Energie angewiesenen Streitkräfte schon zu
"Friedenszeiten" große Emittenten von Treibhausgasen. Daß ihr Verbrauch an
Naturressourcen nicht in klimapolitische Verhandlungen einbezogen wird, verweist
auf die große Bereitschaft der Staaten, den Kampf um die letzten Ressourcen im
Zweifelsfall mit kriegerischen Mitteln auszutragen. Das Problem, vor dem
insbesondere die pro Kopf der Bevölkerung am meisten Treibhausgase freisetzenden
Industriestaaten stehen, ist mithin nicht nur das einer breit orchestrierten
Reduzierung des Ressourcenverbrauchs. Sie stehen vor allem vor der
Herausforderung, diese Entwicklung mit Marktsubjekten zu vollziehen, die auf
soziale Konkurrenz und die Tauschwertlogik eines Marktes zugerichtet sind, auf
dem alles seinen Preis haben muß, also auch die Rettung der Welt.

Angesichts der zu bewältigenden Aufgabe, dieser Entwicklung produktiv
entgegenzutreten, wirken deutsche PolitikerInnen einfach nur überfordert. 2019,
also fast 40 Jahre nach den ersten weltweit wahrgenommenen Prognosen des
anstehenden Klimawandels und seiner katastrophalen Folgen, können sie auf Grund
der Masse verfügbarer Prognosen und der insbesondere unter Jugendlichen um sich
greifenden Zukunftsangst nicht anders, als mit konkreten Maßnahmen aufzuwarten. 
Die Symbolpolitik, mit der sie sich klimapolitisch seit Jahrzehnten über Wasser
halten, verfängt nicht mehr, doch das in sich widersprüchliche Sammelsurium an
Vorschlägen, mit denen ein Neubeginn staatlicher Klimaschutzpolitik in die Wege
geleitet werden soll, wirkt wie der Versuch, eine starke Blutung mit
Heftpflastern zu stillen. 

Mit dem globalen Charakter notwendiger Interventionen völlig unverträglich ist
die nationale Ausrichtung von Maßnahmen, die nicht nur klimapolitisch wirksam
sein, sondern immer auch nationale Vorteile auf dem Feld politischer und
ökonomischer Staatenkonkurrenz mit sich bringen sollen. Unverhandelbare
Anforderung an alle diskutierten Lösungen ist ihre Tauglichkeit für das
Erwirtschaften weiteren Wachstums, so daß von einer weitgehenden Gleichsetzung
von Industrie- und Klimapolitik gesprochen werden kann. Obgleich in der
Bundesrepublik eines der weltweit höchsten Pro-Kopf-Niveaus an Naturverbrauch
erreicht wird, soll bei allen Entscheidungen stets im Blick bleiben, ob nicht
andere Staaten daraus Gewinn schlagen, wenn die Exportnation Deutschland sich
staatlich regulierte Beschränkungen auferlegt. So changiert die politische
Debatte zwischen dem Versuch, notwendige Veränderungen mit Blick auf die
Konkurrenz anderswo klein zu halten, oder aber sich an die Spitze der Bewegung
zu setzen, wenn der reklamierte Vorbildcharakter Aussicht darauf eröffnet, den
globaladministrativen Einfluß Berlins zu mehren und deutschen Unternehmen gute
Geschäfte zu bescheren [3].

Keinesfalls verlassen wird das Feld einer kapitalistischen Marktwirtschaft,
deren Warenproduktion zu einem nicht an den existentiellen Bedürfnissen der
Menschen, sondern ihrer Nützlichkeit als KonsumentInnen orientierten
Naturverbrauch geführt hat. Der Grundsatz, alle Treibhausgasemissionen zu
bepreisen und auf diese Weise zu regulieren, ändert an dem Problem einer
ausschließlich an Kapitalverwertung orientierten Produktivität nur wenig. Die
Frage, ob Emissionshandel oder CO2-Steuer den Klimaschutz besser voranbringen,
reduziert diesen auf eine Funktion des warenproduzierenden Systems, anstatt den
zerstörerischen Charakter der Kapitalakkumulation zu erkennen. Wo es einer
kollektiven Bemühung ohne Ansehens nationaler, ethnischer, geschlechtlicher und
ökonomischer Bedingungen bedürfte, um nennenswerten Einfluß auf den
industriellen wie persönlichen Ressourcenverbrauch zu nehmen, soll die
Individuation der Marktsubjekte unter allen Umständen aufrechterhalten bleiben.

Dabei geht es nicht nur darum, eine sozial ungerechte Maßnahme wie die
CO2-Steuer einzuführen, die die Lebenspraktiken und Verbrauchsprivilegien
wohlhabender Menschen schützt. Weit entfernt davon, die Verursacher und
Profiteure der fossilistischen Reichtumsproduktion zur Kasse zu bitten, sollen
mit dem Insistieren auf Marktlösungen etablierte Herrschaftsstrukturen
fortgeschrieben werden. Wo die unabgegoltene historische Aufgabe der Bewältigung
sozialer Ungleichheit durch die hinzukommende Anforderung der Bewahrung der
natürlichen Lebensgrundlagen wieder zu einer greifbaren Option werden könnte,
soll um so entschiedener verhindert werden, dies im Rahmen einer egalitären, von
ökosozialistischen Prinzipien bestimmten Weltgesellschaft zu verwirklichen. 
Während die Erkenntnis um sich greift, daß die technische Bewältigung der
Klimakatastrophe ohne die soziale Aufhebung aller Überlebenskonkurrenz bloßes
Stückwerk bleiben muß und sogar droht, in Form eines die Welt zum Labor
wissenschaftlicher Großexperimente machenden Geoengineerings unabsehbare,
möglicherweise höchst destruktive Ergebnisse zu zeitigen, wird der Dystopie
eines grünen Kapitalismus zugearbeitet, der die Klassenwidersprüche
marktförmiger Vergesellschaftung mit einer ökologisch begründeten und autoritär
durchgesetzten Mangelverwaltung weiter verschärfte.

Bleibt die Frage, ob das Treffen angemessener klimapolitischer Entscheidungen
unter den Bedingungen der repräsentativen, die Allianz von Staat und Kapital
schützenden und in Krisenzeiten von faschistischen Ermächtigungsfantasien
belagerten Demokratie überhaupt möglich ist. Wo die Sicherung herrschender
Besitzstände alle Überlegungen zum Treffen notwendiger Maßnahmen dominiert und
die Einteilung der Welt in nationale Staatssubjekte Vermeidungsstrategien und
Ressourcenkriege initiiert, besteht kaum Aussicht darauf, die Frage notwendigen
Verbrauches kosmopolitisch auf eine Mensch und Natur schonende Weise zu
beantworten. Um die gewaltige Diskrepanz zwischen dem erreichten Stand an
Naturzerstörung und regressiver Besitzstandwahrung zu brücken, braucht es mehr
als eines jugendlichen Protestes, dem die sozialrevolutionäre Basis weitgehend
verlorengegangen ist. Ohne eine antikapitalistische, an konkreten Ideen zur
Schaffung einer ökosozialistischen Gesellschaft arbeitende Organisierung des
Widerstands nicht nur weißer Mittelschichten, sondern der abgehängten,
flüchtenden, von rassistischer und patriarchaler Gewalt betroffenen Menschen
bleibt das Feld jenen gesellschaftlichen Gewinnern überlassen, die hoffen, zu
Lebzeiten noch nicht vom ganzen Ausmaß der Katastrophe betroffen zu sein und bis
dahin wie bisher zu Lasten anderer zu überleben.


Fußnoten:

[1] https://www.ncdc.noaa.gov/sotc/global/201907

[2] https://www.counterpunch.org/2019/07/17/ye-cannot-swerve-me-moby-dick-and-climate-change/

[3] https://www.magazin-auswege.de/data/2019/08/Cechura_CO2-Die_Wunderwaffe_der_Klimapolitik.pdf
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STANDPUNKT/881: Türkei - AKP erteilt den kurdischen Friedensangeboten eine Absage (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Türkei: Absetzung von kurdischen Bürgermeister*innen - AKP erteilt
den kurdischen Friedensangeboten eine Absage

Informationsdossier von Civaka Azad, September 2019



Einleitung

In der Türkei unter Recep Tayyip Erdoğan herrscht ein etwas
eigenwilliges Verständnis von demokratischen Wahlen vor. So werden
gerne Mal Wahlen wiederholt, wenn die Ergebnisse nicht im Sinne der
Regierungspartei sind (Parlamentswahlen 2015/Kommunalwahlen Istanbul
2019) oder aber auch gewählte Mandatsträger*innen ihres Amtes enthoben
oder gleich aus dem Parlament heraus in das Gefängnis gesteckt
(Parlamentsabgeordnete und Bürgermeister*innen der HDP 2016). Im Jahr
2016 hatte die AKP-Regierung es schließlich auf die Höhe getrieben,
als sie auf Grundlage des Ausnahmezustands insgesamt 94 von 102
gewählten Bürgermeister*innen der Demokratischen Partei der Regionen
(DBP, Schwesterpartei der HDP) in den kurdischen Siedlungsgebieten
absetzte und 93 von ihnen festnehmen ließ. An die Stelle der
paritätisch besetzten Doppelspitze wurden männliche sogenannte
Zwangsverwalter im Auftrag der AKP-Regierung eingesetzt, von denen
sich viele in der Folgezeit in Korruptionsaffären verwickelten und die
kurdischen Kommunen unter einem Schuldenberg begruben. Folglich
wunderte es nicht, dass bei den Kommunalwahlen am 31. März dieses
Jahres die HDP in den meisten kurdischen Kommunen die Mehrheit
erlangte und demokratisch legitimierte Bürgermeister*innen in den
kurdischen Gebieten wieder ihre Arbeit aufnehmen konnte. Doch auch
dieses Mal war die AKP mit den Wahlergebnissen in den kurdischen
Regionen nicht einverstanden und griff schließlich am 19. August zur
Tat.


Was geschah am 19. August?

Der türkische Staatspräsident und seine AKP gingen an diesem Tag
wieder gegen die kurdischen Stadtverwaltungen im Land vor. In den
Metropolen Amed (Diyarbakir), Mêrdîn (Mardin) und Wan (Van) sind die
HDP-Oberbürgermeister*innen Adnan Selçuk Mizrakli, Ahmet Türk und
Bedia Özgökçe Ertan auf Betreiben des Innenministeriums ihres Amtes
enthoben worden. Die Stadtverwaltungen wurden anschließend unter die
kommissarische Leitung von AKP-Bürokraten gestellt. Die rechtliche
Grundlage für dieses Vorgehen ergebe sich aus Ermittlungen gegen die
betroffenen Bürgermeister*innen wegen Terrorvorwürfen, heißt es in
einer Stellungnahme des Innenministeriums.

Neben der Absetzung der Ko-Bürgermeister*innen in Amed (Diyarbakir),
Mêrdîn (Mardin) und Wan (Van) wurden am selben Tag bei Razzien und
Durchsuchungen mindestens 418 politische Aktivist*innen, darunter
zahlreiche HDP-Mitglieder, festgenommen. Unter den festgenommenen
HDP-Mitgliedern befinden sich Provinz- und Kreisstadtverantwortliche
sowie gewählte Mitglieder der Provinz- und Stadträte.

In den besagten drei Städten waren bereits 2016 Zwangsverwalter der
AKP eingesetzt worden. Dass die Bevölkerung mit diesem Vorgehen der
Regierung nicht einverstanden war, bewiesen die Wahlergebnisse vom 31.
März 2019.

Kommunalwahlen Amed/Diyarbakir, 31. März 2019

HDP: 490.571 Stimmen, Stimmanteil: 62,93%

AKP: 241.633 Stimmen, Stimmanteil: 30,99%

Kommunalwahlen Wan/Van, 31. März 2019

HDP: 260.495 Stimmen, Stimmanteil: 53,83%

AKP: 196.040 Stimmen, Stimmanteil: 40,51%

Kommunalwahlen Mêrdin/Mardin, 31. März 2019

HDP: 208.854 Stimmen, Stimmanteil: 56,24%

AKP: 143.060 Stimmen, Stimmanteil: 38,53%

Doch am 19. August wagte es die AKP erneut, sich über den Willen der
Wähler*innen in den kurdischen Städten hinwegzusetzen und ließ unter
Missachtung von insgesamt mehr als 950.000 Wähler*innenstimmen, die in
den drei Städten für die HDP gestimmt hatten, die Bürgermeister*innen
durch eigene Zwangsverwalter ersetzen.


Wie bewertet die betroffene HDP diese Maßnahme und wie
reagieren die Bürger*innen der Städte?

Die HDP bezeichnet das Vorgehen der AKP als einen "politischen
Putsch". In einer schriftlichen Stellungnahme der Partei heißt es
weiter: "Die Absetzungen zeigen die feindliche Haltung zum erklärten
politischen Willen des kurdischen Volkes. Das Innenministerium macht
sich damit zum Zentrum eines Putsches, mit dem Rechte und Freiheiten
usurpiert und Entscheidungen getroffen werden, die keine Spur von
Demokratie aufweisen. (...) In der Zeit der Zwangsverwaltung sind in
den betroffenen drei Großstädten und den anderen Kommunalverwaltungen
alle Ressourcen aufgebraucht worden. Die staatlichen Treuhänder haben
einen Trümmerberg hinterlassen. Durch die Zwangsverwaltung sind die
Rathäuser zu Zentren der Korruption und des Diebstahls gemacht
worden."

Gegen die Absetzung der Bürgermeister*innen hat die HDP zu
ununterbrochenen Aktionen aufgerufen, die von den Abgeordneten der
Partei angeführt werden und gegenwärtig andauern. Die türkischen
Sicherheitskräfte reagieren auf diese Proteste mit äußerster
Brutalität. Die Zweigstelle des Menschenrechtsvereins IHD in Amed
kritisierte in einer Stellungnahme am 27. August das Vorgehen der
Polizeikräfte mit deutlichen Worten. Demnach seien binnen einer Woche
nach der Absetzung der Bürgermeister*innen mindestens 1.000 Menschen
in Gewahrsam genommen worden. Zahlreiche von ihnen wurden illegalen
Verhörmethoden unterworfen. Andere wurden unter Einsatz von
Wasserwerfern, Schlagstöcken und Gasgranaten auf offener Straße
Polizeigewalt ausgesetzt.

In derselben Stellungnahme des Menschenrechtsvereins wird auch auf die
Entscheidung zur Absetzung der Bürgermeister*innen durch das türkische
Innenministerium Stellung bezogen.

Die Absetzung von Adnan Selçuk Mızraklı, dem Bürgermeister
von Amed, wurde bereits am 1. April initiiert - also nur einen Tag
nach den Kommunalwahlen. Das entsprechende Ersuchen wurde vom
Provinzgouverneur gestellt. "Damit haben sich der Innenminister und
der Gouverneur über die Justiz hinweggesetzt und gegen die Verfassung
verstoßen. Millionen Wähler wurden ihres Wahlrechts beraubt. Es wurden
Straftaten begangenen", kritisiert der IHD.


In welchem politischen Kontext findet die Einsetzung der
Zwangsverwaltungen statt?

Pervin Buldan, die Ko-Vorsitzende der HDP, erklärt, dass mit der
Einsetzung von Zwangsverwaltungen in die HDP-regierten Rathäuser die
Entscheidung für den Krieg mit den Kurd*innen durch die AKP-Regierung
ein weiteres Mal bestätigt worden ist. Dies sei nichts Neues, denn die
Türkei habe im Verlauf ihrer Geschichte immer auf Krieg gesetzt, fügt
sie hinzu.

Buldan, die zwischen 2013 und 2015 in der Zeit der Friedensgespräche
zwischen dem türkischen Staat und Abdullah Öcalan Teil der
"Imrali-Delegation" war, begreift die Absetzung der
Bürgermeister*innen auch als eine direkte Antwort der Regierung auf
das jüngste Friedensangebot des inhaftierten PKK-Vorsitzenden von der
Gefängnisinsel Imrali. "Herr Öcalan hat in jedem Gespräch von Frieden
gesprochen. Es ist zu Entwicklungen gekommen, in denen die damaligen
Konflikte und der Kriegszustand in sehr einfacher Form in einen
Frieden hätte münden können. Die Machthaber in diesem Land haben sich
allerdings für das Gegenteil entschieden", so Buldan.

Gerade als die Isolation auf Imrali gebrochen war und Hoffnung auf
eine Wiederaufnahme des Friedensprozesses aufkam, hat die AKP ihre
Einstellung zur kurdischen Frage ein weiteres Mal bestätigt, erklärt
die HDP Ko-Vorsitzende weiter und erklärt abschließend: "Im Moment
sind Frieden, Dialog und eine Lösung kein Thema für die AKP. Ansonsten
wären keine Zwangsverwalter in unseren Stadtverwaltungen eingesetzt
worden und das heutige Unrecht hätte nicht stattgefunden."


Wie sind die Reaktionen auf die Zwangsverwaltungen in der
Türkei und in Europa?

Seitdem die kurdischen Kommunen von Zwangsverwaltern regiert werden,
wird die damit ausgelöste Protestwelle von Tag zu Tag immer größer. In
zahlreichen Städten in der Türkei, aber auch in anderen Ländern, kommt
es täglich zu Demonstrationen. Zudem erklären sich immer mehr Kreise
solidarisch mit der HDP, wie zum Beispiel die Union der Türkischen
Architekten- und Ingenieurkammern, die Konföderation der im
öffentlichen Dienst beschäftigten Arbeiter und die Konföderation der
Revolutionären Arbeitergewerkschaften der Türkei. Auch die
"Freiheitliche Linke", eine Strömung innerhalb der Republikanischen
Volkspartei (CHP), hat die Partei aufgerufen, etwas gegen die
Zwangsverwaltung der Städte Amed, Wan und Mêrdîn zu unternehmen. Die
Strömung "Freiheitliche Linke" besteht aus ehemaligen und aktuellen
Abgeordneten, Bürgermeister*innen und Vorstandsmitgliedern der CHP
sowie weiteren Akademiker*innen und Politiker*innen.

Auch in Deutschland und anderen europäischen Ländern finden
Protestdemonstrationen statt, die von türkischen und kurdischen
Exilorganisationen gemeinsam organisiert werden. Der Präsident des
Kongresses der Gemeinden und Regionen des Europarates, Anders Knape,
bezeichnet die Suspendierung gewählter Bürgermeister in der Türkei als
besorgniserregend. Die lokale Demokratie werde damit unterminiert.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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BERICHT/348: Kinderrechte - ohne Abstufung und Unterschiede ... (SB)


Aufgabe des Sozialstaates ist es nicht zuletzt, durch
solidarische, sozial gerechte Umverteilung für einen Ausgleich zu
sorgen. Tatsache aber ist: Die bestehenden sozialen Sicherungssysteme
erodieren und verlieren zunehmend ihre Funktionsfähigkeit. (...) Der
Paritätische fordert eine neue soziale Sicherheitspolitik, verstanden
als Politik für soziale Sicherheit und Zusammenhalt.

Rolf Rosenbrock (Vorsitzender des Paritätischen Gesamtverbands) [1]



Armut im allgemeinen und Kinderarmut im besonderen gehört in
Deutschland zu jenen sozialen Verwerfungen, die seit Jahren von
fachkundigen Expertinnen und Experten thematisiert und durchaus auch
auf politischer Ebene erörtert werden. Dennoch ist sie weiter auf dem
Vormarsch, da angemessene Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung Mangelware
bleiben. Und obwohl immer mehr Menschen gefährdet oder unmittelbar
betroffen sind, die Medien darüber berichten, Sozialverbände und
Initiativen engagiert dagegen zu Felde ziehen, ist eine breitere
gesellschaftliche Bewegung, die ihre Stimme erhebt, auf Abhilfe drängt
und dafür auch auf die Straße geht, nicht zu erkennen. Während
Tausende Menschen gegen den Klimawandel, für eine andere
Landwirtschaft und Ernährung, zugunsten einer offenen demokratischen
Gesellschaft, gegen den G20-Gipfel und die neuen Polizeigesetze,
mitunter auch für Flüchtlinge und diverse weitere Thematiken
mobilisiert werden können, herrscht an der Armutsfront, die so
dringend eines massenhaften Drucks von unten bedarf, um der
Regierungspolitik auf die Sprünge zu helfen, geradezu Friedhofsruhe.

Die Aneignung des gesellschaftlichen Reichtums erfolgt in der
Bundesrepublik auf eine Weise, welche die Bevölkerung in extremem Maße
spaltet. In den oberen Schichten bricht sich eine Privilegierung Bahn,
die den Reichtum in beispielloser Weise auf sich vereint und ihren
Einfluß auf Bestandssicherung und Ausbau dieser Position unablässig
geltend macht. Dem steht eine Degradierung und Ausgrenzung der unteren
Schichten gegenüber, wobei auch die in sich fragmentierte
gesellschaftliche Mitte unter Druck geraten ist. Dort fühlen sich
viele Menschen vom Abstieg bedroht, da ihre soziale Stellung instabil
geworden ist. Wer in dieser Mittelschicht Arbeit hat, muß immer mehr
leisten, um über die Runden zu kommen. Die wachsende Konkurrenz um
schwindende Erwerbsmöglichkeiten verlangt der Existenzsicherung einen
immer größeren Einsatz ab, ohne daß dadurch die erreichte Position
sicher wäre. So setzt sich die untere Hälfte der Gesellschaftspyramide
zu 20 bis 30 Prozent aus Menschen zusammen, die permanent vom sozialen
Absturz bedroht sind, während die verbliebenen 10 bis 20 Prozent in
der einen oder anderen Form in Armut leben. Und wie ein
Damoklesschwert hängt darüber Hartz IV als permanente Drohung der
Abstiegsspirale.

Das gleichzeitige Auftreten von wachsendem Reichtum und sich
vertiefender Armut ist kein beiderseitiges Randphänomen einer an sich
homogenen Gesellschaft, sondern zwangsläufige Folge von
Produktionsverhältnissen in einer Klassengesellschaft, deren innere
Widersprüche sich im Zuge eskalierender Krisen verschärfen.
Verfügungsgewalt und Prosperität gründen auf der Produktion von
Abhängigkeit und Verelendung, wobei der Sozialstaat angesichts
schwindender Mittel immer weniger in der Lage ist, die Zuspitzung
zumindest zu mildern, der er in zunehmendem Maße geopfert wird. Dabei
ist der Ab- und Umbau des Sozialstaats eine politisch intendierte
Stoßrichtung, die Folgen der Krise nach unten abzuwälzen, um
Machterhalt und Besitzstand der gesellschaftlichen Eliten zu sichern
und fortzuschreiben.

Im Zusammenhang dieses Sozialkampfs von oben ist die
Entsolidarisierung und Spaltung der Gesellschaft integraler
Bestandteil einer Gesamtstrategie der Entmächtigung. Die Durchsetzung
der neoliberalen Wirtschaftsweise und Durchdringung aller
Lebenssphären hat soziale Zusammenhänge für nichtig erklärt und
kollektive Widerstandsformen außer Kraft gesetzt. Der Anspruch auf
Sozialleistungen wurde zugunsten einer Vorwurfslage entsorgt, die dem
Einzelnen ein Scheitern an diesen Verhältnissen als persönliche Schuld
anlastet. In der sogenannten Mehrheitsgesellschaft herrschen
marktradikale und somit sozialdarwinistische Auffassungen des
ungezügelten individualisierten Konkurrenzkampfs vor. So münden reale
Abwertungsprozesse in eine Diskriminierung all jener, die des
Versagens bezichtigt und hinter unsichtbaren Mauern ausgegrenzt
werden, die ihnen die Teilhabe verwehren.
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"Aktiv werden gegen Kinderarmut!"

Auf Einladung der Linksfraktion in der Hamburger Bürgerschaft fand am
29. August im DGB-Haus eine Veranstaltung zum Thema "Aktiv werden
gegen Kinderarmut!" statt. Unter Moderation des Journalisten Herbert
Schalthoff diskutierten die Fraktionsvorsitzenden Sabine Boeddinghaus
und Cansu Özdemir mit Ulrich Schneider (Bündnis Kindergrundsicherung,
Der Paritätische) sowie weiteren Expertinnen und Experten über diesen
Problemkomplex. In einer reichen Stadt wie Hamburg ist jedes vierte
Kind von Armut bedroht, in Steilshoop und Harburg sogar jedes zweite.
Auch unter den 18- bis 25jährigen liegt die Armutsgefährdungsquote bei
32 Prozent. Dabei heißt Kinderarmut immer auch Familienarmut, sie ist
mit der Einkommensarmut der Eltern verknüpft. Besonders betroffen sind
Alleinerziehende oder Familien mit Migrationshintergrund. Kinderarmut
betrifft also nicht nur eine kleine Gruppe, sondern sehr viele
Menschen in Hamburg.

Dabei ist Armut kein individuelles Problem, sie hat vielmehr
gesellschaftliche Ursachen. Immer mehr Menschen sind arm trotz Arbeit,
sie arbeiten unfreiwillig in Teilzeit, Leiharbeit und Niedriglohnjobs.
Die Arbeitswelt paßt immer weniger mit einem Familienalltag zusammen.
Und die vorhandenen Sicherungssysteme schützen Kinder und ihre
Familien nicht vor Armut. Beziehen Eltern SGB-Leistungen, wird ihnen
sogar das Kindergeld wieder abgezogen. Es stellt sich daher die Frage,
wie angemessene monetäre Leistungen beschaffen sein müssen und welche
weiteren Maßnahmen darüber hinaus erforderlich sind, um die
Kinderarmut zu reduzieren und die soziale Spaltung zu verringern.
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Schlaglichter aus Vergangenheit und Gegenwart von Armut

Ulrich Schneider eröffnete das Gespräch mit aufschlußreichen
Schlaglichtern aus Vergangenheit und Gegenwart von Armut in
Deutschland. Wie er ausführte, brachte der Paritätische
Wohlfahrtsverband 1989 erstmals einen Armutsbericht heraus und
eröffnete damit die Diskussion, was Armut ist. Bis dahin galt
offiziell, daß Sozialhilfe Armut verhindert. Umstritten war, ob es
eine Dunkelziffer von Armut jenseits der Sozialhilfe gibt. Aber alle
anderen bekämen doch den Regelsatz, in dem an alles gedacht sei. Es
gab den Warenkorb, um dessen Inhalt man heftig stritt. Der
Armutsbericht formulierte erstmals, daß Sozialhilfe rechtlich fixierte
Armut ist, weil man mit diesem Geld nicht über den Monat kommen kann.
Man muß nicht verhungern, kann aber nicht teilhaben. An diesem Streit,
ob es in Deutschland Armut gibt, hat sich bis heute prinzipiell nichts
geändert.

Viele Menschen sind davon überzeugt, daß es keine Armut gibt, weil sie
selbst damit keine Probleme haben. Zwar geben sie zu, daß Menschen,
die unter Brücken schlafen und Pfandflaschen sammeln müssen, arm
seien, doch für andere gelte das nicht. Die einen nehmen beim Einkauf
mit, was sie wollen, ohne nach dem Preis zu fragen, die anderen können
sich nur das Notdürftigste leisten. Wenn man mit dieser Diskrepanz
kein Problem hat, kennt man auch keine Armut. Nach einer Definition,
die von den meisten Wissenschaftlern geteilt wird, beginnt Armut
jedoch nicht erst dann, wenn jemand Hunger leidet, keine Kleidung,
kein Obdach hat. Armut herrscht, wenn man nicht mehr teilhaben kann.
Lebt jemand von der Altersgrundsicherung, erlaubt es dieser Satz nicht
einmal mehr, einen Ausflug mit der Pfarrgemeinde zu machen,
Kaffeetrinken zu gehen, ein Kino oder Theater zu besuchen. Weil das in
diesem reichen Land nicht nötig wäre, ist es Armut. Bei alten Menschen
ist das besonders bitter, weil es lebenslänglich bedeutet. Teilhabe
kostet in unserer Gesellschaft enorm viel Geld, der Lebensstandard
orientiert sich an der Mitte.

Auch für Kinder ist das sehr hart, weil sie frühzeitig merken, daß sie
nicht mehr teilhaben können. Derzeit leben 2 Millionen Kinder im
Hartz-IV-Bezug, wovon sich über 60 Prozent vier oder mehr Jahre darin
befinden und nicht mehr herauskommen. Nicht alle sind Kinder von
Arbeitslosen, auch viele Aufstocker sind dabei, und 1 Million sind
Kinder von Alleinerziehenden. Die Hälfte dieser Alleinerziehenden
arbeitet, aber sie verdienen nicht genug, weil sei meistens nicht
Vollzeit arbeiten können. Für die Kinder heißt das, daß sie von ganz
normalen Vollzügen ausgeschlossen sind.

Zur Veranschaulichung erzählte Schneider vom Abiturball seiner beiden
Töchter, der 60 Euro Eintritt pro Person, also 240 Euro für Eltern mit
zwei Kindern kostete. Die Jungs kaufen sich Anzüge, die Mädchen
Abendkleider. Im Umfeld mußten viele Eltern ihren Dispo bis zum
Anschlag ausreizen, um teilnehmen zu können. Machen sie das nicht mit,
halten ihnen die Kinder das später vor. Da hat man plötzlich drei
Arten von Eltern: Für einige ist das kein Problem, die zahlen einfach.
Viele kommen erst ab 22 Uhr zum halben Preis, wenn das Büfett schon
weggegessen ist. Wieder andere schicken nur ihre Kinder. Und dabei
bildet sich beim Abitur nur das Ende einer Schulkarriere ab, die schon
seit zwölf Jahren so verlaufen ist. Bei Klassenfahrten gibt es stets
die Diskussion um das Taschengeld. Einige legen vor, weil sie es
haben, andere werden blaß. Immer die gleichen Kinder müssen
zurückstehen. Wenn Kinder heute Geburtstag feiern, gehen sie
Bowlingspielen, da mieten die Eltern eine Bowlingbahn. Ärmere Leute
werden in ärmere Viertel verdrängt. Da argumentieren Ökonomen perfide,
in Neukölln könne man nicht von Armut sprechen, weil dort ja alle kein
Geld hätten. Relative Armut könne es im Armenhaus nicht geben. Dort
suchen sich die Kinder und Jugendlichen eigene, wenig konforme
Möglichkeiten der Teilhabe. Wer von Kindheit an erfährt, daß ihm die
üblichen Karrierewege versperrt sind und sich die Eltern abrackern,
ohne auf einen grünen Zweig zu kommen, entwickelt nicht die
Motivation, um Bildungserfolge zu haben. Doch dieselben Jugendlichen,
die in der Schule nicht mitmachen, sieht man nachmittags mit
Begeisterung Sport treiben, weil sich da die Leistung lohnt. Sie sind
anerkannt, haben Erfolge, werden beim Sonntagsspiel bewundert. Einige
hoffen auf eine kleine Profikarriere.

Kinder brauchen eine realistische Perspektive und Vorbilder, die nicht
auf Hartz IV angewiesen sind. Sie brauchen gute Laune in der Familie,
ein bißchen Glück. Wenn die Eltern nach einem halben Monat nicht
wissen, wie sie klarkommen sollen, wenn sie Angst vor jedem grauen
Umschlag mit einer Rechnung haben und ihn nicht mehr aufmachen, weil
ihnen die Schulden über den Kopf wachsen, wenn das ganze Leben nur
Streß ist, dann überträgt sich das auf das Klima in der Familie. Das
raubt dem Kind Lebensmut. Man kann Kinder nicht bilden, sie müssen
sich bilden. Man kann ihnen helfen. Aber wenn sie sich nicht bilden
wollen, weil sie das für völlig unvernünftig halten, weil es sowieso
nichts bringt, dann läuft jeder Pädagoge ins Leere, so Schneider.

Wie hat sich diese Situation seit 1989 entwickelt? Die Armut ist
seither anders geworden. Damals lief eine Zeit aus, in der man noch
vieles umsonst machen konnte. Man konnte Fußball spielen, ohne im
Verein zu sein, weil es Freiflächen gab. Es gab auch mehr öffentliche
preiswerte Bäder. Heute geht ohne Geld fast nichts mehr. Zudem hat
sich der Empfängerkreis geändert. Damals waren in der Sozialhilfe vor
allem alte Frauen, deren Witwenrente nicht reichte, Alleinerziehende
und Arbeitslose, aber kaum Erwerbstätige. Heute sind 4,5 Millionen
erwerbsfähige Menschen in Hartz IV und 500.000 in der
Altersgrundsicherung. Damals betrug die Armutsquote rund 10 Prozent,
2018 waren es 15,5 Prozent, das sind etwa 13 Millionen Menschen. Seit
Mitte der 90er Jahre gab es eine Ausweitung von Niedrigverdiensten von
weniger als einem Drittel des durchschnittlichen Bruttoeinkommens auf
über 20 Prozent. Das war mit Hartz IV auch politisch so intendiert:
Der Niedriglohnsektor sollte dazu führen, daß mehr Arbeitsplätze
geschaffen werden, und nach ein, zwei Jahren kämen die Leute aus dem
Niedriglohnsektor wieder heraus. Ähnlich hieß es für Leiharbeit, daß
dies nur eine kurze Übergangsphase sei, worauf daraus schon feste
Arbeitsplätze würden. Im unteren Einkommensbereich haben die Menschen
heute kaum mehr Kaufkraft als in den 90er Jahren, im oberen Bereich
wurden 7 bis 8 Prozent Kaufkraft zugelegt. Metallindustrie oder
Autoproduktion legte zu, alles was in den Export ging, Dienstleistung
wie Gaststätten, aber auch Erziehung und Pflegeberufe stagnierte, und
das unterste Zehntel der Erwerbstätigen hatte Reallohnverluste von bis
zu 5 Prozent.

Zudem hat man seit 2000 sozialpolitisch verstärkt auf die Mitte
gesetzt, Leistungen für ärmere Familien bewußt gestrichen und Familien
im mittleren Bereich stärker gefördert. Das fing mit Hartz IV an, da
nun Familien weniger Geld als bei der Sozialhilfe hatten. Früher
wurden sogenannte einmalige Leistungen wie Kleidung zusätzlich
gewährt, mit Hartz IV wurde alles pauschaliert. Um 2007 wurde das
Erziehungsgeld abgeschafft und durch das Elterngeld ersetzt.
Erziehungsgeld war als Pauschale ausdrücklich für schwächere Haushalte
da und wurde mit steigendem Einkommen abgeschmolzen. Zudem war es
anrechnungsfrei in Hartz IV. Mit dem Elterngeld wurde das ganze
gedreht, und man bekam einen prozentualen Anteil des zuvor erzielten
Erwerbseinkommens, wovon die Besserverdienenden am meisten
profitierten. Die schlechter Gestellten bekamen wesentlich weniger als
vorher. 2011 wurde dann der Freibetrag in Hartz IV für diese Leistung
gestrichen, seither wird das gesamte Elterngeld mit angerechnet. Die
Armut ist also zum größten Teil hausgemacht und ein Ergebnis
politischen Wollens: Laß uns die Mittelschicht hofieren, der Rest
ergibt sich von selber.

Heute gibt es 1,2 Millionen Aufstocker, die kaum mehr haben, als wenn
sie nicht arbeiten gingen. Sie kämpfen gegen Windmühlen. In Hartz IV
sind 4,5 Millionen theoretisch erwerbsfähig, davon nur 1,5 Millionen
arbeitslos, die andern machen alle irgend etwas. Sie sind zum Teil in
Maßnahmen, die sie selber als nicht sinnvoll erleben. Die 1,2
Millionen Aufstocker sind keineswegs alle Minijobber, die Hälfte ist
sozialversicherungspflichtig beschäftigt, nur häufig wegen der Kinder
nicht vollzeit. Hunderttausende pflegen Angehörige und stehen deshalb
dem Arbeitsmarkt gar nicht zur Verfügung.
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Geld hilft - hinzu müssen strukturelle Maßnahmen kommen

Hamburg hat eine Milliarde Euro für die Elbphilharmonie aufgewendet
und Milliarden für die HSH Nordbank, so der Moderator. Reicht es in
dieser Stadt, viel Geld in die Hand zu nehmen, um das Problem zu
lösen? Wie Sabine Boeddinghaus unterstrich, würde es wirksam helfen,
sofern bestimmte Maßnahmen zur Unterstützung der Familien ergriffen
werden. In Hamburg sind mehrere Kinder gestorben, die in Jugendhilfe
betreut waren. Sie kamen alle aus Familien, die von Armut bedroht oder
arm waren. Beim Versuch, sich diesem Thema in der Enquetekommission zu
nähern, waren SPD und Grüne dagegen, Armut und Lebenslagen von Kindern
in diesen Auftrag zu nehmen. Im politischen Umgang trete ein Unwillen
zutage, sich mit diesem Thema auseinanderzusetzen. Daß es dann doch
aufgenommen wurde, war dem Kommissionsvorsitzenden zu verdanken, der
darauf bestand, daß die soziale Lage der Familien Teil des
Untersuchungsauftrags sein müsse. Generell dürfe Armutsbekämpfung aus
dem politischen Blickwinkel nicht Wohlfahrt oder Almosen sein. Politik
müsse anerkennen, daß Kinder das Recht auf ein Aufwachsen ohne Gewalt,
Armut und in Sicherheit haben, daß sie Teilhabemöglichkeiten,
Mitbestimmungsmöglichkeiten und Förderung bekommen. Politik muß die
Rahmenbedingungen schaffen, daß dieses Grundrecht eingelöst wird, so
Boeddinghaus.

Bundesweit wird eine Aufnahme der Kinderrechte ins Grundgesetz als
elementare Voraussetzung diskutiert. Armutsbekämpfung muß auch heißen,
die offene Kinder- und Jugendarbeit in den Stadtteilen zu stärken und
ein kostenloses Frühstück in Kita und Grundschule anzubieten. Träger
und Verbände haben bestätigt, daß Armut in Hamburg auf hohem Niveau
stabilisiert wird. Die bislang ergriffenen Maßnahmen haben nicht dazu
geführt, die Armut zu verringern. Familien haben die Perspektive
verloren, die Kinder schämen sich und gehen nicht davon aus, daß sie
ein Recht auf eine gute Ausbildung haben.

Er könne sich nicht vorstellen, daß man das Problem aus der Welt
schafft, wenn man allen Familien einige hundert Euro mehr gibt, legte
Schalthoff nach. Man könne die Probleme nicht mit Geld wegkaufen. Dem
widersprach Sabine Riekermann (Sprecherin der Fachgruppe Schulen in
ver.di). Ihrer langjährigen Erfahrung nach hat die Armut in den
Schulen viele Gesichter. Längst nicht alle Eltern beantragen das
Bildungs- und Teilhabepaket, weil sie sich schämen. Werden die Kinder
älter, begreifen sie um so mehr, in welcher Situation sie leben, und
sagen ihren Eltern, sie sollen diese Leistung nicht in der Schule
beantragen, weil es ihnen peinlich ist. Die Eltern sind überhaupt
nicht geschützt, weil jeder das mitbekommt. Würden alle Kinder ein
freies Essen bekommen, fiele die Trennung an dieser Stelle überhaupt
nicht mehr auf.

Dem fügte Boeddinghaus hinzu, daß Kinder in Familien aufwachsen
sollten, in denen sie keine Angst haben, daß der Strom abgeschaltet
wird, die Eltern nicht ständig gestreßt sind und schlechte Laune
haben, daß sie sich nicht in der Schule schämen müssen, weil sie nicht
mithalten können. Die strukturelle Demütigung im Bildungssystem könnte
durch politische Maßnahmen zumindest verringert werden. Eine Politik
der Prävention, die Menschenrechte und Kinderrechte achtet, würde sehr
viel bewirken. Daß die unwürdige Lage armer Familien vielfach nicht
mehr zur Kenntnis genommen wird, habe viel mit Abwehr zu tun. Als in
der Enquetekommission die Ergebnisse der Anhörung vorgetragen wurden,
sei ihr eine heftige Abwehr entgegengeschlagen: Da kommt Aggression
hoch, wenn man damit konfrontiert ist, das will man einfach nicht
wissen.

Die mangelnde Bereitschaft der Parteipolitik, sich mit diesem Thema zu
befassen, führte Schneider darauf zurück, daß es keinen Spaß macht und
daß man damit keine Wahlen gewinnen kann. Im Unterschied zu vielen
anderen Menschen haben Hartz-IV-Bezieher keine Tätigkeit, die ihnen
zusagt. Niemand will bis 2 Uhr nachts in der Kneipe hinterm Tresen
stehen und Bier verkaufen oder als DHL-Bote für kleines Geld mit dem
Wagen herumfahren und nicht wissen, wie er über den Monat kommen soll.
Das unterscheidet auch Berufspolitiker von denen, für die sie sich
angeblich einsetzen. Mit den 10 Prozent Armen in Deutschland kann man
keine Wahlen gewinnen. Will man Wahlen mit sozialen Themen gewinnen,
muß man auf jene zielen, die sich verunsichert fühlen. Mit Menschen in
der unteren Mittelschicht beschäftigen sich Politiker ganz gern und
nehmen dabei die Umschichtung in der Familienpolitik dahin vor, wo es
Wähler zu gewinnen gibt. Das ist einer der Gründe, warum Armut als
Thema eine gewisse Abneigung erfährt, außer bei jenen, die mit
Leidenschaft und aus tiefer Überzeugung hinter dem Thema stehen. Die
gibt es überall, auch in allen Parteien, in der einen mehr, in der
anderen sehr viel weniger, so Schneider.

Er sei davon überzeugt, daß Geld gegen Armut hilft. Eine
alleinerziehende Mutter mit zwei Kindern, die von Hartz IV leben muß,
hat ein Regelsatzaufkommen von etwas über 900 Euro je nach Alter der
Kinder. Vielen Hartz-IV-Beziehern steht der Regelsatz gar nicht zur
Verfügung. Viele haben Schulden und müssen Ratenzahlungen aus der Zeit
vor Hartz IV bedienen. Fast ein Drittel der Hartz-IV-Bezieher muß aus
dem Regelsatz auch Teile der Miete bestreiten, weil sie nicht voll
übernommen wird. Im Angesicht einer solchen Frau würden wir es niemals
wagen zu sagen, die 300 Euro helfen dir doch sowieso nicht.

Auch das Argument, eine individuelle Hilfe löse das Problem als ganzes
nicht, sei hinfällig. Es geht um 13 Millionen Individuen, und wenn
ihnen individuell geholfen wird, ist das Problem aus Welt geschafft,
unterstrich Schneider. Das Geld dazu ist vorhanden, es gehe um
Umverteilung. Der Paritätische wie auch die Diakonie und die Caritas
haben unabhängig voneinander errechnet, daß die Regelsätze um 30
Prozent erhöht werden sollten, was 10 Milliarden Euro kosten würde.
Derzeit ist von einem Haushaltsüberschuß von 45 Milliarden im ersten
Halbjahr die Rede, wovon 17 Milliarden auf den Bund entfallen. Er
hätte die Möglichkeit gehabt, aus diesen Steuermitteln die Regelsätze
so zu erhöhen, daß die Menschen nicht morgens mit Existenzangst
aufwachen.

Hinzu müssen weitere Maßnahmen kommen, wie vernünftige Arbeit für die
Eltern. Wo es der Arbeitsmarkt nicht bietet, muß nachgeholfen werden.
Viele können nicht den ganzen Tag arbeiten, gesundheitlich oder wegen
der Kinder. Da muß der öffentlich geförderte Beschäftigungssektor
ausgebaut werden. Das könnte Hamburg sogar ohne den Bund mit
Beschäftigungsträgern für bestimmte Zielgruppen bewerkstelligen. Man
könnte zum Beispiel für alleinerziehende Mütter, die wegen der Kinder
ihre Ausbildung abbrechen mußten, Maßnahmen einrichten. Arbeit,
Ausbildung und Kind sollen für diese Mütter vereinbar werden, damit
sie nicht von Transferzahlungen abhängig bleiben. Kindergrundsicherung
ist Sache des Bundes, Kinder dürfen kein Armutsrisiko sein. Vielen
Eltern in Hartz IV reicht das Einkommen für sie selber, doch sobald
Kinder da sind, wachsen sie in Hartz IV hinein und müssen als
Aufstocker das volle Hartz-IV-Programm absolvieren, obwohl sie
arbeiten. Demgegenüber fordert das Konzept der Grundsicherung, daß
jedes Kind ein existenzsicherndes Kindergeld erhalten soll - im Moment
sind das 608 Euro -, das mit steigendem Einkommen abgeschmolzen wird.
Dann bekäme eine Familie mit zwei Kindern, die netto 1000 Euro
verdient, ein Kindergeld, das über Hartz IV liegt, und müßte nicht zum
Jobcenter gehen. Kinder sind keine kleinen Arbeitslosen.

Neben einem öffentlich geförderten Beschäftigungssektor und einer
existenzsichernden Kindergrundsicherung für arme Familien sei als
Drittes eine Stadtteilarbeit erforderlich, die vor Ort eine
Infrastruktur vorhält: Wir setzen einen Rechtsanspruch auf Teilhabe.
Beim Rechtsanspruch auf Kindergärten hieß es damals, das ist
unmöglich, kann keiner bezahlen. Wir haben es dennoch gemacht und es
geht. Später folgte der Rechtsanspruch auf Kinderkrippen, da hieß es
auch, daß das nicht geht. Es ging aber doch. Jetzt ist die Zeit reif
für einen Rechtsanspruch auf Teilhabe. Im Kinder- und
Jugendhilfegesetz stehen die Maßnahmen, die notwendig wären, von der
Erziehungsberatung über Jugendverbandsarbeit bis hin zu
Erholungsmaßnahmen. Für die armen Kinder muß das kostenlos sein. Dann
sind auch Gebietskörperschaften in der Pflicht, das vorzuhalten.

Auch Heike Sudmann (Fachsprecherin Stadtentwicklung, Wohnung und
Verkehr) unterstrich, das beides erforderlich sei: Geld für die
Einzelnen und Geld für das System. Als sie in den 80er Jahren im
Sozialamt gearbeitet hatte, gab es noch das Ermessen, so daß
wesentlich mehr Gelder herausgeben werden konnten. Schon damals wurde
diskutiert, ob es gut sei, mehr Geld zu geben, und diese Kontroverse
hänge immer noch in den Köpfen drin. Die Gruppen, die über wenig Geld
verfügen, werden abgeschrieben. Man braucht freies Mittagessen in den
Schulen, Würde könne mit Geld erkauft werden. Im übrigen ergab in
ihrer damaligen Praxis eine Studie nur 2 Prozent Betrugsfälle in der
Sozialhilfe, womit sie weit unter Steuerbetrug rangierte.
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Armut im Kontext der Stadtentwicklung

Als ein weiterer Problemkomplex wurde diskutiert, daß sich Armut in
bestimmten Stadtteilen konzentriert. Ein Diskussionsteilnehmer
berichtete aus Steilshoop, daß das alle zwei Jahre erstellte
Sozialmonitoring dort einen Abwärtstrend festgestellt hat. Der
Stadtteil weist einen hohen Anteil an alleinerziehenden Müttern und
Menschen mit Migrationshintergrund auf, viele arbeiten im
Niedriglohnsektor. Diese Rahmenbedingungen verhindern, daß die Kinder
in einer Familie aufwachsen, die sie fördern kann. Am wichtigsten sei
natürlich, die Löhne und Arbeitsbedingungen zu verbessern - ein
höherer Mindestlohn zum Beispiel oder daß Menschen aus diesen prekären
Arbeitsverhältnissen vor allem im Dienstleistungssektor herauskommen.
Beschäftigungsträger wie Alraune kämpfen jedes Jahr um Mittel, um
alleinstehende Mütter beschäftigen zu können.

Hat der Drittelmix bei Neubauten in Hamburg dazu geführt, daß die
Stadtteile sozial stärker durchmischt werden? Das funktionierte laut
Sudmann nicht, weil sich der Drittelmix auf den gesamten Bezirk
bezieht. In den reichsten Stadtteilen wie Blankenese sind kaum mehr
als zehn Sozialwohnungen entstanden. Die erhoffte Wirkung bleibe aber
schon deswegen aus, weil in Hamburg fast 50 Prozent aller Haushalte
Anspruch auf eine Sozialwohnung haben. Weniger als ein Viertel der
geplanten Sozialwohnungen wurde überhaupt gebaut und dann auch noch
geballt in Kleinwohnungen, die nicht für Familien geeignet sind.
Grundsätzlich müsse man erst einmal dafür sorgen, daß die Mieten nicht
weiter steigen, damit die Menschen in ihrem Stadtteil wohnen bleiben
können.

Ein anderer Diskussionsteilnehmer legte für Wilhelmsburg dar, daß dort
seit 2000 durchgängig bis heute 20.000 Menschen von Hartz IV leben.
Die Bevölkerung ist von 50.000 auf 64.000 gewachsen, wodurch der
Anteil der Hartz-IV-Empfänger prozentual gefallen ist. Aber für diese
ändert sich nichts und sie erleben, daß die Politik nichts für sie
macht. Die Mieten steigen, und der Zuzug reicherer Leute setzt einen
Verdrängungsprozeß in Gang. Von einer positiven Entwicklung, wie sie
der Moderator geltend machte, könne keine Rede sein. Vielmehr
verfestige sich ein falsches Menschenbild. Drittelmix heißt, daß es
sozial geförderten Wohnungsbau geben muß, weil es arme Menschen gibt,
wie es zugleich teure Wohnungen für Menschen mit mehr Geld geben muß.
Dieses Menschenbild beruhe auf Ungleichheit. Die Menschen in
Wilhelmsburg, die in der dritten Generation in diesem System leben,
sind so weit weg, daß sie nicht mehr herauskommen, egal, was in diesem
Stadtteil an Wohnungsbau passiert. Sie sehen, daß es nicht für sie
geschieht. Sie wissen schon als Kinder, daß sie lebenslang abgehängt
bleiben werden, wenn sie sich nicht wehren. Und das können sie nicht,
außer auf sozial nicht verträgliche Art und Weise.
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Rahmenbedingungen und Hilfe im Einzelfall

Wird Armut also gewissermaßen von einer Generation auf die andere
vererbt? Wenn Kinder von sich aus herauskommen sollen, dann muß man
die Eltern rausholen, hob Schneider hervor. Die schaffen es nicht
allein, was ganz banale Gründe haben kann. Alleinerziehende mit
Schichtdienst an der Kasse müssen aufstocken. Familien mit zerstörter
Struktur können ohne familienpädagogische Hilfe nicht in Arbeit
integriert werden. In den Beratungsstellen trifft man auf Menschen,
die zunächst einer Zahnbehandlung oder eines Besuchs beim Hausarzt
bedürfen, der vielleicht feststellt, daß gar keine Arbeitsfähigkeit
mehr gegeben ist. Will der Staat die Kinder tatsächlich herausholen,
muß er etwas für die Eltern tun.

Nun schaffen es aber manche Menschen in vergleichbaren Situationen
doch, ihre Kinder durch die Schule zu bringen, wandte der Moderator
ein. Läuft man nicht Gefahr, diese Leute zu stigmatisieren, wenn man
sagt, sie kommen da nicht heraus? Dazu erklärte Boeddinghaus, daß
Politik in diesem Feld nicht als Wohlfahrt zu verstehen sei. Die
Verbände machen eine sehr gute Arbeit, die Politik muß
Rahmenbedingungen schaffen, daß sich diese Menschen selbst in die Lage
versetzen können, in Würde zu leben. Politik muß dafür sorgen, daß
Kinder und Jugendliche Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte haben.

Schneider gab zu bedenken, daß in jedem Einzelfall genau zu prüfen
sei, womit man es zu tun hat. Ein Facharbeiter, der ganz gut über die
Runden kam und sich auch gerne was gegönnt hat, lebt deshalb an der
Kante. Dann macht die Firma pleite, doch er wohnt in einer Region, wo
sein Beruf gerade nicht gesucht wird. Er reizt das aus, will wieder
seinen Beruf und sein Gehalt haben, der ist ruckzuck nach einem Jahr
in Hartz IV. Das ist eine andere Situation als die eines 17jährigen
Mädchens, das die Ausbildung geschmissen hat, weil sie ein Kind
bekommen hat. Wieder ein anderer Mensch ist nur vier Stunden am Tag
arbeitsfähig. In Hartz IV zählt jeder als arbeitsfähig, der es
schafft, drei Stunden am Tag tätig zu sein und das nicht einmal am
Stück. Dann heißt es immer, der kann doch an der Pforte arbeiten. So
viele Pforten gibt es gar nicht. Der größere Teil der armen Menschen
hat eine Ausbildung, aber die wird nicht mehr gebraucht.

Er denke nicht, daß man stigmatisiert, wenn man das Problem beim Namen
nennt. Wenn jemand nur vier Stunden am Tag arbeiten kann, dann ist er
vielleicht besser in der Erwerbsunfähigkeitsrente aufgehoben, als daß
er jeden Monat ein Bewerbungstraining macht, was ungemein entwürdigend
ist. Doch wie verhalte es sich mit der 17jährigen, die einfach nur
keinen Bock hat, wollte Schalthoff wissen. Dazu berichtete Schneider,
daß er in Talkshows mehrfach mit solchen Menschen konfrontiert worden
sei, die als Beweis vorgeführt wurden, daß etliche gar nicht arbeiten
wollen. Sie hätten durchweg psychische Probleme gehabt und der Hilfe
bedurft, wie er das auch in den Einrichtungen immer wieder erlebe.
Kürzt man ihr Hartz IV auf Null, treibt man sie auf die Straße und in
die Prostitution. Sie brauchen Sozialarbeiter, die mit ihnen fast
therapeutisch aufarbeiten, was sie mit ihrem Leben machen wollen. Dem
fügte Boeddinghaus hinzu, daß alle Kinder mal durchhängen, diese aber
keinen familiären Hintergrund haben, der sie auffängt. Sie werden mit
18 Jahren aus dem Jugendhilfesystem geworfen und ihnen wird
abverlangt, sich allein zu organisieren. Derart viel Selbständigkeit
würde auch Kindern bessergestellter Familien Alpträume bereiten.
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Erforderlich ist eine umfassende Strategie

Einigkeit herrschte in der Diskussion darüber, daß es keine isolierte
Maßnahme gibt, die das Problem allein lösen kann. Darauf ging auch
Cansu Özdemir (Sozialpolitische Sprecherin der Fraktion) ein. Das sei
noch einmal deutlich geworden, als die Veranstaltungsreihe "Mut gegen
Armut" alle Stadtteile besucht hat. Familienarmut fängt beim ÖPNV an,
den hohen Mieten, die mehr als die Hälfte des Einkommens verschlingen,
der sozialen Infrastruktur, da es nicht in jedem Stadtteil die gleiche
ärztliche Versorgung gibt, und setzt sich bei der Schulbildung und
vielen weiteren Baustellen fort. Erforderlich ist also eine umfassende
und langfristige Strategie. Die Grünen haben vor der letzten
Bürgerschaftswahl eine Enquetekommission zur Untersuchung der Armut in
Hamburg gefordert, doch ist davon seither keine Rede mehr. Deshalb
fordert Die Linke, auf Grundlage der Eckpunkte, die gemeinsam in den
Stadtteilen erarbeitet wurden, zusammen mit den Expertinnen und
Experten eine Strategie gegen die Armut zu entwickeln. Dazu gehören
die Wohlfahrtsverbände, die Sozialarbeiterinnen vor Ort wie auch alle
maßgeblichen Behörden. Dann soll im Jahr 2020/2021, wenn die nächsten
Haushaltsberatungen anstehen, die Kostenfrage beziffert und eine
konkrete Zielvorgabe zur Senkung der Armut gemacht werden.

Özdemir wies auf einen weiteren Gesichtspunkt hin, der ihr in den
Diskussionen um Rezo und Fridays for Future aufgefallen war. Beim
Besuch von FFF in der Bürgerschaft waren alle Fraktionen in einer
Gesprächsrunde vertreten. Wie eine Jugendliche sagte, nehme sie
Politik nicht mehr ernst, weil diese ohnehin nicht zuhöre und die
erhobenen Forderungen auch nicht umsetze. Wenn schon die Jugend den
Glauben daran verliert, daß die Politik an ihrer prekären Situation
etwas verändert, dann ist das eine extrem bittere Entwicklung. Auch
bei Rezo wurden Abwehrreaktionen laut, überlaß das mal den Profis. Es
fehlt der Ansatz, so etwas ernst zu nehmen und daran etwas zu
verändern, auch das betrifft Teilhabe. Kurz nach der Bürgerschaftswahl
2015 drehte sich die erste aktuelle Stunde um die Ergebnisse in den
Stadtteilen, in denen mehr ärmere Menschen leben. Damals versprach der
heutige Finanzsenator Andreas Dressel, dieses Thema auf die Agenda zu
setzen und etwas zu verändern. Das ist jedoch nicht geschehen, und
jedesmal wenn die Linksfraktion daran erinnert, wird mit den Augen
gerollt und abgewinkt.

Einen weiteren wichtigen Ansatz brachte Tim Kunstreich (emeritierter
Prof. für Soziale Arbeit) im Auftrag des Sozialverbands Deutschland
(SoVD) zur Sprache. Wie kommen diejenigen, die Hilfe brauchen, an
Hilfe, ohne diskriminiert zu werden? Da herrsche ein großes Manko. Es
müssen bedingungslose Rechte und Zugangsmöglichkeiten geschaffen
werden. Daß man beispielsweise zum Familienzentrum gehen und seine
Briefe hinlegen kann, die man nicht versteht, und erklärt bekommt, was
zu tun ist, oder jemand die Antwortschreiben verfaßt. Oder
Jugendliche, die zu Hause unglücklich sind und herausmöchten. Mitte
der 80er Jahre waren 60 Prozent der Jugendlichen in Heimerziehung noch
Selbstmelder. Heute gibt es so gut wie keine Selbstmelder mehr, weil
die Stufen sehr hoch geworden und stark diskriminierend sind.
Diskriminierungsfreie Wege zu Beratung und Unterstützung betreffen
nicht nur Jugendliche, sondern auch Familien und alte Menschen, die
sich schämen, ihre Armut einzugestehen. Ich habe noch nie einen Armen
getroffen, der sich selber arm nennt, der nennt sich anders. Die
Selbstbezeichnung "arm" gibt es gar nicht, hob Kunstreich hervor. Der
bedingungslose Zugang zu Möglichkeiten der Beratung und Unterstützung
darf nicht diskriminierend sein. Das scheine ihm der zentrale Punkt im
Erleben von Armut und Veränderung zu sein. Der SoVD werde einen Antrag
stellen, daß solche Zentren in allen Stadtteilen eingerichtet werden.
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Sozialpolitik auf Augenhöhe
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Sozial-ökologisches Bündnis auf der Tagesordnung

Ist der politische Wille vorhanden, sollte die Finanzierung möglich
sein. Wie aber kann die Linksfraktion aus der Opposition heraus solche
Vorschläge durchsetzen? Wenngleich viele Menschen in Hamburg von Armut
betroffen seien, bleibe eine nennenswerte Solidaritätsbewegung aus,
gab Schalthoff zu bedenken. Das habe immer etwas damit zu tun, wie
überzeugend die Forderungen sind und wie viele Menschen mit diesen
Ideen angesteckt werden können, in den Parteien wie auch draußen auf
der Straße, erwiderte Boeddinghaus. So, wie sich SPD und Grüne in
Hamburg aufstellen, sei jedoch derzeit keine Anschlußfähigkeit zu
erkennen. Gesellschaftlich müßte sich mehr bewegen, und es wäre
wünschenswert, daß Armutsbekämpfung stärker aufgegriffen und wieder
ein Bündnis geschlossen wird, um gesellschaftlich Druck zu entfalten.
Sudmann erinnerte an das Bündnis gegen Rotstiftpolitik, bei dem
Gewerkschaften und verschiedene Sozialverbände mit im Boot waren. Bei
einer Anhörung der Linksfraktion im Rathaus, zu der alle Trägerinnen
eingeladen waren, wurde damals deutlich, wie viel überall weggekürzt
worden war. Offenbar fehlte einfach auch die Kraft, weil immer mehr zu
tun war, das habe dieses Bündnis geschwächt. Auch Boeddinghaus stellte
im Bereich der Bildung, aber auch der Kinder- und Jugendhilfe eine
große Erschöpfung fest. Bei Gesprächen in den Stadtteilen höre sie
immer wieder, daß es unglaublich viel Engagement gibt, aber sie können
einfach nicht mehr. Das sei Ausdruck ungeheurer Verdichtung und
Ökonomisierung, auch die Schuldenbremse spiele dabei eine große Rolle.

Wie ein Diskussionsteilnehmer ausführte, stehen gesellschaftliche
Entscheidungen an, die viel mit Umverteilung zu tun haben. Es sei zu
erwarten, daß die Lebenshaltungskosten umgeschichtet werden und
erwerbsarme Menschen noch größere Probleme bekommen, ihre alltäglichen
Bedürfnisse zu befriedigen. Da die Klimaschutzpolitik ohne Bearbeitung
der sozialen Frage nicht möglich sei, könnte dies dazu führen, daß
auch der sozialen Problematik wieder größere Aufmerksamkeit geschenkt
wird. Diesen Gedanken bekräftigte Schneider, der auf Bundesebene einen
neuen Aufbruch verortete. Das Bündnis "Umfairteilen" war 2013
erledigt, als Sigmar Gabriel mit den Wahlen alles einkassiert hat, was
an SPD-Vorstellungen im Wahlkampf prägend war. Nach zwei Großen
Koalitionen habe man keinen Ansprechpartner mehr in der Regierung,
doch das ändere sich gerade. Wie ernst die SPD ihren Vorschlag zur
Vermögenssteuer meint, sei dahingestellt. Doch in den Medien wird
erstmals wieder mit Vehemenz über Umverteilung diskutiert. Die
Nervosität auf neoliberaler Seite ist viel größer als 2013, weil das
Thema heute angesichts zahlreicher Verschärfungen einen anderen
Hintergrund hat. Wer hätte vor zwei Jahren gedacht, daß ein
Bürgervolksbegehren zur Vergesellschaftung von Wohneigentum läuft oder
ein Juso-Vorsitzender Verstaatlichung fordert? Auf dem Wohnungsmarkt
spitzt sich die Situation zu, das macht vielen Menschen Angst. In
Berlin sind 80 Prozent der Bevölkerung Mieter. Wenn Parteien auf den
Mietendeckel losgehen, wissen sie genau, daß sie sich damit gegen 80
Prozent Wähler positioneren, für die Rot-Rot-Grün gerade eine
attraktive Politik macht.

Auch der Kampf gegen den Klimawandel stimme ihn optimistisch. Es
häuften sich Einladungen von den Grünen, vom Umweltministerium und
anderen Interessierten, die alle die soziale Frage erörtern wollen,
die mit der Klimakrise hochkommt. Wird CO2 angemessen in Preis
genommen, bekommt das die Bevölkerung zu spüren. Wird diese Frage
nicht gelöst, gibt es keine Politik gegen den Klimawandel. Die
Sozialverbände gehen im November zusammen mit den Umweltverbänden auf
die Straße, die eine sozial-ökologische Wende wollen. Er habe neulich
mit Opel und VW zu einem Gespräch zusammengesessen. Würden in
Deutschland in einigen Jahren nur noch Elektrofahrzeuge zugelassen,
hätte die Hälfte der bisherigen Halter kein Auto mehr. Die Industrie
ist nicht willens, Elektrofahrzeuge unter 30.000 Euro anzubieten, weil
sie erklärt, andernfalls kein Geschäft mehr zu machen. Die Antwort
kann nur im Ausbau eines ökologisch sinnvollen ÖPNV liegen. Da zieht
sogar die Autoindustrie mit, weil sie ihre teueren Fahrzeuge absetzen
will, während der Rest aus ihrer Sicht Bus fahren kann. Deswegen
eröffnet sich jetzt die Chance zu sagen, wir wollen nicht genauso
viele Autos mit Elektromotor, sondern intelligente Systeme eines
möglichst kostenfreien ÖPNV. Das wird eine der zentralen Forderungen
in dem sozial-ökologischen Bündnis sein, das sich gerade formiert.
"Umfairteilen" wird wahrscheinlich ab Januar wieder auf der Bildfläche
erscheinen, das Ganze wird kulturell von "Unteilbar" getragen.
Deswegen sei er besseren Mutes als in den letzten acht Jahren, setzte
Ulrich Schneider mit seinem Schlußwort ein richtungsweisendes Zeichen.


Fußnote:

[1] www.der-paritaetische.de/presse/paritaetisches-jahresgutachten-verband-konstatiert-wachsende-soziale-ungleichheit-und-fordert-neue-s/
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BERICHT/347: Trumps Amerika - Angriffsspitze der Demokraten ... (SB)


Seit Anfang 2019 ist das Rennen um die Nominierung zum offiziellen
Kandidaten der Demokraten bei der nächsten Präsidentenwahl im November
2020 voll im Gange, obwohl die Vorwahlen erst im kommenden Februar
stattfinden. Im Raum steht die Frage, ob die Demokraten aus dem Fiasko
von 2016 gelernt haben, als die Parteiführung auf Hillary Clinton als
demokratische Kandidatin trotz ihrer großen Unbeliebtheit bei weiten
Teilen der Bevölkerung beharrte und somit dafür sorgte, daß der
republikanische Außenseiter Donald Trump mittels billigstem Populismus
zum Nachfolger Barack Obamas wurde. Um diese Frage eindeutig
beantworten zu können, ist es noch zu früh. Gleichwohl sind die
Anzeichen alles andere als ermutigend.

Die Niederlage Clintons, das Scheitern ihres sichergeglaubten Traums
vom historischen Einzug als erste Präsidentin ins Weiße Haus, kam für
die ehemalige First Lady derart überraschend, daß sie nach
Bekanntwerden des Wahlausgangs in der Nacht vom 6. auf den 7. November
2016 keine Gratulations-, sondern lediglich eine Siegesrede parat
hatte. Völlig ungewöhnlich und absolut stillos verweigerte Bill
Clintons Gattin in der Wahlnacht eine öffentliche Stellungnahme und
trat statt dessen erst am darauffolgenden Nachmittag vor die Presse,
erkannte trotzig-übellaunig den Sieg Trumps an und rief gleichzeitig
dessen zahlreiche Gegner zum "Widerstand" gegen das neue Regime in
Washington auf.
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Tulsi Gabbard (Screenshot ihres eigenen Wahlkampfvideos)
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Das war wahrlich keine Sternstunde der Demokratie, wie sich die
Ex-Senatorin von New York am Ende der Präsidentenwahl als ganz
schlechte Verlierer aufführte. Vielmehr war es das I-Tüpfelchen einer
mißratenen Kampagne, die von langer Hand als feierliche
Inthronisierung Clintons als erste US-Präsidentin der Geschichte
konzipiert und von der kein Abweichen vorgesehen war, selbst als sich
die Katastrophe abzeichnete. Verfolgt von Vorwürfen bezüglich der
illegalen Nutzung eines privaten und damit geheimdienstlich
ungeschützten E-Mail-Kontos während ihrer Zeit als Obamas
Außenministerin geriet Clinton im Juli 2016 vollends in Mißkredit, als
Wikileaks Dokumente der demokratischen Partei veröffentlichte, aus
denen klar hervorging, daß das Democratic National Committee (DNC) die
Vorwahlen zuungunsten des zweitplazierten Senators Bernie Sanders aus
Vermont manipuliert hatte. Wegen des spektakulären Skandals mußte die
Clinton-Vertraute Debbie Wasserman Schultz noch während des Parteitags
der Demokraten in Philadelphia als DNC-Vorsitzende zurücktreten.

Nicht wenige namhafte Demoskopen in den USA glauben, daß Sanders 2016
in der direkten Auseinandersetzung Trump geschlagen hätte, weil der
demokratische Sozialist viele Wähler an sich hätte binden können,
welche die jahrelange Vernachlässigung der Nöte und Sorgen der
Mittel- und Arbeiterschicht durch die Washingtoner Politelite bei
gleichzeitigem Dauerkrieg im Ausland sowie angesichts einer
beispiellosen und extrem teueren Rettung vermeintlich
"systemrelevanter" Bankhäuser nach der Finanzkrise 2008 beklagten und
deshalb beim eigentlichen Urnengang eher aus Protest dem Prahlhans aus
der New Yorker Immobilienbranche ihre Stimmen gaben. Auch diesmal ist
Sanders, inzwischen 77 Jahre alt, wieder dabei und gilt als einer der
aussichtsreichsten Bewerber auf die Nominierung zum offiziellen
Kandidaten der Demokraten. Der Leitwolf des linken Flügels tritt für
eine kostengünstige Krankenversicherung für alle, kostenlosen
Universitätsbesuch bei Streichung der Ausbildungsschulden
abertausender bisheriger Hochschulabsolventen sowie einen Green New
Deal ein, um die Gesellschaft und Wirtschaft auf die Erfordernisse der
Bekämpfung bzw. Linderung des Klimawandels einzustellen. Im Wahlkampf
wird Sanders demonstrativ von Alexandria Ocasio-Cortez, dem neuen
jungen Shooting Star der Demokraten im Repräsentantenhaus,
unterstützt.
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John Boehner, damals Sprecher des Repräsentantenhauses, schwört
Gabbard 2013 als Kongreßabgeordnete ein (Screenshot des
Wahlkampfvideos)
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Die beiden Hauptkontrahenten von Sanders sind Joe Biden und Elizabeth
Warren. Die 70jährige Senatorin aus Massachusetts hat sich als
ehemalige Juraprofessorin mit Spezialgebiet Konkursrecht als
kenntnisreiche Kritikerin der Bankenrettung im besonderen und des
neoliberalen Wirtschaftsdogmas im allgemeinen, das seit den 70er
Jahren für eine klaffende Schere zwischen Arm und Reich sorgt,
hervorgetan. Warrens energische Gegenwehr gegen die Dauerattacken
Trumps, der sie wegen ihrer angeblichen Abstammung aus einer First
Nation als "Pocahontas" verhöhnt, hat sie in den Augen vieler
US-Bürger, denen der verächtliche Ton des Präsidenten gegenüber Frauen
sowie Menschen mit einer anderen Hautfarbe als der weißen und einer
anderen Religion als die christliche zuwider ist, zur Ikone gemacht.
Wegen der Ähnlichkeit der Positionen von Sanders und Warren wird schon
jetzt über ein gemeinsames "Ticket" der beiden im November 2020 mit
ihm als Präsidentschaftkandidaten und ihr als
Vizepräsidentschaftskandidatin - oder umgekehrt - spekuliert.

Um einen Durchmarsch des linken "Dream Team" zu verhindern, setzt die
demokratische Parteiführung zunächst auf Joe Biden. Der langjährige
Senator aus Delaware, der von 2009 bis 2017 Obamas Vizepräsident war,
präsentiert sich als Kandidat der Mitte, der mit seiner
Netter-Onkel-Art als Präsident zwischen linken Radikalinskis der
Demokraten und republikanischen Tea-Party-Ideologen im Kongreß
vermitteln könnte. Doch Bidens nackter Opportunismus, seine
Bereitschaft, jedem nach dem Mund zu reden, lassen seine
Erfolgsaussichten gering erscheinen. Erschwerend deutet sich in den
letzten Monaten bei dem 76jährigen Berufspolitiker eine leichte
geistige Debilität an, die zunehmend Zweifel an seiner Eignung für das
höchste Amt im Staat aufkommen läßt.
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Gabbard spricht vor Angehörigen der First Nations und Umweltaktivisten
bei Protesten gegen die Dakota Access Pipeline (Screenshot des
Wahlkampfvideos)
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Deswegen wird Kamala Harris, die 54jährige Senatorin aus Kalifornien,
als heimliche Favoritin des großen Geldes bei den Demokraten
gehandelt, das sich bisher mit wenigen Ausnahmen - die Aufstellung des
Vietnamkriegsgegners George McGovern gegen Richard Nixon 1972 sticht
hervor - stets gegen die Parteibasis durchsetzen konnte. Harris ist
nicht nur weiblich, sondern auch farbig; ihre Mutter ist Tamilin aus
Indien, der Vater stammt aus Jamaika. Dadurch ist sie für zwei der
wichtigsten demokratischen Zielgruppen eine äußerst attraktive
Kandidatin, deren Vergangenheit als Generalstaatsanwältin zuerst von
San Francisco und später von ganz Kalifornien, die eine recht harte
Law-and-Order-Linie verfochten hat, konservative Wähler sowie die
Besitzer großer Vermögen begeistern dürfte.

Vom sonstigen Kandidatenfeld bei den Demokraten mit mehr als 20
Bewerbern ist nicht viel zu berichten, wäre da nicht Tulsi Gabbard.
Die 38jährige Kongreßabgeordnete aus Hawaii, die 2013 als erste Hindu
ins Repräsentantenhaus einzog und zuvor als Nationalgardistin im Irak
und in Kuwait gedient hatte, bezeichnet sich selbst als
"Kriegsveteranin, progressive Feministin, Umweltschützerin,
Vertreterin der Humanität und Surferin". 2016 ist die frühere
Kampfkünstlerin als eine der wenigen Vertreter des Kongresses nach
North Dakota gereist, um sich demonstrativ auf die Seite der
Lakota zu stellen und deren große Protestaktion gegen den Bau der
Dakota Access Pipeline von der Bakken-Schieferformation nach Illinois
zu unterstützen. Unmittelbar nach den beiden bisherigen
Fernsehdebatten war Gabbards Name der meisteingegebene Begriff bei
Google. In der ersten Debatte hatte sich Gabbard als einzige
Kandidatin klar für den Abzug aller US-Streitkräfte aus Afghanistan
ausgesprochen und die Durchwurschtelkonzepte der Konkurrenz als
unqualifizierten Nonsens abgetan. In der zweiten Debatte hat sich die
junge Hawaiianerin Kamala Harris vorgeknüpft und deren Festhalten am
Antidrogenkrieg sowie ihre einseitig drakonische Anwendung des
Gesetzes gegenüber ärmeren Teilen der Bevölkerung als Staatsanwältin
verurteilt.
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Unter Applaus betritt die Kandidatin die Bühne
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Weil Gabbard 2017 bei einer Informationsreise nach Syrien den dortigen
"Machthaber" Präsident Bashar Al Assad getroffen und mit ihm über Wege
zur Beendigung des Krieges gesprochen hat, wird sie von den großen
Medien als "umstrittene" Persönlichkeit geführt. Die Botschaft ist
eindeutig: Wer die herrschende Meinung der außenpolitischen Elite in
Washington, daß eine von den USA durchgesetzte unipolare Ordnung
wünschenswert sei, in Frage stellt wird bestraft und als "unseriös"
abgestempelt. Die Bereitschaft Gabbards anzuecken dürfte auch der
Grund gewesen sein, warum in den ersten Stunden nach der zweiten
Fernsehdebatte bei den Demokraten Google plötzlich ihren Youtube-Kanal
gesperrt hatte. Das IT-Unternehmen begründete den Schritt mit dem
ungewöhnlich hohen Verkehr auf dem Kanal, der eine unzulässige
Einmischung eines ausländischen Geheimdiensts vermuten lasse. Gabbard
sieht in der Maßnahme eine gezielte, illegale Benachteiligung und hat
den übermächtigen Suchmaschinenbetreiber wegen unzulässigen Eingriffs
in den demokratischen Prozeß auf 50 Millionen Dollar verklagt. Gabbard
ist bereits 2016 aus Protest gegen die Machenschaften des DNC gegen
Bernie Sanders aus dem Parteivorstand zurückgetreten. Dies erklärt zum
Teil, warum sie nicht zur Teilnahme an der dritten Fernsehdebatte am
12. September eingeladen wurde.

Bei einem sehr kurzfristig anberaumten Wahlkampfauftritt in den Räumen
des Startup-Incubators Alley im New Yorker Hipster-Viertel Chelsea
begeisterte Gabbard eine Gruppe von mehr als 200 Anhängern, die, wie
es dem Schattenblick erschien, aus Vertretern aller ethnischen und
religiösen Bevölkerungsgruppen der USA bestand. Die mehrfach
ausgezeichnete Majorin appellierte an den Patriotismus ihrer Anhänger,
als sie die dringende Notwendigkeit eines umfassenden Kurswechsels in
der Innen- und Außenpolitik beschwor. Gabbard sprach von der großen
Gefahr, die in Form der grenzenlosen Aufrüstung über die Menschheit
schwebt, und kritisierte in dem Zusammenhang die Konzernmedien dafür,
daß sie dem skandalösen Auslaufen des INF-Vertrags zwischen den USA
und Rußland drei Tage zuvor nicht mehr Bedeutung beigemessen und
größeren Raum in der Berichterstattung eingeräumt hatten. Mit ihrem
stupiden Streben nach Profiten setzten die Rüstungskonzerne das Leben
der ganzen Menschheit aufs Spiel, so Gabbard. Dem sinnlosen Wettrüsten
müsse genauso wie den kontraproduktiven Regimewechselkriegen der USA
im Ausland, die nur Leid und Zerstörung über die betroffenen Länder
brächten, endlich Einhalt geboten werden.
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Die linke Demokratin wirbt für den großen Kurswechsel
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Gabbard entfaltete die Vision eines anderen Amerika, das die
staatlichen Steuereinnahmen, statt sie für Prestigeprojekte des
Pentagons zu verpulvern, in die Infrastruktur, in Schulen,
Krankenhäuser und neue Formen der regenerativen Energie investiert.
Sie versprach, als Präsidentin den Antidrogenkrieg zu beenden und für
eine entsprechende Strafrechtsreform zu sorgen. Sie trat nicht nur für
einen Mindestlohn von 15 Dollar ein, sondern meinte, die Wirtschaft
müsse so umgestaltet werden, daß jede Person von einem Job leben könne
und keine zwei oder drei haben müsse. Sie schlug eine Zerschlagung der
Großbanken an der Wall Street und eine Zurückdrängung des großen
Geldes in der Politik durch eine Revidierung des kontroversen
Citizens-United-Urteils des Obersten Gerichtshofs vor, das 2010
Wahlkampfspenden seitens Unternehmen und Milliardären in beliebiger
Höhe zur "freien Meinungsäußerung" deklariert hatte. Zudem bekannte
sich Gabbard zur Ehe für alle und regte eine gesellschaftliche Debatte
in der Frage der Massentierhaltung an. Was den Tierschutz betrifft,
meinte die langjährige Veganerin, daß man mit Überzeugungarbeit mehr
Menschen als mit Verboten oder Vorschriften erreichen könne.
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Gabbard geht auf die Frage des Schattenblicks ein
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Nach einer fulminanten und mitreißenden Rede von fast einer Stunde
nahm Gabbard Fragen aus dem Publikum an. Dabei brachte sie tiefes
Bedauern angesichts der Anschläge der vorangegangenen Tage in Gilroy,
Kalifornien, El Paso, Texas, und Dayton, Ohio, zum Ausdruck und warf
Präsident Trump vor, er trage durch das bewußte Schüren
fremdenfeindlicher Ressentiments eine nicht geringe Mitverantwortung
an der Zunahme von Gewaltausbrüchen. Gleichzeitig betonte Gabbard
nachdrücklich, es könne nicht das alleinige Ziel der Demokraten sein,
die Wiederwahl Trumps im kommenden Jahr zu verhindern. Vielmehr müsse
die neue Präsidentin oder der neue Präsident das Land in eine ganz
andere Richtung führen. Die USA müßten auf die selbstzugedachte Rolle
als Weltpolizist verzichten und statt dessen mittels Diplomatie und
einer humaneren Gesellschaftspolitik eine Vorbildfunktion übernehmen.
Nur so könnten die Amerikaner ihren eigenen Ansprüchen gerecht werden,
sagte sie. Auf die Frage, ob sie als Frau die nötigen Feuerkraft habe,
um den Machomann Trump bei einem Fernsehduell einzupacken, antwortete
Gabbard selbstbewußt mit einem eindeutigen Ja und erinnerte lächelnd
an die Art und Weise, wie sie wenige Tage zuvor Kamala Harris in aller
Öffentlichkeit abgefertigt hatte.

Nach Ende des Austausches mit dem Publikum gab es eine Gelegenheit für
die versammelten Medienvertreter, im kleinen Kreis eigene Fragen an
die Kandidatin zu richten. Als der Schattenblick an der Reihe war,
wollte der Redakteur von Gabbard wissen, wo für sie die Grenze
zwischen Regimewechselkriegen und überflüssigen Antiterroreinsätzen
verlaufe, wobei er darauf verwies, daß die Anzahl der in Afrika
aktiven "Terrorgruppen" von einer auf 50 drastisch zugenommen habe,
seit 2008 das US-Regionalkommando AFRICOM dort seine Tätigkeit
aufgenommen hat. Gabbard erklärte, als Oberkommandierende der
Streitkräfte würde sie bei der Frage des Auslandseinsatzes
amerikanischer Streitkräfte stets als Kriterium die potentiellen
Auswirkungen auf die nationale Sicherheit der USA vor Augen haben.
Truppen irgendwohin zu entsenden, um "Präsenz" zu zeigen oder
Geschäftsinteressen irgendwelcher US-Konzerne zu schützen sei ein
krasser Mißbrauch von Amerikas Soldatinnen und Soldaten, die sich dazu
verpflichtet hätten, das Land notfalls mit ihrem Leben zu schützen.
Seit langem beklagten ehemalige und noch im Dienst stehende Militärs
die vielen Auslandsinterventionen, die mit Landesverteidigung im
eigentlichen Sinne nichts zu tun hätten; diese Klagen müßten endlich
Gehör finden; als Präsidentin werde sie dafür sorgen, so Gabbard.
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Auch für die jüngsten Fans ist Zeit
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Bisherige Beiträge zur Serie "Trumps Amerika" im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT:

BERICHT/346: Trumps Amerika - Liegenschaftskriege ... (SB)

INTERVIEW/445: Trumps Amerika - The Squad, Rebellion im Kongreß ...    Eric Josephson im Gespräch (SB)
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FRAUEN/798: Agrarökologie als Instrument der feministischen Ermächtigung (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 147, 1/19

Für eine neue Logik!

Agrarökologie als Instrument der feministischen Ermächtigung

von Melanie Oßberger



In El Salvador ist die Situation ähnlich wie in den meisten Ländern
des Globalen Südens: Es sind die Frauen, die ihre Familien mit Essen
versorgen, die Felder bestellen, Wasser holen. Gibt es
Versorgungskrisen bei Ernteausfall - und die gibt es oft -, sind es
die Frauen, die diese Krisen meistern. Dennoch sind sie
unterrepräsentiert, wenn es um den Zugang zu Produktionsressourcen
geht. Ein Frauenprojekt in El Salvador setzt darum auf
agrarökologische Ansätze und feministische Aufklärungsarbeit.


Alina Menjiva(1) von La Colectiva feminista, kurz: La Colectiva,
einer feministischen Organisation in El Salvador, kennt die Nöte der
betroffenen Frauen: "Das Wasser ist knapp, und die Frauen müssen es
von weither holen. Es gibt immer wieder Ernteausfälle. Auf den Frauen,
die die Familien versorgen müssen, lastet ein enormer Druck."

Die verfestigten patriarchalen Strukturen erlauben es den Frauen kaum,
aus den traditionellen Rollenbildern auszubrechen. Die ökonomische
Abhängigkeit von den Ehemännern verhindert zumeist, dass sie sich
gegen Gewalt und Missbrauch zur Wehr setzen - Femizide sind in El
Salvador an der Tagesordnung (2017: 468 Fälle(2).


Nur 14 Prozent...

Die Situation der Frauen hat auch mit den bestehenden wirtschaftlichen
Strukturen im Agrarbereich zu tun. Die Produktion von Lebensmitteln
wird zwar oft von Frauen getragen, dennoch besitzen sie nur 14% des
Landes in El Salvador. Nur 10% Prozent der Kredite werden an Frauen
vergeben. Auch die weiteren Produktionsmittel sind fest in männlicher
Hand - mit weitreichenden Folgen nicht nur für die Frauen. Es sind
vornehmlich Männer, denen es möglich ist, Pestizide und Herbizide zu
kaufen. Nicht nur belastet die Agrochemie Land und Klima und erhöht so
die Anfälligkeit für Wasserknappheit und Unwetter, sie schädigt auch
die Menschen.

"Wir sehen, dass immer mehr Menschen, die mit Agrochemie in Berührung
kommen, erkranken. Die Frauen pflegen die erkrankten Angehörigen
- oder erkranken selbst", erklärt Menjivar. Dazu kommt, dass das
aktuelle industrielle Landwirtschaftsmodell den Fokus auf für den
globalen Markt verwertbare und günstig zu produzierende, oft genetisch
veränderte bzw. mit Agrochemie behandelte Lebensmittel legt, nicht auf
nährstoffreiche, natürliche Sorten für den lokalen Markt. Das führt zu
Mangelernährung mit allen ihren Folgen: Erblindung, Komplikationen bei
Schwangerschaften, bei Kindern eine erhöhte Sterblichkeitsrate sowie
insgesamt eine schwächere Konstitution und erhöhte Anfälligkeit für
Krankheiten, was wiederum Arbeits- und Bildungsmöglichkeiten
einschränkt. Das heißt, dass betroffene Frauen in einem
generationsübergreifenden Kreislauf aus Diskriminierung - Armut
- Mangel - Perspektivlosigkeit "gefangen" sind.


Kampf auf allen Ebenen

Die Frauen müssen sich also nicht nur gegen geschlechterbasierte
Diskriminierung wehren, sondern auch gegen die Dominanz der
Agrarkonzerne, die die Abhängigkeit von den Männern und den globalen
Märkten verstärkt, die Umwelt und somit die Lebensgrundlage nachhaltig
zerstört und die Ernährungssituation prekarisiert. Dazu kommen
Menschenrechtsverletzungen, die von Großkonzernen begangen werden
(Landgrabbing, Sklaverei ähnliche Arbeitsbedingungen, Verfolgung von
Gewerkschafter_innen und Aktivist_innen etc.).

Wie begegnen die Frauen in El Salvador dieser multiplen
Herausforderung? Organisationen wie La Colectiva kämpfen für die
Selbstermächtigung von Frauen und gegen das bestehende
Wirtschaftssystem auf allen Ebenen. Sie stehen gegen die
Straflosigkeit bei Femiziden genauso auf wie gegen den Versuch, das
Wasser zu privatisieren(3).

Sie fördern Kleinbäuer_innen und landwirtschaftliche Alternativen, die
Ressourcen und Umwelt schonen und gesunde Lebensmittel anbauen.
Das internationale Expert_innenkonsortium für nachhaltige
Ernährungssysteme (IPES-Food) definiert Agrarökologie als "umfassende
Logik für die Neugestaltung von Agrarsystemen in einer Weise, die
Biodiversität maximiert und die Wechselwirkungen zwischen
verschiedenen Pflanzen und Spezies fördert. Dies sind Gesichtspunkte
einer ganzheitlichen Strategie, um langfristige Fruchtbarkeit, gesunde
Agrarökosysteme und sichere Lebensgrundlagen zu schaffen".

Es ist ein Sammelbegriff, der Wissenschaft, soziale und politische
Bewegung und landwirtschaftliche Praxis zusammenfasst - für eine
erfolgreiche Transformation des herrschenden Systems (zu dem es sich
als Alternative klar abgrenzt) hin zu mehr Teilhabe, Ermächtigung,
Vielfalt und Respekt.


Teilhabe, Ermächtigung, Vielfalt

Agrarökologie beinhaltet und schätzt - endlich - auch jahrzehntelange
Praktiken von an Krisen gewöhnten Frauen: Frauen haben schon immer
brachliegendes Land kultiviert, Gärten angelegt, Wildpflanzen
gesammelt und durch ihr Wissen über richtige Lagerung und schonende
Zubereitung essentielle Nährstoffe in den Nahrungsmitteln erhalten. In
vielen Kulturen gelten Frauen als "Hüterinnen" der Biodiversität. Der
eingeschränkte Zugang zu Ressourcen und Macht, die ungerechte
Verteilung von Lasten und Pflichten und die Not ließen die Frauen
abseits der dominanten Produktionsweisen alternative Zugänge suchen,
die das Potenzial haben, für ausreichend gesunde Ernährung für ihre
Familien zu sorgen.

Beispiele aus vielen Ländern zeigen das Potenzial von Agrarökologie.
Während bei Monokulturen meist der Ertrag pro Hektar gemessen wird,
ist bei agrarökologischen Ansätzen die Vielfalt entscheidend - und
diese wird oft in mehreren "Etagen" produziert (Baumfrüchte,
Beerensträucher, Feldfrüchte, Weideland, Kräuter etc.). Das
stabilisiert nicht nur Böden und Ökosysteme und sorgt für mehr
Nährstoffe am Teller. Agrarökologische Landwirtschaft ist auch
erwiesenermaßen resilienter gegen den Klimawandel - und trägt weniger
dazu bei: Statt auf Agrochemie setzen die Bäuer_innen auf natürlichen
Dünger und das symbiotische Zusammenspiel der verschiedenen Pflanzen.
Viel Einsatz und Wissen ist dafür nötig. Agrarökologie bringt also
auch Arbeit und fördert den Austausch und das Miteinander. Und die
Begegnung auf Augenhöhe.


No more Agrobusiness

Eine Transformation der aktuellen Agrarpolitik, die
Produktivitätssteigerung und Wettbewerb auf Kosten der Umwelt
propagiert und Ungleichheiten fördert, ist unumgänglich. Die derzeit
in Verhandlungen befindliche Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der
EU (GAP) wird - allen kritischen Stimmen zum Trotz - diese Richtung
allerdings beibehalten. Das bedeutet: Kleinbäuer_innen - auch in
Europa - werden zugunsten von Agrobusiness weiter an den Rand
gedrängt, Alternativen zum agroindustriellen Modell klein gehalten,
Auswirkungen der EU-Politik auf den Globalen Süden und die Umwelt kaum
mitgedacht.

Was sich Menjivar und ihre feministischen Mitstreiterinnen wünschen:
Mehr Problembewusstsein bei den Politiker_innen dieser Welt. Und: "Die
Abschaffung von Patriarchat und Kapitalismus."


ANMERKUNGEN:

(1) Die Verwaltungs- und Gender-Expertin Alina Menjivar war auf
Einladung von FIAN, WIDE und katholischer Frauenbewegung kfbö am
13. November 2018 in Wien.

(2) www.observatorioseguridadciudadanadelasmujeres.org/documentos/fem_2018-02-09_01.pdf

(3) https://amerika21.de/2018/06/204934/wasser-salvador-privatisierung

LESETIPPS:

FIAN Food First Magazin 2/2018;

https://fian.at/de/publikationen/foodfirst-magazin

Broschüren von FIAN:

https://fian.at/de/publikationen/bestellen-download

ZUR AUTORIN:

Melanie Oßberger ist Referentin für Menschenrechte bei FIAN
Österreich.
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DISKUSSION/460: Berlin - Die EU und die Machtfrage. Die Welt wartet nicht auf Europa, 12.09.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Do., 12.9.19, 18.00 Uhr

Die EU und die Machtfrage. Die Welt wartet nicht auf Europa

Gespräch



In einer Reihe von "Wortwechseln" nehmen Deutschlandfunk Kultur und die
Europäische Akademie Berlin Europa, seine Potenziale und Herausforderungen
unter die Lupe. Wir "erstreiten" Argumente, Standpunkte und Sichtweisen.

Die EU muss stärker werden, international einflussreicher und autonomer,
wenn es um die eigene Sicherheit geht. Gelingt das nicht, geraten die
Europäer auf der internationalen Bühne in die Rolle der Zuschauer.

Europa wird eine "treibende Kraft für Multilateralismus und eine
regelbasierte Weltordnung bleiben", heißt es in der neuen strategischen
Agenda 2019 - 2024 der Union. Dazu gehört - so steht es geschrieben - dass
die EU global selbstbewusster und wirksamer ihre Interessen vertritt.
Wirtschaftlich. Politisch. In Sicherheitsfragen. Vor allem gegenüber den
Großmächten USA, Russland, China.

Das allerdings ist nur vorstellbar aus einer Position größerer
Geschlossenheit der EU-Länder heraus. Abgesehen davon, dass es darum
bekanntlich nicht immer zum Besten steht - es stellt sich damit auch die
Machtfrage. Muss, kann und soll die EU weltmachtfähig sein? Und was
bedeutet das konkret? Eine europäische Armee? Ein europäischer
Flugzeugträger? Ein Europäischer Sicherheitsrat? Oder tut die Union nicht
doch besser daran, alle Anstrengungen darauf zu konzentrieren, die
innovationsstarke Handelsmacht zu bleiben, die sie (noch) ist?

Diese und weitere Fragen wollen wir mit unseren Gästen diskutieren.

DR. NILS SCHMID, MdB, Außenpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion

STEFAN LIEBICH, MdB, Die Linke

DR. CLAUDIA MAJOR, Stiftung Wissenschaft und Politik

Moderation: Annette Riedel, Deutschlandradio

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für August 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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GEWERKSCHAFT/1857: ver.di erhöht Druck auf Lufthansa (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
3. September 2019

LSG: ver.di erhöht Druck auf Lufthansa



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) erhöht wegen des
von der Lufthansa angekündigten Verkaufs der Cateringtochter
Lufthansa Service Gesellschaft (LSG) wie bereits angekündigt den
Druck auf das Unternehmen. In den vergangenen Tagen und Wochen hat es
bereits mehrere Aktionen der Beschäftigten gegeben, zu denen ver.di
aufgerufen hatte. Nachdem auch im gestrigen Verhandlungsgespräch zu
einer "Best Owner Vereinbarung" nur kleine Fortschritte erzielt
wurden, wird es diese Woche zu weiteren Aktionen kommen, an denen
sich auch internationale Delegationen beteiligen.

"Die leichte Bewegung in den Verhandlungen, die die Arbeitgeber zur
Absicherung und zukünftigen Fortführung der Altersvorsorge vollzogen
haben sowie die Zusage, dass es eine gute Lösung für alle geben soll,
reicht noch lange nicht aus, um die Forderungen der Beschäftigten zu
erfüllen", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. Die
Lufthansa müsse Haupteigentümerin der LSG bleiben, denn nur dann
könnten die Käufer an nachhaltig einzuhaltende Standards gebunden
werden. Behle forderte den Lufthansakonzern dazu auf, einen
potentiellen Käufer nur dann zum Zuge kommen zu lassen, wenn dieser
sich vertraglich verpflichte, die Arbeitsplätze zu erhalten und
bestehende Sozialstandards, wie Mitbestimmungsstrukturen und
Tarifverträge, zu sichern. Nach wie vor halte ver.di einen Verkauf
des zweitgrößten Caterers der Welt für falsch und wirtschaftlich
fragwürdig.

"Die Arbeits- und Einkommensbedingungen der Beschäftigten müssen
geschützt und tarifvertraglich abgesichert werden. Wir erwarten
deshalb konstruktive Verhandlungen und Lösungen", so Behle.
ver.di fordert von der Lufthansa-Gruppe, Verantwortung zu übernehmen
und bei einem Verkauf keinen freien Fall der Lohn- und
Sozialstandards zuzulassen. Nach ver.di-Informationen will die
Lufthansa zeitnah entscheiden, welcher Käufer die LSG übernehmen
wird.

Der nächste Verhandlungstermin findet am Donnerstag, dem 12.
September 2019 in Frankfurt statt.


 Übersicht der anstehenden nächsten Aktionen:

Dienstag, 3. September: Bundesweite Betriebsversammlungen bei der LSG
(nicht öffentlich)

Am 3. September finden bundesweite (nicht öffentliche)
Betriebsversammlungen bei der LSG von mittags bis nachmittags statt,
in München, Frankfurt ZD sowie ZE, Stuttgart, Düsseldorf, Köln und
Alzey. Zu Gast sein in Frankfurt werden u.a. Janine Wissler von der
Partei Die LINKE. Vom Frankfurter Oberbürgermeister Feldmann wird es
eine Videobotschaft geben. Mit einer Delegation von LSG-Kolleginnen
und Kollegen aus den USA, die bereits in Frankfurt eingetroffen sind,
wird es im Laufe der Woche einen Austausch mit den Kolleginnen und
Kollegen in Deutschland geben. Die Delegation beteiligt sich an
Aktionen. Im Rahmen internationaler Solidarität berichten sie von
ihrer Situation auf den Betriebsversammlungen.

Dienstag, 3. September: Delegation LSG-Kollegeninnen und Kollegen im
Hessischen Landtag und Mahnwache in Wiesbaden

Eine Delegation von LSG-Kolleginnen und Kollegen wird im Landtag
sprechen, um über die aktuelle Situation bei der LSG zu berichten. Am
Abend ist eine Mahnwache vor dem hessischen Landtag in Wiesbaden
geplant. Beginn 18 Uhr, Treffpunkt ist der Marktplatz, 65183
Wiesbaden.

Donnerstag, 5. September: Internationaler LSG Gipfel in Frankfurt

Auf dem Internationalem LSG Gipfel in Frankfurt werden
LSG-Kolleginnen und Kollegen sowie hauptamtliche
Gewerkschaftsvertreterinnen und -vertreter aus den USA, aus England
und Deutschland zusammentreffen. Gemeinsam vertreten sie rund die
Hälfte der weltweit 35.000 Beschäftigten der Lufthansa Tochter.
Im Anschluss an den Gipfel ist eine Demonstration zwischen dem
Terminal 1 und dem Lufthansa Aviation Center (LAC) geplant.
Treffpunkt hierfür: Terminal 1, Bereich C um 15 Uhr. 

Nach einem Austausch wird im Laufe des Tages eine Internationale
Resolution verabschiedet, die der Presse und der Öffentlichkeit am
Nachmittag auf einer Pressekonferenz vorgestellt wird.

Freitag, 6.September: Internationaler LSG Gipfel in London

Am 6. September findet die Fortsetzung des Internationalen Gipfels in
London statt. Hier treffen deutsche und US-amerikanische
US-Kolleginnen und Kollegen ein, um ihre britischen Kolleginnen und
Kollegen zu unterstützen und die Politik über die Arbeitsbedingungen
und den drohenden Verkauf der LSG weltweit zu informieren.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.09.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/07017: Partie mit tödlichen Folgen (SB)


Mitunter endete eine Schachpartie in der Tat tödlich für einen der
Spieler. So lesen wir in der Olufssaga, daß König Kanut seinen
Vasallen Jarl Ulfr besuchte und beide zur Zerstreuung der Gedanken
Schach spielten. Es ergab sich jedoch, daß der König einen fatalen
Fehler machte, worauf er eine Figur verlor. Charakterfestigkeit war
nicht unbedingt eine Tugend der Herrschenden, und so wollte der König
seinen falschen Zug zurücknehmen und statt dessen einen anderen
ausführen. Darauf erzürnte sein Vasall, warf das Schachbrett um und
ging fort. Nun war die Reihe an den König, in Wut zu geraten, und so
rief er hinterher: "Ulfr, du Feigling, fliehest du so?" Jarl Ulfr
blieb bei diesen Worten in der Tür stehen und erwiderte gekränkt: "Ihr
wäret wohl weiter geflohen am Flusse Helga, wenn ich euch nicht zur
Hilfe gekommen wäre gegen die Schweden." Der Vasall hatte nur noch
wenige Tage zu leben. Auf Befehl des Königs starb er unter den Dolchen
von Meuchelmördern. Kränkungen und verletzte Ehrbegriffe forderten
wohl fast soviele Menschenleben wie Eifersüchteleien. Im heutigen
Rätsel der Sphinx ging es jedoch friedvoller zu, wenngleich Weiß mit
seinem nächsten Zug die erste Stufe zu seinem Sieg bestieg, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07017: Partie mit tödlichen Folgen (SB)]



Kovacevic - Begovac

Sombor 1976


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die weiße Dame führte das Regiment, aber es war der Turm, der den
entscheidenden Schlag versetzte: 1.Tf1xf4! und nun scheitert
1...Dd6xf4 an 2.a5-a6!, so daß der Nachziehende zu 1...b6xa5 gezwungen
war. Allerdings besaß Weiß nach 2.Db5-e5 einen ganzen Turm mehr, und
so war die schwarze Kapitulation unvermeidlich geworden.



Erstveröffentlichung am 14. August 2006

3. September 2019
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KURSUS/1196: Herten - "Autogenes Training und Progressive Muskelentspannung", 8 x ab 9.9.2019


Stadt Herten

Autogenes Training und Progressive Muskelentspannung



Nach einem anstrengenden Tag zu entspannen, ist oft eine
Herausforderung. Hilfe bieten sowohl das Autogene Training als auch
die Progressive Muskelentspannung nach Jacobsen. Teilnehmende lernen
Grundübungen, mit denen sich nach kurzer Zeit verschiedene
Muskelpartien bewusst anspannen und entspannen lassen. Interessierte
können die Übungen von Beginn an auch zu Hause oder in einer Pause am
Arbeitsplatz durchführen.

8302

Beatrix Neumann

montags 20 - 21.30 Uhr

ab 9. September 2019

8 Termine (16 UStd)

Städt. Gymnasium

44 Euro (erm. 31 Euro / HP 22 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. August 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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STANDPUNKT/015: Klimakrise - Deutschland muss Tierbestände abbauen (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 3. September 2019

Klimakrise: Deutschland muss Tierbestände abbauen



Im Vorfeld der Sitzung des Klimakabinetts fordert der Bundesverband
Menschen für Tierrechte Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) auf,
ihre Blockadehaltung aufzugeben und die Tierbestände in Deutschland
deutlich zu reduzieren. Ein Konzept zum Umbau des schädlichen Agrarsystems
läge längst vor.

Am 20. September soll das Klimakabinett ein umfassendes Paket beschließen,
um den Ausstoß von Treibhausgasen in Deutschland zu senken und die
Klimaschutzziele noch zu erreichen. Die industrielle Landwirtschaft trägt
maßgeblich zur Klimaerwärmung bei. Sie verursacht fast ein Viertel der
weltweit verursachten Treibhausgase. Anfang August veröffentlichte der
Weltklimarat (IPCC) einen Sonderbericht (1) zu den Wechselwirkungen
zwischen Erderwärmung und Landnutzung. Darin stellen die Wissenschaftler
fest, dass die Landwirtschaft einen Beitrag leisten muss, damit das
anvisierte Zwei-Grad-Ziel noch erreicht werden kann. Sie fordern unter
anderem eine Reduzierung des Fleischkonsums. Eine kürzlich veröffentlichte
Studie des Öko-Instituts (2) kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die
Klimaziele nur mit einer deutlichen Abstockung der Tierbestände erreicht
werden können. Doch das Maßnahmenpaket, das Landwirtschaftsministerin Julia
Klöckner vorgelegt hat, sieht eine Reduktion der Tierbestände bisher nicht
vor.

Industrielle Landwirtschaft ist ein Haupttreiber des Klimawandels
"Der IPCC-Sonderbericht macht deutlich, dass die industrielle Landnutzung
ein Haupttreiber des Klimawandels ist. Neben der Umstellung der
landwirtschaftlichen Praktiken auf umwelt- und klimaverträgliche
Anbaumethoden, muss Ministerin Klöckner endlich ihre Blockadehaltung
aufgeben und die Tierbestände reduzieren. Stichwort ist hier eine
flächengebundene Tierhaltung. In Zukunft müssen die Betriebe das Futter für
ihre Tiere selbst erzeugen, statt die Klimakrise durch Futterimporte aus
Übersee noch zusätzlich anzuheizen. Die Niederlande machen uns vor, dass
dies möglich ist: Sie haben ihre Landwirte dazu verpflichtet, ihre
Tierbestände abzubauen", sagt Christina Ledermann, Vorsitzende des
Bundesverbandes Menschen für Tierrechte.

Überfällig: Gesamtstrategie für eine Agrarwende

Das 2015 veröffentlichte Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats für
Agrarpolitik (3) enthält diverse Maßnahmen für einen grundlegenden Umbau
des Systems. Der Tierrechtsverband fordert, dass Landwirtschaftsministerin
Klöckner aus diesem Gutachten sowie anderen Ansätzen, wie höheren Abgaben
auf tierische Produkte, der Einbeziehung der industriellen Landwirtschaft
in das CO2-Steuersystem sowie der Umstrukturierung der
EU-Agrar-Subventionen, zügig eine Gesamtstrategie entwickelt.

"Wenn unsere Landwirtschaftsministerin auf ihre eigenen Berater hören
würde, könnte sie mehrere drängende Probleme auf einmal lösen. Das
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats enthält wirkungsvolle Maßnahmen
für mehr Tier- und Klimaschutz sowie zur Reduzierung der Nitratbelastung
der Böden. Das Konzept für den Umbau des schädlichen Agrarsystems liegt
längst auf dem Tisch. Jetzt muss es endlich umgesetzt werden. Die Zeit
drängt!", appelliert Ledermann.




Anmerkungen:

(1) Sonderbericht des Weltklimarats (IPCC)

https://www.de-ipcc.de/media/content/Hauptaussagen_SRCCL.pdf

(2) Studie des Öko-Instituts

http://p376185.mittwaldserver.info/fileadmin/user_upload/Dateien/Daten/Publikationen/Hintergrund/Quantifizierung_Ma%C3%9Fnahmenvorschl%C3%A4ge_2030_Landwirtschaft_-_Klima-Allianz_Deutschland.pdf

(3) Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik

http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ministerium/Beiraete/Agrarpolitik/GutachtenNutztierhaltung.pdf?__blob=publicationFile

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. September 2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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MELDUNG/074: BMU und Abfallwirtschaft einig über Erreichen der Klimaziele 2030 (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 3. September 2019

BMU und Abfallwirtschaft einig über Erreichen der Klimaziele
2030

Abfallwirtschaft will Treibhausgase aus Deponien senken



Die deutschen Deponiebetreiber verpflichten sich dazu, die
Treibhausgasemissionen aus Deponien deutlich abzusenken. Bis zum Jahr
2027 soll der Austritt des klimaschädlichen Methans schrittweise um eine
Million Tonnen CO2-Äquivalente gemindert werden. Deponiegase werden in
Deutschland in der Regel zur nachhaltigen Energiegewinnung genutzt.
Dies soll nun intensiviert werden. Damit ist die Abfallwirtschaft der
erste Wirtschaftssektor, für den eine konkrete Minderungsstrategie
vorliegt, um die Ziele des Klimaschutzprogramms 2030 zu erreichen, das
am 20. September vom Klimakabinett beschlossen werden soll. Gelingen
die Maßnahmen, würde die Abfallwirtschaft ihre Treibhausgasemissionen
gegenüber 1990 um 87% senken können, - einer, verglichen mit anderen
Sektoren, besonders starken Verringerung. Das Bundesumweltministerium
unterstützt dieses Vorhaben im Rahmen der Nationalen
Klimaschutzinitiative. Der Parlamentarische Staatssekretär Florian
Pronold hat heute die Selbstverpflichtung des Interessenverbandes
Deutscher Deponiebetreiber (InwesD) auf der Deponie "Vereinigte Ville" 
bei Köln entgegengenommen.

Parlamentarischer Staatssekretär Pronold: "Die deutsche
Abfallwirtschaft zeichnet sich schon jetzt im europäischen Vergleich
durch sehr geringe Treibhausgasemissionen aus. Das liegt daran, dass
wir in Deutschland schon seit langem Abfälle trennen und aufbereiten
und unvorbehandelte Abfälle nicht deponiert werden dürfen. Heute machen
wir einen weiteren wichtigen Schritt für den Klimaschutz in der
Abfallwirtschaft. Mit der freiwilligen Selbstverpflichtung zeigen die
deutschen Deponiebetreiber, dass sie die Herausforderung der
Klimaschutzziele 2030 annehmen und erfolgreich umsetzen werden."

Bis zum Jahr 2005 durften in Deutschland unvorbehandelte Abfälle auf
Deponien abgelagert werden. Durch die Zersetzung dieser Abfälle
entsteht auch heute noch Methan, was als Treibhausgas 25-mal schädlicher
ist als CO2. Weltweit gesehen sind Deponien heute die drittgrößte
Methanquelle. In Deutschland nehmen die auf Deponien entstehenden
Gasmengen aufgrund der Weiterentwicklung der Kreislaufwirtschaft seit
den 1990er Jahren kontinuierlich ab. Die bei InwesD organisierten
Deponiebetreiber haben sich nun einstimmig dafür entschieden, weitere
Maßnahmen zu ergreifen, um die Treibhausgasemissionen aus Deponien
zusätzlich zu senken.

Die deutschen Klimaschutzziele für 2030 im Bereich der
Abfallwirtschaft sehen eine Minderung auf fünf Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente vor. 2016 lagen sie bei 10,5 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalenten. Mit den angestrebten Einsparungen von zusätzlich einer
Million Tonne können die Emissionen sogar auf 4,5 Millionen Tonnen
CO2-Äquivalente im Jahr 2030 gesenkt werden. Damit würden die
Klimaschutzziele 2030 für die Abfallwirtschaft nicht nur erreicht,
sondern unterschritten werden. Sollte die Selbstverpflichtung nicht
erfolgreich verlaufen, würden ordnungsrechtliche Maßnahmen seitens BMU
erfolgen.

Die Gase, die auf Deponien entstehen, werden in Deutschland in
Blockheizkraftwerken auf Deponien zur Energiegewinnung genutzt. Ein
Teil des klimaschädlichen Methans entweicht jedoch in die Atmosphäre.
Deswegen werden seit dem 1 Juli 2019 Maßnahmen gefördert, die zu einer
optimierten Gasfassung auf Deponien beitragen. So kann ein größerer
Anteil der Deponiegase zur nachhaltigen Energiegewinnung genutzt
werden. Für ältere Deponien, die nur noch eine geringe Gasbildung
aufweisen, soll die Förderung sogenannter Deponiebelüftungsprojekte
ausgeweitet werden. Durch gezieltes Zuführen von Luft in den
Deponiekörper, kann die Methanbildung unterbunden werden sowie die
Stabilität der Deponie langfristig gesichert werden. Das BMU
unterstützt diese Maßnahmen mit 62 Millionen Euro aus der Nationalen
Klimaschutzinitiative (NKI).

Weitere Informationen

Die Nationale Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeriums NKI:

 https://www.klimaschutz.de/

Mit der NKI fördert und initiiert das Bundesumweltministerium
Klimaschutzprojekte in Deutschland, und leistet so einen wichtigen
Beitrag zum Erreichen der nationalen Klimaschutzziele.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 145/19, 03.09.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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AMPHIBIEN/146: Erstes Bestimmungsbuch für alle afrikanischen Amphibien (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 23.08.2019

Erstes Bestimmungsbuch für alle afrikanischen Amphibien



Welche Frösche, Kröten, Blindwühlen und Salamander gibt es in Afrika?
Egal ob Forschende oder Laien, die jeweilige Art schnell und einfach
zu bestimmen, ist jetzt mit dem ersten Amphibien-Feldführer möglich,
der vom Wissenschaftler des Museums für Naturkunde Berlin, Mark-Oliver
Rödel, zusammen mit einem Kollegen aus Südafrika erstellt wurde. Das
Buch soll auch dazu dienen, mehr über afrikanische Amphibien in
Erfahrung zu bringen und so gegen das Amphibiensterben helfen.

Der allererste umfassende Feldführer gibt einen Überblick über 788
Frosch-und Krötenarten, 23 Blindwühlen- und vier Salamanderarten.
Dafür haben sich die Wissenschaftler Mark-Oliver Rödel vom Museum für
Naturkunde Berlin, und Alan Channing von der North-West Universität in
Potchefstroom, Südafrika, zusammengetan. Das Ziel: Durch das
Bestimmungsbuch "Field Guide to the Frogs and other amphibians of
Africa" Forschenden, Studierenden, Laien, Parkrangern und Touristen
die Vielfalt der Amphibien auf dem afrikanischen Kontinent zugänglich
zu machen. Mit dem Buch wird erstmals eine schnelle Bestimmung der
einzelnen Arten möglich. Eine langwierige Recherchearbeit ist nicht
mehr notwendig. Diese ist insbesondere für viele afrikanische
Studenten, mit keinem oder nur schlechten Zugang zu internationaler
Literatur meist unmöglich. Zu jeder Art gibt es ein oder mehrere
Fotos, eine Kurzbeschreibung der wichtigsten Bestimmungsmerkmale, der
Biologie und des Lebensraums sowie eine Verbreitungskarte, soweit
bekannt. Insbesondere der Hinweis auf fehlende Informationen soll zu
eigenen Beobachtungen anregen. Außerdem gibt es viele nützliche Tipps
für die Feldforschung.

"Wir hoffen mit dem Buch dazu beitragen zu können, dass sich eine
breitere Masse an Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, aber auch
Laien für die afrikanischen Amphibien interessieren", sagt Mark-Oliver
Rödel, Wissenschaftler am Museum für Naturkunde Berlin, und ergänzt:
"Durch ein wachsendes Bewusstsein für die unterschiedlichen Arten und
Lebensräume können Amphibien letztendlich besser geschützt werden."
Der südafrikanische Zoologe Alan Channing, ergänzt: "Bislang gehören
afrikanischen Amphibien zu den am wenigsten erforschten Arten
weltweit."

Afrikas Amphibien-Vielfalt fasziniert die beiden Wissenschaftler. So
lebt zum Beispiel der rote Gummifrosch, Phrynomantis microps, in den
Savannen Westafrikas, wo es bis zu sechs Monate andauernde
Trockenzeiten gibt. Da die Frösche nicht graben können, müssen sie
andere feuchte Verstecke nutzen, um diese Zeit zu überleben. Um in den
Kolonien der über zwei Zentimeter großen Kadaverameisen zu überleben,
und für die Besitzer unsichtbar zu bleiben, produziert und verteilt
der Frosch zwei spezielle Eiweiße auf seiner Haut. Ein weiterer Frosch
mit "Superkräften" ist der Kreideriedfrosch, Hyperolius nitidulus, der
bei Temperaturen über 35 Grad Celsius seine Farbe von Braun nach Weiß
wechselt, um die Sonnenstrahlen zu reflektieren und so nicht zu
überhitzen.

Die Biologie der meisten Amphibienarten Afrikas ist aber noch
unbekannt. Die Autoren glauben, dass viele weitere spektakuläre
Anpassungen zu entdecken sind. Selbst die Artenzahl ist längst nicht
erfasst. Rödel schätzt, dass es doppelt so viele Amphibienarten in
Afrika gibt, wie bislang bekannt sind. "Wie schlimm das
Amphibiensterben in Afrika ist, können wir so schwer sagen, weil es
kaum alte Daten gibt, mit denen wir heutige Daten vergleichen können.
Für die Zukunft ändert sich das jetzt hoffentlich durch unser
Bestimmungsbuch", meint Rödel.

Im Juni 2019 erschien das Werk bei Struik Nature, Penguin Random
House, in Südafrika. Es ist ab September in Europa für 29,49 Euro als
Taschenbuch oder als E-Paper (14,16 Euro) in englischer Sprache zu
erwerben.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news722336

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und

Biodiversitätsforschung - 23.08.2019

WWW: http://idw-online.de
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MASSNAHMEN/144: Eizellenentnahme bei Nördlichen Breitmaulnashörnern weiterer Meilenstein für Rettung (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 23.08.2019

Erfolgreiche Eizellenentnahme bei Nördlichen Breitmaulnashörnern -
ein weiterer Meilenstein für ihre Rettung



Es gibt nur noch zwei Nördliche Breitmaulnashörner auf der Welt, beide
sind Weibchen. Diese charismatischen Dickhäuter vor dem Aussterben zu
bewahren erscheint unmöglich - doch ein internationales Team aus
WissenschaftlerInnen und Tierärzten hat erstmals eine Prozedur
durchgeführt, die eine assistierte Reproduktion ermöglicht, um das
Unmögliche dennoch zu erreichen. Am 22. August 2019 hat das Team
erfolgreich Eizellen der weiblichen Tiere gewonnen.




[image: Foto: © Ami Vitale]

Najin (links) und Fatu (rechts) sind die letzten zwei Nördlichen
Breitmaulnashörner auf der Erde. Dieses Foto entstand im Ol Pejeta
Conservancy in Kenia in ihrem 700 Hektar großen Gehege.

Foto: © Ami Vitale



Die erstmals in Nördlichen Breitmaulnashörnern durchgeführte Prozedur
fand im Ol Pejeta Reservat in Kenia statt. Die Eizellen werden nun mit
eingefrorenen Spermien eines bereits verstorbenen Bullen künstlich
befruchtet. Ein im Labor erzeugter Embryo soll später einer
Leihmutter, einer Südlichen Breitmaulnashornkuh, eingesetzt werden.
Die Eizellenentnahme ist das Resultat der erfolgreichen Zusammenarbeit
des Leibniz-Instituts für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW) mit
dem Zoo Dvur Králové, Avantea sowie der Ol Pejeta Conservancy und dem
Kenya Wildlife Service (KWS). Ermöglicht wurde der Eingriff durch
Fördermittel des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF).

Da die letzten verbliebenen Nördlichen Breitmaulnashorn-Weibchen Najin
und Fatu aus physiologischen Gründen keine Schwangerschaft austragen
können, liegt die Hoffnung zur Rettung dieser Nashörner allein in der
Entwicklung hochspezialisierter Techniken der assistierten
Reproduktion und der künstlichen Befruchtung. Die erfolgreiche
Eizellenentnahme ist einer von vielen notwendigen Schritten - jeder
davon echte Pionierarbeit - um die Nördlichen Breitmaulnashörner vor
dem endgültigen Aussterben zu bewahren. "Der Eingriff ist das Resultat
jahrelanger Forschung, Entwicklung, Anpassung und Übung. Sowohl die
Methode als auch das dafür nötige Equipment musste von Grund auf neu
entwickelt werden", erklären Prof. Thomas Hildebrandt (Leibniz-IZW)
und Dr. David Ndeereh (KWS), die die Prozedur geleitet haben. "Wir
konnten insgesamt 10 Eizellen entnehmen -fünf von Najin und fünf von
Fatu - und damit zeigen, dass beide Weibchen noch in der Lage sind,
Eizellen zu produzieren, und uns helfen können, diese wunderbaren
Geschöpfe zu retten".

Die Prozedur wurde mit einem selbst entwickelten medizinischen
Spezialgerät durchgeführt, mit dessen Hilfe das Team von
Ultraschallbildern geleitet unreife Eizellen (Oozyten) aus den
Eierstöcken der Weibchen entnehmen konnte. Die Tiere waren während des
Eingriffs narkotisiert. "Das Anästhesieren der Tiere verlief ohne
Komplikationen, obwohl beide Nashörner seit fünf Jahren nicht mehr
immobilisiert wurden", sagen Frank Göritz (Leibniz-IZW) und Stephen
Ngulu (Ol Pejeta).

"Dass wir 10 Eizellen gewinnen konnten, ist ein großartiger Erfolg und
ein Beweis dafür, was wir mit der einzigartigen Kooperation von
WissenschaftlerInnen, ExpertInnen in Zoos und TierschützerInnen im
Feld erreichen können. Es gibt auch für jene Tiere Hoffnung, die
unmittelbar vom Aussterben bedroht sind", fügt Jan Stejskal vom Zoo
Dvur Králové hinzu. In diesem tschechischen Zoo wurden beide Tiere
geboren. Die Zusammenarbeit vom Zoo Dvur Králové, der Ol Pejeta
Conservancy und dem KWS ermöglichte es im Dezember 2009, dass Najin
und Fatu - damals noch in Begleitung zweier inzwischen verstorbener
Männchen - nach Kenia gelangten. Es bestand die Hoffnung, dass sie
sich nahe ihres natürlichen Lebensraums auf natürlichem Wege
fortpflanzen würden. Obwohl Fortpflanzungsversuche verzeichnet wurden,
kam es zu keiner Schwangerschaft. "Nach einem umfassenden
Gesundheitscheck im Jahr 2014 kamen wir zum Schluss, dass beide
Weibchen aufgrund unterschiedlicher gesundheitlicher Probleme keinen
Nachwuchs austragen können", erklärt Dr. Robert Hermes vom
Leibniz-IZW. Die beiden Männchen - Suni und Sudan - starben in den
Jahren 2014 und 2018. Proben ihrer Spermien wurden in flüssigem
Stickstoff konserviert in der Hoffnung, dass sich Techniken der
assistierten Reproduktion rasch genug entwickeln lassen, um ihre Gene
an eine neue Generation weitergeben zu können.

"Die gestrige Eizellenentnahme versetzt uns erstmalig in die Lage, die
Idee von der Herstellung von Embryos des Nördlichen Breitmaulnashorns
im Labor Wirklichkeit werden zu lassen", sagt Cesare Galli von
Avantea, dem italienischen Labor für hochentwickelte
Biotechnologieforschung und Tierreproduktion. Avantea wird die
Eizellen nun mit kryo-konservierten Spermien von Suni und Saut
befruchten.

"Auf der einen Seite sind wir von Ol Pejeta darüber bestürzt, dass die
Zahl der Nördlichen Breitmaulnashörner weltweit auf nur zwei
Individuen gesunken ist - ein Zeugnis davon, auf welch bedenkliche Art
und Weise die Menschen mit ihrer Umwelt umgehen. Auf der anderen Seite
sind wir sehr stolz darauf, dass wir Teil jener bahnbrechenden Arbeit
sind, die den letzten Hoffnungsschimmer für die Nördlichen
Breitmaulnashörner darstellt. Wir hoffen, dass dies auch dazu
beiträgt, dass die Menschheit verinnerlicht, dass ein
verantwortungsbewusster Umgang mit der Umwelt kein Luxus, sondern eine
Notwendigkeit ist", sagt Richard Vigne, Managing Director von Ol
Pejeta.

"Die Beschlüsse, die die Welt in dieser Woche auf der im Moment
stattfindenden CITES-Tagung in Genf fassen wird, sollten sich an den
gemeinsamen Bemühungen der Rettung der letzten nördlichen
Breitmaulnashörner orientieren. Der aktuelle Rettungsversuch durch
Einsatz modernster Reproduktionstechniken sollte die Aufmerksamkeit
der ganzen Welt auf die Notlage aller Nashörner lenken und uns dazu
bringen, Fehlentscheidungen zu vermeiden, die die Strafverfolgung
untergraben und die Nachfrage nach Horn fördern", sagt Hon. Najib
Balala, Kabinettsminister für Tourismus und Wildtiere in Kenia.

"Es freut mich sehr, dass diese internationale Zusammenarbeit uns
dabei helfen wird das nördliche Breitmaulnashorn vom Aussterben zu
bewahren. Die Rettung der Nashörner berührt mich sehr, gerade vor dem
Hintergrund, dass vor kurzer Zeit das letzte Männchen Sudan an
Altersschwäche gestorben ist", erklärt Brig. (Rtd) John Waweru,
Direktor vom Kenya Wildlife Service.

Die Prozedur ist Teil eines internationalen Forschungsprojekts mit dem
Namen "BioRescue", zu dessen Konsortium das Leibniz-IZW, Avantea und
der Zoo Dvur Králové gehören. Es wird vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) gefördert und entwickelt zwei Ansätze für
den Artenschutz maßgeblich weiter. Neben der Pionierarbeit auf dem
Gebiet der Assistierten Reproduktion und In-Vitro-Fertilisation
arbeitet das Projektteam auch an Techniken und Methoden zur
Herstellung von künstlichen Gameten (Eizellen und Spermien) aus
Stammzellen. Dafür werden gesicherte Gewebeproben von Nördlichen
Breitmaulnashörnern in pluripotente Stammzellen transformiert, die
wiederum zu primordialen Keimzellen weiterentwickelt werden können.
Diese reifen dann zu Eizellen oder Spermien - und steigern damit
sowohl die Zahl und Qualität der für die In-Vitro-Fertilisation zur
Verfügung stehenden Gameten. Zudem kann auch die genetische Vielfalt
maßgeblich erhöht werden. Der Stammzell-Ansatz wird durch die
BioRescue-Projektpartner Max-Delbrück-Zentrum für Molekulare Medizin
(MDC), Universität Kyushu in Japan, sowie Northwestern University in
den USA vorangebracht.

Die gesamte Prozedur der Eizellenentnahme am 22. August wurde
innerhalb eines ethischen Rahmenwerks durchgeführt. Dieses wurde von
der Tierethikerin Dr. Barbara de Mori von der Universität Padua
gemeinsam mit den WissenschaftlerInnen und Tierärzten des Konsortiums
entwickelt. "Wir haben eine dezidierte ethische Risikoanalyse
entwickelt, die das gesamte Team auf alle möglichen Szenarien eines
solchen Eingriffs vorbereitet und sicherstellt, dass das Tierwohl der
beiden Individuen in sehr hohem Maße Eingang in die Gestaltung der
Prozedur fand", erklärt de Mori. Die Eizellentnahme wurde in
Übereinstimmung mit kenianischen Gesetzen und internationalen
Regularien durchgeführt.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.olpejetaconservancy.org/saving-the-northern-whites/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news722349

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution245
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V. - 23.08.2019
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FORSCHUNG/1540: Neue Methode zur Überwachung von CO2-Quellen am Meeresboden (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 21.08.2019

Neue Methode zur Überwachung von CO2-Quellen am Meeresboden



Die Speicherung von Kohlendioxid im Meeresboden gehört zu jenen
Maßnahmen, die der Weltklimarat IPCC zur Begrenzung des Klimawandels
diskutiert. Doch bislang gibt es keine bewährten Methoden, um mögliche
CO2-Leckagen unter Wasser auf großen Meeresbodenflächen zu überwachen.
Mit Hilfe natürlicher Gasquellen vor Italien haben Forscherinnen und
Forscher des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel nun
Modelle entwickelt, die bei der Planung eines Leckage-Monitorings
helfen könnten. Die Studie erscheint heute in der internationalen
Fachzeitschrift Environmental Science & Technology.

Mit der Verringerung von Treibhausgasemissionen alleine sind die Ziele
des Klimaschutzabkommens von Paris mittlerweile kaum noch zu
erreichen. Deshalb diskutiert der Weltklimarat IPCC zusätzliche
Maßnahmen, um die Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphäre
zu verringern. Kohlendioxid, das bei der Verbrennung fossiler
Energieträger entsteht, könnte zum Beispiel eingefangen oder direkt
aus der Atmosphäre entfernt werden und anschließend in geologischen
Lagerstätten gespeichert werden. Der norwegische Konzern Equinor
(ehemals Statoil) betreibt schon seit 1996 eine derartige Anlage zur
Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid. Sie injiziert jährlich
etwa eine Megatonne CO2 in eine wasserführende Sandstein-Schicht
unterhalb der Nordsee. Allerdings werden noch immer zuverlässige
Möglichkeiten diskutiert, das Austreten des Treibhausgases aus solchen
untermeerischen Speichern effektiv zu überwachen.

In diesem Zusammenhang haben Forscherinnen und Forscher des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel natürliche vulkanische
Quellen von Kohlendioxid vor der Küste Italiens untersucht. Mit den
Erkenntnissen aus diesen Untersuchungen haben sie Modelle entwickelt,
die zur Sicherheitsüberwachung zukünftiger submariner CO2-Lagerstätten
angewendet werden können. Die entsprechende Studie erscheint heute in
der internationalen Fachzeitschrift Environmental Science & Technology
der American Chemical Society (ACS).

Die Speicherung von Kohlendioxid in Gesteinsschichten unterhalb des
Meeresbodens stellt im Vergleich zur Speicherung an Land ein
geringeres Risiko für den Menschen dar. Sollte Gas aus dem Meeresboden
austreten, löst es sich im Meerwasser auf. Allerdings kann es dort den
pH-Wert senken und das lokale marine Ökosystem schädigen. "Derzeit
gibt es keine etablierte Methode, um solche Kohlendioxidleckagen zu
lokalisieren und die Gesamtmenge des austretenden Gases zu bestimmen,
wenn sich die Austrittsstellen über ein mehrere hundert Quadratmeter
großes Gebiet des Meeresbodens erstrecken", sagt Dr. Jonas Gros vom
GEOMAR, Erstautor der neuen Studie. Er und seine Kolleginnen und
Kollegen untersuchten daher Veränderungen des pH-Wertes in der
Umgebung von natürlichen Kohlendioxidaustritten in der Nähe von
Panarea, einer kleinen Insel vor der Küste Nordsiziliens.

Bei Taucheinsätzen und mit Hilfe schiffsbasierter Instrumente
sammelten sie Gas- und Wasserproben nahe der Austrittstellen. Das Team
nutzte diese Daten, um ein von ihm entwickeltes Computermodell zu
testen, das pH-Änderungen im Meerwasser infolge von
Kohlendioxidaustritt vorhersagen soll. Diese Simulation ergab, dass
über 79 Prozent des Kohlendioxids schon in einem Abstand von vier
Metern zum Meeresboden gelöst sind.

Das Team fand auch heraus, dass das Modell ein Muster der pH-Variation
in den Gewässern um die Gasquellen vorhersagen konnte, das mit den
gemessenen Sensor-Daten vergleichbar war. "Damit kann das neue Modell
als Leitfaden für Strategien zur routinemäßigen Überwachung von
CO2-Speichern im Meeresboden und zur Abschätzung der Auswirkungen von
Kohlendioxidemissionen in die lokale Meeresumwelt dienen", betont Dr.
Gros.

Originalpublikation:

Gros, J., M. Schmidt, A. W. Dale, P. Linke, L. Vielstädte, N. Bigalke,
M. Haeckel, K. Wallmann, S. Sommer (2019): Simulating and quantifying
multiple natural subsea CO2 seeps at Panarea Island (Aeolian Islands,
Italy) as a proxy for potential leakage from sub-seabed carbon storage
sites. Environmental Science & Technology.

https://doi.org/10.1021/acs.est.9b02131

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news721183

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 21.08.2019

WWW: http://idw-online.de
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MEDIEN/201: Natur und Landschaft, Sept. 2019, "Naturparke - Großschutzgebiete mit Entwicklungspotenzialen" (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 3. September 2019

Naturparke - Großschutzgebiete mit Entwicklungspotenzialen

- Schwerpunktausgabe der Fachzeitschrift "Natur und Landschaft" zu
Naturparken erschienen

- BfN-Präsidentin: "Naturparke können Naturschutz und nachhaltige
Regionalentwicklung erfolgreich miteinander verbinden."



Bonn, 03. September 2019: Naturparke umfassen etwas mehr als 28
Prozent der Landesfläche Deutschlands. Sie weisen daher eine Fülle an
unterschiedlichen Lebensräumen und große Potenziale zum Schutz sowie
zur Pflege und Entwicklung der Natur- und Kulturlandschaften auf.
Dennoch sind Naturparke öffentlich bislang meist wenig sichtbar. Die
heute erscheinende Schwerpunktausgabe der Fachzeitschrift "Natur und
Landschaft" befasst sich in zehn Beiträgen mit den vielfältigen
Aufgaben der deutschen Naturparke und gibt zugleich einen Ausblick zu
deren weiteren Entwicklungsmöglichkeiten.

"In den deutschen Naturparken leben rund 18 Millionen Menschen.
Deshalb kommt den Naturparken neben der Erhaltung der biologischen
Vielfalt auch in vielen anderen Aufgabenbereichen eine besondere Rolle
zu", betont BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel. "Zu den zentralen
Handlungsfeldern der Naturparkverwaltungen zählen neben Naturschutz
und Landschaftspflege nachhaltige Regionalentwicklung, Erholung und
möglichst naturnaher Tourismus sowie die Bildung für nachhaltige
Entwicklung. Angesichts dieser umfassenden und auch gesetzlich
vorgegebenen Tätigkeitsfelder sowie ihrer großen Flächenausdehnung
bieten Naturparke bei einer entsprechenden finanziellen und
personellen Ausstattung gute Möglichkeiten, Naturschutz mit
nachhaltiger Regionalentwicklung sowie regionaler Wertschöpfung
erfolgreich zu verknüpfen. Dies sollte künftig noch weiter ausgebaut
werden", sagt die BfN-Präsidentin.

Vor diesem Hintergrund setzen sich die Autorinnen und Autoren der
aktuellen Doppelausgabe 9/10-2019 von "Natur und Landschaft" mit
Naturparken als Modellregionen für nachhaltige Entwicklung und den
damit einhergehenden Leistungen für Natur und Gesellschaft
auseinander. Zugleich nehmen sie die Aufgaben und Herausforderungen
von Naturparken in den Blick. Nach einem einführenden Beitrag zur
Geschichte der Naturparkentwicklung blickt ein weiterer Beitrag über
Deutschland hinaus mit der Frage: "Was kann Deutschland von anderen
europäischen Staaten für die Weiterentwicklung der Naturparkarbeit
lernen?"

Das in der Nationalen Strategie zur Erhaltung der biologischen
Vielfalt der Bundesregierung enthaltene Ziel, mindestens 30 Prozent
der Landesfläche Deutschlands bis 2020 als Naturparke zu schützen, ist
heute annähernd erreicht. Umso mehr rückt nun die
Qualitätsverbesserung der Naturparke in den Vordergrund, etwa indem
die seit 2006 durchgeführte Qualitätsoffensive Naturparke
fortentwickelt und aktuelle Naturparkpläne ausgearbeitet werden.
Vorteile und Nutzen der Qualitätsoffensive sowie strukturelle
Voraussetzungen einer erfolgreichen Naturparkarbeit werden in
separaten Beiträgen herausgearbeitet.

Viele Parke setzen sich mit den aus der Energiewende resultierenden
Raumansprüchen und Landschaftsveränderungen auseinander und verfolgen
das Ziel, verstärkt in die Planungen zu erneuerbaren Energien
einbezogen zu werden. Des Weiteren können die Naturparke die Umsetzung
von Natura 2000 in ihren Gebieten unterstützen, denn etwa ein Drittel
der Natura-2000-Flächen liegen in Naturparken. Außerdem verfügen
Naturparke über Potenzialflächen für Wildnisgebiete und große
Prozessschutzflächen, die dazu beitragen können, die von der
Bundesregierung festgelegten Wildnisziele der Nationalen Strategie zur
biologischen Vielfalt zu erreichen.

Wie groß die Anteile an Naturschutzgebieten, Landschaftsschutzgebieten
und Natura-2000-Flächen in den Naturparken sind und welche Schlüsse
daraus gezogen werden können, analysiert eine aktuelle GIS-Auswertung,
auf deren Basis weitergehende Überlegungen zur Fortentwicklung der
Gebietskulissen vorgestellt werden. Die Schwerpunktausgabe schließt
mit einem Beitrag zur Weiterentwicklung und Fortschreibung der
Aufgaben und Ziele deutscher Naturparke ("Wartburger Programm 2030").

Über die Zeitschrift

"Natur und Landschaft" ist die älteste Fachzeitschrift für Naturschutz
und Landschaftspflege im deutschsprachigen Raum, herausgegeben vom
Bundesamt für Naturschutz (BfN). Die Monatszeitschrift richtet sich an
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Fachbehörden, Gutachterinnen
und Gutachter, Planungsbüros, Studierende, Verbandsangehörige,
Politikerinnen und Politiker und die interessierte Öffentlichkeit.
Jede Ausgabe enthält begutachtete Original-Aufsätze von Fachautorinnen
und -autoren zu aktuellen Themen aus Naturschutz und
Landschaftspflege. Dazu erscheinen zahlreiche Kurzbeiträge und weitere
Nachrichten in verschiedenen Rubriken. Außerdem gibt es in jedem
Jahrgang Schwerpunktausgaben zu Themen von besonderem Interesse. Die
Zeitschrift erscheint im Verlag W. Kohlhammer.

Bezug:

Die Doppelausgabe kann:

- als gedrucktes Heft beim Verlag W. Kohlhammer GmbH,
Zeitschriftenauslieferung, 70549 Stuttgart, telefonisch 0711
7863-7280, per Fax 0711 7863-8430 oder per E-Mail
vertrieb@kohlhammer.de zu einem Preis von 16,70 Euro versandkostenfrei
bestellt werden.

- als Screen-PDF-Datei ab September 2019 zu einem Preis von 14,80 Euro
unter www.natur-und-landschaft.de herunter geladen werden. Bei einem
Online-/Zusatz-Online-/Kombi-Abonnement ist der Zugang zur
Screen-PDF-Datei der Gesamtausgabe enthalten.

Einzelartikel aus dieser Ausgabe können gegen eine geringe Gebühr
(2,95 Euro/Artikel) unter www.natur-und-landschaft.de als
Screen-PDF-Datei heruntergeladen werden.

Bei jedem Abonnement ist der kostenfreie Zugang zu den
Screen-PDF-Dateien der Einzelartikel seit 2010 enthalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.09.2019

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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ÖKOSYSTEME/136: "Alles fliesst" im Ökosystem (idw)


Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 05.08.2019

"Alles fliesst" im Ökosystem



Ein Wissenschaftlerteam, geleitet vom Max-Planck-Institut für
Biogeochemie in Jena, ist den Geheimnissen der im Boden gelösten
organischen Verbindungen ein großes Stück näher gekommen. Die in
Nature Geoscience aktuell veröffentlichte Studie zeigt, dass die
gelösten Moleküle nicht etwa stabile Abbauprodukte darstellen. Sie
werden umgekehrt als kontinuierliche Zwischenprodukte verschiedenster
mikrobieller Auf- und Abbauaktivitäten gebildet, während sie mit dem
Wasser den Boden passieren. Die organischen Moleküle geben daher
Aufschluss über biogeochemische Vorgänge im Boden, den Zustand ganzer
Ökosysteme und Umweltveränderungen.

Unsere Böden sind von großer Bedeutung für das Klima. Sie spielen eine
Schlüsselrolle beim Zusammenspiel zwischen Atmosphäre, Pflanzen, und
den bodenbewohnenden Mikroorganismen, und kontrollieren dadurch den
Austausch von Kohlendioxid zwischen der Landoberfläche und der
Atmosphäre. Abhängig von Klima und Bewirtschaftung ändert sich die
Aktivität von Bodenmikroorganismen, welche Pflanzenreste zersetzen und
damit Kohlenstoff wieder in die Atmosphäre freisetzen. Die
biogeochemischen Prozesse zwischen den Pflanzen, der Atmosphäre und
den Boden-Mikroorganismen werden durch tausende verschiedene, im
Wasser gelöste organische Stoffe vermittelt, die dabei als Träger von
Energie und Nährstoffen wirken. Eine detaillierte Analyse dieser
gelösten organischen Stoffe kann Informationen über die Vorgänge im
Ökosystem liefern.

Der Wasserkreislauf verknüpft Vorgänge des Ökosystems

Im Bodenwasser sind diese Informationen verfügbar: Die Biosphäre auf
der Landoberfläche ist durch den Boden bis hin zum Grundwasser durch
Wasserflüsse miteinander verbunden. In Analogie zum
Blutkreislaufsystem tierischer Organismen sind daher die Stoffflüsse
des Ökosystems und die daran beteiligten Prozesse im Bodenwasser
nachvollziehbar. Um diese Informationen "lesen" zu können,
untersuchten die Wissenschaftler Bodenwasser mittels
ultra-hochauflösender Massenspektrometrie in der Arbeitsgruppe von
Prof. Dr. Thorsten Dittmar an der Universität Oldenburg. Dr.
Vanessa-Nina Roth, ehemalige Wissenschaftlerin am Max-Planck-Institut
für Biogeochemie und Erstautorin der Studie, erklärt: "Mit dieser
hochsensiblen Technik können wir erstmals bis zu zehntausend
verschiedene Moleküle in einer Wasserprobe erfassen; zusätzlich können
wir auch bestimmen, aus welchen Atomen die verschiedenen Moleküle
bestehen." Über ihre Zusammensetzung werden auch Eigenschaften der
Moleküle, wie Größe und Struktur erkannt, und damit deren
Klassifizierung und wahrscheinliche Funktion.

"Alles fliesst" bei organischen Verbindungen im Boden

Roth und ihre Kollegen konnten erstmals zeigen, dass die gelösten
organischen Moleküle ständigen Veränderungen unterliegen und neu
eingetragene organische Verbindungen während ihrer Passage im Boden
kontinuierlich ab- und umgebaut aber auch wieder zusammengesetzt
werden. Die frühere Lehrmeinung, dass sich im Bodenwasser
hauptsächlich stabile, nicht mehr umsetzbare Abbauprodukte anhäufen,
war somit widerlegt. Dr. Markus Lange, federführender Autor der Studie
am Max-Planck-Institut führt weiter aus: "Sobald wir wissen, wie sich
die gelösten organischen Moleküle verändern, können wir auf die
Prozesse rückschließen, die zu diesen Veränderungen beigetragen haben.
So bekommen wir einen tieferen Einblick in das Zusammenspiel von
Pflanzen und Bodenorganismen." Letzteres ist für die Forscher von
großem Interesse, da es Aufschluss über wichtige Umweltprozesses gibt.
Die Mikroorganismen zersetzen die pflanzlichen Abfälle, recyceln die
organischen Verbindungen und stellen neue Moleküle zur Verfügung.
Dabei gehen sie selektiv vor, indem sie den Pflanzen stickstoffhaltige
Verbindungen liefern und Kohlenstoff an Mineralien binden. Damit sind
sie ein zentrales Bindeglied im Kohlenstoff- und Nährstoffkreislauf
der Böden.

Wasseranalytik ermöglicht Erkenntnisse für Ökosysteme

Lange resümiert: "Die Entschlüsselung der im Bodenwasser gelösten
organischen Stoffe auf molekularer Ebene ist deshalb ein bedeutender
Schritt, um die Funktionsweise von Ökosystemen zu verstehen." Nach
Meinung der Forscher ist die hier verwendete ultra-hochauflösende
Massenspektrometrie ein wichtiges Werkzeug in der Umweltforschung und
analytik, welches zukünftig entscheidend dazu beitragen wird,
Stoffkreisläufe und Veränderungen in Ökosystemen besser zu verstehen.
Prof. Dr. Gerd Gleixner, Leiter der Forschungsgruppe am
Max-Planck-Institut und Initiator der Studie, erläutert: "Dass wir nun
auf molekularer Ebene besser erkennen können, wie Pflanzen,
Mikroorganismen und der Boden miteinander interagieren, ermöglicht
uns, genauer und viel schneller abzuschätzen, wie Ökosysteme mit den
sich verändernden Umweltbedingungen wie extremer Hitze oder
Trockenheit umgehen. Damit sind wir dem Etablieren eines
Frühwarnsystems für Ökosystem-Veränderungen einen großen Schritt näher
gekommen."

Die Studie wurde am 05.08.2019 in der Fachzeitschrift Nature
Geoscience veröffentlicht. Dem internationalen Forscherteam gehörten
weiterhin an: Dr. Norbert Hertkorn (Helmholtz Zentrum München,
Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt), Robert I.
Griffiths und Timothy Goodall (Centre for Ecology & Hydrology in
Wallingford, Großbritannien), Liesje Mommer, Natalie J. Oram
(Universität Wageningen, Niederlande), Alexandra Weigelt (Universität
Leipzig) und Carsten Simon, Sebastian Bucher und Perla G.
Mellado-Vázquez (Max-Planck-Institut für Biogeochemie, Jena).

Originalpublikation:

Persistence of dissolved organic matter explained by molecular changes
during its passage through soil

Vanessa-Nina Roth, Markus Lange, Carsten Simon, Norbert Hertkorn,
Sebastian Bucher, Timothy Goodall, Robert I. Griffiths, Perla G.
Mellado-Vázquez, Liesje Mommer, Natalie J. Oram, Alexandra Weigelt,
Thorsten Dittmar, Gerd Gleixner

NatureGeoscience, doi 10.1038/s41561-019-0417-4



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41561-019-0417-4 Link zur Publikation

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news720179

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1377
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biogeochemie - 05.08.2019
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ÖKOSYSTEME/135: Einflüsse von Massenaussterbeereignissen auf Ökosysteme (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 05.08.2019

Einflüsse von Massenaussterbeereignissen auf Ökosysteme



Aussterbeereignisse zeigen sich nicht nur allein durch Verluste in der
Artenvielfalt, sondern können auch nachhaltige Konsequenzen für
Sedimenteigenschaften, Bodengemeinschaften, Nährstoffkreisläufe und
damit ganze Ökosysteme haben. Forschende des Museums für Naturkunde
Berlin präsentieren dazu Ergebnisse in einer kürzlich veröffentlichten
Studie im Fachblatt Lethaia.

Bioturbation, das heißt die Durchwühlung des Meeresbodens durch
grabende Organismen, ist ein wichtiges Kennzeichen von intakten
Ökosystemen. So sorgt eine umfassende Umlagerung der oberen
Sedimentschichten für eine hinreichende Versorgung mit Sauerstoff, den
Transport von Nährstoffen im lockerem Meeresboden und ermöglicht damit
die Herausbildung von komplexen Nahrungsnetzen und vielgestaltigen
Wechselbeziehungen in marinen Lebensräumen.

Dass Aussterbeereignisse nicht nur Biodiversität selbst verringern,
sondern auch solch entscheidende Ökosystemfunktion ausschalten,
diskutieren Forschende des Museums für Naturkunde anhand von ca. 358
Millionen Jahre alten Spurenfossilen aus Marokko in einer kürzlich
veröffentlichten Studie im Fachblatt Lethaia.

So findet sich in den Schichten des untersten Karbons Lagen, die durch
das von Gliederfüßern (Trilobiten und Krebsen) verursachte
Spurenfossil Cruziana dominiert werden. Diese Form erhält sich jedoch
nur in hinreichend verfestigten, also nicht durchwühlten Sedimenten.
"Diese eigentlich für das Frühpaläozoikum typische Erhaltungsform
verschwindet mit der fortschreitenden Evolution und ökologischen
Diversifizierung. Sie wird in jüngeren Sedimentabfolgen kaum
beobachtet," erklärt Richard Hofmann, Postdoktorand am Museum für
Naturkunde Berlin und Erstautor der Studie.

Einige Ausnahmen gibt es aber: Massenaussterbeereignisse können
Ökosysteme nachhaltig schädigen, was sich in der fehlenden
Sedimentumlagerung und folglich der Ausbreitung von früh verfestigten
Meeresböden zeigt, da sie nicht durch grabende Organismen durchwühlt
wurden. Für das größte Aussterben am Ende des Perms sind diese Effekte
gut dokumentiert. Die Schichten aus Marokko wurden kurz nachdem
sogenannten Hangenberg-Event abgelagert, welches zwar ein weniger
drastisches aber dennoch globales Aussterbeereignis darstellt.

Die Spurenfossilvergesellschaftung zeigt, dass nur die
Sedimentoberfläche von Generalisten besiedelt war, die lediglich
flache Gräben im festen Meeresboden hinterließen. Hätte es eine
diverse Bodengemeinschaft gegeben, hätten diese Spuren gar nicht
angelegt werden können, oder wären durch die spätere Umlagerung nicht
erhalten geblieben. Dies scheint ein wichtiges Merkmal für hinreichend
große Massenaussterbereignisse zu sein.

Die weiteren Konsequenzen für das System Erde sind schwer
abzuschätzen. "Man weiß nicht was passiert, wenn man auf globaler
Ebene in den Meeren die Bioturbation verliert" warnt Hofmann.
"Nährstoffkreisläufe und die Versorgung mit Sauerstoff in tiefere
Sedimentschichten könnten so stark eingeschränkt werden, dass
Ökosysteme, ähnlich dem Verlust von Riffen, einen Großteil ihrer
Komplexität verlieren". Solche paläontologischen Studien geben
wichtige Hinweise darauf, welche Folgen auch der derzeitige
Artenschwund haben könnte.

Hofmann R., Gutwasser, B., Hüneke, H., Korn D. 2019: Firm evidence for
a post-extinction ichnofauna: earliest Carboniferous Cruziana
reticulata assemblage from the Anti-Atlas of Morocco.

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1111/let.12345

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news720159

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323
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Quelle:
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Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
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PROTEST/158: "Altmaier darf Klimaschutz bei Europas Hausbank EIB nicht gefährden" (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 3. September 2019

Protest am Mittwoch: 

Altmaier darf Klimaschutz bei Europas Hausbank EIB nicht gefährden




Deutschland droht eine einmalige Gelegenheit für mehr Klimaschutz in
Europa zu verpassen. Derzeit handeln die zuständigen Ministerien die
deutsche Position zur Reform der Energiefinanzen bei der Europäischen
Investitionsbank (EIB) aus. Die EIB ist die größte multilaterale
Geldgeberin der Welt. Der Entwurf für die neue Energierichtlinie ist
trotz einiger Schwächen aus Sicht von Klimaschutzgruppen sehr gut.
Demnach will die EIB ab 2021, bis auf wenige Ausnahmen, keine fossilen
Energieprojekte mehr finanzieren. Stimmen die Mitgliedsstaaten auf der
EIB-Verwaltungsratssitzung Anfang kommender Woche zu, wäre das ein
Meilenstein für den europäischen Klimaschutz mit Strahlwirkung auf
andere Finanzinstitutionen. Deutschland spielt als einer der vier
größten Teilhaber der EIB eine zentrale Rolle.

Das an der Entscheidung beteiligte Bundeswirtschaftsministerium setzt
sich jedoch intensiv für den Ausbau der Gasinfrastruktur ein - und
damit für Vorhaben, die teuer und unnötig sind, außerdem
klimapolitisch verheerend wirken würden. Mit dieser Position könnte
Wirtschaftsminister Peter Altmaier eine positive Haltung der
Bundesregierung blockieren. Schon eine Enthaltung wegen Uneinigkeit in
der Regierung hätte eine fatale Wirkung. Um dies zu verhindern,
fordern die Aktivist*innen mehrerer Umwelt- und Klimaschutz-NGOs die
Mitarbeiter*innen des Ministeriums zum Umlenken auf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.09.2019

Herausgeber:

urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Tel.: 02583/1031, Fax: 02583/4220

urgewald Büro Berlin

Marienstr. 19/20, 10117 Berlin

Tel.: 030/28482271, Fax: 030/28482279

Internet: www.urgewald.org
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VERKEHR/1191: Flughafen Frankfurt - neue Flugroute mit weniger Lärmbelastung (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 19.08.2019

Flughafen Frankfurt: neue Flugroute mit weniger Lärmbelastung



Das Forum Flughafen und Region (FFR) hat heute eine neue Abflugroute
für den Flughafen Frankfurt vorgestellt. Die Entscheidung über die
optimierte Route ist das Ergebnis eines ausführlichen
Diskussionsprozesses mit der Bevölkerung und den von der Veränderung
betroffenen Kommunen. Dieser war im Frühjahr 2018 gestartet und ist
Teil des Maßnahmenprogramms Aktiver Schallschutz. Das Öko-Institut hat
den Prozess wissenschaftlich begleitet.

Nördliche Flugroute empfohlen

Der heute vorgestellte neue Verlauf der Flugroute liegt im Vergleich
zur bisher genutzten Route "AMTIX kurz" deutlich weiter nördlich -
zwischen dem Darmstädter Stadtteil Wixhausen und der Gemeinde
Erzhausen. Beide werden durch die Maßnahme stärker von Lärm belastet.
Im Gegenzug werden in den dichter besiedelten Darmstädter Stadtteilen
Arheilgen und Kranichstein tausende Einwohner von Fluglärm entlastet.
An diesen führt die Route AMTIX kurz heute dicht vorbei. Die nun
empfohlene Variante schneidet hinsichtlich ihrer Lärmwirkung im
Vergleich zu acht anderen Optionen am besten ab und wurde daher vom
FFR zur Umsetzung empfohlen. Über die Maßnahme berät nun als nächstes
die Fluglärmkommission Frankfurt. "Die Verlegung von Flugrouten und
damit die Verlagerung von Fluglärm ist immer ein Abwägungsprozess",
erläutert Christoph Brunn, Leiter der wissenschaftlichen Begleitung am
Öko-Institut. "Wichtig war allen Beteiligten, dass in der Gesamtbilanz
die Anzahl der von Fluglärm hochbelästigten Menschen möglichst stark
sinkt und die Anzahl der Hochbetroffenen nicht steigt."

Hintergrund zum Konsultationsprozess

Anfang 2018 hat das FFR beschlossen, weitere Maßnahmen zum Schutz vor
Fluglärm umzusetzen. Ein Schwerpunkt des Programms Aktiver
Schallschutz war dabei, dicht besiedelte Gebiete des Darmstädter
Nordens zu umfliegen, um so Lärmbelastungen für möglichst viele
Menschen zu reduzieren. Dafür sollte die Abflugroute "AMTIX kurz"
verändert werden. Insgesamt hat das FFR acht neue Routen entwickelt
und deren Lärmwirkungen sowohl für den Tag als auch die Nacht
miteinander verglichen. Wie sich die Routenverlegung auf die Menschen
unter anderem in Darmstadt, Erzhausen und auch in anderen Kommunen
konkret auswirken, wurde von Juni bis Ende 2018 in einer öffentlichen
Konsultation mit der Bevölkerung vor Ort diskutiert. Im Verlaufe
dieses Prozesses haben Expertinnen und Experten lokale Entlastungen
und Belastungen abgewogen, um die beste Gesamtbilanz zu ermitteln.
Zudem wurden weitere im Rahmen des Konsultationsprozesses eingebrachte
Optionen und Vorschläge geprüft. Das Öko-Institut hat die Arbeiten
koordiniert und die Ergebnisse für das Konsultationsverfahren
aufbereitet und vorgestellt. Als Ergebnisse der Diskussionen hat das
FFR unter anderem das zur Beurteilung der Lärmwirkung genutzte
Instrumentarium noch einmal angepasst und zusätzliche Varianten
geprüft. "Wir haben die Lärmauswirkungen von insgesamt acht Optionen
mit Hilfe des Frankfurter Fluglärm Index 2.0 geprüft", fasst Christoph
Brunn den Konsultationsprozess zusammen. "Nachdem wir alle Vorschläge
transparent bewertet und mit den Kommunen sowie Bürgerinnen und
Bürgern sehr vertrauensvoll und sachlich diskutiert haben, lautet die
Empfehlung des FFR nun, die heute vorgestellte neue Variante
umzusetzen, um so Darmstadt-Arheilgen und Kranichstein zu entlasten."



Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit
der Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und
Strategien, wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global, 
national und lokal um-gesetzt werden kann. Das Institut ist an den 
Standorten Freiburg, Darmstadt und Berlin vertreten.

www.oeko.de

blog.oeko.de

twitter.com/oekoinstitut

www.oeko.de/e-paper

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news720726

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429


Weitere Informationen

Stellungnahme des Expertengremiums aktiver Schallschutz zur Maßnahme
"Laterale Optimierung AMTIX kurz"

(https://www.aktiver-schallschutz.de/massnahmen/siedlungszentren-umfliegen/laterale-optimierung-amtix-kurz/stellungnahme-des-ffr/)

Website "Konsultationsverfahren AMTIX kurz" des Forums Flughafen &
Region

(https://konsultation.aktiver-schallschutz.de/konsultation-zu-amtix-kurz/)

Weitere Informationen zum Maßnahmenprogramm Aktiver Schallschutz des
Öko-Instituts

(https://www.oeko.de/presse/archiv-pressemeldungen/2018/schutz-vor-fluglaerm-neues-massnahmenprogramm-aktiver-schallschutz-am-flughafen-frankfurtmain-vorges/)

Website "Aktiver Schallschutz" des Forums Flughafen & Region

(https://www.aktiver-schallschutz.de/)

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 19.08.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





STÖRFALL/041: AKW Neckarwestheim bleibt unsicher (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - BUND Kommentar, 2. September
2019

AKW Neckarwestheim bleibt unsicher



Stuttgart. Das AKW Neckarwestheim befindet sich zurzeit in Revision
und ist deshalb abgeschaltet. Wie mit dem Umweltministerium
vereinbart, wurden bei der Revision alle 16.000 Heizrohre einer
Untersuchung unterzogen. Dabei wurden bei circa 1,2 Prozent der Rohre
sicherheitstechnisch relevante rissartige Wanddickenschwächungen
festgestellt. Die Untersuchungen wurden angeordnet, nachdem bereits
2018 bei 101 Rohre entsprechende Schäden entdeckt wurden.

"Im Koalitionsvertrag hatte Grün-Schwarz noch erklärt, bei der
Überwachung der Atomkraftwerke keine Abstriche zu machen", erklärt
Brigitte Dahlbender, Vorsitzende des BUND Baden-Württemberg. "Das ist
nun eindeutig nicht der Fall. Das Umweltministerium als
Aufsichtsbehörde hatte 2018 der EnBW AG grünes Licht gegeben und ihr
erlaubt, mit einer geänderten chemischen Zusammensetzung der
Flüssigkeiten das AKW weiterzubetreiben. Nun hat die EnBW selbst den
Beweis dafür geliefert, dass sie ihr AKW nicht im Griff hat. Das
Prinzip Hoffnung reicht nicht. Neckarwestheim darf nach der Revision
nicht wieder ans Netz gehen."

Der BUND weist darauf hin, dass ein derartiger Störfall schon im Jahr
2014 vom AKW-Fachmann Helmut Mayer beschrieben wurde. Mayer beschreibt
ein Szenario, in dem Wasser aus dem Sekundärkreislauf durch Risse in
den Heizrohren in den Primärkreislauf gelangt und den Borgehalt im
Primärkreislauf so weit verdünnt, dass im Reaktor auch bei
eingefahrenen Steuerstäben eine unkontrollierbare Kettenreaktion
stattfindet und damit im schlimmsten Fall ein Super-GAU starten würde.

Das erscheint auf den ersten Blick sehr unwahrscheinlich, da der Druck
im Primärkreislauf unter Betriebsbedingungen sehr viel höher ist als
im Sekundärkreislauf. Bei einem Heizrohrleck wird jedoch der Druck
automatisch angeglichen, um zu vermeiden, dass radioaktives Wasser aus
dem Primär- in den Sekundärkreislauf und in die Umwelt gelangt.
Aufgrund physikalischer Gesetze können bei der Druckabsenkung im
Primärkreislauf Dampfblasen entstehen. Dann kommt es in dem Szenario
zu Kavitation der Hauptkühlmittelpumpen und zum Eindringen von
unboriertem Wasser in aus dem Sekundär- in den Primärkreislauf.

Mayer kommentiert 2014: "Dieser Störfallverlauf ist bisher weder in
den Betriebshandbüchern der Kernkraftwerke beschrieben noch mit dem
Betriebspersonal geschult oder trainiert worden, und er ist auch den
Kernkraftwerks-Krisenstäben nicht bekannt".

Die Reaktorsicherheitskommission hat sich im Dezember 2014 mit diesem
Szenario befasst und erklärt, die Menge an borfreiem Wasser, die in
den Reaktorkreislauf eindringen könne, reiche nicht aus, um zu einer
nicht beherrschbaren Kettenreaktion zu führen. Dem hält der
Diplomingenieur in einem Interview mit dem .ausgestrahlt-magazin
entgegen, dass ihre Berechnung nur funktioniert, wenn das
Volumenregelsystem des Reaktors nicht verfügbar ist. Dieses System
wird auf das Eindringen von Wasser aus dem Sekundärkreislauf mit der
Entnahme von boriertem Wasser reagieren, was zur weiteren Verdünnung
führt.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.09.2019
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ARTENRAUB/297: Vom Moa bis zum Kakapo - Millionen Jahre Evolution in Neuseeland verloren oder bedroht (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 05.08.2019

Vom Moa bis zum Kakapo - Millionen Jahre Evolution in Neuseeland
verloren oder bedroht



Neue Forschungsergebnisse, an denen auch Luis Valente vom Museum für
Naturkunde Berlin beteiligt war zeigen, dass es 50 Millionen Jahre
dauern würde, bis die seit der Ankunft der Menschen in Neuseeland
ausgestorbene Vogelwelt wiederhergestellt wäre. Wenn Arten, die
derzeit als potenziell gefährdet eingestuft werden ebenfalls
aussterben würden, wären nochmals 10 Millionen Jahre erforderlich. Die
langen Zeiträume zeigen die langfristigen Folgen des vom Menschen
verursachten Aussterbens auf die natürliche Evolutionsdynamik der
Inseln.

Die Neuseeländischen Inseln sind die Heimat vieler einzigartiger Tier-
und Pflanzenarten, die nirgendwo sonst zu finden sind. Seit der
Ankunft des Menschen sind jedoch durch die Einführung invasiver Arten,
die Zerstörung von Lebensräumen und die Übernutzung durch
Landwirtschaft viele Arten verloren gegangen. Einer der verheerendsten
Aussterbewellen in Neuseeland sind mehr als 70 Vogelarten zum Opfer
gefallen. Derzeit sind viele der überlebenden Arten bedroht. Während
die Auswirkungen des Menschen auf die Artenzahl Neuseelands bekannt
sind, gab es bisher keine Studie, die den Einfluss des Menschen auf
die Evolutionsgeschichte der Inseln untersucht hat.

Alfred Russel Wallace bezeichnete die neuseeländische Fauna als
"wunderbar isoliert", und sie ist tatsächlich einzigartig. Im
Gegensatz zu anderen großen Landmassen war die Fauna Neuseelands von
Vögeln dominiert, und es gab keine Säugetiere außer Fledermäusen. Als
die Menschen die Inseln besiedelten, fanden sie den flugunfähigen Moa,
den größten Adler der Welt und das nationale Symbol des Landes - den
Kiwi - vor. Nach der Ankunft der Maori und später der Europäer starben
Dutzende von Vogelarten aus, darunter alle Moas. Von den Arten, die
diese Aussterbewelle überlebt haben, sind viele evolutionär isoliert
und derzeit gefährdet, darunter der große Nachtpapagei Kakapo und der
flugunfähige Rallenvogel Takahe.

Luis Valente (Museum für Naturkunde Berlin, Naturalis Biodiversity
Center und University of Groningen) und Juan Carlos Garcia Ramirez von
der Massey University (Neuseeland) sammelten zusammen mit Rampal
Etienne von der University of Groningen (Niederlande) Daten über
ausgestorbene und lebende Vögel in Neuseeland, wobei der Schwerpunkt
auf einheimischen Landvögeln und ihren nahen Verwandten lag. Sie
erforschten genetische und fossile Daten, die von anderen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern über Jahrzehnte hinweg
produziert wurden und alle bekannten neuseeländischen Arten abdecken,
einschließlich derjenigen, die in den letzten 800 Jahren seit der
Ankunft der Menschen ausgestorben sind. Mittels Computersimulationen
kann nun vorhergesagt werden wie lange es dauern würde, bis die Inseln
die Anzahl der verlorenen Arten wiedererlangen würden: Mindestens 50
Millionen Jahre würde es dauern, um zu der Zahl der Arten
zurückzukehren, die vor der Ankunft des Menschen vorhanden war. Wenn
derzeit bedrohte Arten auch noch aussterben würden, wären weitere
sechs Millionen Jahre nötig, um zur heutigen Vielfalt zurückzukehren.
Wenn Arten, die derzeit als potenziell gefährdet eingestuft werden,
ebenfalls aussterben würden, wären nochmals 10 Millionen Jahre
erforderlich. Die überraschend langen Zeiträume veranschaulichen die
Folgen des vom Menschen verursachten Aussterbens auf die langfristige,
natürliche Evolutionsdynamik auf den Inseln. Glücklicherweise können
die großen Vogelschutzmaßnahmen Neuseelands noch verhindern, dass
Millionen von Jahren Evolutionsgeschichte weiter verloren gehen.

Die Forschung wurde unter anderem durch Mittel der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG), der Niederländischen Organisation für
wissenschaftliche Forschung (NWO) und des Massey University Fund
unterstützt.



Publiziert in: 

Valente L., Etienne R.S., Juan-C Garcia R. Deep macroevolutionary
impact of humans on New Zealand's unique avifauna. Current Biology,


http://cell.com/current-biology/fulltext/S0960-9822(19)30785-7 

DOI: 10.1016/j.cub.2019.06.058

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news720184

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und

Biodiversitätsforschung - 05.08.2019
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GENTECHNIK/243: Artenschutz oder Einfallstor - USA diskutieren über Gentech-Kastanie (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 11.07.2019

Artenschutz oder Einfallstor: Die USA diskutieren über eine 
Gentech-Kastanie



Ein Pilz hat die amerikanische Kastanie nahezu ausgerottet. Nun sollen
gentechnisch veränderte und dadurch resistente Kastanien die Art
wiederbeleben. Doch der Widerstand gegen eine Freisetzung wächst.

Für die indigenen Völker Amerikas und die weißen Siedler war die
amerikanische Kastanie überlebenswichtig. Die riesigen Bäume lieferten
essbare Früchte und wertvolles Bauholz. Dadurch entstand eine tiefe
Bindung der Menschen zu diesem Baum, der inzwischen fast ausgestorben
ist. Denn zu Beginn des 20. Jahrhunderts begann ein vermutlich aus
Japan eingeschleppter Pilz die Bäume zu befallen und zerstörte die
riesigen Bestände. Versuche, auf traditionelle Weise resistente
Kastanien zu züchten, brachten keinen Erfolg. Nun soll es die
Gentechnik richten.

Wissenschaftler der Universität von New York haben Weizen-Erbgut in
die Kastanie eingeschleust. Sie soll damit ein Enzym produzieren, das
die Wirkungskette des Pilzes unterbricht und ihn dadurch unschädlich
macht. Die Forscher haben bei den US-Behörden die Erlaubnis beantragt,
die gentechnisch veränderte (gv) Kastanie in die Wälder der Ostküste
zu pflanzen - mit dem Ziel, eine aussterbende Art zu retten. Den
Widerstand dagegen führt die Campaign to STOP GE Trees an.

Die Gegner der Freisetzung argumentieren mit deren völlig unbekannten
ökologischen Auswirkungen. Die Pollen von Gentech-Bäumen könnten über
Hunderte Kilometer verbreitet werden. Zudem sei das hochkomplexe
Ökosystem Wald weitgehend unerforscht, ebenso die Auswirkungen von
Gen-Manipulationen auf das Wurzelwerk der Bäume und die zugehörigen
Pilze
und Bodenbakterien. Die US-Behörden hätten nicht einmal ein Regelwerk,
um diese Risiken von Gentech-Bäumen überhaupt zu erfassen, schreibt
die Campaign.

Sie sieht in der geplanten Kastanien-Freisetzung vor allem eine
PR-Aktion, um die öffentliche Meinung gegenüber Gentech-Bäumen positiv
zu
beeinflussen. Aus diesem Grund hätten Monsanto und ArborGen die
Forschungen unterstützt. ArborGen entwickelt selbst gentechnisch
veränderte Bäume und drängt auf deren Zulassung. Die Freisetzung der
Gentech-Kastanie wäre ein Einfallstor für weitere Gentech-Bäume wie
gv-Eukalyptus oder gv-Pappeln, die vor allem für die industrielle
Forstwirtschaft gedacht seien, schreibt die Campaign. Widerstand kommt
auch von den indigenen Völker im Osten der Vereinigten Staaten. Sie
lehnen gentechnische Eingriffe in die Natur aus spirituellen Gründen
ab und befürchten, dass sich die Gentech-Kastanie auch in ihren
Wäldern ausbreiten könnte. [lf]



The Campaign to STOP GE Trees: Biotechnology For Forest Health? The
Test Case of the Genetically Engineered American Chestnut (April
2019)

https://stopgetrees.org/wp-content/uploads/2019/04/biotechnology-for-forest-health-test-case-american-chestnut-report-WEB-1.pdf

The Ecologist: Tree biotech and the American chestnut (13.06.2019)


https://theecologist.org/2019/jun/13/tree-biotech-and-american-chestnut

The New Food Econoy: Researchers can restore the American chestnut
through genetic engineering. But at what cost? (29.04.2019)

https://newfoodeconomy.org/american-chestnut-restoration-genetic-engineering-indigenous-sovereignty-gmo/

Pacific Standard: The Most Controversial Tree in the World
(25.06.2019)

https://psmag.com/ideas/most-controversial-tree-in-the-world-gmo-genetic-engineering

Infodienst: Dossier Gentechnik-Bäume

https://www.keine-gentechnik.de/dossiers/baeume/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33748/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Baden-Württemberg: 25 Prozent Gentech-Soja in Lebensmittelproben,
23.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33780/

EU-Kommission lässt zehn Gentech-Pflanzen zu, 20.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33776/

Boris Johnson will Gentechnikrecht liberalisieren, 08.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33763/

Lebensmittel ohne Gentechnik: zehn Milliarden Euro im zehnten Jahr,
06.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33760/

Bayer verkauft weniger Gentechnik-Saatgut, 30.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33759/

Fast 150 Anmeldungen für Bürgerkonferenz zur 'Biotechnik',
29.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/1/nachricht/33756/

Bundesinstitut plant 'Bürgerkonferenz' mit 20 Laien zur 'Biotechnik',
24.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33756/

Schweiz: Feldversuch mit Gentech-Gerste ab 2020, 22.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/1/nachricht/33754/

 * 

Quelle:

Nachricht, 11.07.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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GENTECHNIK/242: USA - Gentech-Weizen verärgert Landwirte (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 09.07.2019

USA: Gentech-Weizen verärgert Landwirte



Auf einem unbepflanzten Feld im US-Bundesstaat Washington ist
gentechnisch veränderter (gv) Weizen MON 71800 gefunden worden. Wie
die amerikanische Kontrollbehörde für Tier- und Pflanzengesundheit
(APHIS) im Juni mitteilte, ist der Weizen gegen das Pflanzengift
Glyphosat resistent. Er soll nicht in die Lebensmittelkette gelangt
sein.

Entdeckt wird solcher gv-Weizen meist, wenn eine Ackerfläche mit einem
glyphosathaltigen Unkrautvernichter freigemacht werden soll und einige
Ähren das überleben. Da in den USA schon öfter nicht zugelassener
gv-Weizen aufgetaucht ist, haben die US-Behörden 2016 strengere Regeln
für Freilandversuche erlassen. So müssen Forscher sich solche Versuche
seither genehmigen lassen. Mithilfe von Auflagen will APHIS das Risiko
minimieren, dass der gv-Weizen sich außerhalb der Versuchsfelder
ansiedelt oder nach dem Ende der Versuche dort weiterwächst. APHIS
wies daraufhin, dass es in den USA derzeit nicht erlaubt ist,
gv-Weizen kommerziell anzubauen oder zu verarbeiten.

Wie eine Sprecherin des Chemiekonzens Bayer der Nachrichtenagentur
Reuters sagte, habe sich an dem aktuellen Fundort früher eine
Versuchsfläche ihres Tochterunternehmens Monsanto befunden. Der
amerikanische Saatgutgigant war 2018 von Bayer aufgekauft worden.
Monsanto hatte in den 1990er und 2000er Jahren dort
glyphosatresistenten Weizen entwickelt, den es zusammen mit seinem
glyphosathaltigen Spritzmittel Round up verkaufen wollte. Im Jahr 2004
stellte Monsanto die Versuche jedoch ein, da amerikanische Landwirte
befürchteten, gv-Weizen in Übersee nicht verkaufen zu können. Offenbar
zu recht. Wie die Webseite 'Farm and Dairy' (deutsch: Bauernhof und
Milchwirtschaft) berichtete, hatten Länder wie Japan und Korea seit
2013 sämtliche amerikanische Weizenlieferungen auf zwei gentechnisch
veränderte Weizensorten hin untersucht. Einige asiatische Länder
verboten den Import von US-Weizen zeitweise komplett.

Die Landwirte seien frustriert, dass jetzt schon wieder gv-Weizen
gefunden wurde, teilte der Verband der amerikanischen Weizenhändler
(USW) mit: "Sie fühlen sich hilflos, weil sie nicht wissen, wie sie
das Problem lösen sollen." Als die Behörde des
Landwirtschaftsministeriums USDA den Fund bekannt gab, sei noch nicht
einmal klar gewesen, um welche gv-Weizensorte es sich handele,
kritisierte der Verband. Da könne doch keiner abschätzen, wie die
Importländer reagierten. Bereits 2018 war in Alberta, Canada, 2016 im
US-Bundesstaat Washington, 2014 in Montana und 2013 in Oregon nicht
zugelassener gv-Weizen gefunden worden. [vef]



USDA APHIS: USDA Investigating Detection of Genetically Engineered
(GE) Wheat in Washington State (7.6.2019)

https://www.aphis.usda.gov/aphis/newsroom/stakeholder-info/sa_by_date/2019/sa-6/ge-wheat

Reuters: USDA investigates unapproved GMO wheat found in Washington
state (8.6.2019)

https://www.reuters.com/article/us-usa-wheat-gmo-idUSKCN1T900O

KTIC Radio - National Association of Wheat Growers: Joint Statement on
New Discovery of GE Wheat Plants (10.6.2019)

http://kticradio.com/crops/joint-statement-on-new-discovery-of-ge-wheat-plants/

Farm and Dairy: Genetically modified wheat found in Washington
(14.6.2019)

https://www.farmanddairy.com/news/genetically-modified-wheat-found-in-washington/560051.html

Infodienst: Monsanto-Gentechnik in kanadischem Weizen aufgetaucht
(26.06.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33267/

Dossier: Gentechnik-Weizen

http://www.keine-gentechnik.de/dossiers/gentech-weizen/

UPI.com: USDA identifies unapproved GMO wheat growing wild in
Washington (27.6.2019)

https://www.upi.com/Top_News/US/2019/06/27/USDA-identifies-unapproved-GMO-wheat-growing-wild-in-Washington/6441561660173/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33747/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Baden-Württemberg: 25 Prozent Gentech-Soja in Lebensmittelproben,
23.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33780/

EU-Kommission lässt zehn Gentech-Pflanzen zu, 20.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33776/

Boris Johnson will Gentechnikrecht liberalisieren, 08.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33763/

Lebensmittel ohne Gentechnik: zehn Milliarden Euro im zehnten Jahr,
06.08.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33760/

Bayer verkauft weniger Gentechnik-Saatgut, 30.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33759/

Fast 150 Anmeldungen für Bürgerkonferenz zur 'Biotechnik',
29.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/1/nachricht/33756/

Bundesinstitut plant 'Bürgerkonferenz' mit 20 Laien zur 'Biotechnik',
24.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33756/

Schweiz: Feldversuch mit Gentech-Gerste ab 2020, 22.07.2019

https://www.keine-gentechnik.de/1/nachricht/33754/

 * 

Quelle:

Nachricht, 09.07.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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INITIATIVE/188: Gletscher-Initiative setzt Schweizer Bundesrat unter Druck (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 30. August 2019

Gletscher-Initiative setzt Schweizer Bundesrat unter Druck



Für die Gletscher-Initiative [1] liegen mehr als 100.000
Unterschriften auf dem Tisch. Die Unterschriften wurden mit Hilfe von
WeCollect in nur vier Monaten gesammelt.

Der Bundesrat hat bereits reagiert und verschärft - auf Druck der
Initiative - das Klimaziel der Schweiz. Er will netto Null
Treibhausgasemissionen bis 2050. Doch es fehlen immer noch konkrete
Massnahmen. Es braucht es die Gletscher-Initiative weiterhin aus
folgenden Gründen:

Dass die landwirtschaftlichen Emissionen vom Netto-Null-Ziel mit
erfasst sind, geht aus der Medienmitteilung hervor. Unklar ist aber,
ob auch die Emissionen des internationalen Luftverkehrs erfasst sind.

Wichtig sind der Absenkpfad und ein Kontrollmechanismus. Zweiterer
soll dafür sorgen, dass der geplante Pfad auch eingehalten wird. Die
Gletscher-Initiative schreibt in ihrer Übergangsbestimmung Abs. 2 vor,
dass die Emissionen - im Inland - "mindestens linear" sinken müssen.
Ein solches Bekenntnis fehlt vom Bundesrat. Mit einem bloss linearen
Absenkpfad leistet die Schweiz aber einen ungenügenden Beitrag zum
1,5-Grad-Ziel.

Bundesrätin Sommaruga erwähnte anlässlich der Medienkonferenz die
Möglichkeit, Kompensationen im Ausland anzurechnen. Das ist mit einem
Null-Ziel nicht vereinbar: Wenn die Emissionen weltweit auf null
fallen müssen, kann man nirgends mehr kompensieren. Wenn die Schweiz
auf Auslandkompensationen setzt, solange das noch geht, wird die
Reduktion im Inland danach nur umso schwieriger.

Es fehlt weiter ein klares Bekenntnis zur Dekarbonisierung
(Gletscher-Initiative Absatz 3). Die Dekarbonisierung ist die logische
Konsequenz aus "Netto Null".

Das neue CO2-Gesetz, wie es die Umweltkommission des Ständerats
(UREK-S) zur Zeit berät, ist nicht auf Kurs, weil es die inländischen
Emissionen bis 2030 lediglich um 30 Prozent (gegenüber 1990) senken
will. Es würde sattdessen im Inland eine Reduktion um mindestens 50
Prozent brauchen.

In Zukunft sollen auch "Technologien zum Einsatz kommen, die der
Atmosphäre Treibhausgase dauerhaft entziehen und diese speichern". Das
lehnen wir nicht ab, aber man muss sich bewusst sein, dass es diese
Technologien erst in sehr begrenztem Umfang gibt und ihr künftiges
Potenzial unbekannt ist. Man darf sich nicht darauf verlassen, dass es
sie bald in grossem Umfang geben wird.

Solange es noch unklar ist, welche genauen Massnahmen ergriffen
werden, braucht es die Gletscher-Initiative.


Anmerkung:


[1] https://gletscher-initiative.ch/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LAIRE/306: Insektensterben - Gifte, Pestizide, Bienentod ... (SB)




Innerhalb von drei Monaten dieses Jahres sind in Brasilien über 500
Millionen Bienen gestorben. Unter dringendem Verdacht, das
Massensterben begünstigt oder sogar ausgelöst zu haben, steht der
Pestizideinsatz in der Landwirtschaft. Seit Amtsantritt am 1. Januar
2019 wurden unter Brasiliens neuem Präsidenten Jair Bolsonaro 290
Pestizidprodukte zugelassen, berichtete Mongabay. Darunter seien auch
Mittel, die in der Europäischen Union und den USA verboten sind. [1]

Auch wenn sich das Bienensterben nicht auf Brasilien beschränkt,
sondern weltweit beobachtet wird, und es darüber hinaus auch nicht
nur innerhalb der letzten sieben Monate in dem größten
südamerikanischen Land auftrat, treibt die agrarindustriefreundliche
Bolsonaro-Administration den Trend massiv voran. So hat sie mehr als
1900 zugelassene Pestizide einer Neubewertung unterzogen und die Zahl
der als extrem toxisch eingestuften Mittel von 702 auf 43
zusammengestrichen. Als extrem toxisch gelten nur noch solche
Pestizide, die, wenn sie geschluckt oder eingeatmet werden oder mit
der Haut in Kontakt kommen, lebensbedrohlich sind. Aus der seit 1992
geltenden Kategorie "extrem toxisch" wurden nun jene Mittel
herausgestrichen, die "nur" beispielsweise Geschwüre, Hautverätzungen
oder Hornhauttrübungen auslösen können. Auf diese Weise zeigt
Bolsonaro seine Dankbarkeit gegenüber und tiefe Verbundenheit mit
der Agrarwirtschaft, auf deren Unterstützung er im Wahlkampf
angewiesen war. Eine Hand wäscht die andere.

Ab Oktober 2018 hatten brasilianische Imker in vier Bundesstaaten
über ein Massensterben unter Bienen berichtet. Am stärksten betroffen
war Rio Grande do Sul mit seinem ausgedehnten Sojaanbau. Im
Unterschied zu Nordamerika und Europa, wo schon seit Jahren ganze
Bienenvölker verschwinden und leere Stöcke hinterlassen, sterben die
Bienen in Brasilien innerhalb ihrer Behausungen.

Sofern überhaupt Giftigkeitsprüfungen durchgeführt werden und nicht,
wie aktuell in Brasilien, zahlreiche Wirkstoffkombinationen auf den
Markt kommen, von denen niemand weiß, welche Begleitfolgen sie haben,
sind diese naturgemäß eingeschränkt. Man muß in diesem Fall nicht mit
dem Finger auf Brasilien zeigen, denn alle Verfahren zur Zulassung
neuer Pestizide laufen im Prinzip auf breit angelegte,
unkontrollierte Freilandversuche hinaus. Es ist analytisch gar nicht
möglich, das Schadenspotential eines Wirkstoffs in seiner ganzen
Breite und Vielfalt hundertprozentig zu bestimmen. In
Laborexperimenten und auch noch bei Feldversuchen müssen die
Parameter eingeschränkt werden, um bestimmte Effekte überhaupt
untersuchen zu können. Stets wird abgewogen, welchen Aufwand man
betreiben will, um das Gefahrenpotential einer Substanz zu bestimmen.

Unter Umständen wirken Pestizide eben nicht ausschließlich bei
Zielorganismen, den "Schadinsekten", sondern zum Beispiel auch bei
"Nutzinsekten" wie den Bienen und anderen Bestäubern. Auch
synergistische Effekte (Zusammenwirken mehrerer Wirkstoffe) oder
Langzeitfolgen beispielsweise durch zunächst unterschwellig bleibende
Akkumulationseffekte können niemals gänzlich ausgeschlossen werden.

Jedenfalls hat die Geschichte des chemikaliengestützten
Pestizideinsatzes in der Landwirtschaft, angefangen von DDT in den
1950er Jahren bis zu den Neonicotinoiden in den 1990ern, gezeigt, daß
die Gefahren außerhalb des Labors und Versuchsfelds häufig falsch
eingeschätzt werden. Oder man hat die Gefahren wider besseren Wissens
ignoriert. Für die Agroindustrie kann das Verbot von Pestiziden ein
gutes Geschäft sein, wenn zum Beispiel der Patentschutz für einen
Wirkstoff ausgelaufen ist und an seiner statt ein neues, nunmehr
patentgeschütztes Mittel auf den Markt kommt.

Zu den unter Bolsonaro zugelassenen Pestiziden gehören mindestens
sechs, die Glyphosat enthalten, obgleich die Internationale
Krebsforschungsagentur IARC, die der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) unterstellt ist, Glyphosat als "wahrscheinlich krebserregend"
eingestuft hat. Die brasilianische Regierung hat jetzt neben vielen
Wirkstoffen, die zwar bereits einzeln, aber nicht in Kombination
zugelassen waren, auch zwei gänzlich neue Wirkstoffe freigegeben,
Florpyrauxifen-benzyl und Sulfoxaflor. Ersteres durchläuft zur Zeit
in der EU ein Zulassungsverfahren, bei letzterem besteht der
Verdacht, daß es Bienen schädigt. In Brasilien wird auch Fipronil
verwendet, das seit März 2014 in der EU nicht mehr im Freiland
ausgebracht werden darf, nachdem es wahrscheinlich für den
millionenfachen Bienentod in Europa verantwortlich geworden war.

Im November 2018 sind in Südafrika mehr als eine Million Bienen im
Zusammenhang mit Fipronil umgekommen, meldete die BBC [2], und im
vergangenen Jahr verstarben in den USA vier von zehn Bienenvölkern.
Massensterben unter Honigbienen werden in diesem Jahr auch aus 20
Regionen Rußlands gemeldet. In den letzten 18 Monaten kamen ähnliche
Schreckensmeldungen aus Kanada, Mexiko, Argentinien und der Türkei. [3]

Nicht allein mit den zahlreichen Bränden in diesem Jahr im
Amazonas-Regenwald zwecks Ausdehnung landwirtschaftlicher Flächen
dreht Bolsonaro an den planetaren Stellschrauben. Auch der
Pestizideinsatz in der Landwirtschaft und in dessen Folge der
fortgesetzte Massentod unter Bienen wird weitreichende Folgen für die
auf die Bestäubungsleistung angewiesene Nahrungsproduktion des
Menschen haben. Doch mit solchen Bedenken wird man Bolsonaro nicht
erreichen. Er verfolgt bestimmte Interessen und setzt in
seiner Politik dementsprechende Prioritäten. Bolsonaro ist Präsident
aller Brasilianerinnen und Brasilianer, nur eben nicht der Indigenen,
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, Homosexuellen,
außerparlamentarischen und parlamentarischen Oppositionellen,
Intellektuellen, einfachen Arbeiterinnen und Arbeiter,
Nicht-Evangelikalen, Friedensbemühten, Frauen ...

Der Folterbefürworter Bolsonaro wird ein Erbe hinterlassen, an dem
zukünftige Generationen lange zu tragen haben, sofern er eine volle
Amtszeit übersteht, also ausreichend Zeit hatte, eine Spur der
Verwüstung zu hinterlassen. Der Tod der Bienen paßt zu seiner Politik
der Rücksichtslosigkeit gegenüber jenen, die in seinen Augen als
schwach gelten und nur dazu da sind, seinen Interessen zu dienen. 


Fußnoten:

[1]
https://news.mongabay.com/2019/08/bolsonaro-administration-approves-290-new-pesticide-products-for-use/

[2] https://www.bbc.com/news/world-africa-46345127

[3] https://www.bbc.com/news/newsbeat-49406369

3. September 2019
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AKTION/265: Großes Bündnis mobilisiert für Klimastreik von Fridays for Future (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands

Gemeinsame Pressemitteilung vom 03. September 2019

Großes Bündnis mobilisiert für Klimastreik von Fridays for Future


Am 20. September gehen alle gemeinsam auf die Straße für echten
Klimaschutz



Berlin, 3.9.2019 - Rückenwind für den Klimastreik: Nun schließen sich
auch die Erwachsenen an. Ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis
hat der Fridays-For-Future-Bewegung Unterstützung für den Klimastreik
am Freitag, 20. September, zugesichert. Dann wollen weltweit Menschen
für einen gerechten und wirksamen Klimaschutz auf die Straßen gehen.
Allein bundesweit sind hunderte Klimastreik-Demonstrationen geplant,
täglich kommen weitere hinzu.

"Als breites zivilgesellschaftliches Bündnis rufen wir alle auf, am
20. September gemeinsam mit Fridays For Future auf die Straße zu
gehen. Gemeinsam fordern wir: Klimaschutz jetzt!", hieß es aus dem
Bündnis. "Schließen Sie sich den Demonstrationen von Fridays For
Future in Ihrer Nähe an und unterstützen Sie die jungen Menschen bei
ihrem Protest für eine Zukunft ohne Klimakrise. Denn ihre Warnungen
und Forderungen sind berechtigt. Wenn Jung und Alt jetzt
zusammenstehen, können wir die Regierung zum Handeln treiben."

Im Bündnis engagieren sich Umwelt-, Wohlfahrts-, Kultur- und
Entwicklungsverbände, Kirchen, Klimaschutzinitiativen, Vereine und
soziale Bewegungen. Auch Unternehmen und Gewerkschaften mobilisieren
zur Teilnahme.

Fridays For Future hatte alle Menschen zu einem weltweiten Klimastreik
aufgerufen: "Viele Erwachsene haben noch nicht verstanden, dass wir
jungen Leute die Klimakrise nicht alleine aufhalten können. Das ist
eine Aufgabe für die gesamte Menschheit."

Am Tag des Klimastreiks will das Klimakabinett der Bundesregierung
über die nächsten Schritte in der Klimapolitik entscheiden. Mit den
Beschlüssen reist Bundeskanzlerin Merkel wenige Tage später zum
UN-Sondergipfel nach New York, um sie der internationalen Gemeinschaft
vorzustellen.

Das Bündnis kritisiert: "Bisher hat die Bundesregierung versagt und
liefert statt einer ambitionierten Klimaschutzpolitik nur Worte, denen
keine Taten folgen." Tatsächlich sinken die atmosphärischen
Treibhausgas-Konzentrationen nicht, sondern steigen. Wenn es nicht
gelingt, die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, droht eine
Klimakatastrophe, die nicht mehr aufzuhalten ist.

Weitere Informationen:

www.klima-streik.org #Klimastreik #AlleFürsKlima

Im Koordinierungskreis des Bündnisses engagieren sich:

350.org, Avaaz, BUND, Campact, Greenpeace, Klima-Allianz Deutschland,
NABU, NaturFreunde Deutschlands, Together for Future, Umweltinstitut
München, WWF sowie die Kinder- und Jugendorganisationen
Naturschutzjugend, Naturfreundejugend, BUNDjugend und WWF Jugend.

Eine Liste der mehr als 100 unterstützenden Organisationen finden Sie
auf:

www.klima-streik.org/buendnis

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 03.09.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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AKTIONSTAGE/1025: Coastal Cleanup Camp, 20-22.9. "Kein Müll in Elbe, Nordsee und die Weltmeere" (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 30. August 2019

Coastal Cleanup Camp

Kampfansage: Kein Müll in Elbe, Nordsee und den Weltmeeren

Noch freie Plätze für das 4. Coastal Cleanup Camp - 20.-22. September



Um zu verhindern, dass Müll über die Elbe in die Nordsee und von dort
in die Weltmeere gelangt, veranstaltet die Naturschutzjugend (NAJU)
Hamburg vom 20.-22.- September das Coastal Cleanup Camp. Das
mittlerweile zum vierten Mal stattfinde Camp richtet sich an
Jugendliche im Alter von 16-27 Jahren. Das Camp findet anlässlich des
internationalen Coastal Cleanup Day statt.

Das Coastal Cleanup Camp am Elbufer in Hamburg-Wittenberge bietet
spannende Vorträge, inwieweit der Zero Waste-Gedanke bereits in
Deutschland verbreitet ist. In Workshops, erhalten die
Teilnehmer/innen Anregungen, wie sie im eigenen Alltag Plastikmüll
reduzieren können. Hier geht es um Fragen wie: Woher kommt der Müll in
den Meeren? Wer ist dafür verantwortlich? Was kann jeder einzelne
dagegen tun? Mit dem Boot geht es dann zur Elbinsel Pagensand und zum
Naturschutzgebiet Mühlenberger Loch. Hier wird die Kampfansage gegen
die Gewässerverschmutzung konkret und es findet eine gemeinsame
Müllsammelaktion statt. Bereits im letzten Jahr konnten dort über 1,2
t Müll eingesammelt werden.

"Jedes Stück Müll, das von den Ufern entfernt wird, kann die Meere
nicht mehr belasten. Wir wollen mit dem Camp aktiv zum Umweltschutz
beitragen und die Jugendlichen zum nachhaltigen Handeln anregen",
erklärt Camp-Organisatorin Alexandra Keil der NAJU Hamburg.

Etwa 75 Prozent der bis zu zehn Millionen Tonnen Müll, die jährlich in
die Meere gespült werden, besteht aus Kunststoff. In Europa werden
Jahr für Jahr Millionen Tonnen Plastik ganz selbstverständlich nach
einmaligem Gebrauch weggeworfen. Plastiktüten, Plastikflaschen und
auch Zigarettenkippen gehören zu den häufigsten Fundstücken am Strand.
Der meiste Abfall kommt dabei vom Land, achtlos wegegeworfen und über
Flüsse und den Wind ins Meer getragen.

Die Stiftung Lebensraum Elbe unterstützt als Hauptförderin das Coastal
Cleanup Camp und das dazugehörige Projekt "Die ElbForscher". "Die
Jugendlichen tragen aktiv dazu bei, dass dieser wertvolle Lebensraum
vom Müll befreit wird und, dass der Zero Waste -Gedanke weiter
verbreitet wird ", so Frau Dr. Klocke, Geschäftsführender Vorstand der
Stiftung Lebensraum Elbe.

Für das Coastal Clenaup Camp können sich interessierte Einzelpersonen
von 16-27 Jahren sowie ganze Schulklassen und Gruppen anmelden. Auch
begleitende Lehrkräfte und Gruppenleiter sind herzlich willkommen. Im
Preis sind Teilnahme, Verpflegung und beheizte Gruppenzelte, sowie
abendliches Lagerfeuer und Livemusik enthalten.


4. Coastal Cleanup Camp in Hamburg


	Wann: 20.09. bis 22.09.2019

	Wo: ElbeCamp, Falkensteiner Ufer 101, 22587 Hamburg

	Wer: Interessierte Jugendliche im Alter von 16-27 Jahren sowie Schulklassen/Gruppen

	Kosten: 30 Euro bzw. 20 Euro für NABU/NAJU Mitglieder



Schulklassen haben außerdem die Möglichkeit, bei einer zusätzlichen
Müllsammelaktion am Freitagvormittag, 20. September im
Naturschutzgebiet Mühlenberger Loch teilzunehmen.

Für die bessere Planung bitte verbindlich bis spätestens 11. September
2019 bei der NAJU Hamburg anmelden. Weitere Informationen und
Formulare zur Anmeldung gibt es unter www.naju-hamburg.de.

Für über 27-Jährige gibt es im Rahmen des International Coastal
Cleanup Day weitere Müllsammelaktionen der NABU Gruppen Süd und Altona
im Mühlenberger Loch und am Falkensteiner Ufer. Weitere Infos und
Anmeldung unter sued@nabu-hamburg.de oder altona@nabu-hamburg.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.08.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AKTIONSTAGE/1024: NABU und NuArt vereinen Kunst und Natur - Berlin, 11.-21.9. (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 3. September
2019

NABU und NuArt vereinen Kunst und Natur

Internationale Kunstausstellung mit über 40 Künstler*innen -
Illustrative Weltreise zum Thema Natur- und Umweltschutz - Kulturelle
Veranstaltungen und Thementage



Berlin - Mit einer Begegnung zwischen Mensch und Natur widmet sich das
"PlanetArt - Festival of Nature" im September 2019 der Schönheit und
Zerbrechlichkeit unseres Planeten. Der NABU, NuART und das Kühlhaus
Berlin laden auf eine interaktive Entdeckungsreise durch die
Projektwelten des NABU und eine Ausstellung nationaler und
internationaler Künstlerinnen und Künstler ein. Neben den
Ausstellungen erwartet den Besucher vom 11. bis 21. September 2019 im
Kühlhaus Berlin ein spannendes Festivalprogramm mit Thementagen,
Mitmachevents, Lesungen und Konzerten.

Auf fünf Kontinenten engagiert sich der NABU in unterschiedlichsten
Projekten für den Schutz von Natur und Umwelt. Bei PlanetArt nimmt der
Naturschutzverband seine Besucher mit in die "NABU-Welten". Er stellt
den aktuellen Zustand unseres Planeten dar und zeigt konkrete,
praktische Lösungsmöglichkeiten für aktuelle Probleme auf.

Über 40 Künstlerinnen und Künstler aus aller Welt setzen sich in ihren
Werken mit den brennenden ökologischen Fragen unserer Zeit
auseinander. Auf sechs Stockwerken und insgesamt 3.000 Quadratmetern
Ausstellungsfläche in einem denkmalgeschützten Industriebau im Zentrum
Berlins interpretieren sie in vielfältigen Kunstwerken wie
einzigartig, wunderschön, aber auch gefährdet die Natur unserer Erde
ist. Teil der Ausstellung "About Nature - Natürlich Kunst" werden auch
die Gewinnerinnen der über 300 Einsendungen des PlanetArtist-
Kunstwettbewerbs sein, der im Vorfeld des Festivals stattfand.

Programm und weitere Informationen zum Festival:

www.planet-art-festival.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 03.09.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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AUSSTELLUNG/494: Kunstausstellung "NATUR - MENSCH" in St. Andreasberg, 15.9-13.10. - Vernissage 14.9. (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 8. Juli 2019

Kunstwerke zwischen Natur und Mensch: 25. Kunstausstellung "NATUR -
MENSCH" - 62 Arbeiten aus den Bereichen Malerei, Grafik, Fotografie
und Bildhauerei/Skulptur werden vom 15. September bis 13. Oktober 2019
in Sankt Andreasberg gezeigt



Braunlage. 62 Arbeiten aus den Bereichen Malerei, Grafik, Fotografie
und Bildhauerei/Skulptur wird die diesjährige Kunstausstellung NATUR -
MENSCH unter der Schirmherrschaft des Niedersächsischen
Umweltministers Olaf Lies vom 15.9. bis 13.10.2019 in Sankt
Andreasberg zeigen.

Eine fachkundige Jury hat aus 438 Bewerbungen aus dem In- und Ausland
die diesjährige Ausstellung NATUR - MENSCH zusammengestellt. Auch in
diesem Jahr sind wieder viele Künstler aus fernen Herkunftsländern
dabei, u.a. aus Russland, dem Irak, Dänemark, Kroatien, Polen,
Norwegen, Chile, Österreich, Japan, Türkei, Kirgistan, Kanada,
Bulgarien, Italien, USA, Armenien, Ukraine und China - eine spannende
internationale Resonanz.

Die Jury setzt sich 2019 aus folgenden Persönlichkeiten zusammen:
Detlef Kiep - Maler und Grafiker, Prof. Karl Oppermann - Maler und em.
Prof. der Universität der Künste Berlin, Dr. Peter Peinzger - Maler,
Bildhauer und Philosoph, Dieter Utermöhlen - Maler und Bildhauer,
Peter Genßler - Dipl.-Bildhauer, Maler und Grafiker (Vertreter für
Jens Kilian), Stefan Grote - Bürgermeister der Stadt Braunlage,
Andreas Pusch - Leiter des Nationalparks Harz, Cordula Dähne-Torkler -
Nationalpark Harz, Walter Merz - Pastor ev. Martini-Kirche, und
Theresa Thomas - Vertreterin der kath. Sankt Andreas-Kirche.

Bereits zum 25. Mal findet die Ausstellung an verschiedenen Stellen in
der Oberharzer Bergstadt und Nationalparkgemeinde Sankt Andreasberg
statt. Sie ist traditionell dem Thema und positiven Spannungsfeld
Natur - Mensch gewidmet und greift damit das besondere Anliegen der
beiden Veranstalter, Nationalpark Harz und Stadt Braunlage, auf,
wieder mehr Verständnis für die Natur, natürliche Kreisläufe und
Zusammenhänge zu fördern.

Mit den Mitteln der Kunst will die Ausstellung einen emotionalen
Zugang zu nationalpark- und naturbezogenen Themen ermöglichen.
Weiteres Ziel ist es, einen Beitrag zur Regionalentwicklung für die
Stadt Braunlage mit ihrem Ortsteil Sankt Andreasberg zu leisten. Hinzu
kommen die Kooperation mit Künstlern und die daraus resultierende
Multiplikationswirkung. Künstler sind wichtige Botschafter für den
Naturschutz. In diesem Sinne macht die Verknüpfung von Naturschutz und
Kulturerlebnis diese Ausstellung zu etwas ganz Besonderem.

Der Ausstellung wird am 14. September 2019 um 19 Uhr in der
Rathaus-Scheune in Sankt Andreasberg im Rahmen einer Vernissage
eröffnet. Im Anschluss daran ist die Ausstellung vom 15. September -
13. Oktober 2018 täglich von 11-17 Uhr in der Sankt Andreasberger
Rathausscheune, im Atrium der Sankt Andreas-Kirche und in der
Martini-Kirche zu sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.07.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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AKTION/1486: Leer - Zeitreise auf Schloss Evenburg 'Mamsell Ingrid entlassen' am 10.9.19


Landkreis Leer

Zeitreise auf Schloss Evenburg: "Mamsell Ingrid entlassen"

Theaterführung am 10. September ab 16 Uhr



Das Schloss Evenburg bietet am Dienstag, 10. September ab 16 Uhr eine
Theaterführung mit Mamsell Ingrid an.

Die Mamsell ist untröstlich: soeben hat sie vom Herrn Grafen ihr
Entlassungsschreiben erhalten. Die Besucher der Führung wissen bald
warum und erfahren nebenbei wie das Leben der adeligen Familie und der
Bediensteten aussah, was es mit dem legendären Skandal von Norderney
auf sich hat und warum ihre berühmte Ananasbowle der Mamsell zum
Verhängnis wurde.

Die Gäste erwartet ein amüsanter wie interessanter Spaziergang durch
das Schloss mit der temperamentvollen Mamsell Ingrid.

Mindestteilnehmerzahl zehn Personen, Anmeldung im Schloss unter
Telefon 0491 99756000 erforderlich. Der Eintritt beträgt zehn Euro,
für Kinder bis 17 Jahre ist der Eintritt frei. Treffpunkt ist im Foyer
der Evenburg.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7494: Hanau - Stadtführung "Kunst und Architektur in der Innenstadt" am 8.9.2019


Stadt Hanau

Kunst und Architektur in der Hanauer Innenstadt

Kostenlosen Führung der Tourist-Information zum "Tag des offenen
Denkmals 2019" am Sonntag, 8. September



Kunst und Architektur stehen im Mittelpunkt der Führung von
Stadtführer Dr. Wolfgang Hasenpusch, die die Tourist-Information zum
Tag des offenen Denkmals am Sonntag, 8. September, kostenfrei
anbietet.

Hasenpusch beginnt am Congress Park Hanau, der in gelungenem Maße
historisches und Modernes effizient verbindet und dem Schlossgarten
mit seiner Garten-Architektur und der zweiteiligen Märchenplastik von
Albrecht Glenz. Von hier geht es in die Altstadt auf dem 
Hugenotten-und Waldenser-Pfad. Unterwegs gibt es Märchenfiguren 
bestaunen, die zum Hanauer Märchen-Pfad zählen.

Auch die Neugestaltung des Freiheitsplatzes mit dem Kulturforum und
dem Einkaufs-Center, der moderne zentrale Omnibus-Bahnhof sowie das
Denkmal für den Maler Moritz Daniel Oppenheim werden thematisiert. Der
Neustädter Markt mit seinen flankierenden Säulen-Ensembles, dem
barocken Rathaus aus dem Jahr 1725 sowie dem Nationaldenkmal der
Brüder Grimm liegen ebenso auf der Route. In gerader Linie vom
Rathaus, über den Brunnen, durch die "Paradiesgasse" geht es
schließlich zur Wallonisch-niederländischen Doppelkirche, das Symbol
der Neustadt-Gründung 1597.

Treffpunkt für die Führung der Hanauer Tourist-Information ist um 11
Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme ist kostenfrei. Eine
Voranmeldung ist jedoch unbedingt erforderlich, da die Führung bei
mangelndem Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der
Tourist-Information im Hanauer Rathaus per Telefon unter 06181-295 739
oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim Hanau Laden
am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99. Weitere Informationen
über diese und andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 26. August 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7493: Mönchengladbach - "Mittelalter-Tour - Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel", 8.9.2019


Stadt Mönchengladbach

Am 8. September: Mittelalter-Tour - Von Spießbürgern, Bauern und
Diebesgesindel



Einen kleinen Nachklang auf das Ritterfest Schloss Rheydt bietet die
Mittelalter-Tour "Von Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" der
MGMG am Sonntag, dem 8. September. Die zweistündige Tour startet um 17
Uhr an der Busspur des Parkplatzes Geroweiher am Treffpunktschild
"Stadt-Touren".

Wer schon immer wissen wollte, wie ein Henker sich sein Zubrot
verdiente und welche Kräuter ursprünglich im Abteigarten wuchsen oder
wer sogar einmal "auf den Hund kommen" möchte, kann sich von einem
Stadtführer im historischen Gewand in die Welt des Mittelalters
entführen lassen und einen Alltag kennenlernen, der von Gläubigkeit
und Naturverbundenheit geprägt war.

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich (8 Euro für Erwachsene, 4
Euro für Kinder bis 14 Jahre zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro
Buchung). Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 29. August 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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